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dierfähigkei t zu erreichen, beide stehen also unter dem Anspruch 
der WisHenschafts.propadeutik ••• " (!<uMi am 22.11.74). 
Für den Leistungskurs gilt: 
1. Lernziele und Lerninhalte sind alle verbindlich 
~. Das Anspruchsniveau ist höher zu stecken 
3. Bestit.amte Arbei tswethoden ( s.11/1) sind zu vertiefen 
4. Die Fähigkeit, '1'ransferleistunf;en zu erbringen, muf3 geföl'dert 

werden 
5. Die Fähiglrn i t selbstündiger Problemstellung und Problernlöstmc' 

mu i~ besonders ceübt werden 

Für den Leistungskurs hat die FDK-G inse:esarnt ca. 75 Unterri,Lt[;-
stunden fest eingeplant. Davon sind etwa 69 Stunden im einzelnen 
ausgeführt (s.Handreichungen), 7 ~ e ~tunden sollen zwischen den 
vorgesehenen UnterrichtBsequenzen zur Vertiefung, Wiederholung oder 
Leistqngskontrolle herangezogen werden. Der etwa verbleib,Amde 
liest an SemesterwochenstunJen steht zur freien Verfür:ung detlLehrers. 

~ur den Grunukurs gilt: 
1. Es ist zu berücksichtigen, dafa für den GK gegenüber dem LK led.i t;-

lich eine (l) Semesterwochenstunde weniger zur Verfügl.lY:,·_: steht, 
so daß die wesentlichsten Elernente des CULP 11/2 auoh für den 
GK verbinulich bleiben. 

2. Es wird verzichtet auf die U-Sequenzen 2.1; 4.1; 4.2.2;4.2.1:ts.std. 
3. Daraus ergibt sich auch der Verzicht auf die dort angestrebten 

Lernziele 
4. Der Arbeitsschwerpunkt liegt in der Erfassung inhaltlicher Pro-

. bleme. Da aber auch der GK zur allgerneinen Studierfähigkei t bei-
trägt (il.o.), kann auf' bestimmte Arbeitstechnikeh nicht verzich-
tet 'werden (s.11/l)~ -

Für den GI< hat die l<ornirüs::iion ca.60 Stunden fest eingeplant. Davon 
sind etwa :io ätunden im einzE;lnen ausgearbeitet (s.Handreichungen), 
6-7 Stunden sollen zwischen den einze.lien U-Sequenzen zur Vertiefung, 
Wiederholung, Überprüfung etc. herangezogen werden. Der verbleiende • I 
Reet an Semesterwochenstunden steht zur freien Gestaltung. 

5. Die I<ommission i&t eioh bewui.>t, <la. i.; der vorgelegte Entwurf sich als 
reviaionsbedtirftig erweisen wird. Nicht nur die knappe zeit, die 
für die ~r·atellung zu:r• Verfügung ~t~~nd, auch die nicht vorhandene 
Ji,ögliohkei t, die Kurse zu erproben, ßeben dem l!;ntwurf den Charakter 
eines Versuchs, \.Vir alle, Mi tc:;lieder der FDK-G und die Kollegen, 
die nach clieseru Entwurf unterrichten werden, sind au±~ die t'd tarbei t 
aller Kollegen angewiesen, Erst der Hückflu1~, die echte Ki·i tik wird 
dazu fuhren, vor·hanuene iVfüngel zu entde clcen un<l sie zu beseitigen. 

6. Der Entwurf besteht aus drei feilen: 
I Der UuLp im engeren Sinn 

II Die Handreichungen für den Lehrer 
!II Di& ~aterialien 

ZC I: Ler '„'uLp ct1t~-;:::".l ~ Le:rr~zie:le: - Le:r:ü.:-.i„-::.1 te: - Vorz~r.l -.:·:•.:. %·J, 

Unterrichtsve:rfahren - Vorschlt.ge zur Lernzielkontrolle. Lert'"-
ziele und -inh21.l i;e sind verbin<1lich, Verfahren und I< ontrollen 
sind. aust1111schbii.r, 
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:0U II Die Haudreichurwen für lien Lehrer sollen nu1· Vorschläge 

unci Hilfe für den überlasteten Lehrer sein, Ba bleibt ihri 
Uberlassen, o'b er sich ihrt::r bedient oder ob er eie;ei1e .. 
Wege sucht, um die Ziele z.u erreichen, die fUr den m1 vr.r-·-
bindlich . sind. li:ine j~nclerung der rleihenf'olge, in tier r:i •:) 
Inhalte behandelt werden, ist denkbar. 

ZU III Der hlaterialienteil gibt nur die schwer ZUf~i:in{';lic:ilc.· 1 '11r::x.-
te und (~uellen wieder. Weitere r.raterialien .fin1ien ,Jich 
in den Handreichuric;eh fLir die einzelnen U-Se,;uonY..en. 
Die FDK-G betont,d.aß die angebotenen Materir~lien nur Vo1'-
sch1Li.ge sind, daf.1 es jedern Kolleeen freisteht, eine At-rn-

. wahl zu ·treffen oder sich ,:tnd~rer 'l'exte 7-U he<lienen, F:-10-
fern er an ihnen die gleichen Ziele er1~etohen kann. (S, 
auch Vorg~~~E~~g~=~~!ß~~;~~=~~r=t~=~~~~Yl§).i;.:~'"=~= 

·ehematiSl!he c·oersicht des J'. Urses 11/2: 

'l'hemenkreis l: EinfLLhrune in das 'l'hema für 11/2 
2: Die neuzeitliche ~onarchie 
2 .1 Sta :t un.:t Gesellschaft im französischen Absoluti:..:i1111rn 

~.üesellschaft unJ ~t~ 1t in der konstitutionellen 
und der parhi.mentar·iflcllen Monarchie Englands 

3: Antike urhl 1ll0.lerne Demo!(rc-1.tie 
3.1 Die Mntstehung der Demokratie in der attischen Polis 

2 Formen der wodernen Demokratie 
2 .1 Die ßntstehung der _pr,:..siclentiellen Demokratie in 

den U;:>A 
2 Die En-t;stehun~ Jes Grundgesetzes der Bundesrepu-

blik Deutschland - Beispiel für eine parlamen-
tarisbhe Demokratie 

3 .Gntstehung und ,;.u"sbildung der Volksdemokratie 
in der G$SR 

4: Die Diktatur 
4 ,1 Diktatur als verfa.seungrechtliches Prinzip ia Horn 
4.2 Formen der· modernen Diktatur 

2.1 Der Nationalsozialismus 
2 Oie Ära des Stalinismus 



Fachdidaktische Kommission Geschichte 

' Entwurf eines curricularen LeHrplans für den Kurs 11/2 

Leistungs- und Grundkurs 

Teil I: CuLP 

Dieser Teil I enthält den CuLP im engeren Sinne: 
Lernziele Lerninhalte - Unterrichtsverfahren - Lernzielkontrolle 

Lernziele und Inhalte sind verbindlich, Unterrichtsverfahren und Vorschlä-
ge zur Lernzielkontrolle sind Empfehlungen. 

Für den Grundkurs gelten nicht die U- Reihen: 
2.1 
4.1 
4.2.2 
Aus der U-Aeihe 4.2.1 fällt für den Grundkurs die Stunde 15 weg. 

SAAR LAN 0 
Der Minister 

( 

für Kultus, Bildung un„i 
Sport 
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Geschichte 11/2 -LeistungskuriGrundki 

Herrschai .nd 
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Schulbuchforschung 
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1 Einführung in das Thema für 11/2 

Gesellschaft in der Gesc~~ 
+ Ct"'./!A.„,-ct«~'L- t!LL~ ·'· u .... 

Braunschweig b 5-0 9 

Lernziele 

·Kenntnis des CuLp 11/2 und 
Einsicht in die Bedeutung und 
1Funktion 11/2 

Lerninhalte 

Vorstellung des CuLp 11/2 
mit Vorblick auf die Groß-
Themen der Folgekurse 

Einsicht,daß Herrschaft u.Ge Begründung und Erläuterung 
sellschaft wesentliche polit. des CuLp 
Orientierungsbegriffe sind. p bl t · · d B ·"" ro ema 1s1erung er egri~ 

Einsicht in die Notwendigkei fe Herrschaft und Gesell .... ' ·,r; 
von Herrschaft. schb.ft 
Einsicht in die Problematik 
von Herrschaft 
$rkenntnis,daß Herrschaft in 
unterschiedlichen Formen auf-
treten kann. 
'Einsicht, daß menschliches 
1Sein sich nur in der Gesell-
1schaft verwirklichen kann 
Einsicht in die wechselsei-' . \tige Abhängigkeit von Herr ... 
'3chaft und Gesellschaft. 

Differenzierung des Begriffs 
Herrschaft 
Das Verhältnis Gesellschaft-
Herrschaft 

" QM11Jh11l"hhihJintho"" 

Unterrichtsverfahren 

Lehrervortrag 
Unterrichtsgespräch 
Diskussion anhand von Texten 

Erarbeitung anhand vorberei-
teter Texte im Unterrichtsgespräch 

Lernzielkontrolle 1 

mündliche Über-
prüfung 



Geschichte 11/2 - Leistungskurs .i 
2 Die neuzeitliche Monarchie 
2.1 Staat und Gesellschaft im franz~ösischen Absolutismus 

Lernziele 
he1mtnis der pol. Voraussetzungen 
des absolutist.Königtums 

'Sissen, daß uie Herrscha.tts.t·orm 
des Absolutismus sich auf :;-_ ·· 
Staatstheorien stützt, wonach 

-der Merrsoher als ~ouverän alle 
Staatsgewalt in einer Person 
vereint, 

-der Herrscher als Stellvertre-
ter Gott.es über ~em Gesetz 
steht und allein Gott und sei-
nem Gewissen Rechenschaft 
schuldig ist oder 

Lerninhalte 
Die Stärkung der frz. 
Staatsgewalt in der er-
sten Hälfte des 17.Jhdts 
(Richelieu,Mazarin) 

~beolutist.Staats­

theorien nach 
~oobes, Bodin 
Bossuet. 

-die absolute Gewalt des Herr- · ·· 
schers auf einem Herrschaftsver-
trag gründet 

Viissen, dal3 die Herrschaftsfonn Zentralismus als Regie-
des Abs.auf der weitgehenden rungsprinzip des Abs.: 
Ausschaltung der Partikularge- Zentraliscte.rung und Ver-
walten und dem Aufbau eines zen- einheitlichung der Ver-
tralgelenkten Staatsapparates be altung; 
ruht, in welchem dem Bü·rgertum ichteinberufung der Ge-
wesentliche Aufgaben übertragen neralstände; 
werden Bekämpfung des Registrie 
'N' d ß d' H h ft f rechts der Parlamente; issen, a ie errsc a s onn tehendes Heer,Ernennung 

des Abs.auf die Konzentration 
von staatl.Gewalt in der Hand 
des Herrschers gegründet ist 

der Bischöfe,Aufhebung 
des Edikts v.Nantes 

:a -------- -· ~tu:M..;..l~ l ••••• ~ ..... ... - • -=-;;-

Unterrichtsverfahren 
Freies Unterrichtsgespräch nach 
häusl.Vorbereitung, (z.B. dtv-
AtlaB, Grundwissen Geschchte) 

Häusl.Vorbereitung: 
Interpret.der angegebenen Quel-
len nach Leitfragen (arbeits-
teiliges Verfahren), 
Unterrichtsgespr.:Diskussion 
der einzelnen Staatstheorien, 
Tafelanschrieb 

Häusliche Vorbereitung: 

Lernzielkontrolle 

mdl. Überprüfg . qer Kennt-
nis folgender Fakten: 
poli.Entmachtung deg 
Adels, Fronde, Religions-
kriege 

mdl.Überprüfg. der ;'ich-
tigsten Thesen der ein-
zelnen Staatstheoreti-
ker 

Interpret.von Quellen nach 
fragen; 
Unterrichtsgespräch: 

Leit-IAnfertigung und Erläu-
terung einer schemati-

Entwicklung einer schematischen 
Darstellung der absolutistischen 
Herrschaftsform 

... 
=l 

schen Darstellung des 
absolutist.Staatsaufbaus 

--
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Geäclilch.t; ii7! -Leistungskurs I 
2.1 Absolutism s 

Lernziele 

Erkenntnis,daß die absolutisti-
sche Herrschaft sich von der 
Diktatur durch ihre Bindung an 
Naturrecht und göttliches 
Recht unterscheidet 
Erkenntnis,daß die merkant. 

Wirtschaftsform im Dienste der 
Entfaltung der Staatsmacht nach 
innen und nach außen steht 

Erkenntnis,daß die Wirtschaft 
_vom ~taat gelenkt und: ihr Funk-

1 tionieren durch staatl.Maßnah-
1 men gewährleistet wird 

!Lerninhalt 

Der Merkantilismus als d~ 
Wirtschaftsform des Abs. 

r Erkenhtnis der Auswirkungen f.Die polit. ,wirtschaftl. 
~ der merkantilistischen Wirt- und soz. Lage der ein-
' schaftsf orm auf die Gesellscha zelnen Gesellschafts-
1 • schichten 
' ErkenntIU.s, daß das Interesse 
1 des Besitzbürgertums auf lange 
r Sicht mit der bestehenden 

r 

wi~tschaftlichen und politi-
schen Ordnung nicht überein-

[ stimmt 

r 

1 

f 
r 

• 
Unterrichtsverfahren 

Unterrichtsgespräch: 
Erläuterung von Colberts 
Wirtschaftsprogramm anhand 
ner Quelle 

Gruppenarbeit: Analyse von 
Texten im Unterricgt; 
Fixierung und Diskussi'h der 
Ergebnisse 

ei-

• - 3 

Lernzielkontrolle 

schriftl.Hausaufgabe: 
Erläuterung der Begriffe 
Manufaktur,Aktive Han-
delsbilanz, Staatsmono-
pole, Verbesserung der 
Infrastruktur 

mdl.Darstellung der 
Auswirkungen des Abs. 
auf die Entwicklung der 
frz.Gesellschaft im 18. 
Jh. 



Geschichte 11/2-Leistungskurs/Grundl<"· -,..s 
1/ 

2 Die neuzeitliche Monarchie 
2 .2 Gesellschaft und Staat in der k<cmsti tutionellen u. der parlamentarischen Monarchie Englands 

Lernziele Lerninhalte Unterrichtsverfahren Lernzielkontrolle 
·------------------:---+----~~-----1----------------__;I-___;_, _______ _ 
Erkenntnis,daß bereits im ~..A das ie Besc ankung der 
engl.Königtum in seiner Machtstel achtstellung des Kgs. 
lung nicht unbestritten ist nd die Entstehung des 

d ~b· 11 h ftl Gl" d arlaments im 13.u.14.~J - ai;nie gese sc a • ie erung 
des engl.Volkes sich in einer po- agna Charta 
lit.Vertretung spiegelt, 

-daß die heutigen Formen parl. 

Häusl.Vorbereitung: Kurzreferat und mdl.Überprüfg. der 
Analyse einer Quelle nach Leitfragen wesentlichen Bestim-
( arbei tsteiliges Verfahren) mungen der Magna Ch. 

Diskussion der Ergebnisse 
Lehrerv9rtrag unter Verwendung von 
Quellenauszügen 

Herrschaft sich scho~ im MA abzu-
zeichnen beginnen 

~odell-Parliament 

~achsende Macht des Par· 
laments 8 .. 1 V b ·t . Ob d aus • or erei ung: Erarbeitung der . in er-un Un . 1 

mdl.Überprüfg. der 
Kenntnis der Forderun-

Wissen,daß das engl.Parlament Aussagen einer Quelle nach Leitfra-
si~h berechtigt und b~rufen fühlt, gen 
für das engl.Volk zu sprechen Diskussion der Ergebnisse 

-daß das engl.Parl.gegenüber den er Widerstand des engl Lehrervortrag und entwickelndes Un-
Anmaßungen des Kgs.auf Recht und arl.gegen die absol. terrichtsgespräch 
Gesetz beharrt egierungsweise der 

-daß dem engl.Parl.Rechte und Frei tuarts 
heiten wichtiger sind als selbst etition of Right 

.. . . • r erei ung: !1.U sc usselung die geheiligte Institution des orübergehende Abschaf-
1 

Hä""usl Vo b . t A f hl .. 
Konigtums fung der Monarchie einer Quelle nach Leitfragen 
Erkenntnis,daß die Glorreiche Re-
volution "einen Wendepu~t in der lDie Glorreiche Revolu-
Geschichte Englands und der Welt" ttion 
darstellt 

-daß durch die Bill of Rights die 
konst.Monarchie in Engl.begründet ~ill of Rights 
wird, 

-daß dami"tlauch die Weiterentwick-
lung zur parl.Monarchie ermöglicht 
wird, 

-daß die Rechte des einzelnen und • 

Unterrichtsgespräch 
Diskussion 

... 

gen,die im Laufe des 
17.Jhdts.gegenüber 
den Stuarts erhoben 
und 
der Maßnahmen,die er-
griffen wurden,um die 
Rechte des engl.Vol-
kes zu wahren 

Kenntnis der wichtig-
sten Bestimmungen 
der Bill of Rights u. 
ihref Bedeutung für 
die Entwicklung des 
Parlamentarismus 

., 
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Geschichte 11/2-Leistungskurs /Grundlt9'3 1 'I 

2.2 Gesellschaft u.Staat in der konstit.u. parl.Monarchie Englands 

Lernziele 

des Parlametits dem König gegen-f ber schriftl.f'ixiert werden, 
·daß damit aber noch kein demo-
kratischer Staat entstanden ist. 

J.Jerninhalte 

enntnis der Kerngedanken J.Lockestheoret.Rechtfertigung 
er Bill of Rights durch 

~rkenntnis,daß zu diesen Theorien .Locke 
Bntsprechungen in der B.o.R. bzw. 
n den Vorgängen von 1688/89 be-

3tehen 
insicht,daß Lockes Theorien 
us der politischen Praxis ent-
tanden sind. 

!Auszüge aus "The Second 
[ireatise of Government'' 

rkennen,daß nach Einschränkung kandel der engl.Gesell-
erkgl. Macht durch die B.o.R.die bchaft im 18.u.19.Jhdt. 
rundbesitzer-Aristokratie in Ver-
indung mit dem kapitalbesitzender. h h d S . . . e errsc ung es taates 
andeltreibenden Bürgertum bis in h d L d- d 1 . urc en an a e in 
9.Jhdt. den engl.Staat beherrsch b" d it d k . er in ung m em api-
.insicht, daß diese Verbindung dar albesi tzenden, handel-
:Uf bertiht,, daß -im Gegensatz zu C:: „ reibenden Bürgertum 
en gesellschaftl.Verhältnissen 
uf dem Kontinent- der Adel sich 

bürgerl.Unternehmungen betei-
igt,während das reiche Händler-
um durch Land~erb die Lebenswei·-
e des Adels teilt. 

insicht,daß ein Zusammenhang be-
teht zwischen Industrialisierung 
nd sozialer Umschichtung 

·Unterrichtsverfahren 

Häusl.Vorbereitung:Analyse von 
~exten nach Leitfragen; 
Unterrichtsgespräch; 
Fixieren durch Tafelanschrieb 

Häusl.Vorbereitung: einer Dar-
stellung des Wandels der engl. 
Gesellschaft im 18.u.19.Jhdt. 

Unterrichtsgespräch: Heraus-
arbeiten des Wandels als Folge 
der industriellen Revolution. 

Fixierung der Ergebnisse durch 
Tafelanschrieb. 

6' 

Lernzielkontrolle 

mdl.Wiedergabe der Kern-
gedanken J.Lockes 

mdl.Darstellung des Wan-~ 
dels der engl.Gesellschaf 
im 18.u.19.Jhdt. 



Geschichte ll/2-Leistungskurs/Grur1kurs 
2.2 Gesellschaft u.Staat in ~er konstit.u.pa.{'lam.Monarchie mglands 

Lernziele Ler.qinhalte 
!Erke.nnen, daß im. Gefolge der 1n-
dustriellen Rev. Unternehmertum u. 
städt.Proletariat als neue soziale 
Schichten entstehen. 

Erkennen, daß 
-im 18.Jh.in der Verfassungswirk- Warlamentarisierung und 
lichkeit der Kg.aufhört , zub:-egie- ~emokratisie:rung 
ren (the king reigns,but does 
not rule) 

-die Regierungsgewalt faktisch ~arlamentsherrschaft u. 
auf den leitenden Minister über- !Entmachtung der Krone 
geht,den die jeweils stärkste 
Partei im Unterhaus stellt u.der 
des Vertrauens der Parlaments-
mehrheit bedarf 

Einsicht,daß mit der Entwicklung 
zur parl.Monarchie England noch 
keineswegs ein demokr.Staatswesen 
wird. 
Wissen, daß aufgrund des mi ttelal:!..d-r 
terl.Wahlrechts nur ca.500.000 
Engländer im Unterhaus vertreten 
waren (Bev. etwa 16 Mio.) 
Erkennen, daß ~emokratisierung durch 
-die Bevölkerungsverschiebung ahlrechtsreformen 

durch die Industrialisierung, (1832, 1867, 1884) 
das Drängen des städt.Bürgertums, 
die drohende Haltung der Indu-
striearbeiterschaft 

eine Ausweitung des Wahlrechts er-
zwingen (1832) •• i 

Unterrichtsverfahren 
Häusl.Vorbereitung: Analyse von 
ten·nach Leitfragen 
(arbeitsteiliges Verfahren) 

Unterrichtsgespräch: 
Erstellung und Diskussion der 
Arbeitsergebnisse 

~ 

" 
Lernzielkontrolle 

Te:x.Uiausauf gabe: 
Schriftl.Darste11ung 
der Wechselbeziehung 
zwischen dem Wandel 
der Gesellschaft u. 
Parlamentarisierung 
u.Demokratisie:ru.ng 
Englands im 18. und 
19. Jh. 



Geschichte 11/2-Leistungskurs/Grundku... · ~ 
2.2 Gesellschaft und Staat ~der konstitut.t. parlament.Monl!'chie Englands 

' ':J. 

Lernziele Lerninhalte Unterrichtsverfahren Lernzielkontrolle 
Einsicht,daß die Wahlrechtsre-
formen von 1867 u. 1884 eine 
weitere Demokratisierung des 
Wahlrechtflbedeuten. 
Erkennen, daß erst mit der Ein- Durchsetzung des allg. 
führung des allg. Wahlrechts Wahlrechts 
1918 bzw. 1928 d.ieser Demokra-
tisierungsprozeß abgeschlossen 
wird. 

Erkennen, daß durch die Parla-
mentsakte von 1911 das Ober-
haus als konstitutiver Faktor 
der Gesetzgebung ausscheidet. 

-



Geschichte 11/2 -Leistungskurs/Gr ·dkurs 

Themenkreis 3: Antike und moderne Demokratie 
1 Die Entstehung der Demokratie in der attischen Polis 

Lernziele 1 Lerninhalte Unterrichtsverfahren 

Einsiclit,daß die geograp ie En wie ung A hens bis zumlHäusliche Vorbereitung: 
sehe Gliederung die Bildung Beginn des 6.Jhdts. Analyse von Texten nach Leitfragen 
kleiner Staatswesen in Grie-- Die Polis:Entstehung - ge- (arbeitsteiliges Verfahren) 
chenland begünstigt sellschaftl. Aufbau 
Wissen,daß während der ge- - Entwicklung zur Adelsherr-
samten Entwicklung der att. schaft 
Polis die Mehrheit der Be- - wirtschaftl.und soaialer 
völkerung keine Bürger mit Wandel im 7.Jhdt. 
polit.Rechten waren (Frauen,

1 

A f . h d lt d . 
1 

„ - u zeic nung es ge en en 
:)klaven,N.etoken) R ht d h D ak . . e c s urc r· on Brkennen,daß der Ubergang 
von Natural-aur c.re.ldwirt-
schaft zu sozialen Umschich-
tungen führt 
Einsicht,daß der Erwerb 
politischer Rechte von 
der vmrtschaftl.und mili-
tär.Leistungsfähigkei t der 
jew.Schicht abhängig ist. 
Einsicht,daß mit der Be-
seitigung der leiblichen 
Schuldhaftung eine entschei-
dende Grundvoraussetzung fuz 
die persönl.Freiheit des In-
dividuums geschaffen wurde 

Von der Aristokratie zur 
Timokratie 

l Mifiderung der starken sozia-
len Spannungen durch Aufhe-
bung der Schuldknechtschaft 
und Rückkauf der als Skla-
ven ins Ausland verkauften 
Athener 

Brkennen,daß durch die Re- t- Einteilung der Bürger in 4 
formen Solons Athen eine ti Klassen nach ihrer wirt-
mokratische Staatsordnung schaftl.u.militär, Lei-
erhält . stungsfähigkeit 

• 

Einführender Lehrervortrag 
Unterrichtsgespräch: 
Erstellen und Diskussion der 
Arbeitsergebnisse 

Häusliche Vorbereitung: 
Analyse von Quellen nach Leitfra-
gen (arbeitstlg.Verfahren) 
Unterric~tsgespräch 
Diskussion 

~ 

ii = 

g 

Lernzielkontrolle 

Hausaufgabe: 
mdl.Darstellung der 
Entwicklung Athens bis 
zum Beginn des 6.Jhdts. 

mdl.Überprüfung: 
Kenntnis der Reform-
maßnahmen Solons und 
ihrer Bedeutung 



Geschichte ll/2 
Leistungskurs/Grundkurs . 3.l __ stehung der attischen Demokral.. 

Lernziele 

Erkennen,daß die solonische Ver-
fassung durch die Einrichtung der 
Vollversammlung u. des Geschwo-
renengerichts erste Ansätze zu ei-
ner Demokratisierung enthält 

.) 

Lerninhalte 

- Demokratisierung aurcr 
gleichberechtigte TeiJ 
nahme aller 4 Klassen 
an der Vollversammlune 
u.d.Geschworenenge-
richt 

i- Wählbarkeit zu den Äm-
tern nur für die Ange-
hörigen der 3 oberster 
Klassen 

Von der Timokratie 
zur Demokratie: 

i-Weitere Schwächung des . 
Adels während der Tyr~ 
nis des Peisistratos 

Erkennen,daß durch die Auflösung rNeueinteilung der att..-
der gentilizischen Ordnung die Bürgerschaft in lo 
Machtstellung der alten Adelsge- rein örtl. Phylen durc~ 
schlechter gebrochen wird KleistEnes 
Erkennen,daß die neue Territorial Proportionale Reprä-
ordnung die Grundlage für eine sentation der at~.Bür-
proportionale Repräsentation der ger im Rat der Fünf-
Bürger Attikas bildet hundert 
Erkennen, da13 die Verfa s sung des Begegnung der Gefahr 
}',leisthenes einen bedeutenden von Machtbildung um 
Schritt auf dem Weg zur Demokra- bestimmte Personen o..-
tisierung der att.Polis dar- Gruppen durch Einfüh-
stell t rung des Prinzips der 

Auslosung 

------------~~----------~·~ 

1 

Unterrichtsverfahren 

Häusliche Vorbereitung: 
Analyse von Texten nach 
fragen (arbeitsteiliges 
fahren) 

· Unterrichtsgespräch 
Diskussion 

Leit-
Ver-

s • 
, 

LernzielKontrolle 

mdl.Darstellung: 
Die Umwandlung Athens 
von einer Timokratie 
in eine Demokratie 
durch die Reformen des 
Kleisthenes 



Geschichte 11/2 
Leistungskurs/Grundkurs .1 Die Entstehung der att,.Demo~ratie_. 

Lernziele 

Erkennen,daß in der ungebroche-
nen Machtposition von A-rchontat 
u.Areopag sowie in dem Aus-
schluß der Theten von Ämtern 
Elemente der Timokratie wei-
terbestehen • 

Einsicht,daß durch den Ausbau 

Lerninhalte 

-das Scherbengericht als 
Mittel gegen Machtbestre-
bungen einzelner 

Die Durchsetzung der ra-
dikalen Demokratie 

der Flotte der Prozeß der Demo-~ie Bedeutung des Flotten-
kratisierung vorangetrieben baus für die innere Ent-
wird, weil den Theten nach ihrer icklung Athens 
Hernziehung zum Kriegsdienst 
die vollen polit.Rechte nicht 
mehr verweigert werden können 

Erkennen,daß nach dem Machtver-
lust des Areopags die Aufsicht 
über den Staat auf das souverä-
ne Volk übergeht 
Erkennen,daß die Besoldung der 
Richter u.d.Einführung von Diä-
ten es auch den Theten ermög-
licht, an pol.Entscheidungspro-
zessen teilzunehmen 
Einsicht,daß die att.Demokra-
tie in der Spannung zwischen 
der polit.Gleichheit aller u. 
der Führung des Staates durch 
einzelne lebt 

-Auslosung auch der Ar-
chonten 

•-Entmachtung des Areopags 
als der letzten polit. 
Autorität,die sich auf 
Tradition und Besitz 
gründet 

~weitgehende Verwirklichg. 
der pol.Gleichheit aller 
Vollbürger (Isonomie) 
durch die Zahlung von Ta-
gegeldern 

~Spannungsverhältnis zwi-
schen der pol.Gleichheit 
aller Bürger u.der Füh-
rung der Polis durch den 
A;npn ~ 

Unterrichtsverfahren 

Gruppenarbeit: 
Analyse von Texten im 
Unterricht 
Fixierung und Diskussion 
der Ergebnisse 

... 

,,,10 

Lernzielkontrolle 

Hausaufgabe: 
l.kurze Charakterisierung 

der rad.Demokratie in 
:A'.then 

2.Inwieweit kann die ati:;. 
Demokratie als Mouell 
fltir die moderne Demo-
kratie gelten? 



Geschichte 11/2 

Leistungskurs/Grund<.urs 
3-l~e Entstehung der att.Demokrat~ 

Lernziele 

Erkennen, daß es sich bei 
den Aussagen der vorgeleg-
ten Texte um Werturteile 
handelt 

Erkennen der Abhängigkeit 
1er Inhalte vom Verfasser 
und dessen Zielsetzung 
Erkennen des Kausalzusam~ 
menhangs zwischen der att. 
Demokratie und der Skla-
verei aus mar.x. Sicht 

• 

Lerninhalte 

Die attische Demokratie in 
ihrem Selbstverständnis und 
im Spiegel der Kritik 

Das Idealbild der att. De-
mokratie ( Thukydides: Ge-
fallenenrede des Perikles) 

-Kritik der att.Demokratie 
in der Antike 

in der Neuzeit 

Unterrichtsverfahren 

Häusl.Vorbereitung: 
Analyse von ~exten nach Leit-
fragen (arbeitsteiliges Verf.) 

Unterrichtsgespräch; 
Fixierung und Disk4,_,Ssion 
der Ergebnisse 

• • -"'A 

Lernzielkontrolle 

Interpretation der Tex-
te: 
- Schlüsselwörter und 

Kernstellen 
- Art der Aussagen 

- Abhängigkeit des Inhalts 
vom Verfasser 



Geschichte 11/2 -Leistungskurs/Grundkur~ ,I<, 

Lernziele 
Brkennen, daf3 in den englischen 
Kolonien in Nordamerika von .An-
beginn ein repräsentatives Sy-
stem bestand, 
-daß man seine Freiheiten gegen 

jeden Anspruch von außen zu 
verteidigen bereit war, 

-daß deshalb der Streit um die 
Stempelsteuer nur der Anlaß, 
nicht die tiefere Ursache der 
Unabhängigkeitsbewegung war 

Einsicht in die geistigen Strö-
mungen, die die amerikan.Unab-
hängigkeitsbewegung bestimmten. 

Wissen,daß die kirchl.Tradition 
des Puritanismus weitgehend 
auch das Streben nach größerer 
politischer Freiheit und Unab-
hängigkeit bestimmte, 
-daf3 die poli t .Philosophie der 
Aufklärung die Grundprinzipien 
des amerik.8taates bereit-
stellte, 

-da13 in der englischen Verfas-
sungstradition die Legitima-
tion fUr das Freiheitsstreben 
der Kolonisten zu finden war 

3.2 formen der modejrnen Demokratie 

3,2.1 Die Entstehurug der ,präsjdentjellep Demokratie in dep USA 

Lerninhalte 

1Das koloniale Amerika 
1 

Gründung der Kolonien 

No taxation without 
representation 

Geistige Ursachen der Un-
abhängigkeitsbewegung 

iPuri tanismus 

Aufklärung 

~nglische Verfassungstra-
dition 

- ·- ·~~ 

Unterrichtsverfahren 

Häusl.Vorbereitung: Analyse von 
Quellen nach Leitfragen 

Diskuss ion der Ergebnisse und 
weiterführendes Unterrichtsge-
spräch 

Häusl.Vorbereitung:Erschlie-
ßung von Quellen im arbeits-
teiligen Verfahren (nach 
Leitfragen 

Diskussion,Klärung und Vertie-
fung im Unterrichtsgespräch 

(Tafelanschrieb) 

_,... 

Lernzielkontrolle 

Vergleich ( sehr. ) : 
Inwiefern sind die For-
derungen des Stempel-
steuerkongresses schon 
in den Gründungsdokumen-
ten enthalten? 

Überprüfg.der Kenntnis 
der geistigen Strömungen 
im Kampf um die amerikan, 
Unabhängigkeit 

Überprüfg.der Kenntnis 
der wichtigsten Prinzipie~ 
die ihnen zugrundeliegen 



• ~ 

Geschichte 11/lr dJ Leistungskurs/Grundkur~ ~ 
3.2._ Die Entstehunlg der präs.Demo,,._.1:atie in den USA 

Lernziele Lerninhalte 
Einsicht in die Problematik,die 
bei den Beratungen der amerikani1!ie Auseinandersetzungen 
sehen Verfassung zu bewältigen w m die entstehende Ver-

assung 
3~kenntnis,daß die amerik.Verfas-
sung erst nach langwier:lgen und 
harten Auseinandersetzungen ent-
..&'t-ehen konnte 
- daß diese politische Auseinan-

dersetzung in einem Kompromiß 
endete 

Einsicht in die Besonderheiten 
des amerikanischen Regierungs-
systems 
Erkenntnis,daß die Prinzipien 
der Gewaltenteilung und der Ge-
waltenverschränkung gleicherma-
ßen zur Kontrolle von Herr-
schaft dienen können, 
-daß der amerikanische Präsi-

dent dennoch über eine au~er­
ordentli ch große Macht verfügt. 

/} 

'"Republikaner" -
"Föderalisten" 

Das präsidentielle Re-
gierungssystem der USA 

Unterrichtsverfahren 

Häusl.Vorbereitung: Einlesen in 
kontroverse Texte 

Gruppenarbeit an Quellen nach 
Leitfragen 

Lernzielkontrolle 
1 

t.iberprüfg.der Kenntnis [ 
der wesentlichen Strei t.I 
fragen im Kampf um die 
amerikanische Verfas-· 
sung 

Diskussion und Prüfung der Ergeb-IBegründung ausgewähl-
nisse lter Forderungen in die-

sem Kampf 

Häusl.Vorbereitung: Analyse der 
amerik.Verf.nach Leitfragen 

Diskussion und Klärung der Er-
gebnisse im fortführenden Unter-
richtsgespräch 

Überprüfg.der Kenntnis 
er wesentlichen Macht- I 
efugnisse und gegen-
ei tigen Abhängigkeiten ! 
on Kongreß und Präsi-
ent der USA 



Geschichte 11/2 Leistungskurs/Grundkurs 
3.2.1 Die +.stehung der präsidentiellerj)e ·lrratie in den USA 

Lernziele 
Erkenntnis,daß mit der Ra-
tifizierung die Diskussion 
um die Verfassung nicht ab 
geschlossen ist 
-daß der Kampf vor alLem 

um die Rechte der Einzel-
staaten neu auflebt und 
mit der Sklavenfrage ver-
knüp.t't. wird 

-daß Lincoln den Krieg ge-
gen die ~iidstaaten al.s 
Kamp!· .für die ~inhei t der 
Union (.Nation) 1·uhrt. 

~insicht in die otärken 
und ~chwächen des amerika-
nischen ~taats- und Regie-
rungssystems. 
~rkenntnis,daß auch die 
amerikanische verrassung 
und das amerikanische Re-
gierungssystem nur einen 
Kompromiß darstellen. 

Lerninhalte 
Die endgültige Sicherung 
der Union im amerikanischen 
Bürgerkrieg 

Tendenzen der amerikani-
schen Innenpol.itik vor dem 
Bürgerkrieg 

Der ~ieg des Unionsgedan-
kens 

~ie amerikanische Demokra-
tie im ~piegel der Kritik 

Unterri.chtsverrahren 

Häusl.Vorbereitung: Inrormation 
über außeren Verlauf der am.erik. 
Geschichte im 19.Jh.(Lehrbuch) 

Gruppenarbeit an Quel.Len 

Häusl.Vorbereitung: Ein.lesen 
in Texte; Auffinden eigener An-
satzpunkte zur Kritik 

Diskussion (rrei oder unter 
Zuhil.f enahm.e der Texte 

„ 

,.,., 

Lernzielkontro11.e 

Einordnung des Sezession 
krieges in die Geschich~ 
der amerik. Verfassungs-
wirklichkei~ 

Vergleich des amerikYRe-
gierungssystems mit dem 
(vorauf behandelten) 
engl.ischen unter ver-
schiedenen Aspekten 



AC' 
3.2.2. 

Leistungskurs/Grundkurs ~ 
Die Entstehung des GG der ~ - Beispiel für 

e 
eine parlamenta~~sche Demokratie 

. \ 

Lernziele Lerninhalt Unterrichtsverfahren 
·Kenntnis des ge-sc1ucn~.L.Hl.n'tergrun- 1 1 1 
des Potsdamer Abkommens . / 
Erkenntnis,daf3 d.lle.germäehte-wiffens es :ats~amer d Abkommen . u.se1ne nwen un 

Häusliche Vorbereitung: 
Analyse eines Auszuges 

des Potsdamer Abkom•ena nach 
Leitfragen 

sind,den Faschismus u.Militarismus i. 
Dtl.auszurotten,WI'tschaftl.Knnzentra- 1

1·~ alliierten Dtl.-
. ene 

tionen zu zerschlagen,Reparat1onen ie Aufteilung Dtls. 
einzutreiben u.E:DI: mi~ . der Regierung (Zoneneinteilung, 
Dtls.bis a.w.den Kontrollrat zu beauf.Oder-Neiße-Linie) 
auftragen~ Aussiedlung aus den 
Einsicht i.d.Kompromißcharakter des P Ostgebieten 

I
Erkenntnis,daß die Alliierten im PA Kontrollrat 

. Entflechtung der Kon-Dtl. in Besatzungszonen aufteilen u. 
die Oder-Neiße-Linie als vorläufige 
Grenze festleeen 
Einsicht,daß die Ausweisung der Deut. 
sehen aus d.Ostgebieten eine Folge 
von Hitlers "Germanisierung des .®rl 
Ostens ist. 
Fähigkeit,die Pol.der Siegermächte auE 
ihrem Sicherheitsbedürfnis u.von ihreJ 
Interessenlage aus zu beurteilen 

,zerne 
Reparationen 
Entnazifizierung und 
Nürnberger Prozesse 

Lehrervortrag: 
Geschicht!. Hintergrund des 
r:otsd. Abk. (Daten- und rakte1 
katalog) 

Unterrichtsgespräch: 
Diskussion der Zielsetzungen 
und immanenten Widersprüche 
des Potsd. Abk. 
Tafelanschrift: 
Zusammenfassung der Ergebniss 

Kenntn-is der , Grenzen der 4Bes~Zonen:- Ziele der Besatzunasoo, Häusliche Vorbereitung: 

Kenntnis der besatzungspolit. Ziele der 
vier Siegermäc~te 

Erkenntnis,daß Frankreich die 
Errichtung zentraler Verwal-
tungsstellen durch seinVe~o im 
Kontrollra~ scheitern ließ 

Einsicht, daß sich die Interessen und 
Zielsetzungen der Siegermächte durch die 
Entstehung des Ost-West-Gegensatzes wan-
delten 
Erkenntnis,daO die Konfrontation zw. den 
Westalliierten undder UdSSEur Spaltung 
Deutschlands führte~ 

litik der vier Sieger- Interpre~atiöonder angegabe-
mechte 1945-1948 nen Quellen nach Leitfragen 
UdSSR 
USA 
Frankreich 
England 

(arbeitsteiliges Verfahren) 
Unterrichtsgespräch: 
Diskussion der besatzungapoli 
tischen Zielsetzungen der via• 
Siegermechte 
Tafelanschrift: 

-Pesthalten der Diskussions-
ergebnisse 

-· ·~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 

Lernzielkontrolle 

mündliche Lberprüfung: 
Skizzieren des geachichtl. Hin• 
tergrundea 
Nennen der wichtigsten eaati•-
mungen des Potsd. Abko•mens 
Darstellen der Bwdeutung des ~A 
für die Entwicklung Nachkriegs-
deutschland• 

!ündliche Wiedergabe 
Oie wichtigsten Interessen und 
Ziele der vier Siegermächte 
nennen und begründen können 

Bedeutung dieser Ziele für di• 
steatl. Entwicklung Dtla 

„ 
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Leistungskurs/GnJndkurs 

•.2.2 Entstehung des GG ----

Lernziele 

Wissen,daß sich sehr bald nach dem 
Zusammenbruch pol.Parteien formie-
ren, die den demokr.Aufbau Deutsch-
lands von der Gemeinde-bis zur Lä 
derebene organisieren. 
Vvissen, daß die schrittweise Ent-

Lerninhalte 
1e schrittweise Entwick 
ung staatl.Institutione 
.d.westl.Besatzungszone 

demokr.Par-

wicklung demokr. Selbstregierung 1-komrnunale Selbstver-
eine pol.Emanzipation von der Be- lwaltung 
satzungsherrschaft ist,die von den 
westl.Militärregierungen als Weg -ßntstehung von Länderre 
eines demokr.Wiederaufbaus grund- gierungen und -parla-
sätzlich gebilligt wird. menten 
Wissen um das Kemühen der Ameri-
kaner und Engländer,durch Vereini-1-die Bizone 
gung ihrer Zonen die Wirtschafts-
kraft z.u erhöhen und dabei den Dt. 
weitere Mitwirkungsmöglichkeiten 
in der Verwaltung einzuräumen. 
Erkenntnis,daß die Westalliierten ~Frankfurter Wirtschafts 
nach dem Scheitern der Außenmini- lrat 
sterkonferenzen 1947 zunächst auf 
eine wirtschaftl.,dann auch auf 
eine pol.Vereinigung ihrer Zonen 

·Frankfurter Dokumente 

hinsteuerten. 
Kenntnis der parteimäßigen Zusam- ~er Parlamentarische Rat 
mensetzung des Parlamentar.Rates.usammensetzung des PR 
Wissen,daß die Mi.1«1ieder des PR 
trotz mehrfachen Eingreifens der ~erhältnis zu den Alliie 
westalliierten Militärgouverneure ken 
selbst das GG erarbeiten konnten. 
Wissen,daß der PR nicht unmittel- ~egitimation 
bar vom Volle gewählt, sondern von 
Vertretern der Länderregierungen 
gebildet wurde. ~ 

Unterrichtsverfahren 
Häusl.Vorbereitung : Herausarbei-
ten der wichtigsten Thesen der 
Parteiprogramme; 

Diskusion der pol.Vorstellun-
gen der Parteien \ 

Lehrervortrag: Schritt eise Ent-
wicklung staatl.Institu ·onen in 
den westl.Besatzungszone bis 
zum Frankfurter Wirtschaf srat 

Diskussion eines Auszuges aus 
den Frankfurter Dokumenten 
Tafelanschrieb: 
Festhalten der Unterrichtsergeb-
nisse 

Häusl.Vorbereitung: 
(arbeitstlg.Verfahren) Inter-
pretation der Texte nach Leit-
fragen 
Unterrichtsgespräch: Diskussion 
der vorbereiteten Texte 

Tafelanschrieb: Festhalten der 
Unterrichtsergebnisse 

e 
~ 

""~ 

Lernzielkontrolle 
lVIdl. Überprüfg.: 
Darstellung: 
-wichtige Thesen der 
drei Parteien 

-des Wirkens der Partei-
en bei der Entwicklung 
Westdeutschlands von 
der kommunalen 1 •• :zd Län-
derebene 

-der Politik der Westal-
liierten in den Jahren 
1947/48 

Mdl.Darstellung: 
Zusammensetzung,Selbst-
verständnis,Legitima-
tion u.Arbeitsgrundla-
ge des PR nennen und Be-
gründen können 

• 
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Lernziele 

rkenntnis,daf3 die Begriffe "Par-
ament.Rat" und "Grundgesetz" den 
rovisoriumscharakter dieser pol. 
rdnung unterstreichen sollten. 

Lerninhalte 

issen,daß der Herrenchiemseer Ent- fHerrenchiemseer Ent-
rf die wichtigste Arbei tsgrundla- ~rf als . Arbeitsgrund-

e des PR bildete und Aufbau und In 
alt des GG entscheidend vorprägte. 
rkennen,daß histor.Fehler und noch zur Weimarer Reichsver· 
ehr histor.Katastrophen Lernprozes (WRV) 
e in Gang bringen können. 
rkennen,daß das GG eine Re~tion chutz und Verankerung 
.uf die NS-Diktatur war. er Grundrechte als un· 
insicht,daß die Mitglieder des PR ittelbar geltendes 
.us den Fehlern der WRV gelernt echt 
aben. tabilisierung der Reg, 
rkennen,daß sich die Mitglieder de (Bündeskanzl.,Wahlrechtl 
'R gegen eine präsidial-plebiszi täP d t d 1 P t 

„ . e eu ung er po • ar • nd fu~ eine repräs.-parlamentar.De 
okratie entschieden. urückdrängen der ple-

iszi tären u.präsidia-
enElemente;Stärkung 
es repräs.u-parlamen-
ar. Charakters; 
erdeutlichung u.histo:r: 
egründung der Unter~ 
chiede zw. WRV u.GG. 

Unterrichtsverfahren 

Häusl.Vorbereitung: 
(arbeitsteil.Verfahren) 
a)Untersuchung vonlTexten nach 

Leitfragen 
b)Vergl.ausgewählter Artikel der 

WRV und des GG 

Unterrischtsgespräch: 
Auswertung der Texte 

Tafelanschrieb: 
Antithetische Darstellung wichti-
ger Verfassungsartikel der WRV 
und des GG. 

Lernzielkontrolle 

Mündl. Überprüf g. : 
Wiedergabe 
~der Auffassungen füh 
render Mitglieder d. 
PR zur WRV 

-der Unterschiede 
entsprechender Ver-
fassungsart. von GG 
und WRV 
Be~ndun~ dieser Un-
~erscniene aus aer 
histor.Erfahrung der 
Weimarer Repbl. und 
der NS-Diktatur 
Schematische Darstel-
lung des Staatsauf-
baus nach dem Bonner 
Grundgesetz 
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Leistungskurs/Gn.indkurs 
3.7 ~ Die Entstehu~ des GG 

Lernziele 

Erkenntnis,daß der PR im Rah-
men der Frankfurter Dokumente 
das GG relativ selbständig er-
arbeiten konnten. 
Erkennen; daß die Westalliierte 
die Beratungen des PR im föder& 
listischen Sinne beeinflußten. 

Lerninhalte 
ö~eralismus oder Zentra-

lliierte Auflagen und 
insprüche ~ur Struktur 
es Weststaa'tes 

Kenntnis der unterschiedlichen altung der Parteien zum 
Standpunkte der Parteien des PR öderalismusproblem: 
ZWD Föderalismusproblem CDU, CSU, SPD, FDP 
Erkenntnis,daß die föderative ie föderative Struktur 
Ausgestaltung des (}G auf einem der Bundesrepublik Deutsch 
Kompromiß zwischen den einzel- land: Bundesrat, Finanzfö-
nen Parteien und den Vorstellun eralismus, Kulturhoheit 
gen der Alliierten beruhto der Länder 

Unterrichtsverfahren 

HäusloVorbereitung: 
(arbeitsteiliges Verfahren) 
Untersuchung von Texten nach 
fragen 

Unterrichtsgespräch: 
Auswertung der Texte 

Tafelanschrieb: 

Lern · 

Mündl.Überprüfg.: 
Die alliierten Aufla-

Lei t-l gen zur föderalisti-
schen Struktur eines 
Weststaates und das Er-
gebnis der Beratungen 
des PR zum Föderalis-
muspro blem wiedergeben 
können. 
Haltung der Parteien 
nennen und begründen 
können 

Gegenüberstellung der Positionen 
der Parteien und 
schematische Darstellung der bun-
desstaatlichen Struktur des GG 



lTescnicn"te .Ll/~ - Leistungskurs/Grundkurs 
3.2.2 Die Ents.ung des GG 

Lernziele 

Kenntnis der Berufaatruktur des 
Parlamentarischen Rates 
Erkennen, daß die Berufsstrukt. 
des PR die Ausgestaltung des GG 
in wichtigen Fragen beeinflußte 
Erkennen, daß Interessenverben-
de mit unterschiedlichem Erfolg 
auf die Parteien und somit auch 
auf die Gestaltung des GG Ein-
f lß nahmen 

Einsicht in die Bedeutung von 
Interessenverbenden in einer 
parlamentarischen Deqokratie 

Kenntnis der wi~htigsten Be-
stimmungen der Artimel 8-13 
des GG 
Kenntnis der unterschiedlic~en 
Standpunkte der Parteien zu 
einzelnen Artikeln des Gr·und-
rechtskatalogs 

Einsicht in den Kompromißcharak 
•ter wichtiger Grundrechtsbe-

stimmungen 
Kenntnis der Gemeinsamkeiten 
der demokratischen Parteien 
des PR in politischen Gr-und-
satzfragen 

Lerninhalt 

Der Einfluß der Interessen-
gruppen auf den Parlamenta-
rischen Rat 

Die soziolog. Zusammensetzung 
des PR 
Einflußnahme von Interessen-
verbenden: 

Kirchen 
Beamtenbund 
Richterbund 
Gewerkschaften 

Ergebnis der Einflußnahme der 
Verbende auf die Gestaltung 
des GC 

Auseinandersetzung der Par-
teien um die Ausgestaltung 
des Grundrechtskataloges 

Debatten über wichtige Grund-
rechte im Hauptausschuß des 
PR:Art. 1:menschenwürde, 

Grundrechtsbindung der 
staatl. Gewalt 
Art. 20: Grundlagen staatlw 
Ordnung 

Konsensus der staatstragenden 
Parteien über die traditio-
nellen Freiheitsrechte 
(Art. B-13) 

e 
Unterrichtsverfahren 

Häusliche Vorbereitung: 
(Arbeitsteiliges Verfahren) 
Analyse der Berufsstatistik 
der Abgeordneten des PR 
Interpretation von Eingaben 
wichtiger Verbände an den PR 

Unterrichtsgespräch: 

Auswertung der Statistik 
und der Texte 

Tafelanschrift: 
Festhalten der Unterrichtaer-
oebnisse 

HÄusliche Vorbereitung: 
(Arbeitsteiliges Verfahren) , 
Ermittlung der Parteistand-
punkte aus Protokollen 
des PR 
Untersuchung der Artikel 8-13 
des GG auf das zugrundeliegen 
de politische Prinzip 
Unterrichtsgespräch: 
Zusammenstellung und Diskus 
sion der Ergebnisse der Ar-
beitsgruppen 
Tafelanschrift: 
Fixierung der Unterrichtserg-
gebnisse 

"'' 
Lernzielkontrolle 

'ündliche [berprüfung: 

Die Berufsstruktur des PR 
darstellen können 
Die Forderungen der lnteress.-i-
verbende nennen und begründen 
können 
Den Einfluß der Verbende an 
bestim•ten Artikeln des GG 
nachweisen können 

mündliche Überprüfung: 
Die Standpunkte der Parteien 
bei den Debatten um die Ar-
tikel 1 und 21 nennen und 
er Hiutern können 
Die wichtigsten Bestiamungen 
der Artikel B-13 des GG dar-
legen können 
Wiedergabe wi~ntiger polit. 
Prinzipien der einzelnen 
Parteien (Gemeinsa•keiten-
Unt ersc hie de) 



Geschichte ll/2 Leistulgskurs/Grundkurs 
f 3.2.2 EntstE ng des GG 

Lernziele Lerninhalt 

Kenntnis, daß d~e Einheit DtlstZusammenhang zwischen der 
in den ersten Nachkriegsjahren Schaffung des GG und der 
in Ost- und Westdtl. gleicher- Spaltung Otls. 
•aßen prokla•iert •urde 
Erkennen das Zus&••enhan~es 
zwischen der Schaffung des GG 
und der Spaltung Dtls. 

Einsicht, daß der Spal-
tungsvorwurf gegenüber dem 
PR den politischen Reali-
täten nicht gerecht wird 

Kenntnis der wichtigsten 
Etappen der Gründung der 
BundesrepubliK--iJetitschiand 
Kenntnis der pol.Ziele der 
ersten Bundesregierung 
Kenntnis der alternativen 
Vorstell.ungen der SPD 

. 

Bedenken der westzonalen 
Länderregierungschefs bei 
der Einberufung des PR 
Auflagen der Alliierten 

Sp'altungsvorli-i.Jrf der 
deutschen Kommunisten 
Einheitsgebot der Präambel 
des GG und festhalten an der 
deutschen Einheit in der 
ersten Verfassung der DDR 
vom 7.10.49 

Die Gründung der Bundesre-
publik Deutschland 

Inkrafttreten des GG 
m-~,~~ ~•m o~a+o~ n~.+on~--

Bundestag (l~.8.1949) 
Wahl des 1. Bundespräsiden-
ten (12.9.1949) 
Bildung der ersten Bundes-regierung 
und Regierungserklärung 
durch Konrad Adenauer 
alternative Vorstellungen 
der SPD (Kurt Schumacher) 

6 

Unterrichtsverfahren 

Häusliche Vorbereitung : 
(Arbeitsteiliges Verfahren) 
Interpretation von Quellen 
zur Einheit bzw. zur Spal-
tung Dtls. nach Leitfragen 

Diskussion der unterschied-
lichen V~rstellungen zur 
deutschen Einheit in Ost 
und West 

Tafelansch.rieb: Festhal.te1 
wichtiger Unterrichtser-
gebnisse 

Häusl.Vorbereitun&: (Rr-
bei tst,eil. Yer.t'ahren) 

.u 

Lernzielkontrolle 

Mündliche Überprüfung: 

Die Bedenken der Minister-
präsidenten der Länder gegen-
über der Gründung eines lest-
staates nennen und begründen 
können 
Zum kommunistischen Spaltunge-
vorwurf Stellung nehmen können 

Die Einheitsidee unter Berück-
sichtigung des 0 8 t- ruest-
Gegensatzes 1:11.Jrteilen können 

Interpret. der angeg.Texte b tl d 
a • - aP~en er nach ~eitfragen · d srepuo~. 

Lehrervortrag:Tabellar.Übe Nennen der pol.Ziele von 
blick über Daten u.Ereignis Regierung und Opposition im 
se zur Entstehung der Bunde - ersten Bundestag 
republ. 
Un~errichtsgespr.: Diskussibn 
der Texte 
Tafel: Zusam1aen~.der Ergebn1a~ 

se 

~ 



Geschichte 11/2 - Leistungskurs/Grundkurs 
3.2.3 D~ Entstehung ~er·Volksdemokratie i~er CSSA 

Lernziele 

Kenntnis der ~ors~sset~ung der Ent-
stehung einer VD 
Erkenntnis der Methode der totali-
tären Umwandlung eines Staates auf Ra 't:em wege 

Kenntnis der Kennzeichen einer VD 
Erkenntnis der VD als einer Über-
gangsform zwischen bürgerlichem 
und sozialistem Staat 
Erkenntnis des Auseinanderklaff ens 
zwischen Verfassungsanspruch und 
Verfassungswirklichkeit in der VD 
Erkenntnis der Unterschiede zwi-
~· sehen VD und liberaler Demokratie 

Teillernziele siehe Handrei-
chungen! 

Lerninhalte 
Einführung in das Thema 
Sozio-ökonomische und politische Ent-
stehungsbedingungen 
- Allgemeine historische Entwicklung 

Ostmitteleuropas seit dem 1.Welt-
krieg 
die besondere Situation der Tsche-

- choslowakei 

Oie Stufen der Durchsetzung der tsche-
choslowakischen VD 

- Die Errichtung der VD 1945-1948 
- Der Aufbau des Sozialismus 1948-60 
- Die Vollendung des Sozialismus 196off. 
Die Kennzeichen der VD 
und 
Vergleich der VD mit der liberalen 
westlichen Demokratie 

Unterrichtsverfahren 

Lehrervortrag 
Unterrichtsgespräch 

Erarbeitung anhand vor-
bereiteter Quellen 

Zusammenstellen der 
Ergebnisse 

Diskussion 

; M 

Lernzielkontrolle 

mdl.Abfrage 

schriftl.Kurztest 



3eschichte 11/2 - Leistungskurs 
Themenkreis Jie Diktatur 
4.1 Oie Diktatur als verfassungsrechtliches Prinzip in Rom 

Lernziele 

Erkennen, daß die Diktatur eine 
autoritäre Form der Herrschafts-
ausübung ist 
Erkennen, daß Diktatur aus einem 
Staatsnotstand entsteht 
Erkenntnis der republ.-freiheitl. 
Sicherung vor einem Mißbrauch der 
Machtkonzentration in der Diktatur 

Lerninhalte 
Die Diktatur in der frühen 
römischen Republik 

Erkenntnis der Möglichkeit gefähr-
licher Fehlentwickluügen 

Wandel der Diktatur unter 
Sulla 

Fähigkeit der Übertragung auf un~ 
sere Zeit 

Unterrichtsverfahren 
~äusliche Vorbereitung: (arbeits-
teiliges Verfahren): 
a) Lehrbuchkapitel über die Pllli-

schen Kriege (Fabius Max., Cunc-
tator) 

b)Text über die frühe ret1wbl. 
Diktatur (Hanse, Mommsen o.a.) 

c) Lehrbuchkapitel über Sulla 

Fixien.Jng und Problematisierung 
der Ergebnisse im Unterrichtsge-
spräch 
Vergleich mit dem heutigen In-
halt des Begri~fs 

- i~-

Lernzielkontrolle 

Darstellung dar Diktatur 
als verfassungsrechtl. 
Prinzip im Rom 

. 



Geschichte 11/2 - Leistungskurs/Grundkurs ~ . 
4-liJDer Nationalsozialismus 

Lernziele 
Einführung in das Thema: Der National-
sozialismus 

Erstes Kennenlernen des Aufstiegs der 
NS-Bewegung, ihrer Methoden und ihrer 
Ideologie 
Provokation zur kritischen Stellung-
nahme 
Motivation für die Behandlung des 
Themas 

Kenntnis wesentlicher Elemente der 
NS-Ideologie 
Erkenntnis,daB es sich beim NS nicht 
um eine in sich g~schlossene Weltan-
schauung handel te~'sondern um eine 
eklektizistische Ansammlung von Ideen, 
Vorstellungen und Wünsche 
Erkenntnis,daB der NS die rassistische 
Herrschaftslehre zur Grundlage seines 
polit.und weltanschaul.Programms machte 
Einsicht,daB die sozialdarwinistische 
Lehre des NS dem Gleichheitsprinzip 
und damit den Grundlagen der demokrat. 
Staats- und Gesellschaftsidee wider-
sprach 

Lerninhalte 
Einführung in das Thema: 
Der Natinalsozialismus (l.u.2.Std.) 
(Film- bzw.Tondokument) 
- Wichtige historische Ereignisse aus 

der NS-Zeit 
,.,. Wesentliche Probleme der NS-Oiktatur 

Oie Ideologie des NS (3.Std.) 
- Rassismus 
- Nationalismus 
- Lebensraumideologie 
- Antikapitalismus 
- Antikommunismus 
- Führerprinzip und Antiparlamenta-

rismus 

e 
Unterrichtsverfahren 

Vorführung von Film-
und Tondokumenten 

Diskussion 

Häusl.Vorbereitung: 
Interpret.einer Quel-
le nach Leitfragen 

Unterrichtsgespräch: 

„ " 
u 

Lernzielkontrolle 

mdl.Überprüfung: 
Wiedergabe: 
- der wichtigsten Er 

eignisse,die sichtba< 
- der wesentlichen Pro-

bleme, die angespro 
chen wurden 

Mdl. Überprüfg. : 
- die wesentl.Elemen 

der NS-Ideologie 
nennen und erläu-

tern können 
Besprechung des vorbe- 1 -

reiteten Textes 
das Verhältnis von 
NS-Ideologie zur 
parlamentar.Staats 
anschauung darstel 
len können Quelleninterpretation 



Geschichte 11/2 - Leistungskurs/Grundkurs 
4.2.l Der NatiL alsozialismus 

LER.i.~Z I ELE 
- Kenntnis der Entstehungsge-

schichte der NSDAP 
- Kenntnis der Theorie u. der 

Methode der nationalsoziali-
stischen Propaganda 

- Erkenntnis, daß die Erfolge 
der NSDAP - soziologisch ge-
sehen - auf eine Radikali-
sierung des Mittelstandes 
zurückzuführen sind 

f 

LERNINHALT 
Der Aufstieg der NSDAP 
-ENTWICKLUNG :: Gründung, 
Hitlerputsch, Wahler-
folge 
-PROPAGANDA: 

Massen-

ftJNTERRICHTSVERFAHREN 
~äusl. Vorbereitung: Durchar-

eiten eines Kapitels des Lehr-
buches nach den dort angegebe-
nen Arbeitsaufträgen 
'.Unterrichtsgespräch: 
a) Lehrervortrag: Geschichte 

der NSDAP psychologie 
-STRUKTUR: Organisation~) 
d. Partei, Sozialstruktur 
der Mitglieder 

Quelleninterpretation: Text 
zur Massenpsychologie der 
NS-Propaganda 

4.Std. 
-Diskussion der NS-Propaganda 
aufgrund des Filmmaterials 
(vgl. l.u.2.Std, ) 
c) Besprechung der Statistiken 

zur soziolog. Schichtung der 
NSDAP 

.tJ.I 

LERNZIELKONTROLLE 
Mündl. Überprüfung: 
- Die Geschichte der 
NSDAP darstellen kön-
nen 
-Methoden der NS-
Propaganda an Bei-
spielen erläutern 
können 
-Die deutliche Über-
repräsentation des 
Mittelstandes in der 
NSDAP begründen kön-
nen 

-Kenntnis wesentlicher Schwä- Wirtschaftliche sozi- äusl. Vorbereitun : Interpre- Mündl. Über rüfun : 
chen des parlamentarischen u. ale und politis~he Vor- tat1on von Texten nach Leitfra- -Die wesentlichen 
de~okratischen ~ystems der aussetzungen zur Macht- gen (a~beitsteiliges Verfahren) Schwächen des demo-
Weimarer Republik ergreifun 5 6 td r-= _nterr1chtsverlauf: krat. u. parlament. 

-Erkenntnis, daß die Struktur- g .u •• s • Vorlegen der Interpretations Systems der Weima-
krise ~ der w.R. den Aufstieg 1. Demokratische und ergebnisse und Diskussion rer Republik nennen 
des 13 ermöglichten parlamentarische Schwä- Erarbeitung mit evtl. zu- und erläutern können 

-Einsicht, daß die Ideen der eben der Weimarer Repu- sätzlicher Lehrerinformation -Begründen- können, 
"konservativen Revolution" blik -Unstabilität der Weimarer inwiefern die Struk-
die NS-Propaganda b,egünstig- =-s"Chwächen der Weimare Regierungen, ihre Ursachen turkrise der W .R. 
ten Demokratie und Folgen den Aufstieg des 

-Erkenntnis, ~aß der häufige Re--"konservative Revolu- -Wiedererstarken der NSDAP NS begünstigte 
gierungswechsel beim Bürger tionu durch Hugenbergs Kartell der 
einen Vertrauensschwund gegen- -•nstabilität der Weima nationalen Opposition gegen 
über dem Parteienstaat bewirkt~ rer Regierungen, ihre den Youngplan 

-Einsicht, daß Hugenbergs natio- Ursachen und Folgen 
nal------istisches Kartell ge- -Hugenbergs Kartell der 
gen den Youngplan die alten nationalen Opposition 
Ressentiments gegen Versailles gegen den Youngplan und 
schürte und Hitler für eine brei- seine Auswirkungen für 
tere Öf'f'entlichkeit hof'f'ähig mach- das Erstarken der NSDAP te _ 

·- • 1 
. Y-
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4. :'f oer Nationalsozialismus -LERNZIELE LERNINHALT 

-Erkenntnis des Kausalzusam- ·.Weltwirtschaftskrise 
menhangs von Wirtschaftskri und politische Ent-
se, Arbeitslosigkeit und wicklung bis zur Macht-
Radikalisierung des politi- übernahme 
sehen Lebens -Weltwirtschaftskrise, 

-Erkenntnis, daß die Gesell- rbeitslosigkeit, poli-
schaft in der ökonomischen tische Radikalisierung 
Krise für die Agitation„ de -Ergebnisse der Reichs-
NSDAF~Propaganda empfängliche tagswahlen 1928 - 32 
war~e und mangelnde demokra-

-Einsicht, daß durch das Aus- tische Verantwortung 
scheiden der SPD aus der Re- der Parteien 
gierung im Jahre 1930 keine -Präsidialkabinette 
Regierung mit parlamentari- -Versagen des Reichs-
seher Mehrheit mehr möglich präsidenten und Macht-
war ' übernahme durch Hitler 

-Erkenntnis, daß die außerpar-
lamentarischen und autoritären 
Präsidialkabinette die parla-
mentarische Demokratie der W.R, 

aushöhlten und den Weg zur 
Hitlerdiktatur vorbereiteten 

-Erkennen, daß das Versagen 
des Reichspräsidenten und die 
Unterschätzung Hitlers durch 
die Hindenburg-Berater dem NS 
zur Macht verhalfen 

- . 

UNTERRICHTSVERFAHREN 
Häusl. Vorbereitung: 
Interpretation von Texten n. 
Leitfragen {arbeitsteiliges 
Verfahren) 
Unterrichtsverlauf: 
a) Diskussion des vorbereiteten 

Lehrbuchkapitels nach den 
dort angegebenen Leitfragen 

- Erläutern~~es Schaubilds 
zur Entwicklung der Arbeits-
losi~keit 

J.J Lehrerinformation und Unter-
richtsgespräch: 

- Präsidialkabinette: Brüning, 
Papen, Schleicher 

- Die Machtübernahme und die 
Zusammensetzung des ersten 
Kabinetts Hitler 

„ • /1-r 

LERNZIELKONTROLLE 
Mündl. Überprüfung: 
-Kausalzusammenhang 
von Wirtschaftskrise 
Arbeitslosigkeit und 

, 
Radikalisierung des 
politischen Lebens 
erläutern können 
-Den Machtzuwachs der 
radikalen Parteien u. 
den Machtschwund der 
Mittelparteien bis zu 
ihrer parlamentari-
schen Ohnmacht erläu-
tern und begründen 
können 
-den Irrweg der W.R. 
von der Abkehr vom 
Parlamentarismus über 
die autoritären Prä-
sidialkabinette bis 
hin zur Machtübergabe 
an Hitler beschreiben 
können 

. ~~ 
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Lernzisle 

-Erkenntnis, daß es Hitler 
gelang, die bürgerlichen 
Kräfte innerhalb des Kabi-
netts zu überspielen und 
seine innenpolitischen Geg-
ner auszuschalten 

-Kenntnis der Bedeutung der 
Notverordnungen vom 28.2.33 
zur Sicherung der NS-Herr-
schaft 

-Wissen, daß die Links- und 
Mittelparteien in ihrer Pro-
paganda durch Verhaftung 
ihrer Mitglieder und Verbot 
ihrer Presse entscheidend 
behindert waren 

-Kenntnis, daß die NSDAP trotz 
Propaganda und Terror bei der 
Reichstagswahl am 5.3.33 kei-
ne parlamentarische Mehrh~it 
erringen konnte 

-Erkenntnis, daß mit Hilfe der 
Notverordnungen die Länder 
gleichgeschaltet wurden 

-Wissen, daß das Ermächtigungs-
gesetz eine formale Legali-
sierung der Diktatur ·bedeutete 
und daß durch die Fiktion des 
Rechtsstaates Hindenburg, die 
Beamten und die Reichswehr ge-
wonnen werden sollten 
-Erkenntnis,daB durch das Ermä-

chtigungsgesetz ein wichtiger 
Schritt zur Entwicklung Deutsch-
lands zum totalitären Führerstaat 
getan wurde 

4.2. Der Nationa lsozialismus 

,Lerninajilt 
. Oie Gleichschaltung 1'7=:.si.std~1 

1. Die Sicherung der NS-Herrschaft 
-Auflösung des Reichstags 
-ÜbernahmE der Macht in Preußen 
-die letzte "Mehrparteienwahl" 

(5.3.1933) 
-Reichstagsbrand und Aufhebung 
der Grundrechte 

- Gleichschaltung der Länder 
- das Ermächtigungsgesetz 

Unterrichtsverfahren 

Häusl.Vorbereitung: Lehr-
buch: "Die Sicherung der 
Macht" nach den dort an-
gegebenen Fragen und Aufga-
ben; 

u 

Lernzielkontrolle 

Mdl.Überprüfg: 
-Oie Methoden Hitlers 
bei der Ausschaltung 
der bürgerl.Kräfte 
innerhalb des Kabi-
netts u.seiner innen-

. politf;egner erläu-Unterrichtsverlauf: t k .. ern onnen Lehrervortrag: 
-Auflösung des Reichstags ie Bedeutung der 
-Übernahme der Macht in Preu~ Notverordnungen und 

Ben des Ermächtigungs-
-die Reichstagswahl vom gesstzes zur Siche-
5. 3 .1933 · rung der Macht nen-

nen und begründen 
können 

Interpretation und Diskussion 
von Texten (Notverordnung 
und Ermächtigungsgesetz) 

• 

~Nachweisen können, 
daß das Errnächti-ein wich~iger Schritt 
zur Entwicklung 
Deutschlands zum to-
talitären Führer-
staat war 

~ 
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LERNZIELE -f LERNINHALT UNTERRICHTSVERFAHREN 
-Wissen, daß die Nationalsoziali- 12. 

sten mit Hilfe des Ermächtigungs-
gesetzes die Par-
teien nach und nach ausschalteten•-

-Wissen, daß die Gleichschaltung 
der Gewerkschaften und Verbände 
der eigentlich revolutionäre .Az'kt•-
war, durch den die Gesellschaft 
zwangsweise nationalsozialistisch•-
ausgerichtet und in NS-OrE!'ani~A-

tionen 11 erfaßt11 wur~e 

--Erkenntnis,daß zur Gewinnung dar 
Reichswehr für den NS-Staat die 
SA geopfert wurde 

-Erkenntnis, daß durch die Über-
nahme der Befugnisse des Reichs-
präsidenten und die Vereidigung 
der Wehrmacht auf seine Person 
Hitlers absolute Machtstellung 
unangreifbar war~e 

Die Durchsetzung 
des Einparteien-
staates 
Ausschaltungclw-

Parteien 
Zerschlagung der 
Gewerkschaften 
Gleichschaltung 
der Verbände 
Integration der 
Reichswehr an& 
(Ausschaltung der 
S . A) 
Übernahme der 
Machtbefugnisse 
des Reichspräs~­
denten 

~äusl. Vorbereitung: 
-Erarbeitung eines Lehrbuch-
kapitels nach den dort an-
gegebenen Leitfragen 
-Erschließen von Texten zur 
Gleichschaltung der Verbände 
pnterrichtsverlauf: 
-Interpretation und Diskus-
sion der vorbereiteten Texte 

Anp~ss.UI!_g von Ver-
waltung und Justi~, 

-Kenntnis der Auf gaben der SS 
Arbeitsgebiete d.SS 
Rolle der SS beim 

3. Dar SS-Staat Häusl.Vorbereitung . von Texten 
-Kenntnis der - Das Selbstverstlidd- . nach arbei tsteiligem Verfah-
-Kenntnis der . nis der ss · ren 

Röhrn-Putsch - Die Aufgaben der Unterrichtsverlauf: 
SS -Interpretation und Diskus-

- Die Arbeitsgebiete sion der vorbereiteten Texte 
der SS 

-Wissen, daß sich die SS als die 
NS-Eliteformation betrachtete 

-Erkenntnis, daß im SS-Staat der 
politische Gegner als Staatsfeind•-

verfolgt wurde 
-Erkenntnis, daß durch die Errich-

tung der KZs u. durch die unkon-
trollierte SS-Justiz der Rechts- 1-
staat zum Polizeistaat umgewandel~ 
wurde 

-Erkenntnis, daß die SS ein Instru-
ment des Terrors in de~ Hand des 
Führers war 

-Kenntnis der Grundlage der NS-
Rechtssprechung 

Die Rolle der SS 
beim Röhm-Putsch 

" Die Bedeutung der 
SS für den Staat 
Leitsätze zur NS-
Rechtssprechung 

„ 

,„ .J,.,,. 

LERNZIELKONTROLLE 
Mündl. Überprüfung: 
-Die Gleichschaltung 
der gesellschaftlichen 
Gruppen an Beispielen 
erläutern können 
-Die Rolle der Reichs-
wehr während des Röhm-
Putsches nennen können 
-Die Machtstellung 
Hitlers nach dem Tode 
Hindenburgs beurtei-
len können 

Mündl. Überprüfung: 
~Die Auf gaben und Ar-
beitsgebiete der SS 
nennen können 
-Das Selbstverständ-
nis der SS und ihre 
Rolle im Staat nennen 
und erläutern können 
-Die Grundsätze der 
NS-Rechtssprechung -.„„-=„•· beurteilen 
können 
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Geschichte 11/2 Leistungskurs/Grunökurs 
4. 1 Der Nationalsozialismus 

Lernziele 

Kenntnis der wesentlichen Elements 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
Hitlers und deren Problematik 

Kenntnis der Verbindungen Hitlers 
zu Kreisen der deutschen Großin-
dustrie 

Lerninhalte 

Die nationalsozialisti~ 
sehe Wirtschaftspolitik 
{10. Std.) 

Hitlers Verbindungen zu 
Kreisen der dt. Großin-
dustrie 

Erkenntnis, daß die Erhöhung staatll~aßnahmen zur Belebung 
Investitionen zu einer Belebung der Wirtschaft und zur 
der Wirtschaft und damit zur Ver- Beseitigung der Arbeits-
ringerung der Arbeitslosigkeit führ losigkeit 
te 

Erkenntnis, daß die hemmungslose 
Ausgabenpolitik der NS volkswirt-
schaftlich bedenklich war 

Kenntnis der antikapitalistischen 
Ideologie und der kapitalistischen 
Praxis des NS-Regimes 

Einsicht in das Verhältnis zwischen 
NS-Staat und kapitalistischer Pri-
vatwirtschaft 

Erkennen, daß die wirtschaftlichen 
Autarkiebestrebungen der Vorberei-
tung des i. Weltkrieges dienten 

Zerstörung des ~ythos von den her-
vorragendan Leistungen des NS~ 
Regimes auf dem Gebiet der Wirt-
schaftspolitik 0 Autobahnen, VlUf.ic,.) 

Wirtschaftsideologie und 
-praxis 

Das Verheltnis de• NS-
Staates zur Privatwirt-
schaft 

Völkische Wirtschaft 

··-

-un ~-e-r-r-ri:::-rT c; :::J u es 1 1 u 

Heusliche Vorbereitung nach 
a~beitsteiligem Verfahren: 

Erarbeitung des Lshrbuchkapi~ · 

tels"Die Wirtschaft im Jienst 
der ~acht" nach den dort an-
gegebenen Leitfragen (LB, S. 
145-149) 

Analyse von Texten zur NS-
Wirtschaftspoli tik 

Unterrichtsverlauf: 

Bw&~rechung und Diskussion dar 
worb~r•itatan Texte 

• 

.11 

Ternzie:IKUll LX UJ:X• 

~ündlich• Üb•rprüfuno: 

Die wichtigsten ~aßnah•en der 
Wirtschafte- und Finanzpolitik 
des NS-Staates nennen können 

Das Verhältnis von NS-Wirt- · 
schaf taideolegie und Wirt-
schaftspraxis •rläut•rn können 

Beurteilung der wirtschafts-
politischen Autarkiebestr•-
bungen der Nationalsozialieten 



Geschichte 11/2 - Leistungskurs/Grundkurs ~ -4.2.l Der Nationalsozialismus 
Lernziele e 

Die NS-Sozialpolitik (11.Std.) 
Kenntnis der Gemeinschaftsidee- Die Gemeinschaftsideologie der Na-
logie der Nationalsozialisten tionalsozialisten und die sozia-

u. Ziele le Wirklichkeit 
Kenntnis der Grundlagen.&ifer NS- Grundlagen und Ziele der NS-Fami-
Familienpolitik lienpolitik 
Kenntnis der NS-Methoden zur Oie Deutschs Arbeitsfront (DAF) 
Gewinnung der Arbeitnehmer Das Werben um die Gunst der Unter-
K t . d G dl d Zi und Mittelschichten enn nis er run agen un e 
le der Agrarpolitik des 3.Rei-
ches 

Kenntnis des Erziehungsideals 
der NS-Bewegung 

Kenntnis der nationalsoziali-
stischen Wissenschaftstheo-
rie 
Kenntnis der NS-Kunstauf-
fassung und ihrer gewalt-
same~ Durchsetzung 

Kenntnis der NS-Politik ge-
genüber der katholischen und 
der evangelischen Kirche 
Erkenntnis der Unv e rein-
barkeit von Christentum und 
nationalsozialistischer Ideo-
logie 

Grundlagen und Ziele der NS-Agrar-
poli tik 

Die NS-Kultur- und Kirchen-
politik (12.Std.) 
Das nationalsozialistische 
Erziehungsideal 
Der Rassegedanken in der 
11Jissenschaft 
Die NS-Kunstauffassung 

Das Verhältnis _des NS zur Religion 
Der Kirchenkampf 
Reichskonkordat und Reichskirche 

Häuslich~ Vorbereitung: 

Erarbeitung eines Lehrbuchka-
pitels über die NS- Sozial-
politik (Politik und Gesell-
schaft ,II, s. 147-149) 
Analyse von Quellen in arbeits-
teiligem Verfahren 

Unterrichtsverlauf: 

Besprechung und Diskussion der 
vorbereiteten Texte 

Häusliche Vorbereitung: 

Erarbeitung eines Lehrbuch-
kapitals zur Kultur- und Kir-
chenpolitik (Pol. und Ges.,II, 
s. 142-145) 

Unterrichtsverlauf: 
Analyse von Quellen zur NS-
Kul tur- und Kirchenpolitik 
nach Leitfragen 

Referieren der Gruppenergebnis• 
se 
Diskussion 

„ • 

~f 

ernzielkontrolle 

ündl.Überprüfung: 
ie NS-Gemeinschaftsideo-
ogie kritisch beurtei-
en können 
iele und Maßnahmen der 
S-Familienpolitik er-
äutern können 
ethoden zur Gewinnung 
er Arbeitnehmer nennen 
nd hinterfragen können 
rundlagen und Ziele der 
S-Agrarpolitik erläu-
ern können 

Mdl.Überprüfg.: 
ZUiit NS-Erziehungsideal, 
zur Wissenschaftstheorie 
und zur Kunstauffassung 
kritisch Stellung nehmen 
können 
Die Unvereinbarkeit von 
Christentum und NS-Ideolo-
gie durch Beispiele be-
legen können 
Hitlers taktische Erwä-
gungen beim Abschluß des 
Reichskonkordats und bei 
der Gründung der ev. 
Reichskirche erläutern 
können 



Geschichte 11/2 -Leistungskurs/Grundkurs 
4.2.1 Der Nationalsozialismus 

3D 

Lernziele 

Kenntnis der antisemitischen 
Grundhaltungder NS-Bewegung 

Kenntnis dar unterschiedli-
chen Phasen der NS- Juden-
politik 

Kenntnis der Methoden zur 
Vernichtung des Juqentums 

fehigkeit, die NS-Judenpolitik 
vom christlichen bzw. huma-
nistischen Standpunkt aus zu 
beurteilen 

Erweckung von Abscheu gegen-
über den Massakern an dem 
europeischen Judentum 

Kenntnis der verschiedenen 
Widerstandsgruppen im 3. Raic 
und ihrer Beweggründe 

Erkenntnis, daß die Entschei-
dung zu aktivem Widerstand 
heufig durch Gewissenskon-
klikte erschwert wurden 

Kenntnis der Ursachen für d 
das Scheitern der einzelnen 
Widerstandsgruppen 

Lerninhalte 

Die Ausschaltung und Aus-
rottung der europ. Juden (13.S 

Der Jude aus der Sicht der 
Nationalsozialisten 

Die drei Phasen der NS-Juden-
verfolgung 

Einschrenkung des Lebens-
spielraums (Boykott und 
Arierp~ragraph,1933-1935) 

Systematische und pseudole-
taltgale Verwirklichung der Ras-

sedoktr in( Nürnberger Gesetze 
1935-1938) 

Vernichtungspolitik großen 
Stils ("Endlösung der . Juden-
frage", 1938-1945) 

Der Widerstand gegen das 
NS-Regime. (14.Std.) 

Die schwierige Lage der illider-
standskempfer in einem tota-
li teren Staat 

Der Widerstand aus der „Ar-
bei terschaft 

studentischer Widerstand 

Der Kreisauer Kreis 

militärischer Widerstand 
kirchlicher Widerstand 

t. .... ver r anren • t•t n2t&lko1tt1 oll• 

Heuslic~e Vorbereitung: 

Erarbeitung des Lehrbuchkapi 
tals "Dar Völkermord an den 
europ- Juden" nach angegebe-
nen Arbeitsauftregen (PolT u. 
Ges.,II,S.138-162) 

Unterrichtsverlauf: 

Besprmchung und Diskussion 
von Quellen zur NS-Judenpo-
litik 

Heusliche Vorbereitung : 

Erarbeitung des Lehrbuchka-
p..tels "D•r Widerstand gegen 
den Totalitarismus" (Pol. u. 
Gas.,II, S.163-166)nach den 
dort angegebenen Arbeitsauf-
tregen 

Unterrichtsvarlaufa 
Analyse von Quellen in Grup-
penarbeit 

Besprechung uod Diskussion 
der Quellen 

mündlich• Lberprüfung: 

Oie antisemitischen Thesen 
der NS-illaltanschauung als 
Vorurteil• entlarven können 

Die Terrormaßnahmen dar ~atio · 

nalsozialist•n wehrend der 
unterschiedlichen Phasen der 
Judenverfolgung arleutern 
können 

Di• NS-Judenpolitik vom • 
christlichen bzw. humanisti -
schen Standpunkt aus beurtei-
len können 

~ündliche Überprüfung: 

Oie illidarstandsgruppen im 
3. ~eich nennen und ihr• 
motive erleutern können 

Die Ursachen der G•wissans-
kon f likt• bei einzelnen 
Widerstandsgruppen begründen 
könn•n 
Di• Ursachen für das Scheiterr 
der Widerstandsgruppen angebe· 
können 
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~ -1 Der Nationalsozialismus 

Lernziele Lerninhalte 

Faschismustheorien (15.Std.) 
Kenntnis bedeutender Faschismus- INoltes Definition des Faschismus 
theorien 
Erkenntnis,daB der weltanschau- ldie kommunistische Agententheorie 
liehe Standort eines Geschichts-
forschers und die Methode seines 1 die westliche Totali tarismustheorit:i 
Vorgehens entscheidend das For-
schungsergebnis bestimmen 
F8higkeit,Faschismustheorien am 
geschichtlichen Phänomen "Natio-
nalsozialismus zu überprüfen und 
einzelne Thesen auf ihre Richtig-
keit hin zu beurteilen 
Einblick in den gegenwärtigen 
Forschungsstand zum Faschis-
musproblem 

gegenwärtiger Stand der Faschis-
musforschung 

„ 

e ]I 

Unterrichtsverfahren Lernzielkontrolle 
----·------· ----~-·-_,...-.~-·- ...... --..._._. .... ,,..._ •.• ___ ...., ____ ..... „ ..... ..... ......,.__,„ 

Häusl.Vorbereitung: 
Erarbeitung von Texten nach 
Leitfragen (arbeitsteiliges 
Verfa hren) 
Unterrichtsverlauf: 
Festhalten und Diskussion der 
Thesen der jeweiligen Theorie 

Besprechung der Thesen Wip-
perma nns 

Mündl.Überprüfg.: 
Wichtige Faschismus-
theorien nennen und 
in ihren kennzeich-
nenden Thesen wieder-
geben k5nnen 

Faschismustheorien am 
"Nationalsozialismus" 
überprüfen können 
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Lernziele 1 ·Le.rn-in.ha1 te 1 Unterrichtsver±ahreili LernzielK:ontrolle 

Einsia@~ in die Not wendigkeit einer lß_eolo__gische Gr,g_ndle-
Um tung der ma~xistischen Revolu- gung: 
tionstheorie im Hinblick auf die Der Leninism1:1:_~als po-
besonderen historischen Gegebenhei- iitisches AktJonspro-
ten im zaristischen Russland. grarnm. ( 1.Std.) 

Kenntnis der Ford~ungen Lenins in Be- . . 
zug auf die Struktur und die Zus am- Revolutionstheorie 
mensetzun~ der Partei. Parteitheorie 

Erkenntnis, dass es Lenin vordergründi D ~. . t . t 1 · t· · R 1 d · · er CiOWJe s :c<"-a a s um die Revolu ion in uss an ging, D"kt t · d p 1 ta 
t · · t 1 · · d · '·'' lt i a ur es ro e -ers in zwei er 1nie um ie ne - . t 

revolution; ria s 
- dass Lenin eine "harte" t!bergangs-

phase durchaus in seine Uberlegun-
gen mit einbezog. 

1-i:äusl. Vorbereitung: 
~nalyse von Quellen 
fLeitfragen. 

Mill.. Uberprf'g. der ------
Kenntnis der wesentlichen 

nach !"Abweichungen" Lenins von 
der Revolutionstheorie von 
Karl Marx. 

~uswertung im 

f
1 espräch Unterrichts~Fähigkeit zur Begründung 

1 

ehrervortrag (mit Be-
legtexten) 

dieser Abweichungen aus der 
besonderen historisc~en Si-
tuation des zaristischen 
Russland. 
Kenntnis der wichtigsten 
Forderungen Lenins für die 
Struktur und Organisation 
einer revolutionären Partei 

Erkenntnis, das s die Oktoberrevolution 
kein spontaner Volksaufstand war, 
sondern das Werk einer gut organi-
sierten Minderheit. 

iji,__stori~Qh.e Einführung: ~äusl. Vorbereitung : 
Vom Ausbruch_ der Re- rarbeitung von Refera-
volut ion bis zum Tode ten. 
;te.ni.ns.· (2.std.J 

Mdl.Überprf'g.der 

Kenntnis der wesentlichen 
Fakten in der Geschichte 

rlRusslands unmittelbar vor 
und während der Herrschaft 
(Diktatur) Lenins. 

Kenntnis der wichtigsten Etappen und 
der Methoden bei der Machtübernah-
me durch die Bolschewisten. 

Kenntnis der Gründe für den Sieg der 
"Roten" im Bürgerkrieg; -

- der wichtigsten Massnahmen unter 
dem Zeichen des Kriegskommunismus; 

- der wesentlichen Bestimmungen der 
NEP. 

Fähigkeit, die NEP als eine Übergangs-
pha se von der kapitalistischen zur 
sozialistischen Wirtschaftform zu 
begreifen. 

Erkenntnis, dass der Kampf um die Nach 
fol ge Lenins schon lange vor seinem 
Tod eingesetzt hatte. 

Oktoberrevolution 
Bürgerkrieg und Kriege 
kommunismus 
NEP(Neue Ökonomische 
Politik) 

~ 

Vortrag und Diskussion „, , .. - Referate 

* 
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4.2.2 0 . ~ra des St a linismus 

Lernziele 

die Nachfolae Lenins 
, ~3.Std.) Kenntnis der Lehre Trotzl<is von 

der "Perman enten Revolution (aus 
der Zt. vor dem 1.Weltkrieg!) 

ldeologische Auseinandersetzung zwi-
chen Trotzki und Stalin: 

Erkenntnis, 
daB Stalins These vom "Aufbau des 
Sozialismus in einem lande" sowohl 
dem Selbstwertgefühl der Partei-
mitglieder als auch dem Patrio-
tismus der Russen entg ·genkam; 
daß beide Kontrahenten immer wie-
der ihre dogmatische "Richtigkeit" 
durch Hinweise auf Marx,Engels,Le-
nin zu beweisen suchen; 
daß Stalins These (auch)als Mit-
telverstandenwerden muß,Trotzki 
in der Partei zu isolieren und 
die eigene Machtposition auch 
ideologisch zu fundi eren 

Erkenntnis,daß trotz Lenins 

ermanente (Welt)revolution 

ufbau des Sozialismus in e inem Lan-
s 

talins Aufstie zur Alleinherrschaft 
4.STO, 

ment"Stalin von vornh ermin die be-" b d •.• ht ·t H"lf d p . . . it1Us a u er 1v1ac mi i e es ar-ste Ausgangsposition im Kampf um 
die Nachfolge besitzt; eiapparates 

~ 

8 
]] 

···- ~~~----,......_..,..-- -->__.......__,..,.,_ __ • - ·-- -- -.-.- ..,.__ .- -.- - ·.-

Unterrichtsverfahren 1Lernzielkonrolle 
' 

---------·---~·-·----·---··~ i 
Häusliche Vorb er8itung: 

1Analyse von Ouellen nach Leit-
fragen 

Auswertung im Unterrichts-
gespräch 

Gruppenarb eit an Quellen 

Häusl.Vorbereitu~ 

Analyse von Quellen nach Leit-
frag en 

' 

1 

1Mdl.Darst ellung der 
wesentlichen Aussagen 
der beiden Kontrovers-
theorien 

Mdl. oder s~hr. Beur-
t eilung der Verhaltens-
weisen der beiden 
Rival <2n 

+politischen 

!Mdl. Ll b8rprUfung: 
!Kenntnis der Ausgangs-
! position Sta lins be im 
!Tod e Lenins 
1 

daß vor allem das Amt des General-
sekretärs ihm weite Möglichk eiten 
eröffnet,um die Mehrheitsverhält-
nisse innerhalb der Partei(gremi-
en)zu seinen Gunsten zu verändern; 

r ennung und gegenseitige Aus spie lung! Lehrervortrag mit Textbel e-
er Gegn er gen 

i 

1 

daß in den (jahrelangen)Partei-
kämpfen Stalin Stalin sich auf 
ganz verschiedene Männer bzw.Grup-
pen in der Partei stützt,sie ge- j 
g eneinander ausspielt und sie dann 
am Ende alle entmachtet; 
daß nicht vorrangig ideologis che Prflmissen Stalins Entscheidungen be-
stimmt haben,sondern der rücksichtslose Machtkampf um die unumschrgnk-
te Alleinherrschaft 

Kenntnis der Methoden 
Stalins im Kam pf um 
di e pol i tische Macht 



Geschichte 11/2 Leistungskurs ~'I 
4.2.2 L ~ Ära des Stalinismus 

Lernzüüe -----· .... ---- 1 Lerninhalte ········ ____ --_ -_ -~~~--=~~~~:~~s-=~:~~~r_:.~~~-=~ -----~~-~--=~--~~:-~~L~~~~~~~-: __ 

,„ . d ß d . I d t . 1 . . h L ie Industrialisierun der Häusl.Vorbereitung: Mdl. Überprfg. der 
i• issen, a ie n us ria isierung sc an von e . t . 5 Std · 
nin als unabdingbarE Voraussotzung für den Auf ow e union • • Anal~se von Quellen nach ! Kenntnis der ll~sa-
b d S · 1 · f d t d Leitrragen cnen una Gruna~ au es ozia 1smus ge or er war en war; egründung für die Industriali 

siErung 
für die sowj. In-
dustrialisierungs-
kampagne 

Erkenntnis,daß laut Stalin nur der Aufbau ei-
ner modernen Großindustrie Sicherheit bot ge-
gen eine Restauration des l<api talismus in der 
SU; 
daß der Aufbau dieser Industrie forciert wur-
de ohne Rücksicht auf Opfer,die er forderte; 
daB der Appell an das Nationalgefühl der Sow-
jetbürger den Mangel an Kapital und Fachkräf-
ten überwinden helfen sollte; 
daB der IndustrialisierungsprozeB durch radi-
knle Anwendang des Leistungsprinzips eine noue 
soziale Differenzierung der Sowjetgesellschaft 
bewirktG; 
daß RuBl.tatsächlich in wenigen Jahren aus 
ein em rückständigen Agrarland zu einem moder-
nen Industriostaat geworden ist 

Erkenntnis,daB die Kollektivierung und Mecha -
nisicruna ideolog.,ökonom.u.polit.begründet 
~~ndR611ektiv.u.Industrialisierung einander 

irtschaftlich; 
esellschaftlich 

boi der Reali-

bedingten; 
daß Stalin entschlos~en 
mit brutalsten Methoden 
fern durchzusetzen; 

iechanisierung der Landwirt-
war, die Kollektiv.auch lschaft 
und unter gr6ßten DP-'• 

daB der ',Jiderstand der Bauernschaft vorüber-
gehend eine leichte Lockerung des Zwanges zur 
Kollektiv.notwendig machte; 
daB mit der Zerschlagung des Kulakentums so-
wohl eine m6glich Rückkehr zum Kapitalismus 
auf dem Lande verhindert als auch die Vernich-
tung einer Klasse erreicht werden sollte; 
daB Kollektiv.und Industrialis. der SU in.kür-
zester Zeit eine gewaltige Leistung darstellen 

ernichtung der Kulaken als 
lasse 

Vortrag der Ergebnisse 
der Hausarbeut und Dis-
kussion · 

Gruppenarbeit an Quellen 

äusl.Vorbereitung: 
nalyse von Quellen nach 
eitfragen 
ortrag und Auswertung der 
rgebnisse der Vorber. 
iskussion und Weiterfüh-
ung mit Hilfe von stati-
tischem Material 

nterrichtsgespräch unter 
uhilfEnahme von Quellen 

Kenntnis der Schwii2.-
rigkei ten bei ihre "f 
Verwirklichung 

Die Methoden,die 
man bei der Indu-
strialisierung an-
wandte, beurteilen 
k6nnen 

Mdl.Überprfg.: 
Kenntnis der Gründe 
für die Kollektiv. d, 
Landwirtschaft 
Kenntnis und Erklä-
rung der Schwierig-
keiten, die sich insb,z:J, 
bei der Mechanis.der 
Landwirtschaft erga-
ben 

Darst.d.Bedeutg.bei-
der Prozesse -Indu-
strial is. u. Kol l ek t. -
für die soziale um-
schichtg. der Sowjet-
gesellschaft 
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LernziEÜE: Lerninhalte Unterrichtsverfahren 

~~konnen,daß während der großen Säuberungen 
die alte Elite des Bolschewismus liquidiert 
wurde; 

Die .[!DITenSäuberungen 
1935-1938 (7.Stci.JGruppenar~_e~_!:: 

Liquidierung der alten Elitqt;nalyse von Texten nach 
der Revolutionspsttei ~ei tfragen 

daß im Verlauf der großen Säuberungen rechts-
stattl .Prinzipien mißachtet wurden bei gleich:-'--ISchauprozesse 
z1ü tiger Vorspiegelung von Rechtssich erheit 
(Verfasf";ung von 1936); 
E ·~nsicht,daß eine neu aufsteigende Führungs-
schicht in Partei,Wirtschaft,Verwaltung und 
i\ rm ee Nutznießer des Untergangs der alten 
[ lite war 

Erkennen,daB die KPdSU die uneingeschränkte 
Führungsrolle des Proletariats beansprucht; 
daß der Führungsanspruch in der Par teiideolo-

Anteil der "In-

Aufbau ainor nouen Elite 
von Bürokraten und Techno-
kraten 

Die Par tei (B.Std.) 

Die Roll e der Parta i 

Zusammenfassen der '.::.r-
IQ ebnisse und Diskus::; ion 

Häusl.Vorbereitunu: 
~orbsr. nach einem Lehrb. 
~nalyse von Texten (ar-
b eitsteil. Verfahren) gie seine Rechtfertigung find et; 

daß unter Stalin der prozentuale 
telligenz" an der Gesamtzahl der 
gierten ständig wuchs; 

Parteidele- lsozialE: Strul<:tur der Partc; i lschülervortrag 

Kenntnis der wichtigsten Parteiorgane; 
Erkennen, daB das l eitende Prinzip des /\ufba us 
der Parte i der "demol<ratische Zentralismus ist; 
Einsicht,daß da bei das demokratische Prinzip 
ein er Will ensbildung von unten nach oben in 
sein Gegenteil verkehrt wird, u.a. weil 

Organe der Partei 

das Prinzip des"dcmokrG-
tischen Zen t r a lismus" 

- di e Parteimitglieder nur über einen präsentierten Kandidaten abstimmen; 
- die Auswa hl der Kandida ten im Einvern ehmen mit de~ übergeordn eten 

Exekutivorganen erfolgt; 
- die l eitend en Funktionäre (Sekret nr e ) von oben ein- und a bgesetzt wer-

den könn en ; 
- Beschlüsse der hi.-j h F!ren Organe für die unt.0_;ren absolut verbindl i c t1 s i nd; 
- l<ri tik an übergeordneten Organen infolge des ~ Fraktionsverbots" nur 

individuell• geäußert werd en k6nnen. 

Unterrichtsgespräch 

„ „ ') .... 
·J ~ 

Lernzielkontrolle 

Mdl.Darst8llung:dic groe~~­

Säuberungen 
-in ihrer Bedeutung für 

die SU 
-als Beispiel fLlr Stalin~ 
Willkürherrschaft 

Üb erprl:1f u ng_:_, 

1.Wie wird die uneinge-
schränkte Führungsral -
l e der Partei ger echt -
fertigt? 

2. \'/ i c wirk t sich das 
Prinzi p des demokra-
tischen Zentralismus 
auf di e Willonsbil-
dung in der Partei a ~~~ 
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Lernzi el e 

Einsicht,daB die Stalinistische Verfassung von 
1 936 
-im Zusammenbang mit ihrer ~ntstehung ges ehen 

werden muß; 
-nur in geringem Umfang über di e Praxis des sowj. 

Regierungssystems Auskunft gibt 
-die Führungs rolle der kommunist.Partei verfas-

sungsmäßig verank ert (Art.126) 

ILerninhnl tr:i 
per Stalinistische Staa t 

(9.Std.) 
Der Staa tsaufbau der SLJ 
(Verf.von 1936 ) 

Unt •:~rrichtsvsrf 0 ! hren 

Häusl.Vorb ereitun~: Vor be-
r Ritg. nach einem Lahrbuch 
und Analyse von Texten 
(arbeitsteil.Vcrfahren) 

Schülervortrag; 

Einsicht,daß die föderative Staatsstruktur von gEt- 1 Unterrichtsge s ;:i r äch 
ringer Bedeutung ist,weil die z entrale Herrschaft 
der Partei dadurch nicht beeinträchtigt wird; 
Einsicht,daß das in der Verf. gewährte demokrat. 
Wahlrecht u.a. durch das Fehlen der M5glichk eit 
einer Auswahl zwischen mehreren Kandidaten (bzw. 
Parteien) entwertet ist; ~erflechtung von c3taa t und 
Erkennen,daB die staatl.Organe von den Beschlüs- artei 
sen der Partei abhängig sind; 

Einsicht,daB die Doppelstruktur von stattl.In-
stitutionen und Parteiorganen 
-die Partei und ihre Spitzenfunktionäre nicht 
mit~~§rantwortung für Fehlschläge belastet, 

-euBenpolit.die Unterscheidung zw.offizieller 
staatlpiplomatie und auf Parteiebene betrie-
bener Agitation erlaubt; 

Erkennen, daß 
-die gesamte Wirtschaft der SU vom Staat ge-

lenkt und kontrolliert wird 
-Wirtschaftspläne mit ihren Kontrollziffern 
Gesetzeskraft besitzen 

Erkennen,daB der als Folge der Parole vom 1180-
zialismus in einem Lande" entfachte Sowjetpa-
triotismus wieder zur Pflege der russ.Geschich-
~e führte; 

-

~erflechtung von Staat und 
~irtschaft 

Erstellen und Diskussion 
der Arbeitsergebnisse 

Der Sowjettatriotismus 
io.Std.) Häusl.Vorber.:Analyse von 

Wandlung im Geschichtsbild Texten nach Leitfragen 
der SU (arbeitsteil.Verfahren) 

r.a 

](; 

Lernzi e l kon t roll e 

~ntwick lung eines 
Schemas, das dee 
Stgc tsaufbau der SU 
z r:lig t 

Darstellung der Ver-
fl ech tu ng von Staat, 
Partei u.Wirtschaft 
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Lernziele Lerninha lte Unt2rrichtsvsrfa hren 

Erk Bnn en,daß ~3 talin im 2.Weltkrieg durch die ~idererweckung des russ.National~ Unterrichtsgespräch 
Beschwörung der heroischen russ.Vergangenh eit p efühls 
bewußt einen straken Nationalismus hervorrief; 

Erkennen,daß di e F'roklamation des "Großen Va-
terländischen Krieges" zu einer gewaltigen 
Erhöhung der Verteidigungsanstrengungen des 
russ.Volkes führte; 

t>er "Große Vaterländische Krieg 

Erkennen,daB die moralische u.materielle Hil- bas Verhältnis zur russ.Kirch e 
f e der orthodoxen Kirche zur Verteidigung 
der "h eiligenruss.E:rde" eine äußerliche Ver-
söhnung zw. Partei u. Kirche zum C::rgebnis hattE 

Erkennen,daB Stalin 
as persöo~iche Re imgnt Stalins 

11.Std. 

Erstellen und Dis-
kussion der Arboits-
ergebnisse 

Häusl.Vorb er.: 

Ji• 

Lernzielkontroll4 

„ber rüfun : 
1 Wi e äußert sich der 
Sowjetpatriotismus? 

~)Weshalb war Stalin 
an dem Wiederaufle-
ben des russ.Natio-
nalgefühls interessierd 

-als Generalsekretäer der Partei alle wichti-
gen Entscheidungen in Personalfragen traf; 

-die Staatspolizei unter seinen Sinfluß 
brachte; 

Das Gemeralsekretariat als 
Grundlage der Macht Stalins ~

llllSammentragen von Fakter1, 
uf denen Stalins Macht-
tellung beruhte 

-seine Gegner ztitrennen verstand und gegen-
einander ausspielte, 

-in den Säuberungen alle ehemaligen Opposi-
tionellen u.mögl.Rivalen vernichtete, 

-in einer neuen privilegierten Führungs-
schicht eine ergebene Anhängerschaft hatte; 

-starken Widerhall-im Volk fand,indem er der 
nationalen Eigenliebe schmeichelte; 

-schließlich die wichtigsten Ämter in Partei 
und Staot in seiner Hand vereinigte 
(Ämterhäufung) 

-mit Hilfe des "Fraktionsverbots" j ede gegen 
ihn gerichtete Kritik mnd Opposition verhin-
derte1 

~nalyse eines Textes 

Stalins rücksichtsloser Macht- µnterrichtsgespräch 
drang 

Schaffung einer zuverlässigen 
Anhängerschaft durch Privile-
gierung einzRlner Gruppen 
Gewinnung der UntHrstützung brei~ 
ter Bevölkerungskreise durch 
Appell an das nationale Gefühl; 
Ämterhäufung 

Erkennen,daß durch geschickte Propaganda allelPersonenkult 
Erfolge im der SU Stalin zugesprochen wurden, 

!Erstellen und Diskuss ion 
jder Arbeitsergebnisse 

was zum Glauben an seine Unfehlbarkeit u.zu 
einer maßlosen Verherrlichung seiner Parson 
führe 

Mdl.Überprf .: 
orauf beruhte Stalins 
utokratische Herr-

schaft 
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Lernziele 

L:: rk cnnen der Vorwürfe.: g -·g8n den 
St~linismus,dio in den T. xten ent-
halten sind; 

~ rk onn en der ~bhängigkeit der Aus-
s agon vom j 8W2iligen Verfa sser; 

Erkennen der unterschiedlichen ~in­
schä tzung der nolle der Person 

3g 
4.2.2 Die Ära des Stalinismus 

Lerninha~te 1 Unterrichtsvs rfahren jLernzielkontrolle 
Der Stalinismus im Spiegel der Kritik 

(12.Std.J 
Chruschtschow 
(Auszüge aus der sog.Geheimrede auf 
dem 2o.Parteitag der KPdSU) 

Tito 
(Auszüg s aus: Die Fabrik en Jugoslawiens 
werden von ArbeitRrn verwaltet) 

I.Fetscher 
(Von Marx zur Sowjetideologie) 

Häusl.Vorber e itung: 
Ana lysG von Texten· nach 
Leitfragen (arbeitsteili-
ges Verfahren) 

Unterrichtsgespräch 
Fixierung und Diskussion 
der C::rgebnisse 

... 

MUndl.Gber prüfunu: 
Welches sind die 
Hauptaussagen der 
Texte? 

Wie wird in den Texten 
die Rolle Stalins 
eingeschätzt? 

-~---



FachdidaktiscteKommission Geschichte 

Entwurf eines curricularen Lehrplans für den Kurs 11/2 · 

Teil 11: Handreichungen für den Lehrer 

Die Handreichungen enthalten Verfahrensvorschläge für den Lehre; Sie 
weisen auf Möglichkeiten hin, wie der CuLP (Teil I) realisiert werden kann. 
Ob die Kollegen sich den Vorschlägen anschließen wollen, bleibt jedem 
selbst überlassen. Die Kommission will mit den Handreichungen Hilfe geben 
für die Arbeit mit dem CuLP. 
Für jede LI-Reihe werden Materialien und Literaturhinweise gegeben, Voll-
ständigkeit kann nicht erwartet werden. Schwer zu beschaffende Materialien 
sind im Anhang (Teil III) im vollen Wortlaut zu finden. 
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Teil ·II: Geschichte .l.1/:7, - Leistungskurs /Grundkurs 

Handreichu~~en für den Lehrer •• ......-!!t!!!1!~==-==•===m=t:1==a:s111 

Thema des Kurses: Herrschaft und Gesellschaft in der Geschichte 
===============·:...=========================== 

Groblernziele: 
:K'.'enntnis der Organisationsmög~ichkeiten der Gesellecna.ft 
Kenntnis wichtiger politischer Orientierungsbegrif.t'e 
El.I1sicht in die Vielschichtigkeit und die Wechselbeziehung politied3.er 
und sozialer Faktoren 
E;insi_cht in den geschichtlichen i/ andeJ., seine Ursachen, J:t'ormen, .colgen 
im ...ipannungsield zwischen .J&ennina"tion und Ireier J!:ntscheidung -
~insicht in die ~pani1ung zwischen Anpao~ung und Widtrstand; Freiheit 
U'{ld Verantwortung; .Normen und W'irklichkei t 
Einsicht in die üf1·enhei t historischer 1::>i tuationen 
Einsicht in die nistorische Hedingtheit des einzelnen und der Gesell-
schaft, ihrer Probleme, ihres Handelns,ihrerDenkweise und Nonnen 
Fähigkeit, Vergleiche anzustel~en 
Fähigkeit, Erscheinungen der Gegenwart als Ergebnis historischer Pro-
Z0sse zu erkennen 
Fähigkeit, au1· der Grundlage einer Analyse neue Alternativlösungen 
zu entwi. ekeln 

=========================================== 
Tftemenkreis 1: Ein:lt'Uhrung in das Thema rür ll/2 

1.1 Groblernziel: Dem Schüler sollen die Lernziele, der Stellenwert, 
die Problematik des Themas bekannt gemacht werden 

1.2 Teillernziele: siehe CuLp 

1.3 Begriffe: Recht, Interesse, Mitwirkung, Gesellschaft, Staat, 
Herrschaft, Macht, Gewalt, statisch, mobil, sacraie, 
säkularisierte, rationale Legitimierung 

1.4 Arbeitshilfen 
1.4.1 Erste Stunde: Orientierung der Schüler über den CuLp 11/2; 

Vorblick auf die Themen der Folgekurse 
1.4.1.1 Begründung des Kursthemas 

Aus den allg. Lernzielen des GU: Bestimmung der eigenen Situation 
Analyse gegenwärtiger Prooleme, Fähigkeit zum politischen Engage-
ment, ergiot sich die Notwendigkeit der Untersuchung der auf' das 
Leben des einzelnen einwirkenden Bereiche 

der politischen Herrschaft, 
der Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur, 
der Welt der Ideen, 
der internationalen Beziehungen. 
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Ihre klare problematisierende Erfassung ist Voraussetzung für 
adäquates gesellschaftliches und politisches Engagement. 
Die Breite der Realisierungsmöglichkeiten von Herrschaft in Ge-
sellschaft kann nur durch einen Rückblick auf die historische 
Vergangenheit erkannt werden, die bestimmend in die Gegenwart 
weiter wirkt. Nur so können die für den Pluralismus der Gegen-
wart notwendigen Erkenntnisse gewonnen werden. 
Eine nur punktuelle, strukturalistische Betrachtung der Gegen-
wart kann die o.a. Lernziele nicht erreichen. Sie muß ergänzt 
werden durch die historische Betrachtungsweise, die die Ursachen, 
Bedingungsfaktoren, die verschiedenen Ausformungen, die Bedin-
gungen und Möglichkeiten von Veränderungen aufweisen, 

1.4.1.2 Erläuterung und Problematisierung des Begriffes Herrschaft 
2.1 Klärung des Vorverständnisses von Herrschaft im U-Gespräch: 

l Erscheinungsfonn von Herrschaft in den kerschiedensten sozia-
len Gruppierungen. Herrschaft erschein~in jeder sozialen Ein-
heit mehr oder minder vorhandenes Prinzip. 
Herrschaft als Last~ Tendenz zur Ablehnung von H. (Anarchie) 
Notwendigkeit von H. als VorausJsetzung zur Erfüllung der von 
den Bedürfnissen der einzelnen bestimmten Grundfunktionen der 
Gesellschaft. Es besteht ein Spannungsverhältnis zwischen 
dem zweckorientierten Aufeinanderangewiesensein und dem indi-
Viduellen Freiheitsstreben-. 

2 Gefahren des Mißbrauchs zu egoistischen Zwecken, 
der Vernachlässigung der Schaffung einer menschen-
würdigen Ordnung 

3 Notwendigkeit von Schutzmaßnahmen: Rationale Erfassung und 
Transparentmachung der Herrschaftsstrukturen und ihrer Bedin-
gungsfaktoren ennöglichen über Kontrolle und Beschränkung 
der Herrschaft einen Schutz vor Fehlentwicklungen. 

2.2 Definition: Herrschaft ist die Ausübung institutionalisierter 
Macht mit dem Ziel, bestimmte Vorstellungen innerhalb der 
Gesellschaft auch gegen Widerstand durchzusetzen. (Nach 
M.Weber und Hartwich). 

4 

Methode: Unterrichtsgespräch anhand von Textstellen (z.B. von 
J.Burckhardt, Bakunin, Hobbes) (T 1;2;3) 

Materialien: siehe Anhang 

1.4.2 Zweite Stunde: Differenzierung des Begriffes ''Herrschaft" 
.,l, ..f Lerainh 4/f: 
2.1.' Ziele von Herrschaft (vgl. Ritscher, Welt der Politik I,S.15ff.) 

- konservative Auffassung: Herrschaft zur Bewahrung einer be-
währten Ordnung mit ~öglichkeiten von Reformen. 
Diese Ordnung kann religiös und/oder traditiona-
listisch begründet sein (T 4;5;6;7;8) 

- liberale Auffassung: Herrschaft als zweckrationale Organisa-
tionsform der Gesellschaft zum Schutze der Frei-
heitsrechte des Individuums,verbunden mit ökono-
mischer und rechtlicher Emanzipation des einzelnen 
(T 9;lo;ll) 
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- sozi~lstaatliche Auffassung: Herrschaft als Mittel aktiver Pltr-o 
sorge für das Wohl des einzelnen (T 12sl3sl4) 

A11/,J,,.2 1ormen von Herrsqhaft: (vgl.Hartwioh, Politik im 20.Jh., Ritscher, 
~ Welt der Politik I) 

- allgemeine Definition: Herrschaft ist nach Max Weber die AusUbun« 
institutionalisierter Macht mit der Chanoe,bestimmte 
Vorstellungen innerhalb der Gesellschaft auch gegen 4 
Wi!erstand durchzusetzen. 

- Konkretisierungen: 
-Herrschaft im Personenverband der Antike, des MA: 
aufgrund persönlicher Bindungen bei weitgehender Macht· 
streuung innerhalb der einzelnen gesellschaftlichen 
Gruppen (T 15; T4; T 16). 

-Herrschaft im autoritären Staat des Absolutismus: 
Herausbildung einer abgelösten Staatsaouvetlnttät bei 
Entmachtung aller Sondergruppen mit autokratischer 
Herrschaft auf territorialer Basis (T 17) 

-Herrschaft im demokratischen Staat der Keuzeit: 
einheitliche Staatssouveränität mit verfassungsmäii 
ger und institutioneller Beschränkung und Kontrolle 
der Herrschaft sowie der M~glichkeit aktiver Mitwir-
kung des Volkes ( T 9 ). , 

-Herrschaft im totalitären Staat der Modeme: 
Staatssouveränität mit unkontrollierter, ideologisch 
begründeter Ausübung von Herrschaft totalen Anspruches 
unter Einsatz aller Mittel des technischen Zeitalters 
(T 18). 

1.4.2.J Methode: Unterrichtsgespräch anhand vorgelegter Quellenauszüge 
1 Materialien: siehe Anhang! 

1. 4. 3 Dritte Stunde: Differenzierung des Begriffes "Gesellschaft" (vgl.: 
Eschenburg, a.a.~; Der junge Staatsbürger,Gesell- aii. 
schaft und Wirtschaft) . ~ 
Das Verhältnis Gesellschclft - Herrschaft (Vgl.Eschen-
burg, Ritter) • 

3.1 Lerninhalt . . 
1.1 Diiferenzierung des Begriffes "Gesellschaft": 

- Auftreten des Wortes "Gesellschaft" im Sprachgebrauch mit räumli-
chem, juristischem, sozialem Akzent 

- Angewiesensein des einzelnen auf die Gesellschaft 
- Zugehörigkeit des einzelnen zu verschiedenen, s.ich überschneiden-

den Gesellschaftskreisen 
- Strukturierung der Gesellschaft als aiill Ganzem durch verschiedene 

Arten gesellschaftlicher Gruppierungen (etwa mitmenschliche Grup-
pen - Arbeitsgruppen - Primär- Sekundärgruppen . etc. ) 

- Eine. zusammenfassende Definition des Begriffs "Gesellschaft" 
(nach Fichter) : 
"Gesellschaft ist eine organisiert.e Gesamtheit von Menschen,die 
in einem Gebiet zusammenleben, zur Befriedung ihrer sozialen 
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Grundbedürfnisse zusamrnenarbei ten, sich zu einer gemeinsamen_ ~~,·. 

tur bekennen und als eigenständige soziale Einheit funktionuren". 
· 1.4.3.1.2 Das Verhältnis Gesellschaft - Herrschaft: 

Jedes gesellschaftliche Gebilde wie die Gesellschaft als Ganzes ist 
angewiesen auf Ordnung, die durch staatliche Herrschaft garantiert 
wird. Staatliche Herrschaft erscheint so als "eine fUr die Gesell-
schaft unentbehrliche Einrichtung der Gesellschaft"(Eschenburg, 
a.a.O. S.19), als ·notwendige "soziale Zwangswelt" (a.a.O.) mit 
der Funktion der Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenwirkens. 
Aus dem steten Wandel der Formen der Gesellschaft ergibt sich ein 
jeweils verschiedenes Verhältnis zur Herrschaft, eine unterschied-
liche Einwirkung auf sie, schließlich ein Wandel der Herrschafts-
form. 
Es lassen sich folgende Möglichkeiten des Verhältnisses Herrschaft-
Gesellschaft feststellen: 
- Einheit von societae politica und ·societas oivilis in Antike und 

Mittelalter. nali ti h 
Die Gesellschaft ist immer'YV'err:~~e Gesellschaft: (T 4, T 15) 

- Auseinandertreten von Gesellschaft und Herrschaft: 
seit dem Aufstieg des BUrgertums und dem ttbergang von ländlich-
bäJerlicher zur städtischen Lebensform zu Beginn der Neuzeit. 
Gegenüber der Herrschaft des Staates wird eine Privatsphäre mit 
ökonomischerund rechtlicher Eigengesetzlichkeit abgegrenzt, wo-
bei der staatlichen Herrschaft aufgrund des institutionalisierten 
Machtmonopols das Übergewicht zukommt. Sie wird von der entpo-
litisierten Gesellschaft als Zwangsanstalt empfunden.(T lo;ll) 

- i indirekte und institutionelle Einwirkung der Gesellschaft auf 
die Herrschaft, historisch sich entwickelnd seit der Französi~ 
sehen Revolution, wobei mittels der rationalistischen Vertrags-
theorie eine Umpolung des Verhältnisses Teil/Ganzes erf.lrt>lgt (T9). 

Methode 
Entwickelndes Unterri.chtegespräch anhand vorgelegter Quellenaus-
züge 

ldaterialien: siehe Anhang 

l.5 Literatur: 
l.Darstellungen: 

Brunner o. 
Eschenburg Th. 
Jellinek G. 
(Kämpf H.) 

Kern F. 
(Kernig) 

Land und Herrschaft, Wien 51965 
Staat und Gesellschaft in Deuts~hland, Milnchen 63 
Allgemeine Staatslehre, Berlin 1921 
Herrschaft und Staal im Mittelalter (=WdF 2), 
Dannstadt 1956 . 
Gottesgnadentum und Widerstandsrecht, Darmst~l954 
Marxismus i.Systemvergleich,(Sonderausgabe der 
Enzyklopä.die:Sowjetunion u.dem.Gesellschaft), 
Freiburg 1966ff. · 

Kiess/Senghaas Politikwissenschaft (=FiBu 6150), F 69 (72) 
Küchenhof! G u.E Allgemeine Staatslehre, Stuttgart 1950 

MenschenwUrdige Gesellschaft I u.II ('Ges-.u.St. 

Mitteis K. 
124-27),München,1968 , 
Der Staat des hohen MA, Wien 1959 
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Literatur 
2. Lexika u.ä. 

Bayer E Wb. zur Geschichte (=Kröner 289),Stuttg. 1965 , 
Bayer/Schmid Wb. zur Gemeinschaftskunde, F. 1965 
Bernsdorf w. Wb. de• Soz. (=FiBu 6132f!.) 3stuttg.1969 (72) 
Fichter J. Grundbegriffe der Soz. Wien 1970 
Fuchs/Raab dtv-Wb.zur Gesch. (=dtv 3o36),MUnchen 1972 J 
Görlitz A. Handlex. zur Politikwiss. (=rororo 6132,Stuttg.69/72 
Ha bekern/Wallach:l : Hilfswb. f. Hlbst. ( =UTB 119f. ) j'München 64 
König R. Das Fischerlex. lo: Soziologie, F. 1974 
Ritter J. Hiat.Wb. der Philos. Basel 1974 

Staatslexikon Herder, Freiburg 1959ff. 

3. Lehrbücher 
( Grösohe H.) Der j~nge Staatsbür~er: Pofitik und Recht, 

Diesterweg 7382, F. 1961 ( 1973) 
t llliatri mn 1 

(Ritscher H) 
·poJit:L:odk im 2o.Jh., Westermann, Brauaechweig 1964 
Welt der Politik I, Diesteiweg 7571, F.1967 

<9 
Materialien: (~=~::11ung wird empfohlen, nicht alle Texte mOssen behandelt 

T l: Jakob furkha.rdt in:Welt der Politik !, S.3 
2: M. Bakunin 
3: Th. Hob'bes 

+ unc! Politik 4: Aristoteles 

in: Ramms"tedt, Anarchismus •••• Köln '69,S.44-fl. 
1n:F1~zex,S~aa~sanschauungen Ilm Wandel der 
Jahrhunderte, Soll<:Sningh, Gesch.Qu., He1't22 ,S .3, J + - -fn: Schwarz,Denker über KaJI Staat, Hirsch-
gi"aben, S.24 (P.1966) 

5: Thomas v.Aquin in: Schwarz, a.a.o.s. 19ff. 
6: Burlce ·E. Reflection4 on the Revolution in France, in: 

Schwarz, a.a.o. s. 5lf! 
1: Stahl F.J. in Fitzek, . St!~tsanschauungen im Wandel der 

Jahrhunderje; Söhöninghs Gesch.Qu. S.46ff., 
Paderborn 1965. - auch in Zeiten und Men-
schen G 2, S.228 

8:Guardini R. in: Der junge Staatsbürger: Politik und e 
Recht, Diesterwg,. B.24 

9: amerik.Unab.hän- etwa in: Dieaterweg, Gesch.Quellenhefte 6, 
gigkeitserkl. Nr. 107.- auch G 2, s.180 · 

lo: v.Humboldt W. in Fitzek, a.a.o. III, s. 23ff. 
11: Eschenburg Th. in: Der junge Staatsbürger, a.a.O. s. 24 
12: Testament des in: Grundzüfe _der Gesch., Quellenband I, Die-

Gr.Kurf. steiweg, F. 1970, S.33o, Nr.306 (B.Nr.7376) 
13: Päpstl.Sozialen- in: Fitzek a.a.O. S.9lff. 

zykliken 
14: Grundgesetz etwa die Artikel 14, 15, 20. 21 
15: Leichenrede des etwa in: Giundzüge der Gesch. Quellenbd.I, 

Perikles (Thuk.) S.6o,Nr.56, oder Schwarz a.a.o.s.5, oder 
Zeiten und Menschen G l,S.156 

16: Quellen Nr. 20,44,45,47,49,69,81,82,86 in Starke:Herrschaft 
und Genossensc~aft im MA, Quellen- und Ar-
b.ei tshefte z.Gesch., Klett Nr.4221. - s. 
auch Quellen in G l. 

T 17: Testament Friedr. d.Gr. in: Gesch.Qu~llenhef°~e,Dieste~eg 6, S.28 
Nr.60; auch inCT 1 S .• 3o2 

18: Hitler, A.in: Fitzek,a.a.o. III,S.145ff.; auch G 2, S.342 
~-----~~-----------~----------- - 1 



- " 
Themenkreis 2: Die neuzeitliche Monarchie 

2.1 Staa~ und Gesellschaft im franztisischen Absolutismus 
{Nur Le+Jtungskura ! ) 

2.1.1 Groblernziel: Die Scb:Uler sollen die Entstehung und Ausformung 
der absolutistischen Monarchie in l'rankreich 
kennen und ihre Bedeutung für die Entwicklung des 
modemen Staates beurteilen können. 

Teillernziele: siehe CuLp 
Beß!Undung der Lernziele: 
Die absolutistische Monarchie., im ausgehenden Mittelalter und in 
der f:rUhen Neuzei~ entstanden,hat allmählich fast ganz Europa 
erfaßt und umgestaltet und National- und Territorialstaaten ge-
sohaffen,welche die Grundlage des europäischen Staatensystems 
bildeten. Durch die Schaffung eines stehendes Heeres,einer ab-
hängigen Beamtenschaft,einer staatlich gelenkten Wirtschafts-
und Kul'turpolitik und durch die Vereinheitlichung des Rechts hat 
der Absolutismus zur Entstehung moderner staatlicher Institutio-
nen entscheidend beigetragen. Das Frankreich Ludwigs XIV. bietet 
noch im11ter das beste Beispiel .tir absolutistische Herrschaft. 

2.1.4 Li~eraturhinweiae: 
Das Zeitalter --•~flclärung und des Absolutismus, 

Jiacher Wel tgesohichte :Bd. 25 
Bourde A. Jrankreioh Tom Ende des Hundertjährigen Krieges bis 

zua :Beginn der Selbstherrschaft Ludwigs XIV. 
in: Handb. der europäischen Geschichte, hrsg. 
Th. Schieder, Bd.3, Stuttg. 1971, 719-850 

Gaxotte G.P. Ludwig XIV. l'rankreichs Aufstieg in Europa, 
München 1951 

Hartung r. Neuzeit von der Mitte des 17.Jh.bis zur FranzösischeIJ 
Revolution 1789. Darastadt 1965 (Nachdr. v. 1932) 

Hubatsch·W. Das Zeitalter des Absolutismus 1600-1789, 
Braunschweig 1965 

ders. Absolutismus (= Wege der Forschung 314, Darmst .• 1973) 
Quellen: 
Albere D. Der europäische Absolutismus, Stu~tgart 1971 (Quel-

len und Arbeitshefte zur Geschichte und Gemein-
schaftskunde, hrsg. Körner/Tümmler, Klett 4235) 

Dickmann 1. Renaissance,Glaubenskämpfe,Absolutismus, München 1966 
(Geschichte in Quellen,hrsg. Lautemann u.Schlenke, 
Bd. 3 

Politische Weltkunde 1,3, Klett 4o63 
~n und Menschen Gl, Schöningh-Schrödel 34811 
zeltln und Menschen Gl, SchCSn1ngh-Schrödel ~ß43lo,Lebrerbd.,(Hin-

. - weise Uyinterpretationenl 
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2.1.5 Arbeitshilfen 
2.1.5.1 Erste Unterrichtsstunde: 

Die Stärkun der französischen Staats ewalt in der ersten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts Richelieu Mazarin 

5.1.1 Häusliche Vorbereitung (anhand des dtv-Atlasses oder eines 
Lehrbuches der Mittelstufe):!'ranz.Poltik zwischen 1610 - 166 

2 Unt,errichtsgespräch; Tafelanschrieb: 

Die Stärkung der frz.Staatsgewalt in der l.Hälfte des 17. Jhs. 
(Richelieu und Mazarin) 

Innenpolitik 
Eroberung v. La Rochelle: 
polit. u. militär. Entmachtung 
der Hugenotten 
Hinrichtung des Herzogs v.Montmorency: 
Entmachtung der Provinzgouverneure u. 
Ersetzung durch lgl~Intendanten 
Staatl.Kontrolle der Publikationsmit~ 
tel; 
Bindung der Schriftstel~er an den 
Staaii. ( Academie Fran~aise, 1635) 

Außenpoli tk 

1648: Westfälischer Friede 
-territoriale Gewinne gegenüber 

dem deutschen Reich 
-polit.Ein1'luß Frankreich8 in 
Deutschland (Garantiemacht) 
1659: Pyrenäenfriede: ~ 
territoriale Gewinne gegenüber 
Spanien 
B:t!echung der habsburgischen 
Vormachtstellung in Eurapa 

1641: Parlamente verlieren Einspruchsrechte 
gegen kgl. Edikte 

1648/53: Niederwer!Ung des Adelsaufstandes 
der Fronde (Hochade,1, Pariser Parlament) 

============= 
STÄRKUNI DER KGL9ZENTRALGEWALT 

======= 
HEGEMONIE FRANKREICHS I1' EUROPA. 

2.1.5.1.3 Interpretation einer gegebenen Quelle nach den in Polit.Welt-
kunde I,3 aufgeführten Leitfragen; Beurteilung der Politik 
Richelieus und Mazarins durch einen politischen Gegner; 
Kardinal Retz über die Ursachen der Fronde (a.a.O.S.45f) ~ 

Vergleich der in 5.1.2 erarbeiteten Fakten mit der Beurtei-
~ung durch Zeitgenos~en. 

5.1.4 Begriffe: 
Fronde, Intendanten, Hugenotten, Academie Fran9aise, parlament 
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2.1.5.2 Zweite Unterrichtsstunde: 

Die absolutistisch• Staatstheorie nach Bodin, Boesuet u. Hobbes 

Lernziele: Si•h• CuLP 
Oie Schüler sollen wichtig• Textstellen aus den Werken der 
absolutistischen Staatstheoretiker in arbli'itsteilig•• Verfahren 
nach Leitfragen zu Hausa vorbereiten, damit im Unterricht mehr Zeit 
zu Interpretation•• und Diskussion zur Verfügung steht. 

Text A: Jean Bodin (1530-1596): Sechs Bücher über den Staat. Buch I, 
Kap. 9,Kapit•l 11, Buch II, Kap. 5, in: Politische illeltkundeI,3, 
Klett-Vlg., s. 41f. 

Leitfragen zu o.a. Text: 
a) Welchen Bedingungen unterliegt der souveräne Herrscher? 
b) Welch• Mer~male hat die Souveränität bei Bodinl 
c) Unterscheidet Bodin zwischen legitimen Herrschern und Tyrannen? 
d) Warum gibt •• kein Wideretandarech~ der Untert anen gegen den 

souveränen Herrscher? 
(Vgl. Polit. Weltkunde I,3) 

Text B: Jacques Benigne Bo.GU•t (1627-1704): Politique tir•• des propre• 
parolee de l'Ecriture Sainte, in: Der europ. Absolutismus (•Quellen 
und Arbeitshefte für den GU.) Klett-Vlg., s.11f. 

Leitfraoen zu o.a.Text: 
•) Wie wird die souveräne Gewalt dee Königs begründet? 
b) Welchen Bindungen unterliegt der souveräne Herrscher? 
c) Gibt •• ein Widerstandsrecht der Untertanen gegen die königl. 

1 Gewalt? 

Text Cs Thomas Hobbes (1588-1679)1 L•Yiathan, in: Zeiten und Menschen G1, 
Schöningh-Vlg., s. 294 

Leitfragen: 
a) Wie ko•mt •• zur Entstehung des Staates? 
b) Welchen Zweck hat der Steet nach Hobbee? 
c) In welchem Verhältnis 1teht der Herr1cher zu den von ihm erlassenen 

Gesetzen? 
d) Gibt es ein Widerstandsrecht gegen den Herr1ch•r7 

Ein• eingehend• Interpretation des o.a. Textes findet eich in:G1 
Zeiten und Menschen. Hinweis• und Interpretation8n , s. 1aar. 

Zueammenfaseende Aufgaben: 
a) Vergleich der drei Texte in Bezug auf Begründung der souveränen 

Staet1g1welt und Widerstandsrecht. 
b) Vergleich dea heutigen Souv1renitetsbegriffl mit dem von Aodin, 

Roaauet und Hobbee. 
Begriffes Souver~nit~t,&b10.lute Gewalt, H1rr1chart1vertrag, steetaraison 



2.1.5.3 Drit~e Stunde -~-

Zentralismus als Regierungsprinzip des Absolutismus 

L ~ rnziele: Si•h• CuLP 

Ein• Quelle, welche die Ausschaltung der Partikulargewalten (Stende) 
durch die absolutistische Staatsgewalt deutlich macht, ist von 
Schülern nach Leitfragen vorzubereiten. Ein "lettre de cachet" soll 
deutlich werden lassen, daß der König nicht an die Gesetze gebunden 
ist. 

Text A: Briefwechsel zwischen Colbert und dem Hzg. von Chaulnes, 
in: Zeiten und Menschen, G1, Schöningh-Vlg., s. 296. 

Leitfragen: 
a) Mit welchen methoden versucht Colbert den königl. Absolutismus gegen-

über den Provinzialstenden durchzusetzen? 
b) Welche verateckt•n Drohungen enthelt der Brief Colberts an den 

Hzg. von Chaulnes? 
c) Wie reagiert der Provinzgouverneur auf die rorderungen der 

Regierung? 

Text 8: Lettre de cachet, in: D•r Europeische Absolutismus (=Quellen 
und Arbeitsheft• für den GU.) Kl•tt-Vlg., s. 14. 

Anhand der beaprochenen Quellen und weiterer vom Lehrer ••**•z 
gegebener Informationen soll ein Tafelbild erarbeitet werden, das 
die zentraliatische Organisation des absolutistischen Staat•• ve r-
deutlicht 

A.baolut. 

~ 
Verwaltg. Rechtsprechung 

~ ~ 
Gese 

I 
/Adel.Klerus\ 

Bürger - Bauern "-. .-L---~~-..;..___,.;;...___ __ ~ 

Begriffe: Provinzgouverneur, Intendant, Parlament• 



• 

2.1.5.4 Vierte Stunde 
Der Merkantilismus als Wirtschaftsform des Absolutismus 

Lernziele: Siehe CuLP 
• 1 \ Die Wesensmsrkmale des Merkantilismus, der Staatewirtschaftepolitik 

das Abeolutiamus , sollen im Verlauf der Stunde durch di• Inter-
pretation von"Colberts Wirtschaftsprogramm " herausgearbeitet werden. 

TextA: Colberts Wirtschaftsprogramm, in: G1 Zeiten und Menechen, 
Schöningh-Vlg., s. 297f. 

Eine ausführliche Interpretation des Textes findet eich in sG1 Zeiten 
und Menschen. Hinweis• und Interpretationen, s. 192. 

Das Ergebnis der Stunde kann in einer Tafelanschrift nach folgend•• 
Muster festgehalten werden: 

Ziele Maßnahmen Ergebnia 

Di• Erfolg• der Merkantilistischen Wirtachaftspolitik können durch 
ein• weitere Quell• verdeutlicht werden. 

Text B: 'Bericht des venetianiechen GHandt•n Giuetiniani, 1665-1668, 

in: Der europäisch• Abaolutie•us (~Quellen und Arbeits-
hefte füe den GU) K1•tt-Vlg., S. 28 f. 

Als Abschluß der Stunde bietet sich ein Vergleich der absolutisti-
schen Staatswirtschaftapolitik •it der modernen Zentralverwaltunga-
wirtscheft der Oetblocksteaten an 

Begriffe: manufaktur, Aktive Handelsbilanz, Staats•onopole, Infra-
struktur 



2.1.5.5 Fünrte Stunde 
Das Gesellschaft•system des Absolutismus 

Lernziele: Siehe CuLP 

Die politische, wirtschaftlich• und sozial• Leg• der einzelnen Schichten 
der franz. Gesellschaft kenn in Gruppenarb~it durch Textanaly••n 
geklert werden. Die Ergebnisse dieser Arbeit können an der Tafel 
fixiert und anschließend diskuti•rt werd•n. 

Text A: Jean de la Bruyire: Die Charaktere oder die Sitten dee 

Jahrhunderts, in: Polit. Weltkunde I 3, S.53 f. 

Diese Text• "Über Adel und Bürgertum" bzw. "Über die Bauern" 
können von einer Schülergruppe nach den in Polit. Weltkund• I 3 
angegebenen fragen erschlossen werden. 

Text B: Vauben (1698): Projet d'une DixMe ~oyale, in: Polit. 
Weltkunde I 3, s. 54. 

Der Text "Zur wirtschaftlichen Lage und z~M Steuersystem unter 
Ludwig XIW' ist von einer zweiten Schülergruppe nach oben angegeben•• 
Verfahren zu behandeln. 

Text C: Boi19uill•b•r~ (1646• 1714)1 Traiti d•• Grains, ins Polit. 
Weltkunde 1 3, S. 54. 

Der Text "Über die Auswirkungen des Steuersystems auf die Aktivität 
und Arbeitsmoral von Handwerkern und Bauern" ist wie die beiden 
vorausgegangenen Texte von einer dritten Schülergruppe zu inter-
pretieren. 

Als Zusammenfassung amllten folgend• Fragen schriftlich geklert 
werden: 

a) Wie ist das Verhältnis von Bürgertum und Adel beschrieben? 
b) War bildet die Führungsschicht des Bürgertums? 
c) Welche Gruppen sind innerhalb des dritten Standes zu unterscheiden? 
d) Wie ist das Handwerk organisiert? 
e) Auf welche Kräfte konnte sich der Absolutismus stützen? 
(Vgl. Polit. Weltkunde I 3, s. 55. 
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Themenkreis 2: Die neuzeitliche Monarchie 

2.2 Gesellschaft und Staat in der konstitutionellen und der 
~~~~~!~g~~~~~~~~=~gg~g~~~=~~§~~g~~=================== 

2.2.1 Groblernziel: 
Die Schüler sollen 
- die Entstehung der konstitutionellen u.parlamentar. Monar-

chie Englands kennen 
- ihre Bedingtheit durch die jeweilige gesellschaftliche 

Lage erklären 
- und ihre Bedeutung für den Parlamentarismus in anderen 

Staaten beurteilen können 
2.2 Teillernziele: siehe CuLp 
2.3 Begriffe: Parlament,Unterhaus, Oberhaüs, Volkssouveränität, 

Vertragslehre,Widerstandsracht,Gewaltenteilung, 
Jurisdiktion,Parlamentariemus,konstitutionelle , parlamenta-
rische Monarchie, Zweiparteiensystem,lonservative Partei(Tbo-
ries), Liberale Partei (Whigs),Labour Partei, 
Budgetrecht, Premierminister,Gentry,Puritaner,Industrielle 
Rev., Proletariat ,Kapitalismus, Wahlrechtsreform, 
Magna Charta, Model Parliament, Petition aof Right, Habeas-
Corpus-Act, Bill of Rights, Act of Settlement. 

2.4 Begründung 
Die Begründung der Unterrichtseinheit ergibt sich weitgehend 
aus einem der nach Rohlfes bestimmenden Auswahlprinzipien .fUr 
den modernen GU, dem Prinzip des Gegenwartsbezugs. "Unter die-
sem Blickwinkel wird alles wichtig, was auf unsere Zeit hin-
weist und die Gegebenheiten von heute zu erklären vermag". 
(Rohlfes, Umrisse einer Didaktik der Geschichte, S.87). Dies 
erschein~für unsere Lage in einem freiheitlich-demokratia!:len 
Staatswesen besonders relevant, weil in de.~; ·Unterrichtseinhei t 
immer wieder die Rede sein wird vom Einsat!1uiben diese~ Frei-
heit und van der Errichtung von Institutionen zum Schutze der 
Freiheit gegen Willkür und Gewalt. Damit ist wohl . auch für 
den Schüler eine echte Motivation gegeben, ohne daß man in bil-
lige Aktualisierung um jeden Preis verfallen müßte. 

FUr die Behandlung der Entstehung einer konstitutinell-parla-
mentari~chen Monarchie bietet sich England aus mehreren Grlin-
den an: 
- England ist das "Mutterland" des Parlamentarismus. 
- Von England geht auch jene Entwicklung aus, die die Entste-

hung der modernen Demokratie wesentlich mitbestimmt hat, 
die Industrielle Revolution. 

- England ist trotz ·aller Parlamentarisierung und Demokrati-
sierung bis heute eine Monarchie 

- England ist der Verfassungsstaat, in dem es eine - geschrie-
bene- Verfassung gar nicht gibt, und deshalb offen fU.r jede 
Weiterentwicklung ohne Revolution. 

Gerade dieser letzte Punkt kann für die historische Betrach-
tung zu einem seltenen Glücksfall werden, denn "daß die briti-
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sehe Verfassung eine ungeschrieben Verfassung ist, hat zur Folge, 
daß die Geschichte ein Teil der Verfassung ist.In einem Land mit 
einer geschriebenen Konstitution muß der Verfassungsrechtler viel-
leicht Geschichte studieren, um den Text der Verfassung deuten zu 
können. In Großbritannien dagegen ist die Geschichte selbst sein 
Text."(Jennings_:Ritter, a.a.O S.2o) 

Literatur: 
Hartig P. 

(Hrsg.) 
Kluxen K. 

(Hrsg) 
Kluxen K. 

Englandkunde. Handbücher der Auslandskunde 
Diesterweg, Frankf. 1955 
Die Entstehung des englischen Parlamentarismus 
Klett: Quellen- u.Arbeitshefte zur Gesch. Stuttg. oJ. 
Geschichte Englands. Kröner Taschenausg., Stuttg. 63 · 

Loewenstein K. Der britische Parlamentarismus. rde.Bd. 208 
Rowohlt, Reinbeck 1964 

Jennings/Ritter:Das britische Regierungssystem. Leitfaden2und Quel-
lenbuch. Westdt.Verl.Köln u. Opladen 1970 

Sontheimer K. Das politische System Großbritanniens. Piper,München 

Setzer H. 
1972 ~ 
Wahlsystem und Parteienentwicklung in England. Wege~ 
der Demokratisierung der Institutionen 1832-1948. 
Suhrkamp, Frankfurt 1973 

2.2.6 Arbeitshinweise 
6.1 Erste Stunde: Die Beschränkung der Machtstellung des Königtums und 

die Entstehung des Parlaments im 13. und 14. Jhdt. 
6.1.1 Häusliche Vorbereitung 

Zwei Schüler erarbeiten in Form eines Kurzreferates einen knappen 
Uberblick über die Geschichte Englands im 12.-14. Jh. mit beson-
derem Schwerpunkt: Historische Einordnung der Magna Charta. 
Die übrigen Schüler: Erarbeitung der wesentlichen Aussagen der 
Magna Charta nach Leitfragen. 
Text und Leitfragen sind zusammengestellt in Klett, Politische ~ 
Weltkunde I,3,S.67 ~ 
Es empfiehlt sich, zusätzlich noch den Paragr. 4o hinzuzunehmen. 
E:r ist kurz und kann den Schülern einfach diktiert werden: "Nie-
mandem ~rden Wir Recht oder Gerechtigkeit verkaufen, niemandem 
verweigern oder verzögern". 

1.2 Unterrichtsverlauf: 

2.1 Magna Charta 
Vortrag und Besprechung des Referates 
Vortrag und Diskussion der Ergebnisse der häuslichen Quellenana-
lyse mit Tafelanschrieb: 
-Beschränkter Geltungsbereich 
-Steuerbewilligungsrecht-Recht der Einberufung beim König 
-keine willkürliche Verhaftung und/oder Rechtsprechung 
-Widerstandsrecht gegen ungesetzlich handelnden Herrscher 

(Das Gesetz steht über dem König) 
Dazu aus Paragr.40: Keine Käuflichkeit des Rechts (Rechtssicherheii 



-'" 6.1.2.2 Das Model-Parliament 
Lehrervortrag (hier wegen der notwendigen StraffUng des Stoffes ange-
bracht) mit Belegen durch Quellerl/auszüge (s.u. Materialien 2.2.7) 
Die besondere Lage unter Edward I. (Dreifrontenkrieg gegen Frankreich, 
Schottland und Wales) erheischt zur Mittelbewilligung ein möglichst alle 
polit.Gruppen von einigem Gewicht einschließendes Parlament-man nennt es 
wegen seines für die künftige Zusammensetzung des Parlaments vorbildhaf-
ten Charakters das Model-Parliament. (s.Quelle) 
Di~ · wach.senden finanziellen Bedürfnisse des Königs (Kriege und Ausbau des 
herrschaftlichen Apparates)zwangen diesen immer öfter dazu,aeine Unterta-
nen um Geld zu bitten.Dies ging nicht immer ohne Zugeständnisse ab.So 
wuchs auf die Dauer-trotz einiger Rückschläge-die Macht des Parlaments. 
Während der Regierungszeit Edwards III.(1327-77)fand dann auch jene Tren-
nung des Parlaments in Oberhaus(geborene Mitglieder)und Unterhaus(ge-
wählte Mitglieder)statt,wie sie bis heute fortbesteht. 

6.1.2.3 Krone und Parlament während der Tudorzeit 
Ein Umschwung in der politischen Großwetterlage ergibt sich mit Hein-
rich VII.und seinen Nachfolgern aus dem Hause Tudor. 
-Die Tudors hatten die inneren Kämpfe (Rosenkriege)beendet und Fr~eeen 
geschaffen 

-Unter ihrer Herrschaft nahm das engl.Wirtschaftsleben einen starken 
Aufschwung 

Zudem wird Engl.-besonders unter Elisabeth I.-zum Vorkämpfer des Pro-
testantismus gegen das Spanien PhilippsII. 
All dies führt dazu,daß trotz formeller Beachtung der Rechte des Parla-
ments sich eine Entwicklung auf ein absolutes Königtum hin nach festlän-
dischem Muster anbahnt,auf jefen Fall die Krone an Gewicht gegenüber dem 
Parlament gewinnt. 

2.6.2 zweite Stunde: Der Widerstand des englischen Parlaments gegen uie ab-
solutiSfl't;ische Regierungsweise der Stuarts 

6.2.1 Häusliche Vorbereitung: Erarbeitung der wesentlichen Aussagen der Peti-
tion of Right anhand des Textes im arbeitsteiligen Verfahren.(Poli-

- tische Weltkunde I,3; Schöningh Zeiten und Menschen G1, S.307, Gl Leh-
rerband s.203 =Interpretation). 
Leitfragen:l.Welche (An)klagen erhebt das Parlament gegenüber dem König? 

2.Welche Wünsche bzw.Forderungen stellt das Parlament? 

2.2 Unterrichtsverlauf 
2.1 Die Petition of Right 

Vortrag und Diskussion der Ergebnisse der häusl.Vorbereitung 
Dabei können die Leitfragen aus Klett Polit.Weltk. I,3 hilfreich 
sein (S.68) 
Ergebnis: 
Schwere Übergriffe der Krone (des Könige und seiner Beamten) ver-
anlassen das Parlament zu einer durch höfische Floskeln kaum 
verhüllten ha~ten Sprache: 
Die inhaltlichen Aussagen: 
-Das Parlament Sj,)richt für die gesamte Gesellschaft ("niemand", 
"kein freier(! )Mann", "Euer (ganzes) Volk") 

-Dae Parlament stellt seine Forderungen selbstbewußt "als unsere 
Hechte und Freiheiten in Ubereinetimrnung mit dem Recht und den 
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Gesetzen dieses Königreiches". 
-Das Parlament weist nicht nur auf schuldhaftes Fehlverhalten der 
Krone in der Vergangenheit hin, sondern sucht diese auch für die 
Zukunft auszuschließen (es versucht den Grundsatz der Verant-
wortlichkeit der Regierung durchzusetzen). 

Damit sind die Hauptthemen des sich anbahnenden schweren Konflikts 
zwischen Krone und Parlament bzw. 11 englischem Volk" aufgezeigt. 
Deshalb k a n n dieser Konflikt in aller Kürze dargestellt wer-
den. Dafür bietet sich die Form des straff gegliederten Lehrer-
vortrags (eventuell mit Schülerprotokoll) an. 
Die vorübergehende Abschaffung der f{Jonarchie 

Lehrervortrag - Vorschlag einer Glied t- rung 
- Langes Parlrunent 
- 'diedereinberufung des Parlaments und Nacheeben der Krone gegen-

über den Forderungen des Parlaments 
- Bürgerkrieg, Verurteilung und Hinrichtung des Königs 
- Errichtung der foili tärdiktatur durch Oromwell 
- Restauration unter den Stuarts 

2.3 Die Glorreiche Revolution 
EntwickelnQes Unterrichtsgespräch 

- Testakte und Habeas-Corpus-_t1.kte (Text bei Jennings/Ritter S.26) 
sind deutliche Zeichen für kritischere Beobachtung und härteren ...... 
Widerstandsgei ts des Parlaments gegenüber dem restaurierten 
Königtum 

- Sie markieren (vor allem die Habeas-Corpus-Akte) gleichzeitig 
den entschiedenen Willen des Parlaments,die Rechte und die Frei-
heit der Engländer gegen etwaige WillkUrmaßnahmen zu schützen 

- Iler Widerstand wächst - vor allem bei den Whigs 
- Auch die Tories setzen sich über ihre Bedenken hinweg, al/S die 

Aussicht auf eine katholische Dynastie erwächst 
- Das Parlament erklärt den Thron für vakant und lädt den Prinzen 

Wilhelm v. Oranien (Enkel Karls I. und 0chwiegersohn Jakobs II.) 
ein, nach England zu kommen und unter den Bedingungen des Par-
laments (Declaration of Rights) neuer Kg. von England zu werden. 

2.2.6.3 Dritte Stunde: Die Bill of Rights 

6.3.1 Häusliche Vorbereitun&: 
Heraussuchen der wesentlichen Bestimmungen des Ges:tzea nach den drei . 
übergeordneten Gesichtspunkten 
a) Rechte des Königs 
b) Uechte des Parlaments 
c) Rechte des einzelnen 
Der Text ist am besten zugänglich und auch übersichtlich angeordnet 
in Schöningh: Zeiten und Menschen Gl s.308. Das Gesetz im vollen 
Wortlaut bei Jennings/R:itter S.3o-36. 

3.2 Unterrichtsverlauf 
3.2.1 Aufschlüsselung der Bill of Rights im Unterrichtsgespräch 

Aus Hausaufgabe und klärendem Unterrichtsgespräch ergibt sich: 

zu a) Die persönliche Gewalt und die Rechte des Königs werden 
eingeschränkt: 

:....-------------------------~-~~~---~~---_,.....~ 
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in der Gesetzgebung (P.l) 
in der Rechtsprechung;keine Sondergerichte (P.2,3) 
in der Steuererhebung (P.4) 
in der Aufstellung eines stehenden Heeres (P.6) 
in der Bevormundung des Parlaments (P. 8, 13) 
Was bleibt damit dem König? Im„wesentlichen die auSUbende 
Gewalt, die Exekutive. 

zu b) Die Rechte des Parlaments 
Freie Wahlen (P.8) 
Turnusmäßige Parlamentssitzungen (P.13) 
Die Steuerbewilligung (P.4) 
Die Gesetzgebung (.P~) 
Die finanzielle Bewilligung und Aufstellung eines Heeres 
(~.4,6) 
Das Parlament erhält damit im wesentlichen die gesetzgebende 
Gewalt, die Legislative. 

zu c) Sicherung der Freiheit und Rechte des einzelnen: 
Freiheit der Rede (P.9) 
Freiheit .der :Pe.rson, Schutz vor Willkür (P.lo,12) 
Das Peti·tionsrecht (P. 5) 
Das Recht des Waffentragens,allerdings nur für Protestanten 
(P.7) 
Wo finden wir heute diese Rechte? Sie sind in den Katalog 
der M•••ckamö=taxnqqnga• Grund- und Menschenrechte 
eingegangen. 
Diese Ergebnisse können an der Tafel festgehalten werden. 

3.2.2 Auswertung der Ergebnisse irrfentwickelnden Unterrichtsgespräch 
Die Auswertung wird bestimmt durch drei Fragestellungen: 
a) Die Frage nach der neu entstandenen Staatsform 

. b) Die Frage nach dem Machtverhältnis zwischen König und ParlaT 
ment '(Bei wem liegt di.e höchste Gewalt im Staate?) 

c) Die Frage ,ob England durch die Bill of R~ghts zur Demokratie 
geworden ist. 

Ergebnisse: 
zu a) Die neue Staatsform ist die der konstitutionellen Monarchie. 

Ihr Wesen besteht in der Bindung der Krone an das Gesetz 
und die Verfassung und damit auch an das Parlament 

zu b) Das Gesetz steht über dem König. 
·Das Parlament hat die Macht,Gesetze zu geben bzw.abzuändern. 
Daraus er~bt sich,bei wem letzten Endes die höchste Gewalt 
im Staate liegt. 
Und daraus wieder wieder wird sich in der weiteren Zukunft 
die Möglichkeit zur Weiterentwicklung von der konsti"tutio-
nellen zuri:parlamentarischen Monarchie ergeben. 

zu c) England ist durch die Bill of Rights noch nicht zu e·inem · 
demokratischen Staat geworden. 
Aktives und passives Wahlrecht beruhen auf Grundbesitz und 
hohem Zensus,der Großteil der Bevölkerung ist nach wie vor 
von der politischen Willensbildung ausgeschlossen 

Anm.: Die UE 6.3 lehnt sich eng an Krieger a.a.o.s. 310/ll an. 



2.2.6.4 Vierte Stunde: Die theoretische Rechtfertigung der Bill of Rights 
durch J. Locke 

6.4.1 Häusliche Vorbereitung: 
Auszüge aus J. Locke, Second Treatise of Government; 
Leitfragen: 
Welches sind die Kerngedanken der beiden Auszüge? 
In welnhen Punkten finden sich Entsprechungen zur Bill of Rights 
und zu den Vorgängen von 1688/89? 

4.2 Unterrichtsverlauf 
Unterrichtsgespräch: 
Erarbeitung der Kerngedanken der beiden Auszüge 
- Die politische Gewalt ist durch Vertrag und Übereinkunft zustan-

degekommen (Vertragslehre) 
- Diese Gewalt hat Leben, Freiheit und Eigentum zu schützen 
- Vernachlässigt die politische Gewalt ihren Zweck, so hat das 

Volk das Recht, sie wieder an sich zu nehmen (Widerstands-
recht, Volkssouveränität). 

Entsprechungen zwischen Lockes Theorie und der Bill of Rights 
bzw. den Vorgängen von 1688/89: 
- Übertragung der Krone durch das Parlament (Vertragslehre) 
- Praktizierung des Widerstandsrechts bei der Vertreibung 

Jakobs II. 
- Teilung der Gewalten 
- Ubereinkunft (Kompromiß) zwischen Whigs und Tories (konstitu-

tives Element aller parlamentarischer Regierungsformen). 
Zusammenhang zwischen den staatstheoretischen Gedanken Lockes 
und dem historisch-politischen Geschehen in England, 
- Lockes Theorien sind aus der politischen Praxis hervorgegangen 

(Ergebnis der Erfahrung). 

2.2.6.5 Fünfte Stunde: Der Wandel der Gesellschaft Englands im 18. und 
19.Jhdt. 

~ I 

(Vorbern. zur 5.u.6.Std.: Eine eingehende Behandlung der indu-
striellen Revolution oder der Lage der Arbeiter ist nicht Auf- ~ 
gabe dieser Unterrichtsreihe!) 

6. 5.1 Häusliche Vorbereitung: 
Vorbereitung nach einem Lehrbuch, z.B. Zeiten und Menschen G2, 
S.47-51 oder Grundzüge der Geschichte Bd.II Seite 15/16 oder 
anderer zusammenhängender Darstellungen, z.B. H.Setzer "Ge-
sellschaftlic ber 1.vandel" in "Wahlsystem und Parteienentwicklung 
in England - Wege zur Demokratisierung der Institutionen 1832-
1948" ( !.:>uhrkamp). Ergänzend dazu sind die in den Matryialien 
gegebenen :.:>tatistiken unter dem Gesichtspunkt der gesellschaft-
lichen Veränderung auszuwerten. 

Leitfrage: 
Wie verändert sich die englische Gesellschaft infolge der in-
dustriellen Revolution? 

5.2Unterr1chtsverlauf: 
Unterrichtsgespr'Jch: Herausarbeiten des Wandels der englischen 
Gesellschaft als Folge der industriellen Revolution: 
- l)ie Beherrschung des Staates durch den Landadel in Verbindung 



mit dem kapitalbesitzenden handeltreibenden BUrg9~ .or 
der industriellen Revolution ~rgeriu89 ~ 

- Verlagerung des Schwergewichts zugunsten de8T}uJl&9D ii1i2Dt:a'lta 
städte im Gefolge der industriellen Revolution 

- Hineinwachsen der neuen Schicht der Fabrikarbeiter in 4119 ,..llil'J 
tische Kräftespiel. 

Die Erarbeitung der beiden letzten Punkte soll unter Heranzie-
hung der angegebenen Statistiken erfolgen ( s. Material.ien, 
Tabellen (T) Tl,T2,T3. 

2.2.6.6 Sechste Stunde: Parlarnentarisierung und Demokratisierung 

6.6.1 Häusliche Vorbereitung: 
Analyse von Texten nach Leitfragen (arbeitsteiliges Velfahren) 
a) Auszug aus: The English Consti tution'', von W. Bagehot, 1837 

Leitfrage: Welche Veränderung im Verhältnis zwischen 
Parlament und Krone (seit 1689) kommt in dem Text zum 
Ausdruck? 

b) Die Hauptauszüge aus den '1vahlrechtsreforraen von 1832, 1867, 
1884 
_;Leitfrage: Welche Bevölkerungsgrup_pen erhalten durch die 
hef ormen das ·i,'ahlrecht zum l.1nterhaus? 

c) Statistiken ( s. I'·l:ailrialien '.1'4, T5) 
Leitfragen: 1. Welche Bevölkerungsgruppen erhalten im Un-
terhaus durch die Wahlrechtreformen des 19.Jhdts. ein 
tbergVvicht? - 2 . ~.:Jelche Bevölkerungsgruppe hat keine direk-
ten Interessensvertreter im Unterhaus, obwohl sie z.T. 
1867 und 1884 das Wahlrecht erhält? 

d) Auszug aus dem Parlamentsgesetz von 1911 
Leitfrage: Welche Machtverlagerung tritt durch dieses 
Gesetz ein? 

6.2 Unterrichtsverlauf: 
Unterri'chtsgespräch: Erarbeiten und Zusammenstellung der Er-
gebnisse: 
- Ausweitung der Parlamentsherrschaft und Entmachtung der Krone 

durch die faktische Übertragung der Exekutive auf den vom 
Parlament abhängigen Premierminister. (Kennzeichen der 
parlamentarischen Monarchie) 

- Demokratisierung durch Ausweitung des Wahlrechts. 
- Durchsetzung der Demokratie erst im 2o.Jh. durch Einführung 

des allgemeinen Wahlrechts und Interessenvertretung der Ar-
beiter im Parlament durch eigene Partei. 

- Ausschaltung des Oberhauses als konstitutiver Faktor der 
Gesetzgebung. 

Anm. Lernzielkontrollen dieser U-Reihe siehe CuLp. 
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1'hemenkreis 3: Antike und moderne Demokratie 

3.1 Die Entstehung der Demokratie in der attischen Po11s 
3.1.1 Lernziele 

1.1 Groblernziele: Die Schüler sollen 
- die Form der Demokratie in der attischen Polis kennenlernen 
- ihre Entstehune ~nter den ~spekten der Multikausalität und 

Interdependenz erklären 
- und die Bedeutung dieses ersten Versuchs der Verwirklichung 

eines Demokratiebegriffs beurteilen können. 
1.2 Teillernziele: siehe Culp 
2 Begriffe: 

Monarchie 
Aristokratie 
Timokratie 
Zensus 
'l'yrannis 
(radikale)Demokratie 
Phylen 
Demen 
Hopliten 
Schuldknechtschaft 

Archonten 
Areopag 
Volksversammlung 
Rat 
Geschworenengericht 
Wahlverfahren 
Losverfahren 
Diäten 
Strategen 

3 Begründung undlErläuteiung 

Vollbürger 
Theten 
Metöken 
Sklaven 
Polis 
Autonomie 
Autarkie 
Eleutherie 
Isonomie 

Es ist geradezu selbstverständlich, da.'3 am Anfang einer Unterrichts-
reihe "Antike und moderne Demokratie" die Entstehune der Demokratie 
in der attischen Polis steht. In der attischen Polis entwickelte sich 
zum ersten Mal in der Geschichte eine demokratische Staatsordnung. 
Im Vordergrund der Unterrichtseinheit steht der Prozeß einer fort-
schreitenden Emanzipation des Individuums und der damit parallel lau-
fende Prozeß einer zunehmenden Partizipation der Bürger an poli-
tischen Entscheidungen. 
Die Beschäftigung mit diesem Vorgang ermöglicht die Erfassung noch 
heute wesentih.ic'her politischer Phänomene und Giundbegriffe in ihrem 
historischen Ursprung. Aus der Analyse des Versuchs,in der attische~ 
Demokratie Herrschaft im Rahmen politischer Freiheit und Gleichheit 
zu realisieren,gewinnt der Schüler Erkenntnisse, die ihm bei der Be-
wältigung von Aufgaben in der Gegenwart helfen können. Die Gegenwarts-
bedeutung dieses Themas ist in diesem Sinne zu verstehen,nicht in 
einer Beurteilung der attischen Demokratie aus unserem modernen De-
mokratieverständnis heraus. Das Thema soll vor allem die Entwicklung 
zur radikalen Demokratie aufze~gen. uiese Aufgabenstellung bedingt 
den zeitlichen Rahmen der Unterrichtseinheit. 

4 Literatur 
Bayer E. Grundzüge der griechischen ~eschichte,Darmstadt 1970 
Bengtson H. Griechische Gewchichte von den Anfängen bis in die 

römische Kaiserzeit. Beck'sche Sonderausgaben, Mü.1965 
Tarkiainen T. Die athenische Demokratie,(dtv- wissenschaftl.Hhihe, 

Bd.4lo4) Mü. 1965 
Margedant u. Die Entwicklung zur attischen Demokratie,Arbeits-und 

Quellenheft mit Beiheft. Hirschgrabenverl. Nr.5911.F.'73 
Kampe, o. Die attische Polis, :Juellen-und Arbeitsheft, Klett • . 
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3.1.5 Arbeitshinweise 
5.1 Erste Stunde: Die Entwicklung Athene bis zum Beginn des 6.Jh. 

5.1.1 Häusliche Vorbereitung: 
Ein Sshüler bereitet in Form eines Vortrags anhand eines Lehrbuchs 
einen tlberblick über Entstehung un~esellschaftlichen Aufbau der 
attischen Polis vor. ' 
Dabei sollen folgende Gesichtspunkte besondere Berücksichtigung 
finden: 
- Einfluß der Landschft auf die Entstehung der Polis 
- Die Anfänge der Polis 
- Die Einteilung der Bevölkerung nach pol. Rechten -soweit die Ein-

teilung während der gesamten Entwicklung der a.ttischen Polis 
eine Konstante bleibt 

Entstehung der Adelsherrschaft 
Wirtschaftliche und soziale Veränderu en im 7.Jh. 
Analyse eines Textes durch die übrigen Schüler: Tarkiainen, Die 
.athenische Demokratie, in:Margedant, a.a.o.). -~ 

Leitfrage: Welche wirtschaftl. und sozialen Verä.ndernngen vollzie-
hen sich in Attika ·ia 7.Jh. und womit werden diese Veränderun-
gen hauptsächlich begründet? 

1.2 Unterrichtsverlauf 
Schülervortrag und anschließende Diskussion etwa mit folgenden 
Ergebnissen: 
-Die geographische Gliederung in kleine,abgeschlossene Räume be-
günstigt die Bildung kleiner Staatswesen. 

-Die Polis ist ursprünglich die Burg,dann die in deren Schutz ent-
stehende Siedlung als Mittelpunkt des umliegenden Landgebietes. 

-Die Polis ist überschaubar;sie strebt da~ach,von außen unabhän-
gig zu sein und im Innern Freiheit zu gewähren. 

-Politische Rechte haben in der att.Polis immer nur die Männer im 
Besitz des attischen Bürgerrechts. 

-Politisch rechtlos bleiben im ganzen Verlauf der att.Geschichte 
Frauen,Metöken,Freigelassene und Sklaven. 

-Die ursprünglich königlichen Machtbefugnisse gehen über auf die 
adligen Archonten und den Areopag (Aristokratie), 

-Geburt und militärische Leistung begründen die Adelsherrsohaft. 
Unterrichtsgespräch 
Herausarbeiten der wirtschaftl.un4 sozialen Veränderungen in 7.Jh. 
anhand des vorbereiteten Textes. 
Vor allem die Umstellung von Natural- auf Geldwirtschaft fl1hrt zu 
wirtsdhaftl. Veränderungen und sozialen Umschichtungen: 
-Bildung von Kapital 
-Aufblühen von Handel und Industrie , 
-Bereicherung ·:.der adligen Großgrundbesitzer durch Inveati•nmc• 
in Handel und Bergbau und durch Geldausleihen auf Zinsen .an · 
Klainbauern 

-Verelendung der Kleinbauern bis zum Verlust -der pe~sönliohen ~ . I 
hei t durch Erbteilungen,Konkurrenz aus den Kolonien und Verschul-·· j 
dung an die Großgrundbesitzer , j 

-Anwachsen der Klassengegensätze im Stadtgebiet: 
Emporkommen einer reichen etädt.Bürgerschicht,die aufgrund ihrer 



wirtschaftl. Bedeutung und ihrer miltär.Leistung nach pol. Gleich-
berechtigung mit dem Adel strebt. 
Verarmung der Masse der städt.Bevölkerung vor allem als Folge der 
Verwendung von Sklaven. 

Aufzeichnung des geltenden Hechts durch Drakon 
Im Unterrichtsgespräch soll die Bedeutung der Aufzeichnung des Hechts 
herausgestellt werden: 

-Durch die Aufzeichnung des geltenden Gewohnheitsrechts soll der 
willkürlichen Rechtsbeugung durch die adligen Richter beeeenet 
werden ( "Rechtssicherhei ti•). 

1.3 Lernzielkontrolle: siehe CuLp! 

3.1.5.2 Zweite Stunde: Von der Aristokratie zur Jimokratie 

5.2.l Häusliche Vorbereitung: 
Textstelle aus: Aristoteles, Athenaion Politeia, in : Margedant, 
a. a. 0. S. 8f.; oder in: Grundzüge der Gesch., Diesterweg, ('uellen-
band I, S.53f. 
Vorbereitung nach folgenden Gesichtspunkten: ~1 

a) Durch welche Maßnahmen versucht Solon die sozialen Spannungen zu 
vermindern'? 

b) Zeigen Sie den Staatsaufbau in der Verfassung Solons: 
- wirtschaftliche und soziale Gliederung 
- Partizipation der Bürger an politischen Entscheidungsprozessen 

c) Worin kommt der timokratische Charakter der Verfassung zum Aus;::. 1·· _ 

druck? 
d) Welche Ansätze zu einer Demokratisierung enthält die Verfassung? 

2.2 Unterrichtsverlauf 
UnterrichtsgesprJ.ch 
a)Maßnahmen zur Verminderung der sozialen Spannuneen: 

-Aufhebung der Schuldknechtschaft 
-Lastabschüttlung 

b)Anhand der Aussaeen der Quellen und zusätzlicher Informationen 
durch den I,ehrer, soll ein 'L'afel bild erarbeitet werden, das A. 1 

-die soziale G·liederung des Volkes, W 
-die Partizipation der Bürger an pol. Entscheidungsprozessen zeigt 

Schaubild nach Margedant, a.a.O.S.lo (siehe dort!): 

1) Vlirtschaftliche und soziale Gliederung des Volkes 
Schaubild a.a.O.S.lo: 
2) Partizipation an den pol. Entscheidungsprozessen 

c)Der ti~okratische Charakter der Verfassung Solo~s: 
-Pol. Rechte richten sich nach wirtschaftl.und milit .Leistungsfähig-
keit 

-Die höchsten Staatsämter sind der grundbesitzenden l.Klasse vor-
behalten 

-Archonten und Areopae fällen die wichtigsten pol.Entscheidungen 
d)Liberalisierungs-und Demokratisierungstendenzen: 
-pers~nliche Freiheit des Individuums 
-Einrichtung von Volksversammlung und Geschworenengericht 

2.3 Lernzielkontrolle: siehe CuLp 
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3.1.5.'3 Dritte Stunde: Von der Timokratie zur Demokratie 

(Textstelle aus Aristoteles,Athenaion Politeia, a.a.O.S.13f.) 
3.1 Häusliche Vorbereitung des Textes nach Leitfragen 

a) Welche Reformen enthält die Verfassung des Kleisthenes? 
b) Worin besteht ihr :demokratischer Charakter? 
c) Welche Elemente der Timokratie bestehen weiter? 

3.2 Unterrichtsverlauf 
Unterrichtsgespräch: 
a) Die Reformen unter Kleisthenes 

Anhand des vorbereiteten Textauszuges soll ein -Tafelbild er-
arbeitet werden,das die Reformen unter Kl. verdeutlicht: 
Schaubild nach Margedant s. 15 a.a.o. 

b) Demokratischer Charakter der Verfassung 
-Auflösung der gentilizischen Phylen 
-Demokratischer Rat als Gegengewicht zum Areopag 
-Proportionale Repräsentation der Bürger im Rat 

-Auslosung der Ratsmitglieder 
-Täglich wechselnder Vorsitz 
-Verbot mehrmaliger Bekleidung der meisten Ämter 
-Das Scherbengericht als Schutzmaßnahme gegen die Tyrannis 

c) Timokratische Elemente 
-Die Theten weiterhin ohne volle pol. Rechte 
-Weiterbestehende Machtpositionen von Areopag und Archontat. 

3.3 Lernzielkontrolle: siehe CULp! 

3.1.5.4 Vierte Stunde: Die Durchsetzung der radikalen Demokratie 
4.1 Unterrichtsverfahren: 

Textanalyse in Gruppenarbeit 
Fixierung der Ergebnisse an der Tafel und anschlißende Diskussion 
Die u.a~ Textstellen sind enthalten in Margedant a.a.O 
Gruppe A: 
Analyse der Texte 29-32 (S.16f.) unter dem Gesichtspunkt: 
Inhalt und Bedeutung der Reform des Archontats 487 
Gruppe B: 
Analyse der Texte 33-~5 (s.1rn·. : unter dem Gesichtspunkt: 
Pol.-soziale Bedeutung des Flottenbaus 
Gruppe C: _ 
Analyse der Texte 37-40 (S.18f.) unter dem Gesichtspunkt: 
Inhalt und Auswirkungen der Reform des Areopags 
Gruppe D: 
Analyse der Texte 42-46 (.S.19f.) unter dem Gesichtspunkt: 
Bedeutung der Einführung von Diäten. (Alle Texte sollen auf 
Tatsacheninformation,Meinungsäußerungen, Sach- und Werturteile 
untersucht werden). 

4.2 zusammenfassende Auf aben: 
a Charakterisierung der radikalen Demokratie in Athen 
b) Unterschiede zur modernen Demokratie 

4.3 Lernzielkontrolle: siehe CULp! 
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3.1.5.5 Fünfte Stunde: Die attische Demokratie i~ ihrem Selbstverständnis 
und im Spiegel der Kritik 

5.1 Häusliche Vorbereitung: von drei Texten im arbeitsteiligen Ver-
fahren nach angegebenen Gesichtspunkten 

Interpretation und Diskussion der Texte im Unterricht 
A: Die attische Demok~atie in ihrem Selbstverständnis 

(Das Idealbild der att,.Demokratie) 
Text: Thukydides, Gefallenenrede des Perikles (in: Politische 

Weltkunde I,Klett,S.17; oder: Margedant,a.a.O.S.23f.; 
oder:Grundzüge der Geschichte,Quellenband I;oder: Zei-
ten und Menschen G 1, Schöningh,S.156f. 

Gesichtspunkte: 
a) Kennzeichen (Vorzüge) der att.Demokratie 
b) Art der Aussage 
c) Abhängigkeit des Inhalts vom Verfasser 
B:Zeitgenössische Kritik an der att.Demokratie 

entweder: Auszug aus "Politik",Aristoteles,_ in: Politische 
Weltkunde I,S.15 ~ 
Gesichtspunkte: 

a) Wie beurteilt Aristoteles die Entwicklung der Verfassung 
Athene von Solon bis Perikles? 

b) Charakterisieren Sie die pol.Situation,von der aus Ar.urteilt! 
oder: Auszug aus Xenophonitis Athenaion Politeia, in: 

Pol.Weltk.!, S.S.17f.;oder:Margedant a~a.O.S.24f. 
Gesichtspunkte: 

a) Welches sind nach dem vorliegenden Text die wesentlichen kri-
tischen Einwände gegen die att.Demokratie? 

b) Untersuchen Sie die Abhängigkeit der Aussage vom Verfasser 
und seinen Absichten! 

C: Kritik an der att.Demokratie in der Neuzeit 
Texte: Margedant a.a.o.s. 211. (Die Texte sind aus: ThomsorP : 

Die ersten Philosophen, Berlin 196i,s.168f .;und aus: 
Welskopf E.Ch.: Die Produktionsverhältnisse im alten „ 
Orient und in der griech.-röm.Antike,Berlin 1957, S.238) 

Gesichtspunkte: 
a)Wie wird der Kausalzusammenhang zwischen att.Demokratie und 

Sklaverei begründet? 
b)Worin wird die marxistische Sicht deutlich? 

5.2 Unterrichtsverfahren: 
Diskussion der Texte im Unterricht 

5.3 zusammenfassende Aufgabe: 
a) Vergleichen Sie die unterschiedliche Sichtweise in den vor-

gelegten Texten! (Multiperapektivität) 
b) Vergleichen Sie Motive, Interessen und ideologische Haltungen! 
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3.2 Formen der modernen Demokratie 
3.2.1 Die Entstehung der präsidentiellen Demokratie in den USA 

1.1 Groblernziele: 
Die Schüler sollen: 
- das System der präsidentiellen Demokratie am Beispiel der 

USA kennenlernen, 
- seine Entstehung aus der Besonderheit der geschichtlichen 

Gegebenheiten erklären 
- un~einen Stellenwert im Vergleich mit anderen demokra-

tischen Regierungssystemen beurteilen k~nnen. 
1.2 Teillernziele: siehe CULI! 

2 Begriffe: 
Puritanismus 
Aufklärung 
Vertragstheorie 
Widerstandsrecht 
Volkssouveränität 
Menschenrechte 
Gewaltenteilung 

Gewaltenverschränkung 
Checks and balan9es · 
Imi>eachment 
Inkompatibilität 
reprä.s.Demokratie 
präsidentielle Dem. 
plebiszitäre Dem. 
Sezessionskrieg 

Kongre.i 
Senat · 
Repräsentanten-

haus 
Präsident 
Oberstes Gericht 
Bundesstaa't 
Staatenbund 

3 Begründung: 
All.zugern wird in unserem "demokratischen Zeitalter" Deao-
kratie gleich Demokratie gesetzt, vergißt man, dai sich un-
ter dieser Etikettierung eine Vielzahl- von ~ormetf politi-
scher Herrschaft verbergen kann. Eine davon -(\te der prä-
sidentiellen oder präsidialen Demokratie:!: scheint in 3Ung-
ster Zeit sowohl in Europa (Frankreich) als auch besonders 
in der Dritten Welt an Aktualität zu gewinnen. Von daher 
erscheint eine Behandlung sinnvoll. 
Darüber hinaus bietet sich die Beschäftigung mit der ameri-
kanischen Demokratie und besonders mit der amerikanischen 
Verfassung an, weil in den USA zum ersten Male die polit. 
Theo~ien der Aufklärung ihren .verfassungsmäßigen und damit 
unmittelbar greifbaren Niederschlag gefunden haben, die un-
sere Vorstellurigen vom freiheitlich-demokratischen Rechts-
staat bis heute weitgehend bestimmen. Die amerikanische Ver-
fassung ist die älteste heute noch geltende geschriebene 
Verfassung. Zudem ist sie eine Verfassung, die noch heute 
Grundlage des poltischen Lebens einer Großmacht ist. 

4 Literatur: 
Angermann E. 

ders. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika. dtv-
Wel tge schichte des 2o.Jh.Bd 7,MUnchen 1966 
Der Aufstieg der Vereinigten Staaten 111n 
Amerika. Zwei Teile.(Quellen- und Arbeits-
hefte zur Geschichte u.Gemeinschaftskunde), 
Stuttgart 1973 

+ vgl. Hartwich,Po11tik im 20.Jhdt. 



v.Beyme, l(l. 

Fraenkel, E. 

Das präsidentielle Regierungssystem der .vereinigten 
Staaten in der Lehre der Herrschaftsformen. 
Karlsruhe 1967 
Das amerikanische Regierungssystem, Köln u.Opladen 

1962 
v.d.Gablentz,O.H. Die politischen Theorien seit der amerikanischen 

Unabhängigkeitserklärung. -Die w3ssenschaft von der 
Politik, Bd.9, Köln und Opladen 1967 

Hartwich, H.H. 

Mickel, w. 
Richter, W. 
Rohlfes,J. 

Das Regierungssystem dlr USA. in:Politik im 20.Jahr-
hundert, Braunschweig 1974 
Der Aufstieg der Vereinigten Staaten zur Weltm~cht, 
in: Politik und Gesellschaft, Bd.l, Frankfurt 1974 
Geschichte der Vereinigten Staaten, Frankfurt 1966 
Die Vereinigten Staaten von Amerika, in:Historische 
Gegenwartskunde, Handbuch für den politischen Unter-
richt, Göttingen 1970 

Informationen zur politischen B·ildung, Folge 9o (Nov./Dez.) 1960: 
Die Vereinigten Staaten von Amerika, Teil I: Histo-
rischer ttberblick. 

=========================== 
3.2.1.5 Arbeitshinweise: 

5.1 Erste Stunde: Das koloniale .Amerika 
1.1 Häusliche Vorbereitung: Analyse von Quellen nach Leitfra-

Quelle A: 

Quelle B: 

gen 
Der Mayflower-Vertrag (Angermann, S.2) 
Leitfrage·:. ;: Welche Aussage macht der Text über 
das Selbstverständnis der Siedler und über den 
Staat, de~ie gründen wollen? 
Aus den Beschlüssen des Stempelsteuerkongresses 
(Angermann,S.5) 
Leitfragen: Welches Prinzip spricht aus dem Tex'? 
Welche politischen Tendenzen entnehmen Sie dem 
Text? 

5.1.2 Unterrichtsverlauf: 
2.1 

+politische 
Der May~lower-Vertrag: 
Die Diskussion der Hausaufgabe erbringt folgendes Ergebnis: 
Diese erste Quelle über das+Selbstverständnis iten amerika-
nischen Siedlern zeigt, 
-daß ein Staatswesen gegrU.ndet wird auf dem Prinzip der 
VolksS'Ouveränität 
und des freien Zusammenschlusses freier Bürger (Vertrags-
theorie) · 

• ' 1 

Die Bedeutung dieser Feststellungen wird erhärtet ,und tlber. , ~. 1 
den lokalen Rahmen von Massachusetts hinaus . erweitert,ind.•„.:;{1:1 

der Lehrer eine zweite Quelle (Angermann S.2f.) vorliest, ··~ \;;!· 

aus der hervorgeht, daß auch in Gründungen "kraft k6nigliohea· 
Patents" Selbstverwaltung oder Mi tspracre recht · in der kolo~ · ~· 

' „,11' ~ 

nialen Vezwaltung nachzuweisen ist. 



5.1.2.2 Die politische Lage der Kolonisten bis zur Erringung der 
Unabhängigkeit: 

.2 

Erarbeitung im Unterrichtsgespräch 
Dabei i .st folgendes herauszustellen: 
-Die Kolonisten bleiben Engländer und haben als solche Anspruch 
auf die gleichen Rechte und Freiheiten wie die Bürger des 
Mutterlandes. 

-Sie sind in ihrer Mehrzahl nach Amerika gekommen, um m e h r 
Freiheit (politisch und/oder religiös-kirchlich) zu gewinnen. 

-England (Krone und Parlament) riist nicht bereit, s e i n e Rechte 
auf die Kolonien kampflos aufzugeben. 

-Es besteht deshalb andauernd ein latenter Konflikt zwischen der 
britischen Regierung -vertreten durch die Gouverneure- und den 
jeweiligen Kolonisten -vertreten durch ihre Selbstverwaltungs~ 
organe. 

-Dieser Konflikt bricht offen aus, als nach dem Siebenjährigen 
Krieg die Regierung in London versucht, die Kolonien stärker 
als bisher an den finanziellen Lasten des Mutterlandes zu be-
teiligen. 

-Dies wird deutlich aus der Reaktion der Kolonisten auf diese Be-
steuerung, die sich äußert in den Beschlüssen der sogenannten 
Stempelsteuerkongresse der Jahre 1765/66. 

2.3 No taxation without representation 
Die Diskussion des Textes (Hausaufgabe) erbringt folgende Ergeb-
nisse: 
-no taxation without representation 
-keine Forderung nach Vertretung im Unterhaus (Hinweis auf die 

räumliche Entfernung) 
-Forderung auf Widerruf der Besteuerung ~historische und ratio-
nale Begründung) 

-liberale, repräsentative, demokratische Prinzipien,Tendenzen. 
Im fortführenden Unterrichtsgespräch werden die englischen Steuer-
und Zollgesetze historisch eingeordnet als (willkommener) Anlaß, 
nicht Ursache der Unabhängigkeitsbewegung, zumal sie wegen der 
Nachgiebigkeit der englischen Regierung kaum wirksam wurden. Ent-
scheiden~ war der Wille der selbstbewußt gewordenen Amerikaner, 
ihre Geschicke in die eigene Hand zu nehmen. 

Zweite Stunde: Geistige Ursachen der Unabhängigkeitsbewegung 
Drei geistige Strömungen vor allem werden für die Erringung der Un-
abhängigkeit durch die Amerikaner bedeutsam: Puritanismus, Au~­
klärung und die englische Verfassungstradition. 
Im arbeitsteiligen.Verfahren sollen die Schüler je eine Quelle 
nach Leitfragen analysieren. Die Stunde selbst bleibt der Dis-
kussion der Ergebnisse sowie der Klärung und Vertiefung vorbe-
halten. 

2.1 John Adam: Abhandlung über das kanonische und das feudale Recht, 
in: The political writings of John Adams. Representative Selec-

tion. Edi ted·r,by George A.Peel jr. The liberal Arts Press, 1954, 
hier zitiert nach: v.d.Gablentz a.a.o. S.62f. 
Leitfragen: Welche Aussagen macht J.A. über Herrschaft und Frei-
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heit bei den (puritanischen) Pilgervätern? 
-Wie ist das Amt der Herrscher gesehen? 
-Welches Recht leitet A. daraus als selbstverständlich ab? 
-Welche Bedeutung konnte diesem Recht in der historischen Situation 

um 1770 zukommen? 
5.2.2 Thomas Jefferson: Aus der Unabhängigkeitserklärung 

in: The political Writings of Thomas Jeffereon -Representative Se-
lection. Edited by Edward Dumbauld, The liberal Arte Press, 1955; 

hier zitiert nach v.d.Gablentz a.a.o.s. 55; 
(auch brauchbar in: Weltgeschichte im Aufriß, Di'sterweg, S.19) 
Leitfragen: 
Worin sieht J. die Legitimation für die Loslösung von England? 
Welche Prinzipien verkündet er als grundlegend für das neue Gemein-
wesen? 
Welcher politischen Philospphie entstammen diese Prinzipien? 

2.3 Edmund Burke: ttber die Versöhnung mit den Kolonien 
in: Works,writings and speeches , 12 Bde., London 1899; 
hier zitiert nach v.d.Gablentz a.a.O.S.84 • Leitfragen: 
Womit verteidigt B. (Engländer, nicht Amerikaner!). die Handlungsweise 
der Amerikaner? 
Welche "Ideen und Grundsätze" meint er in .seiner Verteidigungsrede? 
Auf welches historische Faktum (Steuerstreit) spielt er besonders an? 
Ergebnisse der häuslichen Vorbereitung und des klärenden, vertiefen-
den Unterrichtsgesprächs: 
- Puritanismus war die Lehre vom Widerstandsrecht gegen die ihre 

Pflichten verletzende Obrigkeit. Aus dem kirchlichen Independen-
tismus erwuchs das politische Unabhängigkeitsverlangen. 

- Der politischen Philosophie der Aufklärung entstammte die Lehre 
von, den Menschenrechten, der Volkssouveränität und der Gewalten-
teilung. 

- Die e'llglische Verfassungstradition schließlich war erwachsen aus 
dera: Kampf mit einem Königtum, das d,ie "Rechte des englischen Volke9 
tatsächlich oder vermeintlich bedrohte. Eben eine solche Bedrohung 
ihrer Rechte sahen nun die Kolonisten und verstanden deshalb ihren 
Kampf für die Freiheit als einen Kampf für eine .Freiheit naoh 
"englischen Ideen und Grundsätzen"' ( lllrke). 

Diese Ergebnisse können in verkürzter Form auoh als Tafelanschrieb 
festgehalten werden. 

5.3 Dritte Stunde: Die Auseinandersetzungen um die Verfassung 
Gegenstand der Auseinandersetzungen um die entstehende amerika&ische 
Verfassung waren vor allem drei Alternativpaare: 

Rechte der Einzelstaaten 
(Staatenbund) 

Individuelle Freiheit 
(Menschenrechte u.strikte Gewalten-

„ teilung) 
plebisz1täre,direkte 

Demokratie 

Unionsgewalt 
(Bundesstaat) 
Staatliche Macht 
( "starker"Präsident) 

repräsentative 
Demokratie 
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Da nach Möglichkeit zu jeder der strittigen Fragen beide Seiten zu 
Wort kommen sollten, ergibt sich eine große Zahl von Texten, die be-
behandel t oder doch zumindest abgehorcht werden müssen. 
Um dies zu ermöglichen, wird eine Kombination von arbeitateiligea 
Verfahren und Gruppenarbeit vorgeschlagen: 
Die Klasse wird aufgeteilt in 11 Republakaner11 und"J'öderal1•ten•,.1ede 
Gruppe bekommt "ihre" Texte; die Schüler lesen sich zu Bau•• in die 
Texte ein und arbeiten sie ohne Leitfragen durch. 
Die Gruppenarbeit in der Stunde kann also auf einer gewissen Kennt-
nis aller Texte aufbauen. Diese Arbeit selbst wird jetzt unter fol-
gende Leitfragen gestellt: 
Was sagen die Quellen 
- zum Verhältnis einzelner - Staat? 
- zur Frage der Größe und Geschlosaenhei t des Staatswesens? 
- zur Frage, .!!,!! demokratische Herrschaft verwirklicht werden sol1? 
Texte: 

a) Republikaner: Th.Jefferson: Regierungsgrundsätze (Angermann S.12f.) 
Bemerkungen über Virginia (v.d.Gablentz, 

S.56f.) 
Th. Paine: Die Menschenrechte (v.d.Gablentz,S.60) 

o) Föderalisten: Der Föderalist (veröffentlicht v. A.Hamilton, J.Ja7 
und J .Madison)': Drei Texte aus Artikel 
Nr.lo (Madison)f (v.d.Gablentz·, S.65-67) 

c) Zur Mass.:BillTofdB.rlpts: Documenta o.f .Americ.History; New York l.958 
Ergebnisse: 

1. Staatenrechte oder Unionsgewalt : 
Republikaner 

Selbständigkeit der Einzelstaaten ist 
wichtigste Garantie für demokratische 
Freiheit. - Versuchung der Mach"t bei 
starker Zentralgewalt z~roß. 

(Text 9!) 

Föderalisten 
Nur Union 

-verhindert Streitigkeiten 
der Staaten,auch der ein-
zelnen Bürger und Gruppen. 

-gewährleistet Wohlstand u. 
Sicherheit dervNation. 

Individuelle Freiheit taatliche Macht 
Strikte Gewaltenteilung;Be- taatliche Macht notwendig zum Schutze 
schränkung der (All)Macht des es Gemeinwohls 
Staates. - möglichst"wenig Staat'/, 
"Eifersüchtige Sorge" (Jefferson) 
um persönliche Freiheitsrechte 

3. Direkte oder repräsentative Demokratie 
Forderung nach einem volksnaheI7 Eintreten für gewählte Vertreter,deren 
bürgerfreundlichen Staat "Charakterfestigkeit" und "Weisheit" 

(Madison) dem Gemeinwohl dienlich~r 
sei.Warnung vor direkten Volksregierun· 
gen 

"Zusatzinformation"durch den Lehrer: 
In der amerik.Verf.finden sich dann weitgehend die Vorstellungen der F~de­
ralisten wieder.Da aber der Verfassungstext selbst relativ knapp ist,also 
wenig materiale Festlegungen enthält,blieb er für Zusatätze (Amendmends)of-
fen.Erst nachdem in lo solcher Zusätze ein Grundrechtskatalog (Bill of R.) 
angefügt worden war,fand diese dann eine breitere Zustimmung auch bei den 
Republikanern und konnte nach der Ratifiz.auch im letzten Bundestaat in 



3.2.1.5.4 Vierte Stunde: Das präsidentielle System 

a)Teilung d G lt 
T er ewa en Inkompatibili'iät rennung 

b) Systenil.er Gewaltenverschränkung gegenseitige Kontrolle 
in vielerlei Hinsicht Checks and Balances 

c) Übergewicht des Präsidenten präsidentielles System 

5.4.1 Hausaufgabe: Analyse der vorgegebenen Auszüge aus der US-
verfassung nach Leitfragen (Text bei Angermann,a.a.O. 
S.7 - 12, oder in Politik und Gesellschaft, Hirschgra-
ben, Bd.l S.176f.) 

Leitfragen: 
l.a: Welche Aufgabenbereiche (Gewalten,Rechte) weist die 

Verfassung welchen Institutionen zu? 
b: Wie hat man die Teilung der Gewalten zu gewährlei-

sten ge.o1Sucht.? 
2.a: Wo ist das Prinzip der Gewaltenteilung nicht durch- 4la 

gehalten oder galt bewußt überspielt? '111119' 

b: Welche politische Absicht erkennen Sie dahinter? 
3.a: Welche Funktionen vereinigt der Präsident in s.einer 

Hand? 
b: Worin liegt seine beaondere Stärke im Unterschied 

zur Stellung des Regierungschefs in einem parlamen-
tarischen Systen? 

c: Was folgt daraus .fU.r die Machtposition des Präsi-
denten? 

5.4~2 Disku~sion der Ergebnisse im klärenden und fortführenden 
Unterrichtsgespräch 

2.1 Teilung der Gewalten 
a) Legislative: Kongreß = ~enat + Repräsentantenhaus (Art.I,l) 

Exekutive: Präsident + Kabinett (II,l) 
(allein) · (keine Minister) 

Judikative: unabhängige Gerichte (wichtig vor all•• daa 
Obers"te Gericht) (III,l) 

b) !nkODlpatibili tät (I, 6,2) 
Unabsetzbarkeit der Richter (III,l) 
Unauflösbarkeit des Kongresses (I,l) 

2.2 System der Machtverschränkung (Checks and balances), 
der gegenseitigen ausgewogenen Kontrolle 

a) s. Schaubild,(da.rüber hinaus Kontrolle durch die freie 
Presse; Zusatzart. I) 

b) Aufbau von Schranken,die die Entstehung unkontrollierbarer 
Machtbefugnisse verhindern sollen 
(Dazu: Föderalismus als vertikale Form der Gewaltentrennung 
und Gewaltenverschränkung - hier etwa Zusammensetzung - ~ des Kongresses). 

2.3 Ubergewicht des Präsidenten 
a) Personalunion von Staatsoberhaupt,Regierungechef (eigen't- ~ 

lieh Regierung) und Oberbefehlshaber der Streitkräfte~II;l~ 
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b) Kann vom Parlament nicht abberufen oder gestürzt werden (Im-
peachment ist etwas anderes!) (II,l) 

c) Im Amt des Präsidenten ist eine Fülle persönlicher Macht ver-
eint. 
Der Präsident trägt für vier Jahre (im Ausnahmefall bis zu 11 
Jahren) die alleinige Verantwortung für die Politik der USA. 
Der Präsident bestimmt nicht -wie der deutsche Bundeskanzler-
di e Richtlinien der Politik,sondern die Politik selbst (II). 
Der Präsident ist ein "demokratischer König auf Zeit". 

========================= 
Schaubild zu 4.2.2 a) 

J 11 J i k. tJ t / ve 
nach Hmtwich, S.314 
(Ausg. 1968, s.225) 

========~============== 

i:..,1.5.5 Fünfte Stunde: Die endgü.lt_ige Sicherung der Union im amerikanischen 
• Bürgerkrieg 

l.)Tendenzen in der amerikanischen Innenpolitik in der ersten 
Hälfte des 19.Jh. . 

2.)Endgültige Entscheidung für den Unionsgedanken - Entscheidung 
für das präsidentielle System 

5.5.1 Häusliche Vorbereitung: Information über Tendenzen in der amerika-
nischen Innpolitik bis zum Ausbruch des Btirgerkrieges, sowie über 
Verlauf und Ergebnis des Krieges (nach dtv-Atlas oder einem dazu 
geeigneten Lehrbuch). 

5.2 Unterrichtsverlauf: Giuppenarbeit an Quellen: 
A:Hezekiah Niles (Der Kampf um die Ausdehnung des Wahlrechts) 

Horace Mann (Bildungsglaube und freiheitliche Gesellschaftsordnu~ 
Angennann a.a.o. s. 22-25 

B:Daniel Webster (Der Strei um das Sezessionsrecht) 
Zeiten und Menschen G 2,S.187f. 

C:Abrabam Lincoln: Aus dem Brief an Horace Greeley;Angerm.s.35 



Abraham Lincoln: Erste Inauguraladresse; Zeiten und Menschen, 
G 2,S.186f. 

Die Arbeit bringt als Ergebnisse zu A: 
- Kam.pf für eine Ausdehnung des Wahlrechts; 
- Kampf für eine allgemeine Schulbildung; 
- Erziehung (Eildung) wird verstanden als: 

die große Gleichmacherin der Verhältnisse der Menschen, 
die Unruh der sozialen Maschinerie 

- Erziehung verhindert das Armsein, ~ 
wird künstliche Unterschiede in der Gesellschaft auslösche 

Ergebnis zu E: 
- Kampf für die Rechte der Einzelstaaten verstanden (.gedeutet) als 

Kampf dür die Rechte des Volkes 
- Starke Betonung des Prinzips der Volkssouveränität 
Ergebnis zu C: 
- Lincolns Kampf gilt nicht in erster Linie der Befreiung der Skla-

ven, sondern der Erhaltung und Festigung der Union 
- Mit dem Sieg des zentralistischen Unionsgedankens' aber ist auch e 

die endgültige Entscheidung für den an der Spitze der Union ste-
henden "starken" Präsidenten gefallen. 

3.2.1.5.6 Sechste Stunde: Die amerikanische Demokratie im Spiegel der Kritik 
Drei Texte können zum Einstieg dienen für eine abschließende möglichst 
freie Diskussion des Inhalts dieser Unterr~htsreihe. 
Natürlich müssen dabei nicht alle Texte behandelt werden; es erscheint 
sogar möglich,die Stunde völlig losgelöst von Texten in freier Dis-
kussion zu gestalten. 

5.6.1 Häusliche Vorbereitung: Erarbeitung der wesentlichen Aussagen der 
Texte ohne Leitfragen: Die Schüler sollen die Thematik selbst aus-
wählen, die Schwerpunkte der Diskussion (weitgehend) selbst b 1etsim-
men können. 

5.6.2 Texte: e 
Alexie de Tocqueville: De la Democratie en Amerique (Angerm. S.26f.) 

Vom Geist Amerikas (Angermann, S.18f~~ Golo Mann: 
Edmund s. Morgan: Die amerikanische Unabhängigkeit; in:Propyläen 

Weltgeschichte, Bd. 7: Von der Reformation zur Re-
volution, Frankf. und Berlin 1964; S.566f. 
(Wortlaut s. Anhang, Tex~'~). 

Aus: Weltgeschichte in Da~en, Berlin VEB, 1973, S.592!. 
(Wortlaut im Anhang, Text 11) 



CuLP 11.2 /3.2.2. 

Die Entstehung des Grundgesetzes der BRD 

Beispieli für eine parlamentarische Demokratie 

1. Lernziele 

1.1. Groblernziela und ihre Begründung: 

Bei der Betrachtung der Nachkriegsgaechichte besteht die Gefahr, 
daß der politische Wiederaufbau nach 1945 in Vergessenheit gerät 
und eine in die BRD hineingeborene Generation den Kontakt Mit der 
geschichtlichen Grundlage des Gemeinwesens überhaupt verliert. In 
d~r Unterrichtsreihe "Die Entstehung des GG der BRD - Beispiel fUr 
eine parlamentarische Demokratie" soll der prozessh~fte Charakt•r 
historischen Ge~chehens am Beispiel des GG deutlich w•rden. Die 
Unterrichtsreihe baJiandelt die Vorgeschichte unserer CeQ•nwa.rt. 
Die Einsicht •uß gewonnen werden, daß das historiache Ph8no••n CC 
und Sein Werden nicht isoliert betrachtet werden kann; •• •uB in 
des Spannungsfeld der Interessenlagen und in die Perspektiven der 
Siegermächte gerückt werden; dies sollte eine kritische Reflexion 
der eigenen Sympathie~ und Zugehörigkeitsgefühle zµr folge haben. 

Die Jugendlichen müssen lernen, die vergangenen Ereignisse •it 
den Augen dar Beteiligten un~ Augenzeugen zu sehen.Dies setzt die 
&rkanntnie dea eigenen Standortes voraus, aus dem iMmar Gesichts-
punkte in die Vergangenheit fließen. Sie sollen erkennen, daß histo-
rische Fehler und noch mehr historische Katastrophen Lernprozesse 
in Gang bringen können. f e rner ist die Erkenntnis notwendig, da ß 
geschichtliche Vorgänge in der Grund-folge-Relation - allerdings 
in einer mahrschichtigkeit und Mehrdeutigkeit -, in Kontinuität 
und Diskontinuität, in allmählichem Fo~tschreiten und in abrupten 
Brücöen sich vollziehen. In dem Sinne muß das Jahr 1945 als ein 
Bruch gedeutet werden. 

Die Schüler sollen befähigt werden, den historischen Prozeß in 
seiner Dialektik von Offenheit und Bedingtheit, Freiheit und Zwän-
gen zu erfassen und zu erkennen, daß, sogar als Deutschland weit-
gehend Interessenobjekt der Alliierten war, den deutschen Poli-
tikern noch gewisse freie Spielreume der Entscheidungen, beson-
ders auf w'irtschaftliche11, aber auch auf politischem Gebiet ver-
blieben. Sie sollten die Fähigkeit erwerben, sich in die jeweilig• 
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Situation einzudenken und einzufühlen und euch nicht verwirklich-
te Entscheidungsal ternativen ~ eAtwielEel.A &&IH- zu prüfen (Beispieles 
mögliche Entwicklungen, wenn die Franzosen auf die Ergebriisse dar 
Potsdamer Konferenz hetten verpflichtet werden können - Einrichtung 
gesamtdeutscher Verwaltungstellen - , oder wenn die Alliierten 
Sozialisierungsgesetze geduldet hetten). Schließlich soll die Ein-
sicht gewonnen werden, daß der Erfolg aller Entscheidungen nicht 
sicher kalkulierbar ist. 

Ein affektives Lernziel wer• die Bereitschaft zur Parteinahme für 
die Staatsform der Demokratie als Voraussetzung für Rechtsstaatlich-
keit und freie Entfaltung des einzelnen; auf der instrumentalen 
Ebene geht es um die Fehigkeit~ geschichtliche Phenomene unter 
Anwendung fachspezifischer Methoden sachgerecht zu bearbeiten, 
d.h. besonders sich im Umgang mit historischen Quellen üben. 
(Vgl. Info. z.polit. Bild., 157, S.29. ) 

1.2. leillernziele: Siehe CuLP 

2. Begriffe: 

Vergleiche die Handreichungen zu den einzelnen Stunden 

3. Begründung: 

Vergleiche die Handreichungen zu den einzelnen Stunden 

4. Literatur: 
4.1. Lehrbücher und Arbeitsmaterialien: 

- Dae Bonner GG 1949/73. Parlamentarische Demokratie und gesell-
schaftliche Raalitet (= Handreichung für den Sekber.II) Der 
n~edersechsische Kultusminister, Hannover 1973. 

- Die dt. Verfassung des 19. und 20. Jahrhunderts, ed. H. Hilde-
brandt, Sch bning-Verlag Paderborn 1970. 

- Grundgesetz, Bundeszentrale für politische Bildung, ·sonn, 
neueste Ausgabe (in Kurssterke anfordern). 

- Informationen zur Politischen Rildung, 157, 1974 "Die Ent-
stehung der BRD (in KÜeeterke anfordern}. 

- Krautkremar, E.: Die BRD, Frankfurt 1970. 
- Politik und Gesellschaft, Bd.2, Hirschgraben-Verlag, Frankfurt 1972. 
- Welt der Politik II, Diest c rweg -Verlag, Frankfurt 1972. 
- Zeiten und Menschen. G2 , SchLlningh-Verlag, Paderborn 1970. 

• 
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4.2. Sekundärliteratur: 

- fromme, f.K.: Von der Weimarer Verfassung zum Bonner GG, Tübingen 1960 . 
- merkl,P.: Die Entstehung der BRD, Stgt. 1965. 
- Niclaus,K.: Demokratiegründung in Westdeutschland, München 1974. 
- Otto, V.: Das Staatsverständnis des Parlamentarischen Rates, 

Bonn 1971. 

- Schwarz,H!P.: Vom Reich zur Bundesrepublik, Neuwied 1966. 
- Särge!, W.: Konsensus und Interessen, Stuttgart 1969. 
- Vogelsang, Th.s Das geteilte Deutschland, Dtv münchen 1966. 

3.2.2.5 Handreichungen- rür den Lehrer 

• 
5.1 Das Potsdamer Abkommen und seine Anwendiung (Erste Stunde) 

1.1 Lernziele: siehe CULp! 
1.2 Häuiiche Vorbereitung: Text: Aus dem Kommunique über die Konferenz 

von Potsdam (Potsdamer Abkommen) vom 2.8.1945; in: Politik 
und Gesellschaft, 2, Hirschgrabenverl. Frank!. S.171 ff.) 

Die Schüler sollen die politischen,territorialen,wirtschaf~lichen 
und oevölkerungspolitischen Bestimmungen des Textauszuges in Form 
einer stichwortartigen Gliederung herausschreiben. 

1.3 Lehrervortrag: (knapp): Daten- und Faktenkatalog,de~ nas PA in sei-
nen zeitgeschichtlichen Rahmen einfügt (etwa: alliierte Deutsch-
landpläne 1943-45; geschichtl.Situation Deutschlands von Mai -Aug.45 
A.iliierte im Krieg mit Japan -6.8.45 Atombombe auf Hiroshima; GrUn-
dung der UNO 1945) 

1.4 Unterrichtsgespräch: !las P• (Leit.fragen in: Politik und Gesellschaf1) 
Zielsetzungen, Ko~promißcharakter, die immanenten Widersprüche im 
PA sollen ,herausgearbeitet werden. +) 

1.5 Tafelanschrieb: wichtigste Ergebnisse der Stunde. 
~ 1.6 Begriffe: Kontrollrat,Reparationen,Trusts,Syndikate, Kartelle 

5.2 Zweite Stunde: Ziele der Besatzungspolitik der Siegennächte 1945-1948 
2.1 Lernziele: siehe ~Lp! 
2 .2 Häusliche 

Gruppe 1: 

Vorbereitung: Aus vorgegebenen Texten in Gruppenarbeit die 
die besatzungspolitischen Ziele der vier Siegermächte er-
arb.eiten: 
Ziele der UdSSR: Text A (Auszug in:Welt der Politik,II, 

S.25of.) 
+ Es omß darauf geachtet werden, daß die Diskussion nicht "nationalistisch" 

aueuferi. Der Lehrer sol..lte darauf hinweisen,daß diese Bestimmungen in 
Zusammenhang mit den Judenvergasungen und Hitlers Politik der "Germani-
sierung des Ostens" gesehen werden müssen.Ein Sichversetzen in die Rolle 
der Siegermächte (vor allem Frankrei~hs u.Rußlands) erleichte?taicher 
eina objektivere Beurteilung des Abkommens. 
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Leitfragen: 

a) Welche unterschiedlichen besatzungspolitischen Ziele werden 
in der sowjetischen Führungsspitze vertreten? 

b) Inwiefern stimmen diese Ziele mit den Bestimmungen des PA über-
ein? 

c) Welcne kurzfristigen und w~lche langfristigen Ziele 
unterstellt der Autor den K:an.l.fuhrern? 

d) Warum sind wir bei der Beurteilung der sowjetischen Politik 
weitgehend auf Vermutungen angewiesen? 

Gruppe 2:Ziele der USA: Text B: Der Morgenthau-Plan; in:E.Krautkrämer, 
Die Bundesrepublik, S.7f. 

Leitfragen: 

Text C: Byrnes, Stuttgarter .Hede vom 6.9.1946, 
in: Politik und Gesellschaft 2,S.184f. 

a) Welcher Wandel läßt sich in der anerikanischen Deutschland-
politik nachweisen? 

b) Welche 1/1~achtpoli tiechen und ideologischen Veränderungen 
in der weltpolitischen Konstellation machen diesen Kurs-
wechsel verständlich? ~ 

c) Welchen Weg zur Wiedervereinigung schläg~ Byrnes vor? 
Gruppe 3:Ziele Frankreichs: Text D: Charles de Gaulle am 28.7.1946, in: 

Welt der J:'olitik II, S.26o!. 
Leitfragen: 
a) Welche besatzungspobit1schen Yorstel.lungen vertrit"; Genera.L 

de u-aulJ.e 'l 
b) Welc.ne geograph. und gesuhichtl.LTrilnde köl1nen Sie !Ur die 

besonaers harte rosi tion l!,rankreic.b.s an!Uhren'!' 
c J 1te.l._che ..t!'O.l.gen hat aie nichtbeteiligung .rrankreichs an der 

rotsdamer Kon1erenz Iür die im ~A geplante einhe1t.l.icne 
ro.l.itik der Besatzungsmächte! (~eziehen · ~ie das ~instimmig­
kei tsprinzip im Ko.utrallrat in lhre uoerlegungen mit ein!) 

Gruppe 4: Ziele Englands: Text E: Lord Rooertson, trber die Fehler der 
westl.Besatzungs poli tik, in: Pol.i tik und Ge- e 
sellschaft 2, S.177!. 

Leitfragen: 
a) Welche Fehler sieht R. in der ~esatzungspolitik der West-

alliierten? 
b) Welche Vo:rwUr~e erhebt er insbe~ondere gegen die Politik 

der Amerikaner und Franzosen? 
c) Welcher Wandel in der Politik der Siegel1Jlächte wird sichtba~ 
d) Wann setzt R. den endgUltigen politischen Kurswechsel an? 

2.3 Unterrichtsgespräch: 
Sicherheitsstreben Frankreichs aufgrund der geogr.Lage und der .hi-
storischen Erfahrung; 
Kurswechsel der USA in der Außenpolitik aufgrund des Kalten Krieges; 
Die negativen Folgen des Ost-West-Gegensatzes für die stattliche 
Wiedervereinigung Deutschlands. 

2.4 Begriffe: 
Morgenthau-Plan, Marshall-Plan, Kontrol~rat, Einstimmigkeitsprin-
zip, Eiserner Vorhang, Kalter Krieg 
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.2.2.5.3 Dritte Stunde: Die schrittweise Entwicklung staatlicher Insti-
tutionen in den westlichen Besatzungszonen 

3.1 Lernziele: siehe CULp! 
Die Parteien organisierten den demokratischen und staatlichen 
Wiederaufbau Deutschlands nach dem totalen politischen ZusB1m11.en-
bruch. Von der Gemeindeebene~1bauten sie in den Jahren 1945/4-6 
unter alliierter. Kontrolle,manchma1 auch inlliderstreit zu den 
alliierten Militär.regierungen,aus politische• und sozialem Cbaoe 
s'\aatliohe Institutionen bis zur Länderebene au:r. Programmati-
sche Vorstellungen der drei .tu.r ~ie Entstehung der Bundesrepu-
blik Deutschland bedeutenden Parteien sollten deshalb im ersten 
Tei1 der Stunde diskutiert werden .Dies ist auch im Hinblick 
au! das Rahmenthema dieser U-Reihe außerordentlich wichtig• 
weil. die Inha1 t-e der .Parteiprogramme bei den pol.1 tischen Ausein-
andersetzungen um die Formulierung des ·•Grundgesetzes„ eine 
entscheidende Holle spielten. -

3.2 Häusliche Vorbereitung: Drei Gruppen schreiben die wichtigsten 
~esen der Parteiprogramme heraus. (Auszüge aus den 
Programmen der SPD, CDU, l!'DP in: Informationen zur 
politischen Bildung, Heft 157, S.l.5Y,16, 18i Apr11'74-) 

3.3 Unterrichtsgespräch: 
Die Thesen der Parteien werden mitgeteilt und verglichen 

3.4 Lehrervortrag: Die Entwicklung der staatlichen Institutionen 
in den westlichen Besatzungszonen 

Die Etappen: Aufoau kommnaler Selbstverwaltung; Bildung von Län-
derparlamenten und -regierungent (Vgl. tabellarische 
trbersicbt zu den Landtagswahlen 1946/47, in: Infor-
mationen .pol.Bild.,Heft 157,S.20); Entstehung 4er 
Bizone; 1rankfurter Wirtschaftsrat; Londoner Kon-
ferenz und Frankfurter Dokumente.-
Dabei sollte der Zuaam11enhang zwischen der Verschär-
fung des Ost-Wes~egensatzes (Scheiteln der Moskaue1 
und Londoner AuSenministerkonferenzen 1947) und der 
Bildung wirtschaftl •. und staatl.Institutionen in den 
westl.Besatzungszonen deutlich gemacht werden. 
Der Lehrervortrag führt zu• 

3.5 Diskussion der Franfurter Dokumente (Dok.I). (Vgl. Krautkrämer 
a.a.o.S.46) 

3.6 Begriffe: 
Bizone, Wirtschaftsrat, Londoner Konferenz, Londoner Komaunique, 
1rankfurter Dokumente 

Vierte Stunde: Der Parlamentarische Rat 
Lernziele: siehe 01Lp! 
Aus der Diskussion der Frank.t'urter Dokumente wurde schon klar, daß 
diese als befehlsmäiige Aufträge an die Ministerpräsidenten ge-
ricnte t waren und dai die Aolehnung dieser a.liiierten Auttorcterun-
gen negative Konsecf9nzen gebraeht hät.te.i Die delitsohen Politiker 
stanaen vor einer schwierigen ~ntsoheidung, denn einmal braate 
ihnen der ZuaammenachJ.uss der Zonen mehr Souveränitätsreohte,zua 
andern muite t6ne Weatstaatbildung die deutsche Einheit gefährden. 
„ __ -•·-"-„ •" .„ •'- "'•h1"heitlioh für •1 ne T.rSRnnP'. rH f:l schon 4uroh 
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die Begriffe 11 Parlamentarische~at 11 und''Grundgesetz·· als _t-rovisori-
um geke.rm.zeic.bnet wurde.a.-J:;i.u "achverständigenausschuß .für Ver:ras-
sungs:rragen, der in Herrenchiemsee tagte, leistete wichtige vorar-
beit .t'Ur die Diskussion und die Formulierung des GG im ~R. 

4.2 Unte:rrichtsve~lauf: 

1 Analyse der Tabelle bei Krautkrämer a.a.o.s.49: ZusamUlensetzung des 
PR. 

2 Interpretation des Textes A:C.Schmid, Warum PR und nicht National-
versammlung? in: Politik und Gesellschaft 2, S.19of. (Vor-
bereitet durch Gru,pe l)a Klärung dea Selostverständnisses 
des P• und seiner Arbeit. 

Leitfragen: 
a) Welche Aufgabe stellt C.Schmid dem PR und welche Begriffe sind 

für dieses Verständnis kennzeichnend? 
b) Wie bewerten Sie ·vom heutigen Standpunkt aus dieses pol.Bemühen? 

3 Diskussion: En*~genat61len der Vorstellungen von CDU/CSU und FDP: 

5 

6 

CDU/CSU betraohtete den Provisoriumscharakter als Ideologie und 
betonte-, der PB sei verpfiichtet, im Namen des gesamten 
deutschen Volkes zu sprechen, er sei berufen, ein deut- • 
sches Staatsgrundgesetz zu schaffen. 

FDP Flir sie betonte Dr.'mleoder Heus, der geographische und 
Yolkspoli"tische Rahmen •e~ Prorts9r:lum, das Struktu-
relle dieses Grundgesetzes dürfe es nicht sein. 
(Vgl. hierzu: V. Otto, Das Staatsverständnis ctes Parla-
aentarischen Rates, Bonn, 1971, S.49 ff.) 

Die Rolle cles Parlament.arischen Rates als eines Gremiums, das 
von den Länderregieiungen ia Auftrage der AJ.lierten eingesetzt 
wurde - ohne clirektes Mandat des Volkes - das tu.r einen zonen-
Ubergreifenden Bereich selbständig ein Grundgesetz erarbeiten 
konnte, mUSte nun betrachtet werden 

Dar PR und · die - All.i.ierten; in: Volker Otto, a. a.o.s.· 115f.f. -; 
1 

(Text B, Torbereitet vo:n Giuppe 2) 
Erläuterung des HerrencHiemseer Entwurfs; in:Krautkräme-r, 

a.a.o.s. 48f. 
(Text C, vorb_erei tet- van Giuppe 3 )' 
- Dieser Herrenchiemseer ·Entwurf,<z. war die wichtigste Ar-

bei tsgmndlage des PR! -
4.3 Begriffe: 

Parlamentarischer· Rat, Provisor:lumskonzept, Herrenchiemseer 
Entwurf. 
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3.2.2.5.SDaa Verhältnia dea GG zur WRV 1Unfte Stunde 

1. Begründung der Lernziele 
Oae GG der BRD läßt eich nicht verstehen, •enn man nicht 
dae Verhältnie dar Abgeordneten dee PR zur WRV kennt. Ihre 
Erlebnisse aua der Zeit der Weimarer Republik und der na-
tionalaozialiatiachen Diktatur haben die einzelnen Var-
raaeungaartikal daa GG geprägt. Prinzipiell wlra ea •ög-
lich gewaaen, die Scharrung dar neuen Varraaaung de racto 
a{ner Wiederbelebung dar WRV gleichko••en zu laaeen. 0•• 
stand aber entgegen, daß die von dar IRV nor•ier.te unct b•· 

gründete de•okratiach rechtaataatlicha Ordnung aich nioht 
hatte behaupten können. Gerade daa äußerlich legale H1nQbar-

~ 

gleiten dar Weimarer Republik in die totalitäre Diktatur 
veranlaßte die Aboaordnatan de• PR dazu, der WRV •it Skapeia 
gaganübarzuatahan und eich vor einer allzu genauen Kopie dar 
IURV zu bewahr an. Bereit• dar HChE betont, •daß daa Wai•H·ar 
Verra11ungaayate• schließlich varaagt habe" (maunz, Th.1 
Oeutachae Staatsrecht, München und Berlin 1958, 5.7). 
Dar PR verwertete die liia\_or.~~~ng.weloä81Clie Zeit ••it 
de• Inkrarttratan der WRV -die Zeit dar WR und der n~tional­
eozialiatiechen Diktatur - ihm geliefert hatte, bei dar Aua-
gaetaltunQ das GG. Einzelne Mitglieder das PR distanzierten 
eich auadrüoklich von der WRV. "Eine DemokretiB, die die 
Tyrannei 10 widerstandslos aus sich heraus entläßt, ist nicht 
wart, noch ain•al geschaffen zu werden" (Abg. Dr. Kroll, Plan • . 
Stan. Bar. S.114). Oiaaa Aussage zeigt, daß das CG als eine 
Gegenvarraaaung zur WRV verstanden warden kann. 

2. Arbeitahinwaiaa 
Häuelicha Vorbereitungs 
Eine SchUlargruppa aoll eine Textstelle aue K. Adanauere 
"Erinnerungen 1945-1953" und einen AuJzug aus dar Rede Carlo 
Schmide in dar 2. Sitzung das PR aur dae Verhältnis dar bei-
den Politiker zur WRV untersuchen. 
Qu.s Inro.z.Pol.Bildg., Heft 157,1974, S.26. 
Ein• andere Schülergruppe soll wichtige Artikel das GC Mit 
ant1pr1chanden Artikeln dar WRV varglaichan und dabei Untar-
achiada und Cemeinaamkaiten herauaetallen: 



GG 

Art.1-21 (1(3) ,18,21) 
Art. 54 
Art. 63,67 

Bundeswehlgeaetz§ 5,6 
Art. 29,118 

Stundenverlauf 

-H-

WRV 

Art. 109-126 
Art. 41-48 
Art. 53,54 
Art. 22,23 
Art. 73-76 

Im Unterrichtsgeaprech sollan~~.f~l'ld- der häuslichen Vor-
bereitung die Unterschiede z•isehen dem GG und der WRV 
verdeutlicht werden. 
Bei der B!aprechung von GG und WRV soll ständig auf die 
historische Begründung der Unterschiede (Erfahrung der 
Weimarer - und dar NS-Zeit) der beiden Verfassungen hin-
ge•iesen •erden. Im Verlauf der Stunde kann folgendes 
Tafelbild ' erarbeitet werden: 

GG (1949) 

unmittelbar bindend (Art.1 3) 
Sanktionen gegen Verfaesung•-
feinde (Art. 18, 21) 

Bundespräsident: 
1. vom Parlament geweh.lt 

( repräa.) 
2. rein rapreaentative r un 

Funktion 
3. keine Sondervoll•achten 

(GG Art. 54) 

Bundeskanzler: 
1. Vom Bundestag gewählt 

(Art. 63) 
2. kann nur durch kon-

struktives Mißtrauens-
votum gestürzt werden 
(Art. 67) 

„ 

Grundrechte 

Preaident 
( BundHvers.) 

Kanzler 

Bundestag: Wahlrecht 
Mischung von Verheltnis- ur. 
und mehrheitswehlrecht+ 
5% Klausel 
(Art.38, Bundeswahlgesetz 
§5f6) 
personalisiertes Ver-
hältniswahlrecht 

kein Note~andsrecht Notst\ldsrecht 

WRV (1919) 

nicht bindend formuliert 
keine Sanktionen 
(Art. 109-126) 

Reichspräsident: 
1. vom Volk gewählt (plebiszit) 
2. Teilung der macht mit 

dem Parlament 
3. Sondervollmachten (Parlaments 

auflösung) • Art. 41ff. 

Reichskanzler t 
1. Vom Reichspräsidenten 

1. Vomernannt ' (Art.53) 
2. kann vom RT •it ein-

facher mahrheit abge-
wählt warden (Art.54) 

Reichstag: 
reines Verhältniswahlrecht 
(Art. 22-23) 

Art. 48 



3. Begriffe: 
plebiszitere, presidiele Demokratie, parlamentarische 
representative Demokratie 

4. Lernzielkontrolle: 
siehe CuLP 

3.2.2t6. Föderalismus oder Zentralismus? 

1. Begründung der Lernziele 

Sechste Stunde 

Die föderalistische Staatsstruktur ste~t t seit der Ent-
stehung der BRD im mittelpunkt der politischen Diskussion. 
Die Kulturpolitik und die Zustendigkeiten von Bundestag 
und Bundesrat werden besondere seit 1969 heftig umstritten, 
da in beiden parlamentarischen Gremien unterschiedliche 
parteipolitieche lnehrheit·en herrschen. Die nagativ11t1,Er-
fahrun~tmit dem nivellierenden Zentralismus aus der Zeit 
zwischen 1933-1945 haben jedoch dazu geführt, daß die 
föderalistische Grundstruktur der BRD von den staatetra-
genden Parteien nicht mehr in Frage gestellt wird. Ernst 
Deuerlein formuliert dies wie folgtß"Die Entscheidung über 
die Alternative Föderalismus - Zentralismus ist, nicht nur 
historisch gesehen, eine Entscheidung über die Lebenschance 
der BRD, weil die Erhaltung eines effektiven Föderalismus 
macht . verteilt und deshalb Machtmißbrauch, wann auch nicht 
verhindert, so doch wesentlich erschwert, wehrend die Durch-
setzung des Zentralismus einer abermale exietenzgefehrden-
den Machtkonzentration entscheidenden Vorschub leistet.• 
(Dia Zeit, Nr. 38, 22.9.1972) 

2. Arbeitshinweise 

Häusliche Vorbereitung: 
Eine Schülergruppe soll die alliierten Auf lagen bei der 
Einberufung das PR (Frankfurter Dokumente, in: Krautkrämer, 
a.a.O.,Nr. 44 und in: Welt der Politik II, s.275 Auszug 
aus V.Otto, a.a.o., s. 115ff) im Hinblick auf föderalisti-
sche BestiMmungan untersuchen. 



Eine andere Gruppe soll die Haltung dar Parteien ZUM 

Födaralismusproblam feststellen. Quellen hierzu: 
Krautkre•er, a.a.o., Nr 42-44; Protokoll SPD-Parteitag 
29.6.-2.7.1947, Nürnberg, in: Sörgel, a.a.o., S.263; 
Ahlenar Programm der CDU, in: Sörgel, s. 301-303; 
Info. z. Polit. Bildg. H.157, 1974, S. 26-27 

Unterrichtsverlauf 

Im Untarrichtsgesprech sollen die Positionen der Alliierten 
und der Parteien zum Föderalismusproblem neher erläutert . 
werden. Der Kompromißcharakter der föderalistischen Be-
stim•ungen des GG (Art. 50-53, Art. 72) wird bei eine• 
Vergleich mit den ursprünglichen Parteivorstellungen deut-
lich. 
Dia im Verlauf der Stunde erarb eitete Tafelanschrift eoll 
die Positionen der Parteien zur föderalistischen Struktur 
der BRD kurz ekizieran. Eina schematische Darstellung des 
Staatsaufbaues der BRD (vgl. Otv-Atlas, Bd.2, S.52) kann 
ebenfalls zur Verdeutlichung des föderalistischen Charak-
ters des GG mitherangezogan werden. 

3. Begriffs: 
Zentralismus, Unitarismus, Föderalismus, Partikularismus, 
Bundesstaat, Staatenbund, Finanzföderalismus, konkurrierend• 
Gesetzgebung 

4. Lernzielkontrolle 
siehe CuLP 

3.2.2.5.7 Der Einfluß der Interessengruppen au~ den PR Siebte Stunde 
l Begründung der Lernziele 

Eine moderne parlamentar.Demokratie ist nicht denkbar ohl!le Ver-. 
bände,die als Vermittler zwischen dem einzelnen Bürger unA dem 
Staat auftreten.Die verbände greifen die Probleme der :Bürger 
au~ und rucken sie ins öffentliche Bewußtsein. - Sie versuchen 
nun die Interessen der von ihnen vertretenen Bevölkerungs~­
pen in die Paro;eien hineinzu1iragen unci die .ln'tsche1dungen in 
den parlamentarischen Gremien zu ihren Gunsten zu beeinflu.e-

' 1 sen.Bereits bei der Gestaltung des GG versuchten mehrere Ver-
bände ihre Grundinteressen in die Verfassung einzubringen.Wenn 
sie damit Erfolg hatten,wurde ihren Interessen dank der _ 
normativen und konserv~erenden 



servierenden Kraft eines Grundgesetzes Dauer verliehen. 

2. Arbeitshinweise 
Heusliche Vorbereitung 
Eine Schülergruppe soll anhand mehrerer statistischer 
Tabellen über die Berufsstruktur der Abgeordneten des PR 
herausfinden, welche gesellschaftJferuppen über ihre 
Abgeordneten einen großen Einfluß auf die Gestaltung des 
GG nehmen konnten. (Quelle: SÖrgel.a.a.O., S.260f; siehe 
ll'latarialian) 
Zwei weitere Arbeitsgruppen sollen Eingaben verschiedener 
Interessenverbende an den PR untersuchen und die Forderungen 

·dieser Gruppen thesenartig zusammenfassen (Quelle: Sörgel, 
a.a.o., s. 306-323) siehe materialien) 

Unterrichtsverlauf 

Im Unterrichtsgesprech soll durch einen Vergleich der For-
derungen der Interessenverbände und dar Berufsstruktur der 
Abgeordneten mit einzelnen Grundgeeetzartikeln festgestellt 
werden, inwieweit es den Verbänden gelungen ist, 
ihren Grundinteressen gesetzliche Kraft zu verleihen. 
Die Tafelanschrift soll die thesenartig formulierten For-
derungen dar Verbende den betreffenden Grundgesetzartikeln 
nach folgendem Muster gegenüberstellen: 

Kirchen:(Sörgal,a.a.o., S.315-320) GG Art.6/2, 140 

Beamte : ( " 'a. a. 0 • . , s. 306) GG Art. 33/5, 36 
Richter: ( " a. 8. 0. 's. 30 9) GG Art. 95-98 ' 
Gw.-rksch.ß(" ,a.ao., S.321-323) GG Art. 15,20 

Als Ergebnis wird sich herausstellen, daß es Beamten, Richtern 
und Kirchen dank dar Struktur des PR, dar mobilisierung der 
Öffentlichkeit und aufgrund direkter Eingaben weitgehend ge-
lungen ist, ihre Interessen im GG zu verankern. 
~a die Gewerkschaften keine nechhaltigen Anstrengungen unter-
nahmen, ihrem zentralen Interesse im GG Ausdruck zu ver-
schaffen, wurden ihre Forderungen nicht in entsprechendem 
Maße im GG berücksichtigt. Sie unterschätzten die konser-
vierend• Kraft des GG sowie 1,di• gesellschaftliche und po-
litische Faktiziteten festigende Krart das Normativen über-'' . haupt. {Vgl. Särge!, a.a.o., .s. 100f) 



3. Begriffe 

Verbende, Beamter, Angestellter, Arbeiter, Gewerkschaften, 
Lobby 

4. Lernzielkontrolle 
siehe CuLP 

~· 3.2.2.8. Die Auseinandersetzung der Parteien um die Ausgestaltung 
des Grundrechtskatalogs Achte Stunde 
1. Begründung der Lernziele 

Die Mißachtung der Menschenrechte in der Zeit der national-
sozialistischen Diktatur hat die Abgeordneten des PR im 
Gegensatz zu früheren deutschen Verfassungsgebern dazu ver-
anlaßt, die Grundrechte als unmittelbar geltendes Recht 
im GG zu verankern. Zutreffend schildert der CDU-Abgeordnete 
H.v.Mangold im Schriftlichen Bericht über den Abschnitt 
"I. Die Grundrechte" die motivation der Ratsmitglieder: 
"Nach einer Zeit fortgesetzter Bedrückung und schwerster 
mißachtung der Menschenwürde mußte es als unerleßlich er-
scheinen, die Achtung vor der Menschenwürde und als eine 
der notwendigsten Grundlagen dafür die alten Freiheits-
rechte zu sichern. In den Grundrechten sollte also das Ver-
hältnis des einzelnen zum Staate geregelt werden, der All-
macht dee Staates Schranken gesetzt werden, damit der mansch 
in seiner Würde wieder anerkannt werde. Dabei wurden d....-1.eee 
Rechte als verstaatlich betrachtet, und zwar je nach d•• 
weltanschaulichen Standpunkt als von Gott gegebene und an-
geborene oder als naturgegGbene und unveräußerlichen Rechte." 
(PR Drucks. eso,854,S.S). Damit wird angedeutet, daß die 
Mehrheit der Parteien nicht staatliche Ordnung und Effizienz, 
sondern die Würde des manschen und die Freiheit des ein• 
zeln•n zum Meßstab gewählt und demante~hand an die Spitze 
der neuen Verfassungsordnung geatellt au11 • Ale Steatsziel-
b.&Btimmung der künftigen BRD wird in weitgehender Überein-
stimmung ein demokratischsr und aozialer Rechte- und Bundes-
staat als unveren4erlich festgelegt. Zuglaich wird garan-
tiert, daß die Demokratie keine Handhabe für jene bieten 1olla, 
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die auf ihre Beseitigung ausgehen. Konsensus und Diver-
genzen der Parteien in der Grundrechtsdebatte sind als 
Reaktion auf den Nationalsozialismus und als Ausdruck 

des weltanschaulichen Standortes der Parteien zu veretehen. 

2. Arbeitshinweise 

Heusliche Vorbereitung 
Eine Schülergruppe soll anhand von Quellen (Auszüge aue 
Debatten im Hauptausschuß des PR; siehe matarialien) die 
unterschiedliche Haltung der Parteien zu Art.1 un1 Art.20 de• 
GG kennen lernen. 
Eine andere Schülergruppe soll sich mit den traditionellen 
Freiheitsrechten (GG, Art.8-13) vertraut machen. 

Unterrichtsverlauf 

Im Unterrichtsgesprech sollen die Standpunkte der Parteien 
geklert und durch Tafelanschrift verdeutlicht werden. 
Ein im Unterricht zu besprechender Text von Sörgel (a.a.O, 
S. 74) liefert die Gründe ·für die weitgehende L ber.einstimmung 
der Parteien bei der Abfassung dar traditionellen Freiheits-
rechte (Art.8-13). 

3. Begriffe 
Naturrechte, ~enschenwürde, vorstaatliches Recht 

4. Lernzielkontrolle 
siahe Cull.P 

3.2.2?9. Zusammenhang zwjschen der Schaffung des CG und der Spaltung Dtl's 
nte Stunde 

1. Aegründu~g der Lernziele 

Politiker und Historiker der DDR erheben gegen über dem 
PR den Vorwurf, daß er die Spaltung Deutschlands herBei-
geführt habe (vgl. DDR, ad. E. Deuerlein, a.a.O.,S.81). 
~enn man die deutscha G~schichte in, den er~ten Nach-

~~~ ..;ri„gsjahren liidiglich unter ~„._„, Aspekt be-
trachtet, dann mag diese Ansicht zut~effen. Oie faktische 
Spaltung setzte jedoch bereits mit der Aufteilung Deutsch-
lands in Besatzungszonen und dem beginnenden Ost-lliest-
Konf likt ein. Die Abgeordneten des Parlamentarischen Rates 

haben sich mit der Gründung des Weststaates nur voll-
zogenen Tatbeständen angepaßt. Diesem Tat-
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bestand hat auch der Berliner BürgermeistAr Ernst Reuter, 
der die tatsechliche Spaltung l)eutschlands teglich vor 
.l\uger(hatte, ~echnung getragen, wenn er auf der Nieder-

wald - Besj;;chung der Lenderministerpresidenten am 
21.7.1948 - „' :"Die Spaltung Deutschlands wird nicht 
geschaffen, sie ist bereits vorhanden." (Vgl. Vogelsang, 
a.a.o., s. 92) Im Gegensatz zur DDR, die durch die Ver-
fassungsenderung des Jahres 1974 auch de jure von der 
Einheit der deutschen Nation abgerückt ist, hält die 
Bundesrepublik weiterhin am Einheitsgebot der Präambel 
das GG rast. 

Häusliche Vorbereitung: 
Eine Schülergruppe soll die Antwort der westdeutschen 
ministerpräsidenten auf die Frankrurter Dokumente (Welt 
der PolitikII, S. 276) und die Aussagen General Clays 
über die Haltung der Ministerpräsidenten zur Frage der 
Weststaatgründung (Krautkrämer, Nr. 38) untersuchen. 
Hierbei sollen die Aussagen, die sich aur die deutsche 
Einheit beziehen,ttf!tenartig herausgestellt werden. 
Eine zweite Gruppe soll die DDR-Verfassungen von 1949, 
1968 und 1974 sowie die Präambel des GG im Hinblick auf 
die Frage der deutschen Einheit untersuchen: DDR-Ver-
fassung 1949, Rräambel, Art. 1u.2; DDR-Verfassung 1968, 
Präambel, Art.1 u.2/1 ; DDR-Verfassung 1974; Präambel 
des GG. 
Eine dritte Gruppe soll unter dem gleichen Aspekt die 
Äußerungen Ulbrichts auf dar Münchner Ministerpräsiden-
tenkonferenz von 1947 (DDR, ed. E. Deuerlein,a.a.o., S.41) 
und die "Entschließung der 5. Tagung des Deutschen Volt~~­
rates " von 1948 (ebda, s. 81) überprüfen. 

Unterrichtsverlauf 
Berichte der Arbeitsgruppen. Diskussion der Ergebnisse, 
besonders des kommunistischen Spaltungsvorwurfes. 

3. Begriffe 
Nation, Staat 

4. Lernzielkontrolle 
siehe CuLP 



3.2.2.lo Zehnte Stunde: Die Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
lo.l Lernziele: siehe CULp! 
lo.2 Unterrichtsverlauf: 

l Häusliche Vorbereitung: Zwei Gruppen (1 und 2) bereiten vor: 
a) Regierungserklärung des Bundeskanzlers Adenauer, 

vom 20.9.1949, in: Zeiten und Menschen, G 2,S.399f. 
b) ~etzter Aufruf Schumachers zur Bundestagswahl. 1949, 

in: Entscheidungen; Zur Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland, Hrsg. ~.Kroher, ~tarnberg 1967, 
::>. 65f. 

2 Lehrervortrag: Zum Aoschluß dieser U-.tteihe soll die erste .Phase 
der Geschichte der Bundesrepublik kurz aufgezeigt werden. 
Der Lehrer kann in einer tabellarischen Ubersicht die 
wichtigsten Daten und Fakten der Entstehung der Bundes-
republik Deutschland aufreihen und: erläutern; etwa: 

8. 5.49:Annahme des GG durch den PR 
12. 5.49:Genebmigung des GG durch die Militärregierungen 
1).5.-22.5.: Ratifizierung durch die Landtage 
23. 5.49:Feierliche Verkündung des GG 
24. 5.49:Inkrafttreten 
14. 8.49:Wahlen zum ersten Deutschen Bundestag 
12. 9.49:Wahl ~es ersten Bundespräsidenten Theodor Heua 
15. 9.49:Wahl des ersten Bundeskanzlers Konrad Adenauer 
20. 9.49:Erst.e Regierungserklärung Adenauers 

3 Unterrichtsgespräch: Die vorbereiteten Texte werden wiederge-
geben und äiskutiert (Gruppen 1 und 2) 
Die alternativen Vorstellungen der SPD sollen neben die 
pol.i tis chen Zielsetzungen der Regierungskoali 1don ge- · 
stellt werden. 

4 Abschluß der Stunde: Analyse der "Statistik, Ergebnisse der 
Bundestagswahlen 19.f9 - 1.969" (vgl. G 2, s.398) 



3.2.3 Entstehung und Ausbildung der Volksdemokratie in der CSSR 

3.2.3.1 Erste Stunde: 

1.1 Einführung in das Thema und seine Begründung 
1.1.1 Lernziel: Dem Schüler soll Bedeutung und Stellenwert der UE 

innerhalb des Kursthemas bewußt werden 
2 Begründung: s. u. 

3 Arbeitshinweise: 
3.1 Stoff: 

Neben die Formen der direkten und der repräs.Demokratie tritt in 
der Gegenwart eine weitere Form, Die Volksdemokratie, die den An-
spruch erhebt, als einzige Herrschaftsform wirkliche Demokratie 
zu sein, von der "Volksmehrheit" in allen gesellschaftlichen 
Bereichen ausgeübte Herrschaft im Gegensatz zur bürgerlichen 
Demokratie, bei der eine "hourgeoise Minderheit" die Volksmehr-
heit unterdrücke. 
Die Kenntnis der Merkmale der VD, der Technik ihrer Errichtung, 
ihres ideologischen und machtpolitischen Stellenwertes ist nötig, 
um qualifizierte politische Urteile und Entscheidungen fällen 4t 
zu können. 

Die auf eine Herrschaftstypik angelegte UE lä13t sich an mehreren 
Staaten veranschaulichen (DDR, Polen, China ••• ).Es wird das 
Beispiel der CSSR gewählt. Die Tschechoslowakei war der ost-
mitteleuropäische Staat, der sich am meisten westeuropäischen 
Verhältnissen angeglichen hatte. Sie zeigte wegen der geringen 
sozialen Spannungen kaum Voraussetzungen für eine sozialistische 
Revolution. Sie erscheint daher besonders geeignet, um die Me-
thoden bei der Errichtung einer VD zu zeigen und damit auch die 
Gefährdung unserer liberal - demokratischen Herrschaftsordnung 
bewußt zu machen. 

3.2 Methode: Knapper Lehrervortrag mit Kontrollfragen 

1.2 Sozio-ökonomische und politische Vorbedingungen der VD 
2.1 Lernziele: 

Erkenntnis, 

Erkenntnis, 

Erkenntnis, 

Erkenntnis, 

Erkenntnis, 

Erkenntnis, 

daß die geographische Situation OMEu den Vorstoß • 
Rußlands nach Westen erleichterte 
daß die polit. Neuordnung dieses Raumes von 1918 
an nationalen und sozialen Spannungen scheiterte 
daß die daraus resultierende Balkanisierung OMEu 
Hitler und Stalin den Weg öffnete 
daß die SU aus militärstrategischen,machtpolitischen 
und ideologischen Gründen OMEu erfa!3te 
daß die unter dem Einfluß der Roten Armee entstan-
denen VD als Übergang zu einem rein soz~listischen 
Herrschaftsbereich zu verstehen sind 
da13 nationale Spannungen Hauptgrund sind fUr die 
frühe Hinwendung der Tschechen und Slowaken zu 
HulUand 

Einsicht in die Zwangssituation der TschechoÄlowakei zwischen 
westlicher Unentschiedenheit und östl.r~xpansionswillen 



1.2.2 
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Begründung: •. u . .n.t.erliegt 
Die TschechoslowakeiYäls Teil. 110MEu den Bestimmungsfaktoren dieses 
Raumes. Die Entstehung der VIJ nach 1945 ist nur zu verstehen vor 
dem Hintergrund der seit :·dem Auftreten der nationalen Frage um 
1848 sich abzeichnenden Schwierigkeiten, die durch die Versailler 
Friedensregelung aktualisiert wurden und über Hitler und Stalin 
zur gegenwärtigen Situation führten. 
Ein kurzer historischer Rückblick ist daher unerläßlich. 

3 Arbeitshinweise: 
3.1 Stoff: 

a) Allgemeine Entwicklung in OMEu: 
- Fehlen wirksamer Grenzen in OMEu 
- Durchdringung durch den Westen (Ostkolonisation) 
- Seit dem Absolutismus Versuch russischer Westexpansion 
- im 19.Jh.relativ,stabile Interessenordnung der 3 Monarchien 

Österreich, Preu ßen, Ru ßland 
- nach 1918 "Cordzon sanitaire gegen SU/D 
- Sehe ite m <les geplanten Sicherheitssystems an nationalen und 

sozialen Spannungen 
Balkanisierung OMhu 

- Einbruch Hitlers 
- "Einbruch Stalins aus machtpolit.,militärstrateg.,ideologi-

schen Gründen 
Errichtung von VIJ als Zwischenform zwischen bürgerl.und sozia~ 
listischer Herrschaftsform; als Kompromiß wegen innenpolit. 
Situatiorq::xxi:sxX:mmprmmi:ixw~JUC(starke liberal-demokratische 
Tendenzen); als Kompromiß wegen weltpolit. Situation (Bünd-
nis mit Westalliierten) 

- Vereinheitlichung der bunten Vielfalt OMEU durch eine rigoro-
se Bevölkerungspolitik (Vertreibung, Umsiedlung) und Umerzie-
hung zum Sozialismus (wirtschaftl.,politisch;geistig). 

b) ~ie besondere Situation der Tschechoslowakei 

- Ähnlichkeit mit WEu in Bevölkerungsdichte 
in Wirtschaftsstruktur (intensive Landwirtschaft, 

entwickelte Industrie) 
in Sozialstruktur (starker Mittelstand) 
in Infrastruktur,gesellschaftl.Leben etc. 

- Keine Voraussetzungen für soz.Revolution wie in anderen ost-
europ.Staaten, mit z.T.der SU ähnlichen Sozialverhältnissen 

- tiefgreifende Bedeutung der Neuorientierung von 1945 
traditionelle Hinwendung zu Rußland aus nationalen Spannungen 
mit angrenzenden Völkern (v.a.Ungarn) 

-Verstärkung dieser Hinwendung durch das Mißtrauen gegenüber den 
Westmächten (Verhalten in der Zwischenkriegszeit, Münchner Abk1 

- der Kampf der Londoner Exilregierung Beneschs um Wiederher-
stellung des tschechischen Staates: Anerkennung der Exilreg.; 

'Niderruf des Münchner Abk. durch Großbritannien; 
Zusti~nung zu Austreibungsplänen durch Churchill, 
Roosevelt und Stalin 

- Krönung der Bemühungen: 12 .12 .194 3 tschech. /russ .Bündnisvertr. 
- Gründe: situativ: Sieg der SU bei Stalingrad (außenpol.) 

starke Stellung der Kommunisten nach 1918 
( innenpol. ) 



--'I! -
politisch: Rettung der Tschechoslowakei vor dem Machtgriff 

der SU; 
Gewinnung der russ. Hilfe bei gleichzeitiger Ga- • J 

rantie der Nichteinmischung 
~sychol.: panslavist. Akzent: die Russen als Brüder, nicht 

als Kommunisten ..,1 

Miitrauen gegen den "verräterischen" Westen 
- Bedeut1ing: Festlegung der z~nftigen ~twicklung der Tschechosl. 

in Vereinbarung mit Benesch/Gottwald (in Mostau lebender 
KP-Chef, von Stalin gefordert) 

- Bestimnung:Wiederherstellung eines Staates der Tschechen, Slowaken, 
Ukrainer, 
Zulassung nur antifaschisticher Parteien 

- Konkretisierung in den Moskauer Verhandlungen vom März 1945 über 
Regierungsprogramm und -zusammensetzung 

l.2.3.2 Methode: Häusl. Vorbereitung nach dtv-Atlas und Geschichtsbuch,evtl. 
"Parlament" 18, Nr.37, 1968; 
Aufarbeitendes Unterrichtsgespräch (Nur Grundlinien der ~ 
histor.Entwick"lung) .., 

3.3 Kontrollverf.: mündl. Überprüfg. 

l.3 Materialien: siehe Anhang 

3.2.3.2 Stufen der Durchsetzung der Volksdemokratie 
Zweite Stunde: Die Errichtung der "revolutionär-demokratischen Dikta-

tur der Arbeiter und Bauern" 1945-1948 
2.l Lernziele: 

Erkenntnis,daß die Entwicklung zur VD in der CSSR von Moskau gesteu-
ert wurde 

Erkenntnis,daß durch die Rote Armee mit der Einrichtung von National-
ausschüssen eine entscheidende Neuregelung getroffen wird 

Erkenntnis, daß Beneschs Regierungsprogramm und -zusammensetzung ein 
Kompromiß ist zwischen Selbständigkeitsstreben und russi~ 
scher Einflußnahme ~ 

Erkenntnis der Absicht Beneschs, mit der Realisierung eines eigenen 
Sozialisierungsprogramms den Kommunisten den Boden zu ent-
ziehen 

Einsicht in die Taktik der Kommunisten bei der Bildung einer Regie-
run~ der Nationalen Front 

Kenntnis der ersten Stufe der Vorbereitung der kommunistischen 
Herrschaft: Schaffung eines Machtapparates 

Erkenntnis,da13 Beneschs Vorstellungen an der Aktivität· Moskaus und 
der tschechoslowakischen Kommunisten gescheitert sind 

2.2 Begründung:Die Darstellung der Zusammenarbeit von Kommunisten und· 
bürr;erlichen Gru_ppen bei entgegengesetzten Intensionen ver-
mittelt einen Einblick in die Taktik einer Systemverän-
clerung,zeigt die extreme Gefährdung liberaler Systeme. 

• 

___ I 



.3.2.3 Arbeitshinweise 
2.J.l Der Stoff: 

-so -

1. Voraussetzung: Die Moskauer Verhandlungen vom März 1945 führten 
zum "Kaschauer Programm", 5.4.1945 

Bestimmungen:-außenpolitisch: Anlehnung an die SU 
-innenpolitisch: Beschränkung der Parteien auf 
anikaschist.Parteien: Sozialdemokr.Partei, 
tschech.sozial.Partei, (kath~)Volkspartei, 
slow.Dem.Partei, tschech. und slow. KP(!) 

-Bildung einer Regierung der Nationalen Front 
mit je 3 Ministerien für die zugelassenen Par-
teien,wobei die Kommunisten die Schlüsselposi-
tionen besetzten: 

MP der Sozialdemokr. Fierlinger (Kommun.Freund) 
(Stellvertr.Gottwald, KP); 
Unterrichts-,Verteidigungsmin. an Kommunisten-
freunde; 
Innen-,Inforinations-,Landwirtschafts-,Arbeits-
ministeriium , Staatssekretär im A-Ministerium 
an Kommlinisten 

-Programm: Nationalisierung der Industrie 
Agrarreform 
Verwaltung des Landes durch revolu-
tionäre Volksräte = Nationalausschüs-
se (~ Sowjets) 

2. Ziele:Benesch erhof~e sich die Verwirklichung einer Demokratie ··=·== aus der loyalen Zusammenarbeit mit den Kommunisten,auf deren 
demokrat.Lauterkeit er baute, wobei er eine Entscheidung für eine 
kommunistische oder bürgerliche Ordnung umging. Durch Hereinnahme 
der Kommunisten in die Regierung und ein eigenes sozialistisches 
Regierungsprogramm sollte die kommunistische Machtexpansion ab-
gestoppt werden. Die Tschechoslowakei sollte eine selbständige 
Zwischenstellung zwischen der SU und dem Westen einnehmen, bei 
enger Anlehnung an die SU. 

Für die Kommunisten bedeutete die Zusammenarbeit mit bür-
ga:lichen Parteien in einer Regierung der Nationalen Front die 
Grundlegung ihrer späteren Alleinherrschaft mit Unterstützung 
der bürgerlich-antifaschistischen ~arteieri gegen den Widerstand 
der Großbourgeoisie. Ihre ·demokrat.Loyalität ist taktisches Mit-
tel zum Ausbau ihrer Stellung,deren Basis die Verfügung über alle 
Schlüsselpositionen bildet. Das Ziel ist die Schaffung eines 
Machtapparates als Voraussetzung für eine kommunistische Macht-
übernahme. 

3. Realisierung: 
a) Sozialisierungsmaßnahmen: Nach dem Einmarsch der Truppen in 

Prag, der Regierungsübernahme Benescha ( 16. 5. 45), der Wieder-
inkraftsetzung der alten Verfassung von 1920 wurde noch vor 
21.Bammentreten des provisorischen Parlaments (28.lo.45) durch 
grundlegende Maßnahmen der gesellschaftl.und wirtschaftl.Um-
bau der Tschechoslowakei begonnen. 
Mit dem Dekret vom 19.5. bzw.vom 25.lo.45 wurde das bewegliche 

Vermögen politisch Unzuverlässiger konfisziert; 
das Dekret vom 21.6.45 konfiszierte den Landbesitz des 

gleichen Personenkreises;(der gesellschaftl.und rechtl. 



durch weitere Verordnungen zunehmend eingeschränkt wird: 
Verbot des Geldverkehrs,des Vermögenserwerbs,Aberkennung 
der Staatsangehörigkeit etc.) 

die Dekrete vom 24.lo.45 ~Tag der Nationalisierung") verstaatlichen 
Banken,Versicherungsgesellschaften,Bergwerke,Grundstoff-
industrien, indu$ir. Gro.fjbetriebe 

Mit diesen Dekreten wurden 30% der Bevötkerung eigentums- und recht 
los, 60% der Industrie verstaatlicht (= /5 der Arbeiter); 
Gleichteitig mit diesen Maßnahmen wurde die Vertreibung der Deut-
schen (ca.3Mill,24o ooo Todesopfer) und eine dann abgebrochene 
Bevölkerungsumsiedlung der Ungarn durchgeführt. 

b) Die Wahlen v. 26.5.1946 ora t.:hten den Sozia.ldemokrcüen eine !'"!"ieJ.er-
la~6, den Kou1tllu11L:;;ten J.en 1!!ahlsieg. Sie wurden mit 36, 7rfa "'Ur 
sta rKfrten Partei, erreichten aber nicht die für eine Machtübernah-
me erhoffte Mehrre i t. Sie gingen daher eine 

c ) Regierung der Nationalen Front (3.7.46 ) ein (Benesch als Stctts-
präsident),die eine allgemeine Verst tirkung der kommunistischen 
Position brachte: 

I< omrnunisten: Nu:> Gottwald (KP) ; e 

4. Bedeutung : 

Innen-, Landwirtschafts-, Informations-, FinaBe-
ministerium; 
Minister f .Innenhandel, f .Fürsorge; 
Staatssekr.im Au ßenministerium 

Die Hoffnungen Beneschs schienen sich zu bestätigen: 
- parlamentar. Loyalität der Kommunisten, 

nachlassende sowj. Wirtschaftshilfe und zunehmende 
UN-Hilfe lassen auf einen Rückgang der kommunistischen 
Wahlerfolge hoffen 
Anzeichen für eine weitere.polit.und wirtschaftliche 
Öffnung nach Westen 
Abzug der Besatzungstruppen (fast nur Rote Armee) im 
Dezember 1945 

Die Kommunisten erkennen die Unmöglichkeit der MachterlangWig über e 
demokratische Wahlen, 
erfahren das Scheitern ihrer Fusionsbemühune;en bei den 
Sozialfü:mokraten (Brünner Partei tae der Sozialdernokr. 
Nov.1947) 

2.3.2 Methode: häusliche Vorbereitune von Quellenauszüeen nach LeitfrH.rren; 
Auswertung im Unterrichtsges1Jräch 

2 .3.3 Materialien: s.Anhang 
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3.2.3.J Dritte Stunde: Der Staatsstreich von 1948 und der Übergang zur 
alleinigen Diktatur des Proletariats 

.J.1 Lernziele: 
Erkenntnis der Vorbedingungen der kommunistischen Machtergreifung: 

Parteikrise der Sozialdemokratischen Partei (SDP); 
Offensive der Kommunisten 

Erkenntnis GetMethoden und Mittel eines-kommunistischen Umsturzes 
Erkenntnis der Zwangssituation Beneschs zwischen kornnunistischer 

Bürgerkriegsdrohung und seinen demokratischen Wünschen 
Erkenntnis der Methoden einer kommunistischen Gleichschaltung 
Erkenntnis des Stellenwerts der Februarereignisse innerhalb des 

kommunistischen Machtausbaus 

2 Begründung: 
Am Beispiel des Staatsstreichs vom Februar 1948 läßt sich das auf 
mehreren Ebenen (Regierungstätigkeit, Drohungen von außen, Agitation 
auf der Straße) spielende Vergehen der Kommunisten beim Umsturz eines 
noch demokratischen Systems modellhaft erfassen, lassen sich typische 
Stufen einer kommunistischen Gleichschaltung aufzeigen. 

3 Arbeitshinweise: 
3.1 Stoff: Oie V~~~~~s~~~~~~~ Der ~nschein des Erfolgs de: Politik Be-

nesc~s wirä rascfi zerstört. Mehrere Faktoren fuhren zu einer 
schnell zunehmenden Spannung: 
a) Oie sozialdemokratische Niederlage (Wahl v. 26.5.46) führte Ober 

die Frage des Verhältnisses zu den Kommunisten zu einer sozial-
demokratischen Parteikrise. Der Brünner Parteitag vom Nov. 194? 
brachte zwar einen Sieg der liberal-demokrat.gegeoQber der kom-
munistenf;reundlichen Richtung,es blieb jedoch eine Verunsicherung 
der SDP, die zu einer gespaltenen zweideutigen Politik führte. 

b) Zur Parteikrise kamen außenpolitische SchwieriQkeiten: Die ange-
strebte Öffnung der Tschoslowakei nach Westen (polit:Juni 46 
Bündnissondierungen Masaryks in Frankreich;-wirtschaftl.:Zunahme 
des Westhandels auf 8&/o des Außenhandelsvolumens; ?.?.47 ein- · 
stimmige Kabin~ttszusage zur Pariser Marshallplankonferenz) 
wurde auf Stalins ultimative Forderung hin (9./lo. Juli 1947 + 

.o.7.47 ~~~!Q8~R8 der Moskauer Nachtsitzung über tsch./russ. Handelsvertrag) abg~rochen 
und führte zur äußenpoli tischen Abhängigkeit der Tschechosf. von 
Moskau. Die Vorstellungen Beneschs von einem Mittelweg der tsch. 
Politik gemäß der Formel"Westen und Osten<" anstelle von "Westen 
25!!!!: Osten" waren gescheitertem ti'Eirten Eingreifen der SU. 

c)Trotz ihres Maiwahlsieges mußten die Kommunisten erkennen,daB eine 
volle Machtübernahme auf dem Wege über demokrat.Wahlen nicht mag-
lich war, lieB sich doch zunehmend ein Popularitätsrückgang der 
KP aufgrund der im Verhältnis zu den UN~eistungen geringen sowj. 

H:ilrsleistungen sowie der inzwischen durchgeführten kommun. Maß-
nahmen erkennen. 
Stufen des Umsturzes: = ==== =========== Sie gingen daher zu einem 

a) verstärkten Ausbau ihrer Positionen über in 
- den Nationalausschüssen 
- den revolutionären Garden 
- den Werksmilizen 

der Gowe~cschaftsbewogung 
- der Polizei 

b) 8eginn einer allgemeinen Offensive 
- vergebliche Bombonattentate auf Masaryk und 2 Minister aua der 

tsch. SozialistischenPartoi (SP) (11.9.47) (mit nachfolgender 
Verschleppung der Untr !rsuchung durch dett kommun.Innenministe-F' 
~) 

- Vergehen 'gugen die mit 61'/o stärkste slowal<ische Partei; die o~: 
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200 Verhaftungen wegen staatsfeindlicher Betätigung; 
durch Streiks der Massenorganisationen erzwungene Umbildung der 
slowakischen Regierung zugunsten der Kommunisten unter Verlust der 
DP-MääKM~llä~~X Mehrheitsstellung; 
Zersplitterung durch Gründung einer kommunistisch gesteuerten 
Parallelpartei, der Freiheitspatrei 

Fusionsbemühungen gegenüber der SDP (Scheitern in Brünn, s.o.l 
Oie durch diese Maßnahmen zunehmenden Spannungen führten zur 

c) Konfrontatiom, als der kommunist.Innenminister einen MinisterratsbeschluB 
vom 13.2.48 ignorierte, der forderte, die Entlassung von 8 h~he~en Poli-
zeioffizieren und deren Ersetzung durch Kommunisten rückgängig zu machen. 
Am 2o.2.48 reichten daher nach Rücksprache mit Staatspräs.Benesch 12 Re-
gierungsmitglieder der Tsch.SP, Der Volkspartei, der slow.DP ihre Rück-
trittsgesuche ein. Ihr Ziel war die Ablehnung der Entlassung durch B., 
die Entla·ssung des Gesamtkabinetts sowie eine Kabinettstfii.bildung mit Zu-
rückdrängung der Kommunisten. Das aus den o.a. Gründen resultierende 
Zögern der SOP sowie die Nichtbeteiligung der Parteilosen Masaryk (A-Min.); 
und Svoboda (Vert.Min.) ennöglichten den Kommunisten die 

d) direkte Vorbereitung des gewaltsamen Umsturzes: 
19.2.48 Anreise des stellvertr.sowj. A-Min. Sorin nach Prag 
Bildung von Aktionsausschüssen in Behörden, Betrieben etc, 'die zur Säu-

berung 'von poli t.GegenMm schreiten 
- Konzentrierung von Polizeitruppen in Prag (I.Min.) 
- Bewaffnung von Werksmilizen 
- Solidaritätserklärung der Armee (Vert.Min.) mit dem Volk 
- Sperrung von Sendezeiten für nichtkommun.Parteien (Info.Min.) 
- Sperrung von Papierlieferungen an nichtkommun.Zeitungen 
- 20./21.2.48 Massenkundgebungen mit Anprangerungen der "Verräter und 

Saboteure' 
- 24.2.48 Warnstreik 

- Scharf er Druck auf den SDP-Vorstand 

E~ebnis: Das unmittelbare Bevorstehen des Bürgerkriegs führte zur Schwenkung •• ··aar·sop (Fierlinger-FlOgel) zur kommunist.Seite und dem Nachgeben Beneschs 
und damit zu 

a) Sieg und Machtergreifung der Kommunisten: 
- 25.2.1948 Annahme der Rücktrittsgesuche durch Benesch; 

Bildung eines Kabinetts der "Erneuerten Nationalen Front" unter 
Gottwald mit absoluter kommunist.Mehrheit (bestehend 
aus Kommunisten und Mitläufern aus den anderen Parteien) 

- 26.2.1948 Abreise Sorins nach Moskau 
Nach erfolgter Machtübernah~e gingen die Kommunisten sofort zur 

b) Absicherung ihrer Stellung durch Gleichschaltung Ober 
- Ausschaltung der Nationalvers. durclt: 

Verhaftung, Säuben..ingen 
16.4.48 neues Wahlgesetz: Einführung der Einheitsliste mit fester Sitz-
verteilung: 300 Sitze = 211 KP "+ 25 SDP; 64 übrige P.-
3o.5~48 Wahl mit 8f30tb igem Sieg der Nationalen Front (l~ weiß 1) 

- Vergehen gegen die Parteien: 
2?.6.48 Aufgehen der SDP (Fierlinger) in der KP 
Zersplitterung der verbleibenden Parteien ClUrch Bildung kommunistischer 
Parallelparteien 
Vergehen gegen Nichtkommunisten 
lo.3.48 "Tod" Masaryks (A-Min. an Kommun.Clementis) 
Säuberung aller Behörden,Vereine Betriebe ete. 
Verbot nichtkommun.Zeitungen 



Zahlreiche Betriebsenteignungen 
Umbildung aller öffentl.Körperschaften gemäß Ergebnis der Parlaments-
wahl vom 3o.5.48 · 

c) Die Krönung stellt die neue Verfassung vom 9.5.48 dar, die weitgehend der 
Stalinverf. van 1936 entspricht. Nach dem daraufhin erfolgten Rücktritt 
Beneschs (?.6.48 1 +3.9.48) wird mit der Wahl Gottwalds zum Staats räs. 
(14.6.48) die Einheit von Partei und Staat erreicht Regierung unter 
Zapotacky) . 

B~~~~~!!~~~. Damit sind alle staatl.und öffentl. Institutionen in die Hand 
der-Römmuni~ten gelngt. 
Die Gründe für diese Erfolge sind: 

- Eroberung aller Schlüsselpositionen in Staat und Gesellschaft; 
- Wohlwollende Neutralität der Annes 

polit. Blindheit der nichtkommun. Parteien 
- außenpolit.Ohnmacht der nichtkommun.Parteien 
- die zwiespältige Haltung der SDP 
die außenpolitische Zwangslage aufgrund des sawj. Drucks 

Bedeutung: die erste Phase der kommun~ Machtergreifung mit der von Moskau 
aus strateg. und ideolog. Gründen, unter innen- und auBenpolit. Rücksichten 
initiierten Ausbildung einer volksdemokratischen Herrschaftsordnung mit einer 
Diktatur der Arbeiter und Bauern (Kommunisten nur Teilführung neben bürgerli-
chen Parteien) hat über die Schaffung eines kommunist. Machtapparates und 
der allmählichen Verdrängung der bürgerlichen Gruppen zur 2.Phase, der allei-
nigen Diktatur des Proletariats geführt, das jetzt seine Ziele, den ~Aufbau 
des Sozialismus" angeht. 

3.2 Methode Häusliche Vorbereitung von Quellenauszügem; 
Erarbeitung im Unterrichtsgespräch; 
Zur Ergänzungsinformation: Lehrervortrag 

4 Lernzielkantrolle:Darstellung der Technik der Machtergreifung der Kommunisten 
in der Tschechoslowakei 

5 Materialien: siehe Anhang! 



3.2.3.4/5 Vierte und Fünfte Stunde: Der Aufbau des SozialiSllUe 

Vierte Stunde: Das Selbstverständnis des neuen staates, die 
Rolle der Partei, die Gleichschaltung von 
Legislative, Exekutive, Jurisdiction 

4.1 Teillernziele: 
Kenntnis der verschiedenen Phasen einer eozialieti.che Revo-
lution 
Kenntnis der marxistischen Auf'fassung von Staat, O..akratie, 
Partei 
Erkenntnis der VD als eines sozialistischen Staatea 
Erkenntnis der Abhängigkeit der realen politischen Maß,..,,... 
von der kommunistischen Ideologie 
Erkenntnis der doppelgleisigen Struktur von Partei- und 
Staatsaufbau 
Erkenntnis des instrumentalen Charakters von Staat und Recht 
f Or den Kommunismus 
Einsicht in die Umgestaltung des Staates 1nt Sinne der KP 

4.2 Begründung: 
Es ist erforderlich, daß der Schüler die Einzelma8"ahlllln der 
kommunistischen Herrschaft in ihrem _Zusammenhang, dar ideo-
logischen Zielsetzung des Sozialismlis, sehen lernt, da sie 
nur von dort her in ihrer Tragwedlte und ihnn Stellamrart 
voll zu erfassen sind · 

4.3 Arbeitshinweise: 
4.3.1 Unterrichtsverlauf: 

1 Häusliche Vorbereitung von Texten im arbeitsteiligen Ver-
fahren (Texte s. Materialien 1) 

2 Vortrag und Besprechung der Ergebnisse 
3 Zusammenfassung der Ergebnisse 

4.3.2 StoffabriB: 
1 Das Selbstverständnis des neuen Staates 

Mit dem "Heldenzeitalter der Revolution•, daa Februan.neturz 
1948 und der neuen Verfassung ändert sich dar Staatscharakter 
der Tschochoslowakei. Sie wird eine "Volksdemokratie• (§1), 
d.t!I. eine sozialistische Demokratie, eine Diktatur des Prol-
tariats als Voraussetzung fOr den Aufbau des SozialiSlltls und 
Kommunismus. Nach der 1.Phase der sozialistischen Unforia.tng 
des tsch./slow. Staates mit seinen antifaschistischen, demo-
kratischen Zielen beginnt nun mit dem alleinigen Machtbe-
sitz der Kommunisten die 2.Phase mit sozialistischen Zielen, 
die in den Stufen der Grundlegung und des Ausbaus des Sozia-
lismus realisiert werden. 
Ein adäquates Verständnis der Grundbegriffe, des Aufbaus und 
der Maßnahmen der VO ist nur m6glich aus dem Kontext der 
kommunistischen Staatslehre : 
der Staat: - ist nicht von eigener Wesenhaftigkeit, sondern 

von rein fulltktionalem, instrumentalem ChaJBkter; 
- ist als Produkt der Klassenspaltung Machtinstn.J-

ment der jeweils herrschenden Klasse; 
ist gemäß der marxistischen Basis/Überbau-Theo-
rie ein Teil des Überbaus, abhängig von den 
durch die 6konomischen VerhAltllisse bestinlltan 



Gesellschaftsformationen 
- zeigt eine jeweils revolutionllr erzielte Fort-

entwicklung seiner Fonn gemäß der Verlnderung 
seiner Basis bis zur 

sozialistischen Demokratie: 
- als eines "neuen Typs der Demokratie• mit 
- Übergang der Herrschaf't an das die Produktion.-

mittel besitzende "Volk" und 
- ~llmählicner Aufhebung der Kl.assengagenaltze und 

dem Abbau der staatlichen Herrschaft. 
Entscheidend bei diesem geschichtsnotwendigan Fortschritt iet die 

2 FUhn.ingsrolle der Kommunistischen Partei 
Bedeutung: - "Avantgarde der Arbeiterklasse" 

- eine Partei neuen Typs (Elitepartei) 
- die kollektive Vernunf't mit alleiniger K91ntnie 

der Gesetze der geschichtlichen Entwicklung 
- die alleinige Repr!sentantin des politischen Wil-

lens des Volkes und hat daher die 
Aufgabe: - alleinige Fähigkeit und Pf'licht zur: 

- Schaffung eines revolutionAren BewuStaaina 
in der Arbeiterschaft, 

- Organisierung der revolutionären Bewegung 
der Arbeiterschaft 

- FOhrung der Arbeiterschaft 
~rziehung der Gesamtgesellschaf't zum richti-

gen sozialistischen Bewußtsein. 
Realisierung: Soll die KP diese aus der Gesetzm!Bigkeit der hi-

storischen Entwicklung sich ergebenden Auf'gaban 
erf'Ollen, muB sie die volle 
- Verfügung über alle gesellschaftlichen und staat-

lichen Institutionen und Organisationen haben. 
Erste Voraussetzung hierfOr ist eine 
- straffe Parteiorpanisation, die in enger Anleh-

nung an die Sowjet-Union durchgefOhrt wird: 

Prinzip des demokratischen Zentralisnsus 
(Wahl wn unten nach oben, Verbindlichkett 
von oben nach unten) 

- Leitung durch Zentralkomitee und einen Sekre-
tär 

- Ressorbl!Bige A~gliederung der Parteispitze 
in Abteilungen zur Kontrolle und Leitung wn 
Regierung, Verwaltung, Wirtschaft, Kultur 
Ober verbindliche •Dokumente•. 

( Diese 009pelgleisig1<eit von Partei und Staat bei realem Macht-
monopol er Partei bringt rt>lgende Vorteile: 
innenpolitisch: Keine Belastung der Partei mit konkreter Ver-

waltungsverantwortung 
außenpolitisch: M6glichkeit einer doppelgleisigen AuBanpolitik 

auf reguläl'llJ: diplomatischer und auBeretaat-
licher Parteiebene. ) 

Wichtigstes Werkzeug der Partei, die somit die ' Suprmatie • 
besitzt, ist der Staat, der drei Funktionsbereiche hat: 

die wirtschaftlich-organisatorische Funktiori1 
Umf orniung der Basis im Sinne des Sozialimus 
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•it Sozialisierung und Wirtschaftslenkung 

- die erzieherisch-«ulturelle Funktion: Erzie-
hung des Volkes zum sozialistischen Bewußtsein 

- die Schutzfunktion gegenüber inneren und 
AuBeren Feinden 

Voraussetzung zur RealisieruAg dieser Staatsaufgaben durch die 
Partei ist der 

3 Ausbau ihres Machtapparates Ober die Kanzentration und Unterwerfung 
~er alten Gewalten Legislative, Exekutive, Jurisdiktion unter ih~ 
Einfluß. 
Diese wird auf verschiedene Weisen durchgeführt: 

- Absicherung durch Ausschaltung politischer Gegner 
- Gleichschaltung der Presse 
- immer neue Säuberungen der gesellschaftlichen 

und~ staatlichen Organisationen 
- Eingliederung der SDP in die KP (2?.6.48) 
- Zersplitterung noch bestehender nicht-.ka.11Uni-

stischer Parteien durch 6r0ndung van kamllUR. 
Parallelparteien 

- thfunktionieren des Wahlrechts: 
- Wehlgesetz vom 16.4.48: EinfOhrung der 

Einheitsliste der Erneuerten National„ 
Front mit fester Sitzverteilung (KP: ·2f1, 
SO: 25, Rest: 64 ""VOR 300) 

( Da es um die Richtigkeit der politischen Rich-
tung keine Diskussion geben kann, geht es in 
der Wahl lediglich um die Auswahl der geeigne-
ten, von der Partei vorgeschlagenen Personen). 

- Verankerung der neuen Ordnung mit der Führungsrolle der KP in 
der Verfassung vom 9.5.1948 (3.Jahrestag des Eiruaarschea der 
Roten Armee) 

Artikel 1 ff.: der tschechoslowakische Staat ist eine 
volksdemokratische Republik, das Volk die 
Quelle aller Macht, die gesamte Wirtschaft 
zu seinen Diensten, die KP die alleinige 
Vertreterin seiner Interessen 

- t.mgestaltung von Regierung und Verwaltung nach dem Vorbild dar 
su 

- praktisch Abwertung' des theoretisch h6chatea 
Verfassungsorgans, der Nationalversammlung (de-



(deren Abgeordnete stets von dem Volk = KP zur 
Verantwortung gezogen werden können) durch das 
neue Wahlverfahren 

- Übergang der Entscheidungsfunktion an das Präsi-
dium der Nationalversammlung, dem zugleich das 
Recht der Verfassungsinterpretation zukommt 

- Abhängigkeit des Präsidenten (?Jahre, ab 1960 
5 Jahre) von der Nationalversammlung (Wahl, Ab-
berufung, Verantwortung), Heeresoberbefehl, außen-
politische Vertretung, Vorsitz im Ministerret 

- Umgestaltung und Umfuktionierung der Regierung 
nach dem Vorbild der Sowjet-Union: 

Aufgliederung in über 3o Fachministerien, 
die u.a. die Aufgabe der Leitung und Kon-
trolle der Wirtschaft haben 

- Aufhebung des Prinzips der Gewaltenteilung (völ-
lig 1955) und Ersetzung durch den Grundsatz der 
Gewaltenkonzentration 
(alle Staatsorgane haben die gleiche, von der KP 
bestimmte Funktion der Vorantreibung der Ent-
wicklung zum Sozialismus. 
Alle Staatsorgane sind von diesem Willen be-
stimmt, eine gegenseitige Beschränkung und Kon-
trolle ist daher unnötig) 

- Ausfonnung der Verwaltung zum entscheidenden Instrument der 
Partei unter Aufhebung wen Gewaltenteilung, Selbstverwaltung 

3o. 11. 48 Verwaltungsneugliederungsgesetz: 
- Oreistu'figer Verwaltungsaufbau wie in der Sow-

jet- Union: 
Kreis (1960: 1o), Bezirk (1960: 108), Gemeinde 

- Verwaltung durch Nationalausschüsse (Einrich-
tung schon durch Beneschs Verfassungsdekret 
vom 5.5.1945) mit ungeteilter legislativer, 
exekutiver, judikativer Gewalt ( : Sowjets) 

- Einführung des Prinzips des demokratisch~n Zentralismus: 
- Ernennu':'Q der Orts-Nationalausschüsse durch die 

Bezirks-Nationalausschüsse 
- Alleiniges Recht zur Kandidatenaufstellung für 

die .Volkswahl der Bezirks-NA bei der KP als 
Vertreterin der Volksinteressen 

- v6llige Bindung der NationalausschOsse an die 
Weisungen der nächst höheren Instanz, zuletzt 



3.2.3.5 Fünfte Stunde: Der Aufbau des Sozialismus 

5 .1 Lernziele: 
1 ( 1.Einheit) Die sozio-ökonomische Revolution 
Erkenntnis der Notwendigkeit der Agrarefonn aus der 

ideologischen Grundvorstellung des Sozia-
lismus 

Kenntnis der Kollektivierungsfonnen und ...stufen 
Erkenntnis der Bedeutung der Sozialisierung für die 

Schaffung einer sozialistischen Ordnung 
Erkenntnis des Wandels der Eigentumsvertiältnisse als 

Entmachtung der Klasse der Kapitalisten 
Kenntnis der Wirtschaftsplanung aines sozialistischen 

Staates 
Kenntnis der Leitung der industriellen Betriebe in 

einem sozialistischen Staat 
Einsicht in die soziale l.hstrukturierung als Folge 

der 6konomischen Umwälzung 

2 (2.Einheit) Oie demokratische Kulturrevolution 
Erkenntnis des notwendigen Zusammenhangs dar Bkonomi-

achen mit den kulturellen Maßnahmen des 
k0111111unistischan Staems 

Erkenntnis des Ziels der Kulturpolitik in der Schaf-
fung eines sozialistischen Menschen 

Erkenntnis der M8glichkeiten einer Erziehung zum So-
zialismus 

Erkenntnis der Bedeutung von Schul-, Hochschul-, Kir-
chenpoli tik 

5.2 Erläuterung: 
zur 1.Einheit: Dem Schüler muß die sozio-8konomische 
Unrälzung als Kernstück der revolutionären Maßnahmen 
zur Erziehung einer sozialistischen 8easllachaft deut-
lich werden. Die Einzelmaßnahmen sind immer wieder 
auf dieses hinter ihnen stehende Ziel zu beziehen 

zur 2. Einheit: Dem Schüler muß einsichtig gemacht 
werden, daß der Kommunismus sich nicht mit einer Ver-
änderung der 8konomischen Basis begnügen kann. Die 
volle Berfreiung dP.s Menschen setzt eine entsprechen-
de Veränderung des kulturellen Überbaus voraus, eine 
Auf'gabe der Avantgarde der Arbeiterschaft. Gerade bei 
der Behandlung dieses Aspekts wird der totale Anspruch 
des Kommunismus deutlich. 
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5.3 Arbeitshinweise: 
5.3.1 Unterrichtsverlauf: 

1 Vorbereitung von Quellen durch einzelne Schüler 
(Texte s. Materialien) 

2 Darstellung in Kurzreferaten 
3 Entwicklung der Lenlziele im u--Oespräch 

5.3.2 StoffabriB: 
1. Einheit: Die sozio-8konomische Revolution 
Oie Errichtung einer sozialistischen Ordnung setzt voraus die 
Entmachtung der Klasse der Kapitalisten (Großbourgeoisie, 

·Großgrundbesitz) mit einer Veränderung der ökonomischen Basis 
zugunsten der Arbeiter und Bauern. Sie erfolgt in zwei parallel 
durchgeführten Maßnahmen, der Kollektivierung und der Soziali-
sierung: 
"Oie demokratische Bodenrefonn" 
Vorstufe: 21.Juni 1945 Dekret über die Konfiskation und Auf-

teilung des Landbesitzes politisch Un-
zuverlässiger (Enteignung von 3 Mill.ha 
Land • 1/4 der Staatsfläche) 

sytematische Kollektivierung nach 1948: 
- Allmähliche Kollektivierung. der landwirtschaftlichen 

Produktionsmittel nach sowjetischem Vorbild: 
1949: 
1953: 
195?: 
1958: 
1959: 

f!!P/o des Bodens 
4o"/a 
Srf/o 
66'/o m (• 3/4 des landwirtschaftl. Bodens} 

- sich abl8sende Stufenfolge von Genoesenschaf ts-
f'ormen 
(Gesetz Ober landwirtschaftliche Einheitsgenossen-
schaften vom .23. Februar 1949) 

1.) Gamei~•chaftl,cha Bearbeitung bei Beibehaltung 
dar Grundstücksgrenzen 

2.) Verwischung der Besitzgrenzen durch Umpflügen 
mit Ertragsanteil gemäß eingebrachtem Landan-
teil 

3.) Gemeinsame Viehaltung, Wirtschaftsgebäude, Ma-
schinen, Gerlte 

4 •) "Kolchosen" mit Bezahlung nach Arbeitsleistung 
- Gleichzeitige Einrichtung von staatlichen Muster-

gütern ("Sowchosen") -(19561 1~ des Bodens) 

Oie Sozialisierung der Industrie 
Vorstufens Oie Dekrete Nr. 100 - 1o3 vom 24.10.1945 (Tag der 

Nationaliaierung) 
betr.1 Banken, Versicherungen, Bergwerke, Grundstoff-
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industrie, Nahrungsmittelindustrie, industrielle 
Großbetriebe (6ctfo der Industrie) 

Fortführung 1948 ff.: Umstrukturierung der Eigentumsverhältnisse 
Industrie: 28.4.1948 Verstaatlichung aller Betriebe 

mit mehr als So Beschäftigten (91~) 
bia 1953: Verstaatlichung der gesamten Indu 
strie 

Handwerk: Zusammenfassung in staatlichen Produktione-
genossenscha~ten, 

Einschrumpfung des privaten Handwerks 
(1955 nur noch 3o ooo Handwerker) 

Handel: bis 1954: Verschwinden des Privathandels 
Übergang zum staatlichen (3/4) und genos-
senschaftlichen (1/4) Handel 

Zentrale Planung nach Fünfjahresplänen 
in Synchronisation mit der SU: 
Zurücktreten von Leicht-, Textil-,Konsumgüterindu-
strie zugunsten exportierender Maschinenindustrie 

Reorganisation der Wirtschaft 
Auflösung der Generaldirektiioiten 
Unmittelbare Unterstellung der Betriebe unter Regie-
rungsstellen mit staatlicher Festsetzung von Pro-
duktion, Preis, Lohn 

Soziale Folgen der sozio-ökonomischen Umwälzung: 

Entstehen eines Volkes von Staatsangestellten 

2. Einheit: Die demokratische Kulturrevolution 

Hatte die 6konomische Umwandlung die Basis im sinne des histori-
schen Fortschritts verändert, und zu einer Fortentwicklung der 
Sozialstruktur geführt, so stellt sich als weitere Aufgabe die 
Schaffung eines sozialistischen BewuBtseins, einer sozialistischen 
Gesellschaftsstruktur, des sozialistischen Mensct.n. 
Instrument hierzu sind u.a. Schule und Hochschule. 

Schulpolitik: inhaltlich: - Festlegung auf die Erziehung zt.111 Uax-
xismus-Komrnunismus und die Liebe zur 
Sowjetunion -i" 
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~ Schaffung neuer Schulbücher 
- Schulungskurse (Zentralinstitut fOr Weiterbil-

dung der Lehrer und Schulfachleute) 
erganisatorisch: 

Steuerung der Sozialstruktur der Oberschüler 
Zulassung allein nach sozialen und politischen 
Gesichtspunkten (Arbeiterkinder ja, BOrger-
kinder Aein) 

Qie Hochschulpolitik zeigt ähnliche Zilge. UnterstUtzt und ergänzt wei-
den diese Maßnahmen durch die Arbeit der komn.mi-
stischen Gesellschaftsorganisationen (CSM: Tschech./ 
Jugendverband; CPO: Pionierorganisation) sowie 

durch den Versuch der 
Ausschaltung des kirchlichen Einflusses Ober-eine Korrumpierung der Kirche~ 

durch Assimilation; 
offenen Kirchenkampf 

- psychischen und organischer Tex1~r 

3. Einheit: Das Ergebnis ist die neue Ve~assung vom .11.Juli 1960 

Die volksdemokratische Übergangsphase zwischen Kapitali!llllUS 
und Sozialismus ist nach diesen Maßnahmen, dem Aufbau des 
Sozialismus, Oberwunden. Die Tschechoslowakei ist nicht 
mehr eine Volksdanckratie, sondern eine sozialistische Re-
publik (Art I), mit dem Sieg der sozialistischen Produktions-
verhMl tllisse und der Aufhebung des Privatkapitals mit der 
Herstellugg der moralischen Einheit des Volkes als soziali-
stischer Natio~ und der Beendigung des KlassenkQlllnlpfes. 

5.3.3 Lernzielkontrolle: 
Darstellung des Aufbaus des Sozialismus in einem Kurzreferat 

5.3.4 Materialien: siehe Anhangt 

3.2.3.6 Sechste Stunde: Die Kennzeichen der Volksdemokratie und ihre Unter-
schiede von liberalen Demokratien 

6.1 Lernziele: 
Erkenntnis der Volksdemokratie als eines sozialistischen Staates 
Kenntnis der Kennzeichen einer Volksdemokratie 
Erkenntnis des Stellenwertes einer Volksdemokratie auf dem Wege Zl.111 

Kommunismus 



Erkenntnis der Unterschiede zwischen einer Volksdemokratie 
und einer liberalen Demokratie 

Erkenntnis des totalen, ideologiebestimmten Anspruchs einer 
Volksdemokratie 

6.2 Erläuterung: 
In einer Zusammenfassung und Diskussion sollen die in der Un-
terrichtsreihe erarbeiteten Kennzeichen einer Volksdemokratie 
dem Schüler diese Staatsform und ihre Problematik deutlich 
machen. Im Vergleich mit dem liberalen Staat (z.B. Bundesre-
publik Deutschland) wird der totale Anspruch der Volksdemokratie 
einsichti9, sowie ein Engagement für das liberale System vor-
bereitet 

6.3 Arbeitshinweise: 

6.3.1 Unterrichtsverlauf: 
_1 Unterrichtsgespräch: Zusammenfassung mit Fixierung der Ergeb- f 

nisse 
2 Diskussion: . Vergleich: Volksdemokratie mit der uns 

bekannten demokratischen Lebensordnung 

6.3.2 StoffabriB: 
1 Die Kennzeichen einer Volksdemokratie 

Übergangsform zwischen kapitalistischer, parlamentarischer 
"Fornial-Demokre.tie" und rein sozialistischer Demokratie, 
der "Sowjetdemokratie", in der die alleinige Herrschaft 

der Arbeiterklasse 
die Beseitigung der bOrgerlichen 
Klassen 
die völlige Sozialisierung der Pro-
duktionsmittel 

erst noch nach und nach in einem verschärften Klassenkampf 
durchgesetzt werden müssen. 
Staats- und Gesellschaftsideologie des Marxismus / Kommunis-
mus als Grundlage der staatlichen Ordnung mit totalem An-
spruch auf Schaffung eines sozialistischen Menschen. 

-Herrschaftsmonopol der Kommunistischen Partei mit Gleichschal-
tung nicht-kommunistischer Parteien. 

- Dualismus von Staat und Partei als Strukturmerkmal 
-Vergesellschaftung der Produktionsmittel 

Zentrale Wirtschaftsplanung 
- gleichgeschaltete Kulturp~litik zur Erziehung zum soziali-

stischen Menschen. 
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2 Die Unterschiede zwischen Volksdemokratie und liberaler 
Demokratie 

- Keine Beteiligung des Volkes an der politischeTI Willens-
bildung und der Staatskontrolle aufgrund des Herrschits-
monopols der KP 

- Keine Gewährleistung der Menschenrechte aufgrund der Supre-
me tie der KP und des Fehlens ;_, einer Verfassungsgerichts-
barkeit 

- Keine unantastbare Gültigkeit des Rechts aufgrund der Un-
terordnung unter die Entwicklung zum Sozialismus 

- Keine Möglichkeit einer staatsfreien Privatsphäre wegen 
Verpflichtung zur Parteinahme für den sozialistischen 
Fortschritt 

6.3.3 Lernzielkontrolle: 
Darlegung des Unterschieds Volksdemokratie - liberale Demokratie 

~ 6.4. Materialien: siehe Anhang! 

• 

Anmerkung zur Unterrichtsreihe 3.2.3 
Der sehr umfangreiche Stoffabriß zur Unterrichtsreie 3.2.2 -Ent-
stehung der Volksdemokratie in der CSSR- erschien not.Aiendig, 
weil dieses Thema in keinem Lehrbuch bislang dargestellt ist. 
Er gilt als Infonnation für den Lehrer und wird in dieser Fülle 
nicht im Unterricht geboten werden k6nnen • 



Literatur zur U-Reihe 3.2.3: Entstehung und Ausbildung der Volksdano-
kratie in der CSSR 

Auswahl: 
Lexika 1 etc~ (u.a. die ·Artikel über Volksd9fllokratie, Oemokretie, Diktatur 

des Proletariats, Sozialismus, Staat) 
1 A. bis Z, ein Taschen- und Nachschlage~~ch über den anderen 

Teil Deutschlands, Bonn 1969 
2 J.M. Bochenski / G.Niemeyer: Handbuch des Weltkommunismus, 

Freiburg, 1958 
3 E.Fraenkel / K.D.Bracher: Staat und Politik (Fischer Lexikon), 

N.A. Frankfurt, 1964 
4 A. Görlitz: Handlexikon zur Politikwissenschaft, München 19?2, 

(rororo 61?o) . 
5 G.Ktaus / M.Btihr: Philosophisches W6rterbuch, 2 Bände, Leip-

zig 1964 (auch als rororo-Tb) 
6 Marxismus im Systemvergleich, Frankfurt 19?3 (Sonderausgabe 

der Enzyklopädie ~sowjetsyste111 und Demokratische 
Gesellschaft 

Darstellungen: 

Quellen: 

? G. Bartsch: Revolution und Gegenrevolution in Osteuropa 
1948-1968 (Schriftenreihe der BZ für politische 
Bildung, Heft 8, Bonn 19?1 

8 E.Birke / R.Neumann: Die Sowjetisierung Ost-Mitteleurope.s 
1945-195?, Frankfurt 1959 

9 K. Bosl: in: Handbuch der Geschichte der b6hmischen Länder, 
Stuttgart 19?o, Bd. IV: Der Tsch. Staat, S.303-4881 
H. Slapnicka: Oie Tsch. von 1945 .- 1965 

1o B. Frei: Tschechoslowakei (Olzog Länderkunde, Geschichte · 
und Staat 132) München 1968 

11 J.K.Hoensch: Geslhichte der Tschecboslowakischen Rept.blik, 
1918-1965, Urban TB 96, Stuttgart 1966 

12 s. Mampel: Die volksdemokratische Ordnung in Mittalseutsch-
land, Frankfurt, 196? 

13 H. Rausch, Th. Stamm: DDR, das politische, wirtschaftliche 
und soziale System (Beck'sche Elementarbücher) MO ?42 

14 J.Aohlfes 'l H.KBrner: Historische Gegenwartskunde, HdB. 
für den pol~tischen Unterricht, Göttingen 19?o, 
s. 522-580: A.Wzlff: Ostmitteleuropa im 2o. Jhdt. 

15 F. Valjavec/F.V.Schr6der: Weltgeschichte der Gegenwart I, 
S.258-310: G.Ahode: Ostmitteleuropa und SOd-Cst-
Europa 

16 H,v.Bergh: Oie rote Springflut, München, 21958 
16a I.Birnbaum: Tschechoslowakei (• ed. Zeitgeschehen, Heft 2o, 

Hannover 19?2 

1? N. Benn: Ostblock im Wandel, Materialien zur Gemeinschafts-
kunde, Diesterweg ?56o, Frankfurt, 1969 

~ 

18 I. Fetscher: Der Marxismus, seine Geschichte in D•C•"' Samm-
lung Piper, München,1965 

19 R.Thomas: Marxismus und Sowjetkommunismus II, Stuttgart,19?1 
Klett Quellenheft 4266 
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Lehrbücher etc.: 
2o Geschichte 1o (DDR)- Lehrbuch für die KLasse}'Ytil 1, 

Berlin (Ost), 19?1 -
21 Hartwich u.a.: Politik im ~o. Jahrhundert, Braun-

schweig 19?4 
22' Informationen zur politischen Bildung Nr 89 (1960): 

Die Entwicklung in der Tschechoslowakei 
seit 1945, 

23 dies. Nr. 132: Deutschs und Tschechen 1848 -
1948 

Zu den Materialien: Oie Materialien zu dieser lJ-Aeihe sind außerordentlich 
schwer zu beschaffen. Sie werden deshalb hier angefügt und nicht in den 
Teil III ~aterialienteil-Oh&r.p~. Es handelt sich vielfach um Einzel-
zitate, die aus den im Literaturverzeichnis aufgeführten Titel ent-

• norrmen sind. Die angebotenen Auszüge sind Vorschläge, sie werden nicht 
alle im Unterricht verwendet werden, es genügt eine Auswahl • 

• 



lJ!- fA«ik«k : 
•Die Vcrwandluna • (1951) von Frantilck 
Hl1lbill und >Das allCIUemc Wunderscbift", 
(19S9) von dem •lowak. Dichter Sle-
faDl.&ry. lteprixDlantcn der mittleren Dic:h-
-..-r:itiocl lind: Mir.-la• Florian(• 1931) 
UDd Mirosla• Holub (• 1923; Gedicht-
--1una >DB ABC-Bucbc, Slabikat, 
1961), iÜJl9Cl'C Didltcr, die erst in den Jah-
ren 1961/62 in die Literatur eintraten. sind 
1--r Haazlik und Karel Tomüek. 
In der Proso sind vor allem der Kriep-

rvmaa Wld die Novelle von Bedeutuna. 
llo:kaaat wurde die Romantrilogie von Vla-
dimlr Min3t. >Die Lebenden und die Toten< 
(19:57~2). der Roman von Rudolf Ja5ik 
>Die Toten sinp:n nicht• (1961). der Roman 
- Ladisla. M6aelto >Der Tod heißt En-
.,.icben< (1960; verfilmt). Es entstanden die 
Enähl._ am dem Ghetto von Theresien-
stadt >Nacht und Hoffnuna< (1958) von 
AmOst l..us&ig und die Novelle •Romeo, 
Julia und die Finsternis< (1957) von Jan 
~ - Die Situatiocl eines Intellek-
tuellen in der sozial.ist. Gesellschaft behan-
deln die N....cllen >Die Schwere der Zeit• 
(1960) von Jiti Fried und •Gninc Horizonte< 
(1960) von Jan Prod:.azka. 
Zur DCUCD tschoch05lowak. Dramatik ge-

bOren das psychologisch-analyt. Drama 
•Ein Sonntag im August< (19~8) von Fran-
ti.ick Hrubin sowie ~-ci Klcinbürgerdra-
1111,11: •Die Mirtcmachtsmesse < ( 1960) von 
dem slowak. Autor ~ter KarvaS (• 1920) 
und >Die Besiucr der Schlüssel• (Majitelc 
liliCu. 1962) von Milan Kundera. - Eine 
neue Form des Koniliktcs der Väter und 
Söhne brachte die satir. Komödie >Ein allzu 
rcichlicber Weihnachtsabend< (1960) von 
Vratislav Blaeil (• 1925). 

Zahlreichc Werke der neueren t. L schil-
denl mit dem für den "50zialist. Realismus• 
typischen Zukunftsoptimismus die win-
schaftl. und polit. Fehlleistungen des All-
tags als Cbcrgangscrscheinungen bei der 
Errichtung einer idealen kommunist. Gc-
:ocllschaft. 

1 ._ ! · k !\4mik. --slawische Musik. 
• • ' · M Stlnclle,. gchön zum •"CStslaw. 

Zwocia ( ... la..-ischc Sprachen) der indogcr-
maniscbrn Spracbenfamilie und ist am eng-
.._ w:rwandt mit dem Sl.,,.-altischcn. Das 
T .......... iw'hc wird mit latcin. Buchstaben 
gachrieben. Bes. zu bcadlten ist die Bedeu-
nrns der Schreibungen: c (t.s]. ~ (tfl. d', (dj). 
e [iE), il IJtl. f 11"3 und rß. i (ß, t•. (t!l. y (i). 
z [s), ;f. [:s). · 
Tschi:diisdl sesprocb<n wird in Europa 

von rd. 9 Mill. ~emcbcn., mit geschlosse-
nem Spradl8d>ict in BObmrn und Mähren. 
Die Schriftsprache beruht auf dem Prager 
Di.llclr.t. Z wiscbcD Schrift- und t: mgaaas-
sprao:be besteht ein erhd>licher L:ntenchied. 

Lrr. Won~rbiicltrr: F. Kabcsch: Tschc-
dlisch-Dcutsch ('193S); den.: Deutsch-
Tscixcb. l~t937); J. VolnY, Deutsch-<scbecb. 
\\1>. (Prag t9SSl: Tschedl. Tascbein•·oncr-
bucb. ts.:bcch.-dt. und dt.-<>cbech., bg. V. 
A. Kunz u . . P. "·asa (1956); PtiruOti slo\nik 

jazyka &sl<Cho, hg. Caka Akademie vtd • 
umEnl, Bd. 1 ff. (1935 ff.). Grrururu11üun: F. 
Kabcsch: Der kleine Toussaint-Lan11en• 
scbcidt: Tscbechisch ('1930); Marie Mascb• 
ner: Tscbech. Konvcnationsgranunatilt 
(Methode Gaspcy-Otto-Sauer; 1•1937); R. 
Fischer: Tschcch. Grammatik (1954); F. 
Kabcscb: :rschecb.-dt •• dt.-tscbcch. ('1967). 

Tscbedaildl-Tacboa, Stadt in der Tscbe-
cboslowakei, + T eschen 2). 

Ttch"cchoslowakei, tschccb. amtlich C'es· 
kosloTmski SocialeickA R~ CSSR. 
im östl. Mitteleuropa. 127 870 qkm mit 
(1966) 14.24 Mill. Ew. Hauptstadt ist Praa. 

Landesnatu.r. Die T. erstreckt sich vom 
Erzgebirge im w bis zu den Wald.karpaicn 
im 0. Tiefland und Ebenen finden sich nur 
an dca Hauptströinen Elbe. Moldau, March 
und Thaya. entlang der Donau Ausläufer 
der Ungar. Tiefebene. 

&vollcerwrg. In der T. leben fast ausschließ.. 
lieh +Tschechen (1965: 65,2%) nnd +Slowa-
ken (28,7%). 1938 waren 43 % Tschechen, 
23 ~~ Deutsche. 22 % Slowaken, S % Madja-
ren, 4 % Juden, 3 % Ukrainer u. a. 1945-47 
wurden 2,83 Mill. Deutsche vertrieben 
(+Deut.sehe, •Vertriebene). Die meisten 
Madjaren wurden nach Ungarn ausge-
tauscht. Mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung wohnt in Städten. 

Wirtschaft, Verfahr. Die T. gehört wegen 
ihrer natürlichen Reichtümer und ihrer 
hochindustrialisierten V+iirtschaft zu den be· 
günstigsten Ländern Europas. Industrie. 
Bodenschätze. Großhandel, Banken. Ver· 
sichcrungsanstaltcn, Finanzwesen. Verkehr 
sowie alle Bereiche des kulturellen Lebens 
wurden 1947 verstaatlicht, für den Klein-
handel, das Kleingewerbe und die Land-
wirtschaft sind Genossenschaften geschaf-
fen. In der Landwirtschaft, deren Erzeugung 
zu drei Vierteln sozialisiert ist, ist die Me· 
cbanisierung weit vorangcschritten. Anse· 
baut werden alle Getreidearten, ferner Kar· 
toffeln. Flachs, Zuckerrüben, Hopfen. Obst 
und Wein. Die Viehzucht ist bedeutend 
(Rinder. Schweine. in der Slo9.-akei auch 
Schafe). Die Waldnutzung spielt eine wich-
tige Rolle. Die T. ist reich an Kohle (Braun-
kohle bei Brüx. Steinkohle um Ostrau-
Karwin und Kladno). Ferner ..-erden geför-
den: Eisenerz. Silber. Kupfer. Blei. Uran, 
Salz, Graphit und bes. Kaolin (Pilsen, 
Karlsbad). Die Schwerpunkte der Industrie 
liegen in Böhmen und Mähren: z. B. die der 
Eisen- und Stahlindustrie um Mähr .• 
Ostrau, Kladno u. a. Seit 1945 stark ausge-
baut ist die Maschinenindustrie (Pilsen, 
Prag u. a.). Ferner sind zu nennen die ehern. 
und die Textilindustrie. Der Außenhandel 
ist seit 1945 einseitig nach den Ostblock-
staaten ausacrichtet. Haupi.usfuhrgüter 
sind Maschinen und Ausrüstungen (1965: 
.is.s ~~. Fahrzeuge. Stahl. Waffen. Braun-
kohle. Koks. Schuhe. Bier. Glas. Das Eisen· 
bahnnetz umfaßt (196S) 13 300. das Straßen-
netz (196S) 72900 km. Das Flucnctz ist sehr 
dicht. 
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TICb Tldl 
Sraat. Nach der Verfassuna von 1960 ist 

die T. eine sozialist. llepublik. in der Tsche-
chen und Slowaken &lekhbcrcchtigt sind. 
Oberstes acsetzaebendcs Organ ist die Na· 
tionalversammluna (300 auf 4 Jahre ae-
wihlte Abgeordnete). Daneben bcstcht für 
die Slowakei im Rahmen einer begrenzten 
Autonomie der Slowakische Nationalrat 
(87 Ab11.). Der Präs. der Republik wird von 
der Nationalversammlung für 7 Jahre gc. 
wählt (1957 bi• März 1968 A. Novotny, 
seitdem L. Svoboda). Die Regierung übt der 
Ministerrat aus. Die tatsächl. M:.cht liegt 
bei der Kommunist. Partei (Erster Sekretär: 
Alexander Dubcek); im Rahmen einer 
»Nationalen Front« bestehen einiac ..,·eitere 
»Partcient<. kommunistisch gesteuert. 
Verwaltungsmißig ist die T. in 10 Gebiete 

aegliedcrt. Wappen: TAFEL Wappen V. 
Flagge: FAllBTAFEL Flaggen II. Maße und 
Gewichte sind metrisch. Währungseinheit 
ist die Krone zu 100 Heller (ÜBERSJCHT 
Währung). Die Rechtsprechung ist im Sinne 
der volksdemokrat. Ordnung ncugeregelt, 
wodurch die Rechtsverschiedenheit zwi-
schen dem 0 und dem W der T. aufgehoben 
wurde. 1949 wurde für alle Kirchen ein 
staatl. Kirchenamt gegründet, dem auch die 
inncrkirchl. Verwaltungstäti&keit untersteht. 
Zur kathol. Kirche gchöncn (1949) rd. 9,8 
Mill. Ew., dazu kamen etwa 600000 uniert-
ruthen. Christen; Die romfrcie tscbecho-
slowak. Kirche hat (1952) 950000 Bekenner. 
Die protcstant. Kirchen haben rd. 1 Mill., 
die östlich-orthodoxe Kirche etwa 200000 
Mitglieder. Bildung: Seit 1960 neunjährige 
Schulpfticbt, darauf 3jäbr. allg. bild. Mittel-
schule (böh. Schulen), fach!. beruft. Schulen 
stark ausgebaut. Universitäten bestehen in 
Prag (gegr. 1348), Brüan. Prcßburg und 
Olmütz. 4 weitere Universitäten werden seit 
1961 gegr. Wehrmacht: Es besteht allgcm. 
Wehrpdicht vom 19.-50. Lebensjahr. Das 
aktive Heer zählt etwa 150000, die Luft· 
waffe etwa 25000 Mann. 
VORG~CHTE. -+Mitteleuropa. Vorge· 

schichte. 
GESCHICHTE. Ober die Geschichte der in 

der T. vereinigten Linder vor dem 1. Welt-
krieg •Böhmen, •Mähren, ... stowak.ei. Der 
tscbech. Nationalgedanke, der seit 1848 
wieder hervorgetreten war, fand im 1. Welt· 
kriea die Gelegenheit zur Auflehnung gegen 
die Ostem:ich.-Ungariscbe Monarchie. 
Masaryk und Benesch richteten in Paris 
einen tschecboslowak. Nationalrat ein; in 
Frankreich und bes. in Rußland wurden 
tschcchoslowak. Legionen gebildet, die ge-
gen die Mittelmächte kämpften. Am 30. S. 
1918 schloß Masaryk mit den amerikani-
schen Slowaken den Pittsburger Vertrag 
über den staatlichen Zusammenschluß der 
beiden Völker. Die Entente erkannte den 
Nationalrat am 28. 9. als vorläufige Regie-
runa an. Am 28. 10. wurde in Prag die Un-
abhängi&keit der T. ausgerufen und Masa-
ryk bald darauf zum Sl.l.:l!S>-r.isidenten 
11cwählt. 

Die Tschechen nahmen cntaeaen dem 
Selbstbestimmungsrecht der Völker die 
Herrschaft über ganz Böhmen. Mihren und 
österr.-Schlesien für sich in Anspruch und 
besetzten im Winter 1918/19 das 11anzc 
sucletendeutsche Gebiet. Die neuaebildetc 
Regieruna von »Deutsch-Böhmen• wurde 
vertrieben. Durch die Verträge von 1919/2() 
erhielt die T. noch vom Dt. Reich (Schle-
sien) du Hultschiner Ländchen, von Öster-
reich Gebiete bei Gmünd und um Feldsberg, 
von Ungarn die ganze Slowakei und Karpa· 
ten-Rußland. Das Gebiet von Teschen 
wurde 1920 zwischen der T. und Polen ge-
teilt. Re11ierungsform der T. wurde die 
parlamentarische Demokratie. Außenmini-
ster Benesch leitete die auswärtige Politik in 
enaer Anlehnung an Frankreich und in der 
Zusammenarbeit mit Juaoslawien und Ru-
mänien (+Kleine Entente). Grolle innenpo-
lit. Schwieri&keiten entstanden aus der Min-
derheitenfrage: Die Sudetendeutschen woll-
ten Gleichberechtigung für sich, die von 
Hlinka geleitete Slowakische Volkspartei 
volle Autonomie der Slowaken. Den Ver-
suchen einiger dt. Parteien (Landwirte, 
1926-29 Christlicbsoziale, seit 1929 Sozial-
demokraten), durch Mitarbeit an der ile-
gierun11 die Gleichberechtigung der Deut-
schen zu erreichen, blieben sichtbare Erfolge 
versagt. Die Machtübernahme des National-
sozialismus im Dt. Reich veranlaßte die 
tschech. Regierung zu scharfem Vorgehen 
gegen die nationalen sudctcndeutschcn Par-
teien (u. a. Verbot der dt. Nationalsoziali-
sten, 1933). An ihre Stelle trat die •Sudeten„ 
deutsche Partei, die bei den Parlamentswah· 
len vom Mai 1935 der Stimmenzahl nach die 
stärkste Partei der T. überhaupt wurde. Am 
16. 5. 1935 schloß die T. einen Beistands·· 
pakt mit der Sowjetunion ab. Im Dez. 1935 
wurde Bcnesch Nachfolger Masaryks als 
Staatsprisident. Die steigende Macht des 
nationalsozialist. Reichs und der Anschluß 
Österreichs ließen die Autonomiebestrebun. 
gen der Sudctendeutschen in eine An-
schlußbewegung umschlagen. Im +Mün-
chener Abkommen mußte die T. die deut-
schen Randgebiete abtreten. Gleichzeitig 
erhielt die Slowakei eine autonome Regie. 
rung, und Karpaten-Rußland. nunmehr 
Karpaten-Ukraine genannt, wurde Bundes-
land der T. Benescb trat darauf zurück; 
Nachfolger wurde Hacba. Polen besetzte 
Anfang Oktober das Olsagebiet. Gebiets-
ansprüche Ungarns wurden im Wiener 
Schiedsspruch (2. 11. 1938) geregell. Am 
14. 3. 1939 machte sieb die Slowalcei unab-
hängig, worauf Hitler für den Reststaat den 
Abschluß eines Pr<>tektoratsvertrags er-
zwang (15. 3. 1939). Die Karpaten-Ukraine 
wurde am 23. 3. 1939 von Ungarn besetzt. 
Im 2. Weltlcrieg verhielt sich die tschcch. 
Bevölkerung, von den Kriegslasten wenig 
betroffen, zunlichst ruhig. Erst die dt. Rück-
schläge und die Maßnahmen nach der Er· 
mordung des stellvertr. Reichsprotektors 
Heydrich (1942; •Lidicc u. a.) weckten 
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WidcntDdlltdfte; die 1945 ZU Oreueltatcn 
- die De.-lllm u.nd zu deteD AuatJ:OO. 
bllna fGhrten. Nach dem dt. Zusammen-
bruch wurde die T. in altem Umfana wieder-
h~Ut, nur die Karpatcn-Ukniae 
wurde 1!145 an die Sowjetunion abgetreten. 
Benesch wurde wieder Präsident (1!M8 zu-
nlckptrcten). Der plamnillip Aufbau 
cU- sozialist. Staates wurde aadl. dem 
Staatst.reich YOID Febr. 1948 in vent4rktem 
Maß weitc~führt. 1948-53 war Gottwald 
Staatspris., 195l-S7 A. :Upotoc:tcy, 19S7 
bis 1968 A. Novotnf, seit 30. 3. 1968 L. 
Svoboda. Im Januar 1968 wurde Alezaader 
Dubcek als Nachfol.gcr Novotnfs Erster 
Scl<rctär der Kommunist. Partei. Die fol111CD-
de Neuorienlicnm& der Politik brachte eine 
Welle von Rildctrium und Rdlabilltierun· 
1110n führender Politiker. Am 2"./21. 8. 1968 
wurde die T. von Truppen der Wanchauer-
Pakt..staaten besetzt. 

Lrr. M. Blaf.ck: Ökonom. Geographie du 
Tscbcchoslow. llep. (1959). - B. Brctholz: 
Gcscb. Böhmens und Mährens, 4 Bde. (1921 
bis 1923); H. Raschhof er: Die Swletcn-
frap ... (19S3). 
Tä'edlow (-irof), Anton PawlowiDcb. 

russ. Schriftsteller, • Taaanrog 29. 1. 1860, 
t Badcn-iler 15. 7. 1904, studierte Medi-
zin. In Skizzen und Erzählungen 7.eichnetc 
er mit impressionistischen Darstellungsmit-
teln Menschen und Situationen seiner Zeit, 
insbes. die Welt des damals neu entstehcn-
'dcn russ. Kleinbür&cnwns, der Intcllia=z 
und des sich auflöscndca Gutsadels. Im. 
Gc..,,satz zu der illcren Schule des russ. 
Realismus sachte T. - im ~uß an die 
all.gcmcin._.-opäischca impressioniatischea 
und symbolistischen Strömun11a1-nachneu-
en, künstlerisch verfeinerten Dantcll~ 
mitteln; er entwickelte sich unter dem Ein-
fluß von Maupassant zu einem Meister der 
Novelle (Eine lanpeilip Gcschichtc, 1889; 
dt. 1919. Das Duell, 1891; dr. 1944) und 
insbes. der Kurzgeschichte, die er teils als 
Anekdote, teils als Stimmullpbild ll'Sla)tct. 
Großen Erfolg hatten :ocinc ~ (Die 
Möwe. 1896; dt. 1902; Onkel Wanja, 1897; 
dt. 1921; Drei Schwestern, 1901; dt. 1921; 
Der Kinchprtcn, 1904; dt. 1918) mit ihrer 
Stimmungsmalerci und Charaktcrisierunas-
kunst. T. wird als Vertretee einer resi&nio-
rend possimiatiscben WeJtansehauun11 anae-
scbcn · dem widersprechen sein hochent. 
wiclteitcr Sinn für Humor und sein oft aus-
gcsprocheacr Glaube an eine bcacro Zu-
kunft. 
WDD. Werke, russ., 12 Bde. (Moskau 

1950). Dt.: Gcs. Romane und Novellen, S 
Bde. (1920); (lcsammcltc Werke, 4 Bde. 
(1950 ff.); Werke, 3 Bde. (1963). 
In-. V. Ermilov: T. (dt. 1951); S. laffittc: 

A. T. (1960). . 
Toct.:ia'- Olp, Filmschauspaelerin, 

• Aleundropol (Kaukasus) 26. 4. 1897. 
Filme: Die Drei von der Tankstelle (1930), 
Liebelei (1933), Bel Ami (1939). 
T..,.,....,.., CbejD-<lo, Qtaelpart, japan. 
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Zur Zweiterj?tunde: • 
a) Das Kaschauer Programm, s.s.?4) 
b)ExJ<lärung Beneschs vom 1?.2.45: " ••• die Sowjet-Union wolle nichts an-

deres als daß die Tschechoslowakei ein treuer Freund und Verbündeter 
sei" (Lit.Nr. a, s.1?9) 

c)"Prä.sident Benesch glaubte, die tschechoslowakischen Kommunisten 
seien nicht wie andere Kommunisten, und dieser Glaube wurde weithin in 
den USA und in England geteilt" (L ~,1?9) 

d) Gottwald am 8.4.45: "Ist schon hemte die Zeit, sich als nächstes Ziel 
die Sowjetrepublik, den sozialistischen Staat zu setzen? Nein! 
Das wäre ein großer Rahbm strategischer Fehler ••• Trotz der günsti-
gen Situation sind die nächsten Ziele nicht Sowjetisierung und So-
zialisierung, sondern die wirklich konsequente Durchführung einer 
demokratischen, nationalen Revolution• (L 8, 1??) 

e) Gottwald 1929 im Parlament: "Wir gehen zu den russischen Bolche-
wisten nach Moskau, um dort zu lernen, euch das Genick zu brechen. 
Ihr wißt ja, daB die russischen Bolchewisten darin Meister sind",(a.o.: 

f) Gottwald B!f 12.12.1946 vor dem Verfassungsausschuß der Nationalver-
sammlung: "Wir sind keine Republik des alten parlamentarisch-demo-
kratischen Typs mehr und wir sind auch keine sozialistische Repu-
blik. Wir haben einen neuen spezifisch tschechischen Typus geschaf-
fen, der ungefähr in der Mitte zwischen den beiden angeführten 
steht. Am besten eignet sich der heute ••• übliche Terminus ••• 
'Volksdemokratie~ " (L 9, s. 31?) 

Zur Dritten Stunde: 
a) Manifest der Partei Beneschs vom 5 .11.4?: "Oie Politik der Kommuni-

stischen Partei geht darauf aus, die Herrschaft über die anderen 
Parteien zu erlangen. ••• Wir sind für die demokratische Zusammen-
zwischen allen Parteien, auch mit der Kommunistischen Partei. Aber 
wir werden in unserer Entschlossenheit, die Unabhängigkeit des Staa-
tes und die Freiheit der Bürger zu verteidigen, nicht um einen Zoll 
zurückweichen" ( L 16, 366) 

b) Protest des Parteivorstandes der SOP, 12 ... 1.48: "• •• gogen den immer 
~sser zutagetretenden politischen Terror im Lande und gegen die 
Bestrebungen, die Republik in einen Polizeistaat zu VPrwandeln~ ~ ;u 

(L 16, 366) 



Aus dem „Kaschauer Programm" 
vom 5. Aprll 1945 

In Ihrer heimischen Politik wird die Regierung von dem grundlegenden Artikel der tldtedlo-
alowaklschen Verfassung auagehen, nach dem das Volk die einzige Quelle der StaattgeWalt 
Ist Deshalb wird die Regierung das gesamte öffentliche Leben auf einer breiten demokratt-
achen Grundlage aufbauen; sie sichert dem Volke alle polltlschen Rechte zu und wird einen 
unerbittlichen Kampf um die Ausrottung aller faschistischen Elemente führen. 

Zum Unterschied von dem früheren bürokratischen, volksfremden Verwaltungaapp1r1t werden 
In den Gemeinden, Bezirken und Ländern als neue Organe der ataatllehen un~ Mtentlldlen 
Verwaltung zum Volke gewählte NatlonalaueschOsse geschaffen. Diese vom Volke gewlhHen, 
unter der ständigen Kontrolle des Volkee stehenden und bis auf weiteres vom Volke abbind• 
baren Nationalausschüsse werden Im Bereich Ihrer Zustlndlgkelt alle OU.intllchen Angeltten-
helten verwalten, neben den Zentralorganen für die öffentliche Sicherheit sorgen und eich einen 
Ihnen untergeordneten demokratischen Beamtenapparat aufbauen. Die Regierung wlrct'71hre Po-
litik über die Nationalau111chüllse verwlrkllchen und sich vollständig auf ale stützen. Alle Or-
gane und lnatltutlonen der Verwaltung und Gewaltausübung, die von den früheren Reglm~ 
der Okkupanten und Verräter eingerichtet wurden, werden aufgelöst Für die vorllufloe Ver-
;n-altung der Gemeinden und Bezirke mit einer In der Mehrheit staatlich unzuverlässigen, nicht. 
slawischen Bevölkerung werden die Verwaltungsfunktionen angeordnet. 

. Daa befreite Volk wird In die Natlonalausschü~se seine besten Vertreter ent•enden, ol\ne 
Rückaldlt darauf, ob ale Irgendeiner politischen Partei angehören oder nicht, die •Ich aber Im · 
Kampf gegen die fremden Elndrlngllnge und Verräter bewährt und durch Ihre Taten Ihr wirk· 
lieh vaterländisches Fühlen und ihre demokratische Überzeugung bewiesen haben und beweisen. 
Zugleich aber werden Volk und Regierung sorgfältig darüber wachen, daß In die Natlonai.. ' 

· ausschOaee keine Elemente eindringen, welch& mit den Okkupanten zuaammengearbeltet, ·die 
Verräter unterstützt und in Diensten des Feindes sich schändliche persönliche Vorteile versdlafft 
haben . 

. Die RtQlerung wird die schöpferische Initiative und die öffentllche Tltlgkelt der breitesten · 
Volka8cillchten voll und ganz unterstützen. Neben der unmlttelbaren Beteiligung an der Ver· · 
waltung und Leitung der staatlichen und öffentlichen Angelegenheiten Im Wege der National· 
au&lc:hüsse wird das Volk das Recht haben, freiwillige Organisationen verschiedener Art - · 
politische, gewerkachaftllche, kulturelle, sportliche und andere - zu bilden und durch ale seine 
demokratischen Rechte zu verwirklichen. Dabei wird aber nicht zugelassen werden, daß. In · 
diese Organisationen Volksverräter, Faschisten und andere offene oder getarnte Feinde des 
Volkes elndrtngen. 

Die konsequente Glelchberechtlgung der Frauen In allen · Bereichen . dee polltlec:hen, . wlrt· 
tchaftllcnen und kulturellen Lebena wird durchgeführt werden. Das allgemelne Wahlrecht der 
Mtnner und Frauen vom 18. Lebensjahr an wird elngefilt111 und auc.t1 •Uf die Angehörigen der 

·wetumadlt ausgedehnt werden. Alle Volksverrlter und Helfershelfer dea FelndH werden Jedodl 
Im SI~ des Dekretes dea Präsidenten der Republik Ober die Bestrafung der Krlegsverbredler, . 
der Verriter und Kollaboranten und Ober die Errichtung von Volksgerichten des aktiven und · 
pnslven Wahlrectlte entkleidet. GewAhrlelstet werden voll und ganz die verfassungsmlBlgen / · 
Frelhlltatttttte, Insbesondere die peniönllcha Freiheit, die Veraammlungarrell\elt, die Koalltlon• · 
frelhllt, dlt freie MelnungsAuBerung durch Wort, Druck und Sctirlft, die Freiheit des „auses. " 
da Drlefglhtlmnla, die Lehr- und Gewlsaensfrelhelt sowie die Freiheit des rellglösen Bekennt- .: 
nlssel. Eint Diskriminierung der Bürger der Republik aus rassischen , G~nden wird nicht 
iugelusen warden. 

DUDDllUllllllllllllllltD!l!lllllDllllllll!DllllDllllllllU1111lllßUllllllllllllllllllllllllHlllllOlllllllnnmmllllllllßll11HnllDllllßllllllllUlllllUlßllHlßlllllßftllßatlftftlDIUllßnilftllllllH-.: 
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c) Manifest des ZK der 112P vom 17.2.48: "Seit einigen Wochen ist es 

offenbar geworden, daß die Vertreter einiger politischer Parteien 
in der Regierung ihre eigenen Methode in der MiBachtung ihrer Ver-
pflichtungen gegenüber der Nationalen Front und dem ~egierungs­
programm gewählt haben, um ••• die Bestätigung der neuen Verfassung 
und wichtiger Gesetze ••• zu verhindern. 
Das Zentralkomitee der KP der Tschechoslowakei ist zu dem Schluß 
gekommen, daß der vorsätzliche Kurs, der durch die Vertreter ge-
wisser politischer Parteien verfolgt wird, •••• versuchen würde, 
dem souveränen Volk die Macht aus den Händen zu nehmen und im Dienst 
der Reaktion in einer Atmosphäre von politischem und wirtschaftli-
chem Aufruhr eine antidemokratische Wahl vorzubereiten. 
Das ZentralkOßlitee hat sich deshalb entschlossen, alle notwendigen 

Maßnahmen zu ergreifen, um die hinterlistigen Pläne der vereinigten 
Reaktion zu durchkreuzen und die friedvolle Entwicklung der neuen 
Republik zu sichernn. (L 16, 368) 

d) Pravda in diesen Tagen: 
"Oie Gruppe der drei Parteien: SOP, Volkspartei und die Slovakische 
Demokratische Partei hat sich gegen die Nationale Front in der 
Tschechoslowakei verschworen. Diese Gruppe hat nach Instruktionen 
von außen die Regierungskrise hervorgerufen ••• Die internationale 
Reaktion versucht mit ihrer Hilfe die Reihen der Volksdemokratie 
zu spalten. Ihre Bestrebungen werden jedoch ohne Erfolg bleiben." 

{ L 16, 369 ) 

e) Izvetija in diesen Tagen: 
"Oie 200 Millionen Menschen der Sowjet-Union stehn auf der Seite 
der tschechischen Kommunisten in ihrem heroischen Kampf gegen die 
Reaktionäre• (L 16, 3?3) 

f) Brief Gottwalds an Benesch, 24.2.1948: 
"Die gewaltigen Volksmanifestationen der letzten Tage haben gezeigt, 
daß unser werktätiges Volk die Politik dieser Parteien einstimmig 
verurteilt und die Bildung einer Regierung fordert, in der ehrli-
che, fortschrittliche Patrioten sitzen, die der Republik und dem 
Volke ergeben sind. ••• Deshalb hegt das Präsidium der KPTsch die 
feste Hoffnung, daß Sie ••• die Richtigkeit seiner Ausführungen ein-
sehen und mit seinen Vorschlägen einverstanden sind "• 



g) Resolution der Konferenz der Betriebsräte v. 22.2.1948 
"Wir lassen keillBn Umsturz zu ••• Wir sind fest entschlossen, all 
verräterischen Umtrieben energisch ein Ende zu bereiten. -••• 
Zur R•ldltidlwii&kaAxi•kllR nachdrücklichen Betonung unseres festen 
••• Willens, alles zu tun, damit unsere Forderungen erfüllt werde 
rufen wir für Dienstag, den 24. Februar 1948 einen einstündigen 
Manifestationsstreik in allen Betrieben aus. Wir machEen den Zen-
tralrat der Gewerkschaft und seine Organe für die Durchführung der 
Beschlüsse verantwortlich und ennächtigen ihn gleichzeitig, alle 
notwendigen Aktionen durchzuführen, falls unsere Forderun_,n 
auf Widerstand stoßen sollten". (L 16, 3?6) 

Zur Vierten Stunde: 
1 Kommun.Staatsver- a) siehe L 19, Quelle 25 - 29, 33, 36, 45 

c;tändnis b) Artikel "Demokratie" aus L 5 (Auszug s. u. S, ?'fJ 
c) Lenin: 

"Alle Nationen werden zum Sozialismus gelangen, das ist unausweich~ 

lieh, aber keine auf die genau gleiche Art und Weise; jede wird 
zu dieser oder jener Form der Demokratie, zu dieser oder jener 
Abart der Diktatur des Prpletariats, ••• etwas Eigenes bei-
tragen ". (in L 9, 25) 

d) Lenin: 
"Der Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus wird sicher einen 
großen Reichtum.der politischen Formen mit sich bringen, deren 
Wesen wird dabei unausweichlich nur das eine sein: die Dikta-
tur des Proletariats". (in: L B, 185) 

e) Eine tschechische Schrift: Die Vertretungsorgane", 1954: „ 
"die tschecho~lowakische Volksdemokratie ist die Staatsform der 
Diktatur der Arbeiter1<lasse, eine besondere Fonn des Bündnisses 
zwischen Arbeitern und werktätigen Bauern unter der Führung 
der Arbeiterklasse" (L B, 189) 

f) Tschech. Schrift: "Frsgen der Volksdemokratie", 1955: 
"Der Volksdemokratische Staat deckt sich in allen wesentlichen 
Punkten ••• mit dem sowjetischen Staat in dessen erster Ent-
wicklungsphase". (L B, 189) 

c 
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Demokratie (griech] - · eigtf; ·. Volksherrschaft. 
Staatsform, deren Inhalt vom Charakter des je. 
weiligen Staates bestimmt wird. <<Die Demo-
kratie ist eine Staatsform, eine der Spielarten 
des Staates>> (LENIN 25, 486). · , · , · 
Der Inhalt der Demokratie ist in allen vor-
sozialistischen Gesellschaftsformationen sowie in 
der Übergangsperiode vom Kapitalismus zum 
Sozialismus bis zum vollständigen Sieg des 
Sozialismus durch die vermittels des Staates aus-

' geübte Klassenherrschaft gegeben. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist die Demokratie untrennbar mit 
der Diktatur der jeweils herrschenden Klasse 
verbunden: Demokratie und Diktatur stellen 
nur zwei Seiten ein und derselben Sache dar. 
«Demokratie ist nicht identisch mit Unterord· 
nung der Minderheit unter die Mehrheit. Demo-
kratie ist ein die Unterordnung der Minderheit 
unter die Mehrheit anerkennender Staat, d. h. 
eine Organisation zur systematischen Gewalt· 
a11wendung einer Klasse gegen die andere, eines 
Teils der Bevölkerung gegen den anderen» 
(LENIN 25, 469). 
Die bürgerliche Demokratie, die gegenüber den 
feudalabsolutistischen Herrschaftsformen einen 
historischen Fortschritt bedeutet, entsprach zur 
Zeit ihrer Herausbildung dem Stand der Pro· 
duktivkräfte und den sie fördernden Produktions-
verhältnissen und diente der weiteren gesell· 
schaftlichen Entwicklung. Die Werktätigen hatten 
sich eine Reihe demokratischer Rechte und Frei-
heiten erkämpft, wie das Recht des politischen 
Zusammenschlusses, das Recht zu wählen und 
gewählt zu werden, Presse- und Versammlungs-
freiheit ·usw., die auch in mehr oder weniger 
klarer Form in die Verfassungen der bürgerlichen 
Staaten Eingang fanden. 
Die bürgerliche Demokratie beruht auf dem kapi-
talistischen Eigentum an den Produktionsmitteln. 
Sie kann in der Sphäre der Politik, auf die sie 
ohnehin von vornherein beschränkt ist, nicht voll 
wirksam werden, weil die Grundlage der poliri-
schen Macht die ökonomische ist. Dergestalt 
kann es dort, wo das Volk nicht Eigentümer der 
Produktionsmittel ist auch keine Volksherr-
schaft geben. J..:dc 'bürger!id1e Demokr:ai.:, 
und sei sie noch so entwickelt, findet letz1h..:h 
ihre Grenze am P.rofitstrcben der Bourgeoisie. 

Wesentliche 
Bestimmungen der Demokratie, wie Volkssouve-
ränität, Freiheit und Gleichheit, werden voneiner 
Reihe formaler Prinzipien, wie dem Vorhanden· 
sem mehrerer politischer Parteien, dem Recht 
zu~«Opposition», der Gewaltenteilung, dem Mehr· 
heitsprinzip, der Verfassungsgerichtsbarkeit, den 
Wahlen usw., abhängig gemacht, um zu ver-
meiden, daß die :ökonomischen Wurzeln der 

r „ 
.........., 

Demokratie, -daß -der- uirtreilnbäre ZiJsammen-
hang zwischen den kapitalistischen Eigentums-
verhältnissen und dem Wesen der 'Demokratie 
bloßJelegt werden. -Die Grundfrage jeder Demo- -
kratie ist die Frage der politischen Macht. _ .· ' 

,Die .l'llti"lisüsclie 1>e1~111lm1ti11 en1~1~flt 11u.f 1mt . 
wiäcll ~idt lllit Jl!r lrub,tung Jer politischen 
Macht durch die Arbeiterklasse und der sozialisti· 
sehen Umgestaltung der gesamten Gesellschaft 
in der Periode der Diktatur des Proletariats. «Der 
erste ·Schritt in der Arbeiterrevolution (ist) die 
Erhebung des Proletariats zur herrschenden 
Klasse, die Erkämpfung der Demokratie» (MARX/ 
ENGELS 4, 481) .. Die Diktatur des Proletariats 
ist ein qualitativ neuer Typ der Demokratie. Mit 
der Übernahme der Produktionsmittel durch 
das Volk wird dieses Eigentümer aller materiellen 
und kulturellen Güter der Gesellschaft. Damit 
ist die objektive Grundlage für eine wii:kliche 
Volksherrschaft gegeben. Die neue Qualität der 
sozialistischen Demokratie gegenüber jeder bür· 
;~al ichen besteht darin, daß sie auf der Grundlage 
der durch die neuen Produktionsverhältnisse mög-
1 ichen bewußten Entfaltung der Produktivkr'jfte 
durch die planende und leitende Tätigkeit- des 
sozialistischen Staates alle Bereiche des Lebens 
und vor allem die Produktion selbst erfaßt· und 
die dort wirkenden Gesetzmäßigkeiten bewußt 
ausnutzt. _ 
Das demokratische Wesen der Herrschaft der 
ArbeiterkJasse -und ihrer Verbündeten schließt 
·nicht aus, sondern erfordert vielmehr, daß die-
selbe Herrschaft der Arbeiterklasse gqcnüber 
den Feinden des Sozialismus Diktatur (der Mehr· 
heit des Volkes über eine kleine Minderheit) ist 
und ihnen gegenüber gegebenenfalls diktatorische 
Maßnah,men anwendet. «Beim Übergang vom 
Kapitalism.is zum Kommunismus ist die Unter~ 
drückung noch notwendig, aber es ist das-bereits 
eine Unterdrückung der Minderheit der Aus· 
beuter durc :1 die Mehrheit der Ausgebeuteten. 
Ein besond.rer Apparat, eine besondere Maschine 
zur Unterdrückung, ein ,Staat' ist noch notwendig, 
aber es ist das bereits ein Übergangsstaat, kein 
Staat . im eigentlichen Sinne mehr; · denn die 
Niederhaltung der Minderheit der Ausbeuter 
durch die Mehrheit der Lohnsklaven von gestnn · 
ist eine so verhältnismäßig leichte, einfache und 
natürliche Sache, daß sie viel weniger Blut kosten 
wird als die Unterdrückung von Aufständen der 
Sklaven, Leibeigenen und Lohnarbeiter, daß sie 
der Menschheit weit billiger zu stehen kommen 
y." rd. Und sie ist vereinbar mit der Ausdehnung 
ckr Ik111okrat ie auf eine so übendltigcndc Ml'h r-
hut der Bevölkerung, daß die Notwendigkeit 
einer beso11<1e1<'11 f 'iine zur Unterdrückung zu 
schwinden beginnt uie Ausbeuter sind natürlich 
nicht imstande, • Volk niederzuhalten ohne 

-eme ·sehr komplizierte 'Masehine zur. Erfüllung 
dieser Aufgabe, das Volk aber vermag die Aus-
beuter mit einer sehr einfachen ,Maschine", ja 
nahezu ohne ,Maschine', ohne einen besonderen 

·Apparat niedcrzuhalteo, durch die einfache 
Organisation der bewaffneten !rfassen>> (LENIN 
25, 477). 
In der Übergangsperiode vom Kapita iismus ;r.um 
Sozialismus sind sozialistische Demokrattc und 
Diktatur des Proletariats identisch und be· 
schränken sich nicht nur auf die staatliche Sphäre. 
Die sozialistische Demokratie umfaßt vielmehr 
das ganze System staatlicher und gesellschaftliche1 
Institutionen und Organisationen, durch die die 
Werktätigen die Macht ausüben und die sozia-
listische Gesellschaft errichten. Dazu gehören die 
staatlichen Organe, Vereinigungen der nationalen 
Kräfte, gesellschaftliche Räte, Produktionskomi· 
tees, Konfliktkommissionen, die Gewerkschaften 
mit ihrem weitverzweigten Netz von Kommis-
sionen und sonstigen Organisationsformen, alle 
Ma5senorganisationen sowie alle Formen des 
bewußten Tätigwerdens der Massen zur Verwirk-
lichung der gesellschaftlichen Interessen unter der 
Führung der marxistisch-leninistischen Partei. 
Im Gesamtsystem der sozialistischen Demokratie 
nehmen die Volksvertretungen als staatliche 
Machtorgane der Werktätigen eine besondere 
Stellung ein. Ihre Bedeutung wächst im Prozeß 
der Vollendung des sozialistischen Aufbaus stän-
dig. Die Volksvertretungen sind zum Unterschied 
von den bürgerlichen Parlamenten, in denen der 
Volkswille in letzter Instanz eine Fiktion bleibt, 
eng mit dem Volk verbundene, ihren Wählern 
stets rechenschaftspflichtige Körperschaften, die 
die notwendigen Maßnahmen des ihrer Verant· 
wortung obliegenden wirtschaftlichen, sozialen, 
politischen und kulturellen Bereichs selbst vor-
bereiten, beschließen und ihre Durchführung 
organisieren. In dieser bewußten Gestalti.ing des 
gesellschaftlichen Lebens durch die arbeitenden 
Menschen selber liegt das Wesen der sozialisti· 
sehen Demokratie. Durch die Einbeziehung einer 
ständig wachsenden Zahl und schließlich aller 
Menschen in die Lenkung der gesellschaftlichen 
Prozesse werden die Menschen befähigt, die objek· 
tiven Gesetze der Gesellschaft immer besser zu 
erkennen und sie bewußt im Interesse der Weiter-
entwicklung der Gesellschaft auszunutzen. Nicht 
zuletzt darin offenbart sich der Humanismus der 
sozialistischen Demokratie. 
Dir Entwkklung der S(lLialistischen Dcmc1krati1'. 
di1• 1 IC'ranfiihrunv. der Volksmos•en un die Leit11nl( 
v1m Stuat, W11 t,i:ilaft und Kultur erfordert eine 
straffe, zentrale Leitung auf der Grundlage eines 
<'inhcitlichcn Plane~. ohne die die Initiative und 
Aktivität der Werktätig'a:icht voll zur Ent· 
faltung gebracht und W die Schwerpunkte 
orientiert werden ~ilnn 1 Ohrmn Rri1niit 

Leitung ., 'der sozialistischen --rresellscnarc-ünd 
:VorauiSetzung für · die EntwickJung der sozia· 
listi~chen Demokratie ist deshafl, die slc.adige 
Ver\'ollkommnung des demokratischen Zen-
trafürnus 
Dif Entfaltung der sozialistischen Demokratie 
hat mit dem Sieg des Sozialismus noch nicht 
'hrc höchste Vollt!lildung erreicht. Sie bleibt die 
Hauptrichtung der Entwicklung der sozialistischen 
Staatlichkeit auch beim Übergang zum Kommu-
nismus, wo der Staat der Diktatur des Prole-
tariats der Staat des ganzen Volkes wird. Im 
Prozeß des Übergangs vom Sozialismus zum 
Kommunismus wird die Einheit - von Demo-
kratie und Diktatur aufgehoben, weil es keine 
Kräfte im Volk mehr gibt, gegen die diktatorische 
Maßnahmen erforderlich wären. Die sozialistische 
Demokratie gelangt mit der Vollendung des 
Aufbaus der kommunistm:hen Gesellschaft und 
dem allmählichen HinÜberwachsen der sozia-
listischen Staatlichkeit in die kommunistische 
Selbstverwaltung der Gesellschaft zur vollen 
Blüte. <<Die Diktatur des Proletariats, die Periode 
des Übergangs zum Kommunismus, wird zum 
erstenmal Demokratie für das Volk, für die 
Mehrheit bringen, aber zugleich wird sie not· 
wendigerweise eine Minderheit, die Ausbeuter, 
niederhalten. Einzig und allein der Kommunis-
mus ist imstande, eine wahrhaft vollständige 
Demokratie zu bieten, und je vollständiger diese 
sein wird, um so schneller wird sie entbehrlich 
werden, wird sie von selbst absterben» (LENIN 
25, 476). 
-+ Diktatur des Proletariats -.. Sozialismus und 
Kommunismus -+ Staat. 
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2 Kommunistisches ~artei- a) L2o, Qt1ellen ? - 1o, 13 
verständnis 

b) Tsch. Schrift "Fragen der vo• (·1955): 

3 Verfassung und Ver-
wal tung 

"Die FUhrung des volksdemokratischen Staates dürGh die 
Kommunistische Partei wird vorbehaltlos. Daran ändert a 
nicht~ die Tatsache, daB das Mehrparteiensystaa bishar 
beibehalten wurde. Die Obrigen politischen Parteien ha-
ben bereits keine eigene politische Linie mehr, sondern 
übernehmen als ihre Generallinie beim Aufbau des Sozia-
lismus die von den kommunistischen Parteien herausge-
stellte Linie"• (L 8, 189) 

c) Zapotocky (Staatspräsident), Sommer 195?: 
"Wir sind eine dem Sozialismus zustrebende Volksdemokra-
tie. Diese wird repräsentiert durch die Nationale Front 
der Arbeiter, Bauern und lierktätigen Intelligenz unter 
der Führung der KPC. Oie KP schall. tat gleich und f0hrt I 4 
trägt aber zugleich die Verantwortung. Das erkennen alle 
Bestandteile unserer Nationalen Front an. Und wann ein 
Bestandteil das nicht anerkennen sollte, dann geh6rt er 
nicht in die Nationale Front•. L 8, Se19o 

d) Aude Pravo, 1956: 
"Wir tschechischen Kommunisten sehen in der KPdSU den 
erfahrensten Vortrupp der internationalen Arbeiterbewe-
gung" .(L a, 190) 

e) a.a.o. -, 1955: 
"••• je näher dem sowjetischen Vorbild, desto näher dem 
Sozialismus". ( L 8, 191) 

f) Tsch. Staatsrechteler Lakatos, 195?: 
"die immer größere Annäherung an das sowjetische Vorbild, 
das ist eines der Hauptgesetze der Entwicklung der 

. volksdemokratischen Länder". (L e, 185) 

g) z. Vgl. Schaubilder des sowjetischen Staats- und Partei-
aufbaus etwa nach dtv. etc. Vgl. LI-Reihe 4.22, Ära des 
Stalinismus. 

a) Zur Verfassung von 1948 (L 11, S.148/149)-Zusammenfasag.-
"Die am 3. Jahrestag der 'Befreiung' verabschiedete Ver-
fassung legte dann nach einer dem sowjetischen Vorbild 
entlehnten historischen und programmatischen Präambel in 
178 Paragraphen die Grundsätze und Einzelheiten der kOnf-
tigen Rechtsnorm fest. Das durch den eigenen Kampf und vor . 



• 

allem durch die 'slawische Großmacht, die UdSSR' befreite tsche-
chische und slowakische Volk, 'zwei Brudernationen, Glieder der 
großen slawischen Familie', bildet demnach einen Nationalstaat 
in enger Verbundenha6it mit allen friedliebenden Nationen. In 
dieser Volksdemokratie, darin die gesamte Wirtschaft d„ Volke 
dient, ist das Volk die Quelle aller Gewalt. Durch eine Kreu-
zung zwischen den sowjetischen For11en und der Tradition der Er-
sten Republik wurde in der neuen Regierungsstruktur eine straffe 
Kontrolle der KPTsch verankert. Das am 26.Mai 1954 auf 368 Abg-
ordnete aufgestockte Einkammer-Parlament verlor seinen bisheri-
gen Einfluß an das Präsidium der Nationalversammlung, dem zu-
gleich die Rechte eines Verfassungsgerichts zugesprochen wurden. 
Die Abgeordneten haben bei den selten stattfindenden Sitzungen 
lediglich die Au~gabe, die getroffenen Maßnahmen der Regien.11g 
nachträglich gutzuheißen. Änderungen in der WahlordntM'lg - eo 
wurden bei den Parlamentswahlen a,, 28. November 1954, 12.JIM'li 
1960 und 14. Juni 1964 keine Einheitslisten vorgelegt, sondern 
das ganze Land in etwa gleichgroße Wahlbezirke mit jeweils nur 
einem Kandidaten eingeteilt - haben hier keine grundlegende Ab-
hilfe geschaffen. Dem von der Nationalversa~mlung auf sieben 
Jahre zu wählenden Präsidenten wurden die Befugnisse zur Einbe-
rufung, Vertagung und Aufl8sung des Parlaments, die beschrflnkte 
Ernennung und Abberufung der Regierungsmitglieder und - auf Wunsdl 
- der Vorsitz im Ministe?Tat zugestanden. Durch die Koppelung 
mit ihren hohen Parteiposten konnten Gottwald, Zapotocky und 
Novotny, die bisher Bane~ folgten, dem Amt das Staatspräsiden-
ten eine sonst in den Volksdemikratien ungew8hnlicha MachtfOlle 
verleihen. Die vom Vertrauen des Parlaments abhängige Regierung 
kann nur durch das Mehrheitsvotum bei Anwesenheit der absoluten 
Mehrheit der Abgeordneten abberufen werden. ••••• 

Im ersch8pfenden Katalog der den StaatsbOrgem in der Verfas-
sung zugestandenen Grundrechte gewähren die mehrfache Einschriin-
kung dsr.ch 'vom Gesetz bestimmte Ausnahmen' , durch das 6ffent-
liche Interesse und durch den Schaden fOr die Gesamtheit dar 
Regierung jederzeit die M6glichkeit, die verbrieften Freiheiten 
außer Kraft zu setzen. Als HauptatOtzen des neuen Regimes soll-
ten die auf drei Ebenen - im Ort, Kreis und Bezirk - organi-
sierten Nationalausschüsse die Verwaltungstätigkeit ausOben 
und zugleich überwachen (§§ 123 - 133).• 

41t b) Nationalausschß Prag 195?: 
•tn unserer volksdemokratischen Republik kann es teine Frage 
der Teilung der Gewalten geben. Oie Staatsgewalt liegt in den 
Händen der Arbeiterklasse. Daran ändert auch die Tatsache nichts, 
daß unsere Verfassungsurkunde vom 9.Mai 1948 noch von der ge-
setzgebenden, der regierenden t.nd der richterlichen Gewalt 
spricht". (L e, 18?) 

c)"Tschechisches Staatsrecht": 
"Aufbau und Tätigkeit der NationalausschOsse entwickeln wir in 

steigendem Maße nach dem Vorbild der Sowjets als eines wichti-
gen Gli~s im Mechanismus unseres volksdemokratischen Staa-
tes". (L 8, 18?) 

d) Zeitung "Prace" 1956: 
"Unsere Ministerien ••• haben heute eine ganz andere Aufgabe 



Kulturrevolution a) ZK der KPC 1951: 
•(Aufgabe der Schule ist es,) " eine sozialistische Genenltian 
erziehen ••• , die sich fOr den Aufbau des Sozialismue begeist 
••• eine dem Bündnis mit der Sowjet-Union und den groBen Gedan-
ken Lenins und Stalins treue Jugend". (l e, 231) 

b) Schulminister 1953: 
"Die nach sowjetischem Vorbild aufgebaute Schule wird kei~· La1in'l'llt1E 

dulden, die noch der bOrgelichen westlichen Kultur anhingen und 
deren Erziehungspraxis ob jel<tivietisch, unpoli tiech iet". 

(L e, 23o) 

c) Lehrerzeitung: 
"Wir sagen ganz offen, daß wir die Jugend 111 Geiste der Ideologie 
der Arbeiterklasse erziehen •••• Unsere Schule ist eina erkUlz-
ter- und l<osequentermaBen politische Schule" (l 8, 23o), 



Rechtswesen 

als Ministerien in der bürgerlichen Republik. ••• Ihre Aufgabe ist 
tatsächlich die Lenkung der Entwicklung der einzelnen Industri .... 
zweige". (L e, 189) 

a) Vy~inskij 1933: 
•Revolutionäre Gesetzmäßigkeit hat gegenüber revolutianlrer Zweck-
mäßigkeit zu weichen. ••• Das formale Recht ist de11 Gesetz der Re-
volution unterwo~en. ••• WidersprOche im Gesetz müssen durct:a Un-
terordnung des illa.XZ.• formal.an Rechts unter die Parteipolitik 
gelöst werden•. (La, 198) 

b) Innenninister 1950: 
(Es soll) "im Kampf gegen die Klassenfeinde nicht nur das Straf-
recht, sondern auch das Verwaltungsstre.frecht zu einer wirklichen 
Waffe des Volkes gegen alle Feinde der neuen Sozialordnung und 
gegen alle werden, die uAaere Fortschritte in Richtung auf den So-
zialismus zu hemmen suchen". (L a, 19?) 

c) Strafgesetzbuch, § 1, (1950): 
•(Es hat zur Aufgabe,) "den Schutz der volksdemokratischeA Republik, 
ihrer sozialistischen Entwicklung, der Arbeiterklasse und des 
Individuuns sowie die Erzie~ung zur Einhaltung der Regeln smziali-
stischer Zusammenarlleit"• (L B, 196/?) 

Zur Fünften Stunde: a)Justizminister Rais, 1950: 

:3ozio/6kon. Rev. 

•oas allerheiligste Prinzip eines auschließlich ausbeuterischen Pri-
vateigentums, das zur Versklavung der Werktätigen führt, wird 
hinweggefegt, und die unantastbare Quelle des Reichtums und der 
Stärke der Republik sowie des Wohlstandes des werktätigen Volkes 
ist das gesellschaftliche, sozialistische Eigentun".(L 8) 

b)Statist:tken in L 1o s. 2o?/2o8 
c) Priisident der !sch. Akademie der Landwirtschaft: 

"Nach dem sowjetischen Vorbild, im Geiste der sowjetischen Erfah-
rungen und mit sowjetischer Hilfe ••• führen wir den sozialisti-
schen Umbau unserer Landwirtschaft durch". ( L 8, 218) 

d) Gottwald 1948: 
"Ohne den Obergang des Dorfes zum Sozialismus wird es bei uns kei-

nen Sozialismus geben". (L 8, 218) 



Themenkreis 4: Die Diktatur 

4.1 Die Diktatatur als verfassungsrechtliches Prinzip in Rom 

Vorbemerkung: Für das Thema 4.1 ist nur eine Stunde vorgesehen, 
da es hier vornehmlich darum gehen sollte, ein8" 
Einstieg zu haben für die ~IUUa: Unterrichts-
reihe 4.2: Formen der moderhen Diktatur. 

1.1 Lernziele: sie CuLPI 
1.2 Erläuterung: 

Der Schüler soll erkennen, daß unter bestimmten Umständen eine 
autoritäre Führung des Staates einziges Mittel zu seiner Ret-
tung sein kann. Gleichz~tig muB zu dieser bedingten Bejahung 
einer un-demokratischen Herrschaftsfonn die Einsicht in dlie 
prinzipielle Zielsetzung der Diktatur und die Notwendigkeit 
einer verfassungsrechtlichen Absicherung gegen einen MachtmiB-
brauch hinzutreten. Der Schüler gewinnt so Beurteilungskriteri-
terien fOr eine auch heute noch aktuelle Notstandsproblematik. 

1.3 Arbeitshinweise 
1.3.1: Unterrichtsverlauf: 

1· Hldiusliche Vorbereitung (arbeitsteiliges Verfahren) 
A (Gruppe 1)1 Vorbereitung eines Lehrbuchkapitels Ober 

die Punischen Kriege (v.a Fabius Uaximus 
Cunctator) 

B (Gruppe II): Vorbereitung eines Textes Ober die Diktatur 
in der frOhen r&lischen Republik (etwa ein 
Text von Hanse -s,Materialienl- oder Mommsen 
oder andere) 

C (Gruppe III): Vorbereitung eines Lehrbuchkapitels 
(über Sulla) oder eines Auszugs aus diner 
anderen Darstellung 

2 Vortrag und Fixierung der Ergebnisse aus A und B: 
~ Diktatur als NotstandsmaBnahme (innerer oder äußerer 

Staatsnotstand) 
- besondere Einsetzungsart des D. 
- Machtbefugnis des o. 
- Vorsichtsmaßnahmen zur Verhinderung eines Mißbrauchs 

der Macht: Befristung des Amtes, Rechenschaftslegung 
am Ende der Amtszeit 

Ergebnis:Die VerfassungsmäBige Diktatur als positive 
NotstandsmaBnahme 

3 Problematisierung: 



3 Problematisierung: 
- Gefahren einer Fehlentwicklung (Beispiel Sulla, Texte 

Gruppe Ill) 

4 -
0

Vergleich mit dem heutigen Inhalt des Begriffes o. 
ill Unterrichtsgespräch: 
- Diktatur als gegen die verfassungsmäßige Ordnung 

eines Staates gerichtete Machtusurpation 

1.3.2 Lentzielkontrolle: 
Mdl. Darstellung: Diktatur als verfassungsmäßiges Prinzip; 
Vgl. mit heutigem Inhalt des Begiffes 

1.4 Materialien: s. Anhang! 

1.5 Literatur: 
Th. Momrnsen: R6misches Staatsrecht, Bd. 2 
Otto Leggewie (Hrsg.): Henses G1f1e5h;~ch-A6mische Altertums-

kunde, Münster 1959 • 
. 2 

Ernst Meyer: R6mischer Staat und Staatsgedanke, Oannstadt 1961 
Ronald Syme: Oie r6mische Revolution, Goldmanns Gelbe Taachen-

bUcher Nr. 9o8/9o9 
Axel G8rlitz: Handlexikon zur Politikwissenschaft, München ~9?2 
Fischer Lexikone Staat und Politik 



4.2. Formen moderner Diktatur 

4.2.1. Der Nationalsozialismus 
1.Lernziele 
1.1. Groblernziele 

Die Schüler sollen: 
die Entstehung und die Struktur der nationalsozialist~schen 
Diktatur kennenlernen 
die Ursachen für den Zerfall des liberal-demokratischen 
Systems der Weimarer Republik erkennen 
durch eingehende Analysen von Ideologie und Wirklichkeit 
Einsichten in ~ie Bedingungen und Mechanismen einer modernen 
Diktatur gewinnen 
die methoden, Praktiken und Ergebnisse der NS-Diktatur kritisch 
beurteilen können 
die Gefahren radikaler, antidemokratischer Ideologien erkennen 
und gegen sie immunisiert werden 
die Bereitschaft gewinnen, sich für unsere liberal-
demokratische Staatsordnung zu engagi 8ren 

1.2. Teillarnziele siehe Culp 

2. Begriffe vergleiche di~ Arbeitshinweise zu den einzelnen 
Unterrichtseinheiten! 

J. Begründung 

Der NS-Diktatur muß ein bedeutender Platz im ~U eingereumt werden, 
da ihre katastrophalen Auswirkungen auf die deutsche und auf die 
Weltgeschichte zu einer gründlichen und kritischen Pesch~ftigung 

mit dem Nationalsozialismus,seinem Aufstieg und seinen Herr-
schaftsstrukturen zwingen. Aesond"r s in Deutschland ist 

eine Auseinandersetzung mit der NS-Diktatur unumg~nglich, da die 
Schüler im allgem~inen in der Umgebung von erwachsenen leben, die 
die Zeit zwischen 1933-45 bewuflt miterlebt, mitgestaltP.t oder 

durchlitten haben. Ihre Einstellung zur NS-Herrschaft kann also 
durch das Elternhaus Oder durch andere außerschulische EinflOsse 

vorgeprägt sein, so daß der GU gegebenenfalls bestehende Vorurtei-
le beseitigen muß und zu einer objektiven und kritischen Beurteilung 

der Hitler-Diktatur führen soll. Dabei beschränkt sich die LI-Einheit 
bewußt auf die innere Geschichte dee NationalsoziRlismue, da in diesem 
Themenkreis Herrschafts- und GP.sellschnftsstrukturen im Mittel-
punkt stehen. 

1 e 



4. Literatur 
1. ~1:1~llen 

Conze,W.: Der Nationalsozialismus, 2 Teile (:nuellen und 
Arbeitshefte zur Geschichte und Gemeinschaftskunde), Stuttgart o.J. 

H Of er , lU • : D er N a t i o n a ls o z i a li s m u s • D o k um e n t e 1 9 3 3 - 1 9 4 5 , 

Frankfurt 1957. 

Weltkriege und Revolutionen 1914~1945 (=Geschichte in Quellen 
Bd.V) ed.W. Lautemann und m. Schlenke, München 21970. 

2. Gesamtdarstellungen 

Bracher,K.D.: Die deutsche Diktatur. Entstehung, Struktur, 
Folgen des Nationalsozialismus, Köln 1970. 

Bracher, K1D. u.a.: Die nationalsozialistische Machtergreifung, 

Berlin 1974. (auch als TB in Ullstein TB) 

Broszat, m.: Der Staat Hitlers. Grundlegung und Entwicklung 
seiner inneren Verfassung (= dtv-Weltgeschichte des 20.Jhds. 

' Bd.9), München 1974. 

Nolte, E.: Der Nationalsozialismus, Berlin 1970.(Ullstein TB) 

3. ~arstellungen zu Einzelproblemen!siehe Literaturangaben bei 
Broszat und Bracher! 
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4.2.1.5 Arbeitshtnweise: 

5 •1 .~Erste und zweite Stunde: Filmvorführung mit anschließender Diskussion 5.2 
Lernziele: siehe CuLPI 
Ein vorzüglicher Einstieg in dieses komplexe Thema ist eine Filmvor-
führung, die thematisch auch die letzten Jahre der Weimarer Republik 
und damit die Ursachen des Aufstiegs und der Machtergreifung Hitlers 
mit einbezieht. Bild und Ton können helfen, das schillernde Phänomen 
"Nationalsozialismus" wahrnehmbar werden zu lassen, Ereignisse in gro-
ben Linien zu vermitteln, Fragen aufzuwerfen, zu einer Stellungnahme 
zu provozieren und eine ausführliche Behandlung in den folgenden Stun-
den zu motivieren. 
Vor allem die Massenverführung durch Propaganda kann im Tonfilm den 
jungen Menschen anschaulich vorgeführt und ,im anschließenden Unte'r-
richtsgespräch wenigstens ansatzweise erklärt werden. 
Folgende Filme der "Landeszentrale für politische Bildung und techni-
sche Unterrichtsmittel" sind hierzu besonders geeignet: 
1.) Oie Machtergreifung (Deutschland 1923-34), So Min, TK 1066 

oder 
2.) Ursachen des Nationalsozialismus 69 Min, TK 292 

(weitere Filmes. in den Materialien!) 

Sollte -selbst in Zusammenarbeit mit Kollegen- eine Filmvorführung 
aus technischen Gründen nicht möglich sein so können ersatzweise 
Tondokumente (Tonbänder bzw. S~hallplatten) eingesetzt werden~ 
Vorschlag:1.) Deutschland wird Diktatur 31 Min, TB 92 

und 
2.)Der Führerstaat 23 Min, TB 184 

(Weitere Tondokumente s. in den Materialien!) 

In der anschließenden Besprechung des Films (bzw. des Tondoku~enta) 
k6nnen nur die drängenden Frag~n und auch die größtenteils nur vor-
läufig beantwortet werden; eine ausführliche Erörterung der Probleme 
bleibt den folgenden Stunden vorbehalten. 

5.3 Dritte Stunde: Die Ideologie des Nationalsozialismus 
3.1 Lernziele: siehe CuLPI 

2 Häusliche Vorbereitung: (arbeitsteiliges Verfahren) 
Text A: Darwinistische Weltanschauung (Hafer, Dokumente, Nr.16, S.32) 

ist von Gruppe I nach folgenden Leitfragen vorzubereiten: 
- Welche biologisch-vitalistische Gesetzmäßigkeiten bestim~ 

man nach Ansicht der Autoren dieses Textes das Verhältnis 
der Völker zueinander? 
(Kritische Stellungnahme!) 

- Welche rassistischen Gruppen unterscHeidet der National-
sozialismus, welche Völker ordnet er diesen Gruppen zu? 

- Welche Merkmale kennzeichnen nach den Vorstellungen der 
NSDAP-Ideologen die jeweilige Gruppe? 

- Welche Rolle spielt nach dieser Ideologie das deutsche 
Volk innerhalb der V6lker der Welt? 

Text B: FUhrerprinzip und Antiparlamentarismus (s.Conze, a.a.o.,Nr.45, 
s.29) wird von Gruppe II vorbereitet. 

Leitfragen: 
- Wie bezeichnet Hitler seine Partei, welches Verständnis 

steckt dahinter? 



- Welche Vorstellungen verbindet Hitler mit dem Begriff 
"Führer"? 

- Welches Verhältnis zum parlamentarischen System offenbart 
Hitler? 

3.3 Unterrichtsverlauf: 
1 Diskussion der vorbereiteten Texte 
2 Besprechung des Textes "Die 25 Punkte des Programms der NSOAP• 

(in: Hafer, Dokumente, Nr. 14, s.28 ff.) nach dem Gesichtspunkt 
der weltanschaulichen Elemente, die darin enthalten sind. 

3 Ergebnis: Elemente der Ideologie: 
- Rassismus als Grundlage; 
- Führerprinzip und Antiparlamentarismus; 
- Nationalismus; 
- Lebensraumideologie; 
- Antisemitismus; 
- Antikapitalismus; 
- Antikommunismus 

Erkenntnisse: Der Nationalsozialismus ist 
- keine homogene politische Theorie, sondern eine Sa.n-

lung verschiedenartiger politischer Vorstellungen; 
gegen das Freiheits- und Gleichheitsprinzip liberal-
demokratischer Staatsanschauungen:-. antidemokratisch 

3.4 Begriffe: Sozialdarwinismus, Rassismus, Kuli- und Fellachenrasse, 
Parasitenrasse, Herren- ·oder Kriegerrasse, Führerprinzip, 
Bewegung, Antiparlamentarismus, Nationalismus, Lebensraum, 
Ideologie, Antisemitismus, Antikapitalismus, Antikommunis-
mus. 

5.4 Vierte Stunde: Der Aufstieg der NSOAP 
4.1 Häusliche Vorbereitung: 

Das Lehrbuchkapitel "Das Ende des Parteienstaats" in 'Politik und 
Gesellschaft' II, s.123 ff. ist nach den dort angegebenen Arbeits-
aufträgen vorzubereiten.(andere Lehrbücher können benutzt werden!) 

2 Unterrichtsverlauf: 
1 Lehrervortrag mit anschließendem Unterrichtsgespräch 
2 Diskussion der Wahlergebnisse der NSDAP ( Übersicht s.Materialienl) 

und des Textes "Oie Psyche der breiten Masse" (Hofar, Ookumente,Nr.4); 
Einblenden eines Schaubildes aus dem Lehrbuch und eines Ausschnitts 
aus Ernst Nolte, Der Nationalsozialismus, (108 f) zur Organisation 
der flSOAP. 
1 Entwicklung der NSDAP bis zur Machtergreifung 
1.1 Phasen: 1919 1923: Aufstieg und gescheiterter Staatsstraich 

1924 1928: innere Neuorganisation, doch parlamenta-
rische und politische Bedeutungslosigkeit 

1929 1933: Wiederaufstieg, Unterstützung durch Hugen-
berg und andere nationalistische Gruppen, 
Atrfstieg zur stärksten Fraktion 

2 Wählerreservoir der NSDAP: Mittelstand, Jungwähler, protestan-
tische Bevölkerung 

3 Organisation: Die Satzungen vom 22.Mai 1926 "deklarierten als 
den Träger der Partei den Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterverein in München, dessen Leitung mit der FOhrung der 
Gesamtpartei eo ipso identisch war. Diese Leitung war zwar ein 



Kollektivorgan - bestehend aus dem Vorstand, den Vorsitzenden 
der Ausschüsse und dem Hauptgeschäftsführer - der Erste Vor-
sitzende (H~tler) war ber an Majoritätsbeschlüsse nicht ge-
bunden, hatte mithin diktatorische Befugnisse, zumal er die 
Vorsitzenden der AusschüDse ( ••• ) selbst ernannte und die 
be~den anderen Mitglieder des Vorstandes (Schriftführer und 
Schatzmeister)sowieso politisch einfluBlose Gestalten waren ••• " 

- (E.Nolte, Der Nationalsozialismus, S.108 f .) 
- Zur Organisation der Partei nach der Machtergrei-

fung vgl. das Schaubild in Politik und Gesellschaft 2 
s. 143 

2 Propaganda und Terror als wirksame Mittel 
(hier kann auf das Filmmaterial zurückgegriffen werden) 
- demagogische Reden Hitlers und Goebbels 
- bewußter Einsatz massenpsychologisch wirksamer Mittel (vgl. 

Hafer, Dokumente, Nr. 4 !) . 
- Einsatz von Kampfverbänden (SA): militärische Organisation 

bis hin zu blankem Terror 
3 Sozialstruktur der Mitglieder der NSDAP: Selbständige und 

Angestellte am stärksten überrepräsentiert (vgl. Tabelle 2, 
Politik und Gesellschaft II, S.126) 

5.4.3 Begriffe: Hitlerputsch, Massenpsychologie, Reichsleiter, Gauleiter, 
Kreisleiter, Ortsgruppenleiter, Zellenleiter, Blockleiter 

Fünfte und sechste Stunde: Wirtschaftliche, soziale und politische 
Voraussetzungen zur Machtergreifung 

s.s Fünfte Stunde: Demokratische und parlamentarische Schwächen der 
Weimarer Republik 

5.1 Häusliche Vorbereitung: 
Drei Texte in arbeitsteiligem Verfahren nach Leitfragen 
(Textes. Materialien!) 
Text A: (Gruppe I): Strukturkrise der deutschen Demokratie 

Text 8: 

Leitfragen: 
- Welche krisenhaften Erscheinungen nennt Bracher? 
- Welche Ursachen gibt er für diese Krisen an? 
- Wie beschreibt der Autor das Verhältnis von Gesellschaft 

und Herrschaft in diesem Text? 
(Gruppe II): Mangelndes Verantwortungsbewußtsein der Wei-

marer Parteien 
Leitfragen: 
- Welchen Hauptvorwurf erhebt der Autor gegen die Parteien? 
- Welche Folgen für die parlamentarische Entwicklung hatte 

die mangelnde Bereitschaft der SPD,Aegierungsverantw. zu tragen? 
- Welche Auswirkungen hatte das Versagen der Parteien auf 

die Einstellung der Gesellschaft gegenüber der parlamen-
tarischen Demokratie? 

Text C: (Gruppe III): Die "konservative Revolution" 
Leitfragen 
- Welche Einstellung hatte die "konservative Revolution• 

zur parlamentarischen Demokratie von Weimar? 
- Welche Schriftsteller geharten zu dieser Gruppe, welche 

Werke sind kennzeichnen für ihre politischen Anschauungen? 
-Welche dieser Titel und Schlagworte unterstützten die Ideo-

logie der NSDAP? 



, 

5.5.2 Unterrichtsverlauf: 
1 Vertragen der Interpretationsergebnisse und Diskussion 
2 Lehrervortrag 
Zusammenfassung: Ursachen der Krise der parlamentarischen De-

mokratie von Weimar (bis Anfang 1929) 
- unerwartete Niederlage und Dolchstoßlegende 
- Empörung gegenüber dem Versailler Vertrag 
- schwierige Umstände bei der Gründung der Weimarer Republik 

(~evolution, notwendiges Bündnis mit der Annee, TolerienJng 
der Freikorps u.a.) 

- Mängel in der Weimarer Verfassung (vgl. hierzu den schon behan-
delten Themenkreis 3.2.2 •oie Entstehung des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland"!) 

-f'urcht der Gesellschaft vor dem Konnunismus 
- mangelnde Koalitions- und Kompromißfähigkeit der Parteien 
- antidemokratische Anschauungen und Äußerungen angesehener 

Schriftsteller und Dichter 
- Hugenbergs nationales Kartell gegen den Young-Plan 

Einstellung weiter Gesellschaftskreise: das parlamentarische 
Regime ist an dem •nationalen Niedergang Deutsch-

lands schuld 
~ 

weitgehende Ablehnung der parlamentarischen Demokratie von 
Weimar durch die Gesellschaft 

5.5.3 Begriffe: Dolchstoßlegende, massenpsychologische Wirkungen, 
Klassenpartei, Volkspartei, Minderheitskabinett, 
Bürgerblockregierung, Koalitionsfähigkeit, Kanpro-
miBfähigkeit, "konservative Revolution", antidemo-
kratische Kampfideologie, revolutionäre Führerideo-
logie, nationales Kartell. 

5.6 Sechtste Stunde: Weltwirtschaftskrise und politische Entwicklung 
bis zur Machtübemah.me 

Lernziele: siehe CuLPI 
5.6.1 Häusliche Vorbereitung: 

Durcharbeiten des Lehrbuchkapitels 'Die Strukturschwäche der 
deutschen Wirtschaft und die politischen Folgen der Welt-
wirtschaftskrise• (Politik und Recht II, S.119-123) nach dan 
dort angegebenen Arbeitsaufträgen (auch andare LehrbOcher kön-
nen benutzt werden!) · 

6.2 Unterrichtsverlauf: 
1 Besprach~ng und Diskussion des Kapitels nach den angegebenen 
Lei~edanken: Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit, 

politische Auswirkungen 
2 Lehrerinfonnation im Unterrichtsgespräch: 

- Präsidialkabinette: Brüning, Papen, Schleicher 
- Oie Rolle des Reichspräsidenten und der Einfluß seiner 

Berater (dazu: Hofer, Dokumente, Nr.11, S 25) 
- Die Machtübergabe an Hitler zur Zeit einer wirtschaftlichen 

und innerparteilichen Krise der NSDAP 
- Oie ZusammensetzuAg des ersten Kabinette Hitler: .6 konser-

vative Minister und nur drei Vertreter der NSDAP 
(vgl. Hafer~: DokL111ente, Nr.12, S.26) 



5.6.3 Begriffe:WEitwirtschaftskrise, Harzburger Front, anti-
zykl~ Wirtschaftspolitik, Pr!si~ialkabinette 

4.2.1.5.7-9 Siebte bis neunte Stunde: Die Gleichschaltung 
5.7 Siebte Stunde: Die Sicherung der t«>-Herrschaft 
7.~ 1 Häusliche Vorbarei tung: 

Lehrbuchkapitel •01e Sicherung der Macht• (Politik und Gesell• 
schaft II,S. 136 ff.) nach den dort gegebenen Arbeitsauftr!gen. 
(auch ein anderes Lehrbuch kann verwendet werden) 

71~2 Unterrichtsverlauf: 
1 Auflösung des Reichstages: 

- schon am Tage der Machtübernahme in der 1. Kabinettssitzung 
beschlossen 
Hintergründe: - Ausschaltung des Parlaments 

- Schaffung eines Wahlka111Pfkli-
mas, das sich zur Entmachtung der 
politischen Gegner eignete; 
Hoffnung Hitlers auf absolute Mehrneit 

2 Vollständige Machtübernahme in Preußen: 
- Bedeutung Preußens als weitaus größtes Reichsland 

- Auflösung des preußischen Landtages gegen dessen Mehrheits-
beschluß und gegen das Dreimämerkollegium (Braun, Adenauar, 
Kerrl), das auch legal die Aufl6sung des Landtages be-
schließen konnte; 

- Weitere illegale Maßnahmen des kommissarischen preußischen 
Innenministers Göring: 
-4.Februar 1933 •Notverordnungen• für Preußen; 
-€inschrönkung der KPD und SPD im Wahlkampf durch zeitweises 
Verbot ihrer Zeitungen und Schließung der kommunistischen 
Parteizentrale 

-Einsetzun9 einer Hilfspolizeitruppe von So ooo Mann (meist 
SA-UännerJ zur Einschüchterung der Gesellschaft im Wahl-
kampf (Bewaffnung: Knüppel, Pistole) 

3 Der Reichstagsbrand (27.2.1933) und die Durchsetzung der •Not-
verordnungen" (28.2.1933) im gesamten Reich 
- Beschuldigung und Verhaftung des angeblichen Konwnunisten 

van de Lubbe 
- Gelegenheit für die NSDAP, acht Tage vor der Wahl alle 

Propaganda- und Terrormittel einzusetzen -
- Aufhebung wichtiger Grundrechte durch die Verkündung dar 

Notverordnungen (Vgl. Hafer, Dokumente, Nr 24, s. 53f .) 
4 Letzte Mehrparteien-Wahl (s.3.1933): Diskussion des Wahler-

gebnisses (vgl. Matreialien zur 4.Stundel): 
- bei Berücksichtigung der eingesetzten propagandistischen 

Mittel und der terroristischen Maßnahmen für die NSOAP 
kein überragendes Ergebnis! 

5 Gleichschaltung der restlichen Länder bis 9.3.1933 gegen oft 
erheblichen Widerstand der Länderregierungen, z.B. des bayeri-
schen Regierungschefs Held 

6 Das "Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Staat" (Er-
mächtigungsgesetz), vom 24.3.1933 
(Vgl. Hafer Dokumente, Nr. 2?a, S.5?) 

Diskussion Ober das Verhalten der Parteien zum "Ennächtigungs-
qesetz". 
lVgl. hierzu das vorbereitete Lehrbuchkapitell) 

71.3 Begriffe: Notverordnungen, pennanenter Audnahnlezustand, Gleich-
schal tung, Ennächtigungsgesetz 
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5.8 Achte Stunde: Die Durchsetzung des Einparteienstaates 

Lernziele siehe CuLP! 
8.1 Häusliche Vorbereitung: 

Lehrbuchkapitel "Die Gelichschaltung" (Politik und Gesell-
schaft II, S. 139 ff .-ausgenommen: Kultur- und Kirchenpoli-
tik) nach den dort vorgeschlagenen Leitgedanken 
(Auch ein anderes Lehrbuch kann verwendet werden!) 

8.2 Unterrichtsverlauf: 
1 Diskussion des erarbeiteten Kapitels 
2 Analyse des Textes "Gleichschaltung der Verbände (siehe 

Materialien ! ) 
3 'Ergebnisse: 

- Wirksame Instrumente der Gleichschaltung: 
- die Parteienorganisationen (Vgl. Schaubild in Politik 

und Gesellschaft II, s.143 oder in einem anderen Buch) 
Der GleichschaltungsprozeB: 
1 Ausschaltung der konkurrierenden Parteien ~ Einparteien-

staat 
2 Verbot der Gewerf<schaften -+ DAF 
3 Gleichschaltung der Verbände: _,. Bauernverband, Verbände 

der Großindustrie und des gewrblichen Mittelstandes 
4 Versuch der Integration der Reichswehr (Ausschaltung 

Röhrns und der SA) ; 
Entlassung Blombergs, Fritschs und Backs _. Besetzung 
der Heeresleitung durch treue Gefolgsleute Hitlers 

5 Übernahme der Machtbefugnisse des Reichspräsidenten 
nach Hindenburgs Tod; Hitler wird "Führer und Reichs-
kanzler:~ Vereidigung der Annee auf die Person Adolf 
Hitlers. (Vgl. Eidesfonnel in Politik und Gesellschaft II, 
s. 144) 

6 Anpassung von Verwaltung und Justiz: 
Bindung der Beamtenschaft durch die Scheinlegalität der 
"Notverordnungen" und des "Ennächtigungsgesetzes" und 
durch Zwang zum parteikonfonnen Verhalten durch das"Ge-
setz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" (Vgl. 
Lehrbuch, S. 141) 

\--------v 
unifonne Gesellschaft des Einparteienstaates 

Gleichschaltung • gesellschaftlich revolutionärer Akt 

8.3 Begriffe: Einparteienstaat 
SA (Sturmabteilung) 
NS-Volkswohlfahrt 
NSD-Ärztebund 
NS-Lehrerbund 
Scheinlegalität 
"Schaffende der Stirn 

5.9 Neunte Stunde: Der SB-Staat 
Lernziele: siehe CuLP! 

9.1 Häusliche Vorbereitung: 

HJ (Hitlerjugend) 
SS (Schutzstaffel) 
OAF (Deutsche Arbeits-

front) 
NS-Juristenbund 

und der Faust" 

Texte nach arbeitsteiligem Verfahren im 4 Gruppen 

' 
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Gruppe I: Werdegang des SS-Mannes und Selbstverständnis der SS 

Texte: Hafer, Dokumente, Nr. 5?, 58 und 61 
Leitfragen: 
- Welche Besonderheiten fallen bei der Laufbahn des 

SS-Anwäl'ters auf? 
- Welches Selbstverständnis wurde den SS-Anwä~tern ein-

geimp,,-t? 
Gruppe II: Wesen, Aufgaben und Arbeitsgebiete der SS 

Texte: Hafer, Dokumente, Nr. So a-c und Nr. 63 a-c 
Leitfragen: 
- In welche Einheiten war die SS gegliedert? 
- Welche Rolle spielte die Waffen-SS innerhalb der NSOAP, 

der Wehrmacht und der Polizei? 
- Unter wessen ausschließlichem Befehl stand die SS-Ver-

fügungstruppe? 
- Welche Aufgabenbereiche wurden der SS zugeteilt? 

Gruppe III: Die Rolle der SS beim"Röhm-Putsch" 
Textinforwation: Hofer,S.48f.; dazu Dokumente Nr. 34, 

36, 37, 38 
Leitfragen: 
- Welche Rolle spielte die SS beim "Röhrn-Putsch"? 
- Beurteilen Sie das Vorgehen Hitlers und seiner SS am 

3o. Juni 1934 und das"Gesetz Ober Maßnahmen der Staats-
notwehr" vom 3.Juli 1934 nach rechtstaatlichen Ge-
sichtspunkten! 

Gruppe IV: Nationalsozialistisches Recht 
Texte: Hafer, Dokumente Nr 54a, 55, 56 
Lei t~edanken: 
- le ches sind die Grundlagen nationalsozialistischer 

Rechtssprechung? 
- Inwieweit ist nach diesen Prinzipien Recht noch ob-

jektivierbar, inwieweit manipulierbar? 
- Welche M8glichkeiten bietet der Volksgerichtshof der 

NS-Justiz? 

9.2 Unterrichtsverlauf: 
1 Interpretation und Diskussion der vorbereiteten Texte 
2 Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse: 

- Zerstarung rechtsstaatlicher und moralischer Nonnen durch Ver-
absolutierung des FOhrerprinzips 

- die SS, ein williges Werkzeug Hitlers zur Organisation und 
Systeme.tisierung des Terrors ("Schutzhaft", KZ) 

- brutale Vernichtung des politischen Gegners durch Anprangerung 
als Volks- und Staatsfeind 

-Tarnung der TerronnaBnahmen durch die Fassade einer ·scheinlega-
li tät (nachträgliche Gesetzeserlasse zur Rechtfertigung der 
Vorgänge des 3o.Juni 1934; Volksgerichtshof usw.) 

9.3 Begriffe: Waffen-SS, Nationalpolitische Erziehungsanstalten (Napola) 
Ordensburgen, Auslese, FClhrerschicht, "Orden guten Blutes", 
ss- VerfOgungstruppe, SS-Totenkopfatandarte; Leibstandar-
te Adolf Hitler, Konzentrationslager, Menschenversuche, 
R8hm-Putsch, Volksgerichtshof, Kz, Schutzhaft 



4.2.1.5.10: 10. Stund•: Di• nationalsozialistisch• Wirtschaftspolitik 

.fO, .f Larnzieh: Si•h• CulP 
~1, 1. 

ß v Me~slich• Vorb•r•itung: 
--------------------~-
Erarbeitung •inas L•hrbuchkapitals zur NS-Wirtschaftspolitik 
(z.B. "Die Wirtschaft im Dienste der macht~ Pol.u.Gas., Bd.2, S.145-149) 
nach dort angegebanen Leitfragen 

Analyse folgendar Taxt• in arbeitsteiligem Verfahren: 

1. K.D. Brecher: Zur Finanzierung der NSDAP durch deutsche Groß-
industriell•, in: ders., Die NS-machtergreifung, S. 111-113 
(siehe materialian). 

2. Mamorandum des Reichsbankpr~sidenten geg•n Hitlers hemmungslose 
Ausgabenpolitik (Conze,a.a.o., TeilII, S.29 f). 

3. Die wirtschaftspolitischen Thes•n d•s 25-Punkte-Programms der 
NSDAP von 1920 (Hof•r, a.a.o., s. 28 ff). 

4. Hitlers geheime Dankschrift zum Vierjahresplan 1936 (Hofer,a.a.o., 
s. eo f). 

5. "Völkisch• Wirtschaft" (Hofer, a.a.o., s. R4). 

Lei t frag•n 

zu 1) Welch• Roll• spielt• die deutsche Großindustrie bei der NS-
mechtergraifung? 
Wie beurtailt di• östliche bzw. die westliche Forschung 
Hitlers Varh~ltnis zur Großindustrie ? 

zu 2) Welche Argumante bringt Schacht gegen Hitlers Wirtschafts-
politik vor? 

zu 3) Suchan Sie aus dem 25 Punkt• Programm der NSDAP die Thesen zur 
Wirtschaftspolitik heraus! 
In welchem V•rh~ltnis stehen die Thesen zur speteren NS-
Wirtschaftepraxis? 

zu 4) Wie sieht Hitler das Verheltnis der Nationalsozialist•n zur 
Privatwirtschaft? 

zu 5) Wodurch untarsch•id•t sich die NS-i1Jirtscr1aftsordnung von ainer 
Staatswirtschaft? 

Untarrichtsverlauf 
Besprechung und Oiskussion der vorbareit•te.n T8 xte 

u. 1-t ~!2:!!~~ 
Agentanth•orie,monopolkapitalismus, Staatswirtschaft, Völkische 
Wirtschaft, Zineknechtschaft, mero-Wachsml 



4.2.1.5.11~1. Stunde: Die nationalsozialistische Sozialpolitik 

.14, J Lernziele : Siehe Cu 1 P 

AA1 ~ ~~~~!~~~:-~~E~~E!!~~~2S 
Erarbeitung eines Lehrbuchkapitels über die NS-Sozialpolitik nach den 
dort angegebenen Leitfragen (z.B. Pol. und Ges., Bd. II, s.147-49). 
Analyse folgender Quellen in arbeitsteiligem Verfahren: 

1. Verordnung Hitlers über die DAF (Hafer, a.a.o., s. 87. 

2. R. Ley; Zum Jahrestag von "KdF" (Conze, a.a.o., $eil II, s. 25 f). 
3. Aus dem "Reichserbhofgesetz" (Conze, a.a.o., Teil I, S. 65 f). 

Leitfragen 

zu1) Worin sehen Sie die Diskrepanz zwischen der NS- Gemeinschafts-
iaeologie und der sozialen Wirklichkeit? 

Wodurch unterschied sich die DAF von einer Gewerkschaft ' im herkömmlichen Sinn1. 
zu 2) Durch welche maßnehmen versuchte das NS-Regime die Gunst der 

Arbeiter und des Mittalstandes zu erlangen? 
zu 3) Nennen Sie 

Agrarpolitik 
ideologische Voraussetzungen und Ziele der NS-

1A.3 Unterrichtsverlauf 

Besprechung und Diskussion der vorbereiteten Texte 

Gem~inschaftsideologie, OAF, KdF, Erbhofgesetz, Blut und Bodenidiolog 

4.2.1.s.12 ~ Stunde: Die nationalsozialistische Kultur - und Kirchenpolitik 

1i. ~ Lernziele:'~ lil9he CulP 

·12 1 l ~ ~ ~ ~ ! ! : ~ ! - ~ ~: ~ ! : ! ! ~ ~ !:! 2 : 
Ererb~itung eines Lehrbuchkapitels zum angegebenen 1~,••~L 

" ,, (z.A. Kultur und Kirchenpolitik, Pol. und Ges., Bd. II, s. 142-145) 

~ l. 3 Unterrichtevsrleuf Besprechung der Hausaufgabe ------------------: 
Analyse folgender Quellen: (Auswahl möglich) 
1. Adolf Hitler über Jugenderziehung (Hafer, a.a.O., S. Be). 
2. Der Hassegedanke in der Wissenschaft (Hafer, a.a~o., S. 98 f). 
3. Reichskulturkammer, Entartet• Kunst, malverbot (Hafer, a.e.O.,S.96-9e). 

4. Dokum1nt1 zum Reichskonkordat, "Deutsche °Christen", Pferrernotbund 

(Hafer, e.a.o., s. 129-133). 

5. m. Aormanns Nationalsozialismus und Christentum (Conze,a.a.o., Teil II, 

s. 85) 



4.2.1.5.13: 

Leitfragen 

zu 1) Welche Etziehungszi•l• werden von Hitler propagiert? 
Beurteil•n Sie diese Erziehungsziele! 

zu 2) Welch• B•gründungen werden für den Rassegedanken in der 
Wissenschaft angegeben ? 

zu 3) Durch welch• maßnehmen wurde ein• Gleichschaltung dar 
Kulturachaffend•n errreicht? 
Was verstend d•r Nationalsozialismus unter"antarteter 

Kunst"? n 
mit welch•n Methoden ging das Regime g•g•n mißliebig• Küstl•r 
vor? 

zu 4) Durch welch~ Maßnahmen versuchte der Nationalsozialismus di• 
beiden großen Kirchen an den Staat zu bind•n? 
Welche Ergebnisse hatte di• NS-Kirchenpolitik? 

zu 5) Worin si•ht Barmann die Unvereinbarkeit von NS-Ideologie und 
Christentum? 

Reichskonkordat, Reichskulturkammer, Deutsch• Christen, Reichskirche, 
Bekennend• Kirche, entartete Kunst 

13. Stunde: Die Ausschaltung und Ausrottung der •uropeischen Juden 

~3.) Lernziele:Siehe CulP 

~~1l ~~~~!!~~~-~~:~~:!!~~~~: 
Erarbeitung eines Lehrbuchkapitels zum oben angegebenen Thema 
(z.8."Der Völkftrmord an den eu~opei~chen Juden", Politik und Gesellschaaft, 
Bd.II, S. 15e-162) 

Vorb•r•itung folgender Texte in arbeitsteilig•m Verfahren: 
1. Die jüdische Weltverschwörung nach 8ein Kampf (Hafer, a.a.O., S.33-35; 

Con~•, a.a.0 0 , Teil I, s. 20). 
2. Judenboykottanordnung vom 2e. merz 1933 (Hof•r a.a.o., s. 2e2-2e4). 
3. Di• Nürnberger G•setze und Gerichtsurteil• gegen Jud•n,Hofer, a.a.O., 

s. 2es-29o) 
4. Die Vernichtungspolitik großen Stils (Hof•r a.a.o., S. 291-293, 305-312), 

Leitfragen 

zu 1) Womit begründet Hitler sein• feindliche Haltung gegenüb•r dem 
Judentum? 

zu 2 und 3) Welch• Maßnahmen traf das NS-Regime in der Vorkriegszeit zur 
Einschränkung des L•bensspi•lraums der Juden? 
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zu 4) Welche Methoden wurden zur"Endl ci sung der Judenfrage" angewandt? 
Welch• Schetzungen liegen über die Zahl der ermordeten Juden vor? 

.1 ~. tj ~!2:!!~! 

Judenboykott, Arterparagraph, Nürnberger Gesetze, Reichskristallnacht, 
Getto, Endlösung der Judenfrage, KZ, ~ernichtungslager, Selektion, Gaskamme 

4.2.1.5.14: 14. Stunde: Der Widerstand gegen das NS-Regime 
A4.I Lernziele:liehe CulP 

Erarbeitung eines Lehrbuchkapitels zum angegebenen Thema 
(z.B. "Der Widerstand gegen den Totalitarismus", Politik und Gesellschaft, 
Bd.II, S. 163-166) 

Schülerreferat über das Lehrbuchkapitel 
Analyse folgender Quellen nach Leitfragen (Gruppenarbeit) 
1. Der Widerstand der Arbeiterschaft (die "Rate Kapelle") Auszug aus 

8 
G • b h a r d , H b d • d • d t • G es c h • , B d • 4 , s . 3 11 - 3 1 2 • CJl"""r·'1 , ~ ~ • 11 ) 

2. "Die weiß• Rose" (Hafer, a.a.o., s. 327-333). 
3. Der militerische Widerstand (Hafer, a.a.n., s. 340-349). 

Leitfragen 

zu 1) Welche. Personen gehörten zur 1 1 ~ iderstandsgruppe der"l!oten Kapelle"? 
welche politischen 7ielvorstellungen lagen dieser Gruppe zugrunde? 
Wodurch wurde der Widerstand der kommunistischen Arbeiterschaft 
teilweise unterbunden? 

zu 2) Welche Personen§ Pr e gehörtell zum studentischen Widerstand? • 
Welche rnative hatte die Widerstandsgruppe der "Weißen Rose"? 

zu 3) Welche Beweggründe hatte der militerische ~ iderstand vor 
Kriegsbeginn? 
Welche Kriegsereignisse verstärkten den militärischen Widerstand? 
Welche politischen ?ielvorstellungen hatten die Widerstands-
kempfer des 20. Juli? 

Rote Kapelle, Weiß• Rose, Goerdeler-Kreis, Kreisaser Kreis,20 Juli 1944 



4.2.1.5.15 Fünfzehnte Stunde 
Faschismustheorien 

(Nur Leistungskurs! 

15.1 Häusliche Vorbereitung: 
Drei Texte nach Leitfragen in arbeitsteiligem Verfahren 

Text A (Gruppe I): 
Ernst Nolte, Definition des Faschismus 
(Zeiten und Menschen, G 2, s. 336 f.) 

Leitfragen: 
- Welche wichtigen Inhalte enthält Noltes Definition? 
- Welche Elemente der NS- Ideologie lassen sich-nach 

Noltes Defioition- nicht auf faschistische Bewegungen 
in anderen Ländern übertragen? 

- Welche Ähnlichkeiten und welche Unterschiede bestehen 
zwischen Faschismus und Kommunismus? 

Text B (Gruppe II): Die (westliche) Totalitarismus-
theorie 

C.J. Friedrich: Der einzigartige Charakter der 
totalitären Gesellschaft (siehe Materialien!) 

Leitfragen: 
- Geben Sie in kurzen Sätzen die charakteristischen 

Merkmale an, die Friedrich allen totalitären "Gesell-
schaften zuschreibt! 

- Inwieweit lassen sich Nationalsozialismus und Kommu-
nismus in Bezug auf 
- ihren Herrschaftsapparat, 
- ihre inhaltlichen Zielsetzungen und Ideologien gleich-

setzn? 

Text C (Gruppe III): Die kommunistische Agenten-Theorie 
Die Faschismus-Theorie der DDR 
(s. Materialien!) 

Aufgaben: 
- Erläutern Sie den Begriff 11Agenten-Theorie" 1 
- Lesen Sie den Text kritisch und versuchen Sie aufgrund 

Ihrer Kenntnis des Nationalsozialismus einige Aussagen 
zu widerlegen! 

15.2 Unterrichtsverlauf: 
1 Besprechung der Texte; Diskussion der verschiedenen 

Faschismus-Theorien 
1 Lesen und Erläutern von Wippe:rmanns "Thesen zum Fa-

schismu sproblem als Zusammenfassung uns Abschluß 
(siehe Materialien!) 

15.3 Begriffe: Faschismus, Totalitarismus, Agenten-Theorie, 
Ideologie, Imperialismus, Kapitalismus, Mono-
polkapital, Finanzkapital, Bourgeoisie, Finanz-
oligarchie 
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4.2.2 Die Ära des Stalinismus (nur Leistungskurs) 

4.2.2.l Lernziele: 
1.1 Groblernziele: 

Die Schüler sollen: 
- die stalinistische HerrschaftxRa:Dl als eine bedeutsame Form moderner Dikta-

tur kennenlernen, 
-ihre Entstehung aus der besonderen historischen Situation Rußlands und der Wei-

terführung der leninistischen Revolutionstheorie erklären• 
- und die Methoden und Praktiken,aber auch die Leistungen des stalinistischen 

System kritisch beurteilen können. 
2.2 Teillernziel~l s. CuLp 

4.2.2.2 Begriffe:Vgl. die Arbeitshinweise zu den einzEüen IJ-Einhe:li.ten! 
4.2.2.3 Begründung (und ~rläuterung): 

Kaum eine andere politische Theorie (Ideologie) hat die moderne Welt so sehr ver-
ändert wie der marxistische Sozialismus. In dem von ihm beherrschten Teil der 
Welt aber war die Führerrolle der SU lange Zeit fast unbestritten. Das war weitge-
hend das Werk eines Mannes, Josef W. Stalins. An diesem seinen Werk kann deshalb 
eine Unterrischtsreihe über Herrschaft und Gesellschaft nicht vorübergehen. 
Das Schwergewicht der LI-Reihe liegt dabei zum einen in der Behandlung der immer 
stärker werdenden Erfassung des einzelnen durch Partei und Staat, zum aolern in 
der skrupellosen Ausnutzung jeder sich bietenden Gelegenheit zum Ausbau der Dikta-
tur eines einzelnen mit Hilfe eines allmächtigen Apparates. 
Die Beschäftigung mit diesem Vor.gang läßt den Schüler wohl zunächst erschrecken, 
gestattet ihm dann aber doch auch die nüchterne Auseinandersetzung mit Mächten 
und Methoden, die ihm auch aBerhalb des stalinistischen Herrschaftsbereichs be-
gegnen können. Insofern kann die Beschäftigung mit diesem Unterrichtsgegenstand 
für den.Schüler hilfreich werden bei der Begegnung mit seiner eigenen politischen 
Wirklichkeit. Sie bietet ihm darüberhinaus die Möglichkeit zur kritischen BeU!r'Jrtei 
lung einer der bestimmenden Kräfte unserer Gegenwart. 

4.2.2.4 Literatur: 
a) Quellen: 

Kleinknecht/Krieger (Hrsg.): Materialien für den GU in Mittelklassen. Die Neu-
este Zeit 1850-1945; in:Handb.des GU, Bd.V, Ffm, 1965 

Lautemann/Schlenke (Hrsg.): Geschichte2in Quellen,Bd.V, Weltkriege und Revolu-
tionen 1914-1945, München l9?o 

v.Rauch,G.: Machtkämpfe und soziale Wandlungen in der SU 1923-1961; (Quellen-~ 
und Arbeitshefte zur Gesch.U~Gemeinschaftskunde, Nr.4261) Stuttg.o.J 

Thomas, R.: Marxismus und Sowjetkommunismus - Kontinuität und Wandel, ~eil II, 
Sowjetkommunismus;(Quellen u.Arbeitshefte Nr.4266),Stuttg. 19?1; 

Dokumente; Quellensammlung; Kiepenheuer u.Witsch, Bd. 1 
b) Darstellungen: 

Grottrian W. Das sowjetische Regierungssystem, Köln/Opladen 1956, 2Bde. 
Deutscher,I.: Trotzki, 38de.,Stuttg.1962 
ders. Stalin, eine politische Biographie, Stuttg.·1962 3 v.Rauch, G. Geschichte des bo~chewistischen Rußland, Wiesbaden, 1965 
Schapiro,L. t Geschichte der kommunistischen Partei der SU, Ffm. 1962 
ders. Partei und Staat in der SU, Köln/Opl~den 1965 
ihub, D. Lenin - eine Biographie, Wiesbaden, 1962 

4.2.2.5 Arbeitshinweise 
5.1 Erste Stunde: Ideologische Grundlegung -Der Leninismus als politisches Aktions-

programm 
5.1.l Häuiiche Vorbereitung: Analyse von Quellen nach Leitfragen, arbeitstlg.Verfahren: 

Quellen: 
1) Aus Lenin:Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in der demokratischen 

Revolution, 19o5: 
Die Revolution von 19o5 als demokratische Umwälzung. 
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Da•~Bündnis mit den Baueni (in: Thomas, a.a.O.S.52f .) 
2) Aus Lenin:Was tuA? l9o2: 

Organisation des Proletariats und Organisation der Revolutionäre; 
(in: Thomas,a.a.o.s.45f.) 

Leitfragen: 
1) Welche Folgerung zieht Lenin aus der historischen Situation Rußlands? 

Welche Konsequenz ergibt sich daraus für ihn für das Verhältnis zu den 
Bauern? 

2) Welche Forderungen stellt Lenin an eine Organisation der Arbeiter, welche 
an die politische Organisation der Revolutionäre? 
Welche Bedingungen nennt Lenin für die Wirksam<eit einer revolutionären 
Bewegung? 
Womit spielt er besonders auf die Verhältnisse im zaristischen Hußland an? 

5.1.2 Unterrichtsverlauf 
1.2.1 Revolutionstheorie und Parteitheorie 

Vortrag der Ergebnisse und Auswertung im LI-Gespräch: 
Zu 1)-keine sofortige und vollständige Befreiung der Arbeiterklasse m6glich; 

-Notwendigkeit des Bündnisses mit dem Bauenitum; 
-kein Zusammengehen mit der Bourgeoisie! 

Zu 2)-0rganisation des Proletariats ~ Organisation der Revolutionäre; 
-Notwendigkeit von geschulten Berufsrevol•tionären; 
-Notwendigkeit einer disziplinierten Elite in Form einer Kaderpartei; 
~damit HBchstmaB an Schlagkraft; 
-Hinweis auf politische Partei in einem "autokratischen lande" 

Auf die Diskrepanz zur Lehre von Marx und Engels ist vom Lehrer jeweils an 
den entsprechenden Stellen hinzuwe,sen. Ihre -quellenmäBige- Hereinnahme in 
die ~inheit würde deren Rahmen bei weitem sprengen. 
Gesamtergebnis: 
"Gebt uns eine Organisation von Revolutionären, und wir werden Rußland aus 

den Angeln heben" (Thomas a.a.o.s.4?) 
1.2.2 Der Sowjetstaat als Diktatur des Proletariats 

Fortführung im Lehrervortrag unter Zuhilfenahme von Quellen 
Folgende Gesichtspunkte sollten dabei herausgestellt werden: 

Notwendigkeit des Staates in der Übergangsphase zur "echten" Demokratie 
- Notwendigkeit von Freiheitsbeschränkungen in dieser Übergangsphase 
- die Ausstrahlungskraft eines Sieges des Proletariats auf die Obrige Welt 
Als Quellenbelege werden vorgeschlagen: 
Aus Lenin: Staat und Revolution, 191? (Thomas a.a.O.S.S?f.) (auch in Politik 

und Gesellschaft 2, S.35) 
Lenin: Einige Thesen •••• ,1915 (Kleinknecht, a.a.o.S.15of.) 

•• 2.3 Begriffes Proletariat Elitepartei 
Bourgeoisie Autokratie 
Weltrevolution Diktatur des Proletariats 
Beruferevolution&r Ubergangsphase 
Kaderpartei Sozialismus 

.2.2.5.2 Zweite Stunde: Historische EinfOhn.ing: Vom Auebruch der Oktoberrevolution bis 
zum Tode Lenins 

5.2.1 Häusliche Vorbereitungs Erarbeitung von Kurzreferaten nach einem Handbuch oder 
dem eingefOhrten Lehrbuch 

1l Oie Oktoberrevolution 
2 80rger1<rieg und Kriegskommunie11us 
3 Die Neue Ökonomische Politik (NEP) 

2.2 Unterrichtsverlauf 
Vortrag und Diskussion der Rnfarate 



Die Referate werden sich in der Regel beschränken aüf die Darlegung der 
Fakten. Aufgabe der Diskussion -und damit wohl vornehmlich des Diskussion 
leiters- muß es sein, die Gewichte so zu verteilen, daß die angeführten 
Lernziele trotz der Kanpphei21: der zur Verfügungjttehenden Zeit erreicht 
werden können. 

2.3 Begriffe: Oktoberrevolution Rote Annes 
NEP Räte- (Sowjet-) Republik 

Kriegskommunismus 
Bürgerkrieg 

Kapitalistische Wirtschaft 
sozialistische Wirtschaft 

4.2.2.5.3 Dritte Stunde: Der Kampf um die Nachfolge Lenins: 
Oie ideologische Auseinandersetzung zwischen Trotzki und Stalin 

3.1 Häusliche Vorbereitung: Analyse von Quellen nach Leitfragen 
Quellen: 
1) Aus L. Trotzki: Die Permanente Revolution, Ffm,1969, in "Telekolleg II," 

Lektion 1-25.(s.Anhang, Tl zu 
dieser LI-Reihe) 

2) Aus J. Stalin: 

Leitfra en: 

Fragen ' un~ntworten. Rede am 9.6.1925, in:G 2,S.3o8f., auch 
in Zhomas, a.a.o.s. 84 

Zu 1 Auf wen beruft sich Trotzki bei der Theorie der "Permanenten Revolution"'? 
Wie definiert er diesen Begriff? 
Wie beurteilt er aufgrund dieser Theorie die Chancen des Sozialismus 
in der SU? 

Zu 2) Womit begründet Stalin die Möglichkeit der Entwicklung zum Sozialis-
mus in der ·su? 
Welche Warnung richtet er an die Adresse seiner Gegener? 
Was wirft er ihnen vor? 
Auf wen beruft er sich? 
An wen wendet er sich im Gegensatz zu den internationalistischen Tendenzen 
Trotzkis? 

3.2 Unterrichtsverlauf 
3.2.l Ideologische Ausgangsposition 

Vortrag und Diskussion der Ergebnisse der häuslichen Arbeit: 
Zu 1) -Berufung auf Karl Marx 

-fortdauernde Revolution, die alle Bereiche des Lebens umfaßt 
-Sozialismus in der SU nur ein Anfang, ein Provisorium 
-ohne die solidarische Hilfe des Proletariats der hochentwickelten so~' 
zialistischen Länder ist die Verwirklichung des Soz. in der SU nicht 
möglich 

Zu 2) -Aufbau des Soz. in der SU bereits in vollem Gange (natinalisierte Indu-
strie, Genossenschaftswesen, Integration der Landwirtschaft in das 
sowjetische Wirtsc~aftssystem) 

-Haltung der Gegner führt zur Entartung der Partei, sie sind Liquida-
toren, Totengräber des Sozialismus -

-Vorwurf der Konzeptionslosigkeit, Ziellosigkeit (keine echte Alternativ~ 
-Appell an den Patriotismus der Russen, die der (inteniationalen) Re-
volution bisher abwartend oder gar ablehnend gegenübergestanden hatten 

-Rußland wird aus einem rückständigen Land zur Führlingsmacht (Vortrup~) 
des Sozialismus 

3.2.2 Oie politische Auseinandersetzung 
Fortführung in Gruppenarbeit an Quellen 
1) Stalins Frontalangri~f gegen Trot~<i 

Aus: Stalin, Trotzkismus oder Leninismus, 1924 
2) Trotzki$ Stalinkritik 

Aus: Trotzki: Die wirkliche Lage in Rußland, 192? 
(Beide Texte in Thomas,a.a.o.s.sof.) 
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Die Gruppenarbeit sollte etwa folgende Ergebnisse bringen: 
Zu 1) Trotzkismus wird" entlarvt" als Mißtrauensvotum 

-gegenüber der Bauernschaft als revolutionärer Kraft 
-gegenüber dem Wesen der bolschewistischen Partei 
-gegenüber den Führern des Bolschewismus 

Trotzkismus wird "entlarvt" als in unversöhnlichem Gegensatz zum Le-
ninismus stehend 
die Aufgabe der Pattei besteht deshalb darin, den Trotzkismus als 

ideologische Kraft zu vernichten 
Hinzuweisen wäre darüberhinaus auf den siegessicheren Ton Stalins. 

Zu 2) -Diffamierung des Gegners als Abweichler: die Stalingruppe 
-wiederholte Berufung auf Lenin (Dogmatismus gegenüber Stalins Prag-

matismus 
-Trotzki klagt die Stalingruppe der Verdrehung, Verfälschung seiner 

Aussagen an 
(fast weinerlicher Ton!) 

Zusammenfassung: 
Der Dogmatiker Trotzki, der Revolutionär ohne Partei( ••••••• ) hat gegenüber 
dem Pragmatiker und (Partei)Taktiker Stalin offenbar keine Chance -trotz 
Lenins "Testament"! 
Er versucht allerdings seine Resignation noch zu verbrämen als Loyalität 
gegenüber der Partei, die in letzter Instanz ja immer recht habe. 

3.3 Begriffe: Permanente Revolution 
Sozialismus in einem lande 
Internationalismus 
Patriotismus 

(Vgl. Thomas a.a.D.$?9) 
Solidarität 
Abweichler· 
Dogmatismus 
Pragmatismus 

2.2.5.4 Vierte Stunde: Stalins Aufstieg zur Alleinherrschaft 
5.4.1 Häusliche Vorbereitung: Analyse von Quellen nach Leitfragen 

Quellen: 
1) a) Stalin über die Hauptunterschiede zur "Linksopposition". 

Aus: Stalin, Politischer Rechenschaftsbericht des Zentralkonwitees 
an den XV. Parteitag der KPdSU, 192? 

b) Das Bi:)ndnis mit den Bauern 
Aus: Stalin, Über "Dynowka", 1925 

(Beide Texte bei Thomas, a.a.o.s. 82-84) 

2) Der Kampf gegen die "Rechtsopposition" 
Aus: Stalin, Reden vor dem Politbüro und dem Präsidium der ZKK der 

KPdSU, 1929. (bei Rauch, a.a.o.s.9f .) 

Leitfragen: 
Zu 1) Was wirft Stalin der Linksopposition im einzelnen vor? 

-Worin stimmen alle Vorwürfe überein? 
-Wie wird das Verhältnis zu Lenin dargestellt? 
-Wozu werden die Oppositionellen abgestempelt? 

Zu 2) Was wirft Stalin der BucharingrupPß im einzelnen vor? 
Wessen Interessen würden sie i• Wahrheit vertreten? 
Worauf würde sie verzichten? 
Wozu werden die Vertreter der Gruppe abgestempelt? 

4.2 Unterrichtsverlauf 
4.2.1 Oie Situation unmittelbar nach dem Tode Lenins 

Lehrervortrag unter Verwendung von Quellen und statistischem Mat9riel 
Der Vortrag sollte etwa folgende Punkte h8rausstellen: 
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- Stalin hat aus verschiedenen Gründen die beste Ausgangsposition 

für die Nachfolge Lenins als "erster Mann" in Partei und Staat: 
- Er vereinigt schon damals einige einflußreiche Staats- und Partei-

ämter in seiner Hand 
-Vor allem das gerade erst (1922) von Lenin geschaffene Amt des Gene-

ralsekretärs der Partei eröffnet große Möglichkeiten: Ernennung+von 
Parteifunktionären; Aufnahme einer großen Zahl neuer Parteimitglie-
der (Zahlen in "Telekolleg" S.141: "1924: 472 ooo, 1928: 1 3o4 ooo 
Mitglieder und Kandidaten"~ s.auch bei Rauch, a.a.o.s. 22). 

-Stalin weilt im Gegensatz zu seinem Hauptrivalen Trotzki zum Zeit-
punkt von Lenins Ableben in Moskau und leitet (zelebriert) die Tra 
erfeierlichkeiten (Vgl. Stalins Schwur, Rauch, S.2/3) 

-Stalin bietet im Zentralkomld.tee seinen Rücktritt an, aber man spric 
ihm das Vertrauen aus; das "Testament" wird nicht veröffentlicht. 

- Stalin baut sich mit der Lehre vom "Aufbau des Sozialismus in einem 
lande" auch eineideologische Position auf 

-Trotzki tritt 1925 nach massiven Pressionen als Kriegskommissar zurück, 
wird 192? aus der Partei ausgeschlossen und nach Alma Ata verbannt, 
1929 aus der SU ausgewiesen, 1940 in Mexiko ennordet. 

4.2.2 Die Ausschaltung der "Links-" und der "Rechtsopposition" 
Auswertung und Diskussion der Ergebnisse der häuslichen Arbeit 
Zu 1) Die Opposition ersch6pft sich im Negieren 

- Vorwurf der Abweichuf"l9' von Lenins Lehre bis zum direkten Bruch 
mit Lenin (Sündenfall) 

- Linksopposition • Sektierer, Spalter der Partei 
Zu 2) Vorwurf des Boykotts der fortschreitenden Entwicklung der sowje-

tischen Wirtschaft 
- Vertretung der Interessen des privaten Handels, der Interessen 

"kapitalistischer Elemente"; 
- Bucharingruppe • Rechtsabweichler, Kapitulierer (Konterrevolu-

tionäre). 
Zusammenfassung: 
Die Diskussion der Ergebnisse führt zu der llrkenntnis, daB Stalin -je-
weils als Sprecher der Partei auftretend- zunächst die Gruppe Trotzki-
Sinow jew diffamiert und schließlich entmachtet, dann in gleicher Weise 
die Gruppe Bucharin-Tomaski-Rykow, deren Hilf.e er sich zuvor bedient hatte 
Es ist dabei "bezeichnend für die Dominanz machtpolitischer Überlegungs~ 
gegenüber ideologischen Prinzipien, daß Stalin nach der politischen Au~ 
schaltung der 'Linksopposition' auf dem XV.Parteikongreß mit dem Beginn 
der Zwangskollektivierung der Landwirtschaft im Herbst 1929 ihre Position 
in einer radikalisierten Fenn übernommen hat und damit die Verurteilung 
der •Rechtopposition' veranlaßte •••••• 
Ideologische Prämissen haben Stalins politische Grundentscheidungen kal.111 
beeinflußt, sonst wäre sein taktisches Lavieren zwischen dem linken und 
rechten Flügel der Partei nicht erklärbar." (Thomas, a.a.o.s. 2Bf.) 
Nach dem Sieg über "linke" und "rechte" Oppositionelle aber ist Stalins 
Position in der Partei fast unangreifbar geworden -er verfügt über eine 
uneingeschränkte Führungsposition. 

4.3 Begriffe: Linksopposition, Rechtsopposition, Konterrevolution, General-
sekretär 

4.2.2~5.5 Fünfte Stunde: Oie Industrialisierung der Sowjet-Union 
5.5.1 Häusliche Vorbereitung: Analyse von Quellen nach Leitfragen (arbeitstlg.) 

Quellen: 
1) Begründung des ersten FOnfjahresplanes, 1929 

Aus: Stalin, Fragen des Leninismus.(In:Welt der Politik,II, S.1?o) 
2) Über die Aufgabe der Wirtschaftler, 1931 

Aus: Stalin, s.o., (In: Politik und Gesellschaft 2, S.48) 

----~--~~-~----~--~--~----~--~-----------~ 
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3) Sozialismus und Kommunismus 
Aus: Stalin, Unterredung mit den deutschen Schriftsteller Emil Ludwig 

(In: Thomas, a.a.o.s. 88) 

Leitfragen: 
Zu 1) - Womit begründet Stalin den ersten Fünfjahrespla? 

- Welche Forderungen stellt er Industrie und Landwirtschaft? 
- Welche doppelte Aufgabe stellt er der sowjetischen (Gesamt)Wirtschaft? 

Zu 2) - Womit begründet St. die Notwendigkeit des (unmenschlichen) Tempos 
der Industrialisierung? 

- An wen appelliert er? 
- Zu welcher Gleichsetzung kommt er, welchen neuen Begriff formuliert er? 

-In welcher Alternative gipfelt die Rede? 
Zu 3) - Gegen welchen Vorwurf sucht sich St. zu verteidigen? 

- Womit sucht er "seinen" Sozialismus zu r echtfertigen? 
- Welche "Anleihe" macht er dabei bei der kapitalistischen Wirtschaft? 

,5.2 Unterrichtsverlauf 
5.2.1 Begründung für die Industrialisierung der SU - Schwierigkeiten bei ihrer 

Realisierung 
Vortrag und Diskussion der Ergebnisse der häuslichen Arbeit 
Zu 1) ·Begründung mit der technischen und wirtschaftl.Rückständigkei t der SU. 

-Forderung nach dem Aufbau einer G r o B industrie und der Vereinigung 
der bäuerlichen K< 1 e i n (Einzel-) wirtschaften zu kollektivistischen 
GroBwirtschaften 

-Schaffung eines zuverläss igen Fundaments für die Sowjetmacht und 
-Errichtung eines wirksamen Dammes gegeri:lie Gefahr der Restauration des 

Kapitalismus 
Zu 2) ·Begründung mit der Rückständigkeit Rußlands. 

-Appel an den Patriotismus der russischen Sowjetbürger (Mütterchen 
Rußland) 

-Rußland (Vaterland) = Sozialismus, sozialistisches Vaterland 
-Tod - oder die kapitalistischen Länder einholen und überholen 

Zu 3) Vorwurf der Verfälschung des Marxis mus 
-SU noch mitten im Kampf f ü r den Sozialismus 
-Übemahme des Leistungsprinzips (" ••• , jedem nach s einE:r Leistung"). 

Der Vortrag der Erge~!.I~ sollte eingel eitet werden mit Lenins bekanntem 
Wort über die Bedeutung der Industrialisierung für die SU: "Kommunismus ist 
Sowjetmacht plus Elektrifizierung des ganzen Landes, denn ohne Elektrifizie-
ruög ist es unmBglich, die Industrie hochzubring 8n~ (1920) 
Oie Diskussion sollte nicht beendet werden ohne Hinweis (mehr gibt die Zeit 
nicht her) auf die irmiensen Schwif..!rigkei ten, die zu üb c~rwinden waren ( wei tg f:1-
hend erzwungener Verzicht auf ausländisches Kapital und Know-how, riesenhaf-
te Entfernungen u .a.), und die Opfer, die von den Menschen vr:rlangt wurden 
(Leistungsprinzip + Stachanow, Verordnung zur fl.rbeitsdisziplin, vgl.Rauch, 
a. a • O • S • 18f. ) 

.2.2 Ergebnisse der sowjetischr:!n Industrialisierungskampngne im Ro.hmen des F!rston 
Fünfjahresplanes 
Grupnenarbei~ an Texten 
Quellen: 
1) Stalins Bericht übfJr die Ergnbnis r-;e des rorstnn Fünf jr::ihrn!~ plBnes am ? .1.1933 

vor ZK und ZKK der KPdSU (in:Rauch, rl .o.D.S. 1Sf.-iRa111•a, 
axa):iixixx~i~:it) 

2) Oie Bedoutung der Kader. Aus: Sblin, Frugen des Lr:minismus. 1935. (in: 
Rauch, a.a.O.S.1?f. - Thomas, S.ß?) 
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Die Gruppervarbeit sollte etwa zu folgenden ~~~iii~g~8mmen: 
1) wirtschaftlich: 

- Stalin gibt zu, daß gewaltige Opfer nötig waren; 
-.Stalin gibt zu, daß die Konsumgüterindustrie noch nicht alle Wünsche 

erfüllen könne; 
- Stalin zeigt dennoch voller Stolz große Erfolge auf beim Aufbau 

einer Grundstoff- (Schwer-) und einer Maschinen- (Automobil-) 
Industrie 

Stalins Aussagen können unterstrichen (objektiviert werden mit Hilfe 
von statistischem Material, etwa in Politik und Gesellschaft, 2, S.48 

2) gesellschaftlich: 
-Stalin wird sich der Bedeutung des Menschen gegenüber der bloßen 

Technik bewußt; 
- Stalin weiB um die Notwendigkeit der Errichtung von Schulen und 

anderen Ausbildungsstätten; 
- Stalin läßt eine großzügige Förderung der "Kader" (kiif'tiger Techno-

krtane) erkennen: "Die Kader entscheiden alles". 

Zu diesen Feststellungen muB dann aber die zusätzliche Infonnation 
durch den Lehrer treten, daß der Lebensstandard der Masse der einfachen 
Arbeiter und Bauern in den 3oger Jahren niedriger war als im Zaren-
reich (Vgl. Welt der Politik II,S.171) 
Trotzki hat diese Diskrepanz zwischen Elite und Masse aus seinem 
Exil sarkastisch kiätisx&XZ kmmentiert: vgl. Welt der Politik II, S.171 

Die Unterrichtseinheit könnte abgerundet werden mit dem Vortrag eines 
Auszuges aus Stalins emphatischen Rechenschaftsbericht über den 
ersten Fünfjahresplan vom Januar 1933 (Welt der Politik II, S.17o f.) 
oder auch aus dem Rechenschaftsbericht des folgenden Jahres 1934, 
(Lautemann, a.a.O.S.143). 



- A O.l, „ 

5.5.3 Begriffe: Fünfjahresplan 
Industrialisierung 
Großindustrie 
Schwerindustrie 
Grundstoffindustrie 
Konsumgüterindustrie 

Kapital 
Know-how 
soziale Differenzierung 
Arbeitsdisziplin 
Leistungsprinzip 
Kader 

.2.2.5.6 Sechste Stunde: Die Zwangskollektivierung der sowjetischen Landwirtschaft 
6.1 Häusliche Vorbereitung: Analyse von Quellen nach Leitfragen (arbeitstlg.) 

Quellen: 

• 

1) Stalin: Über die Kollektivierung der Landwirtschaft, 19.11.1928 (in: Zei-
ten und Menschen G 2, S.31o f.) 

2) Gespräch Churchill-Stalin Ober die Kollektivierung, 16.6.1942 (Aus: Churdill, 
Der Zweite Weltkrieg; in: Rauch, a.a.o.s. 15) . ' 

3) Rede Stalins vor Arbeitern der Kollektivwirtschaften, 19.12.1933, (ins 
Rauch, a.a.o.s. 13) 

Leitfragen: 
ZU 1) In welchem größeren Rahmen sieht Stalin die Aufgaben der "zweiten Revo-

lution? · 
Welchen Ehrgeiz entwickelt St. beim Aufbau der sowj. Wirtschaft? 
Welghe Aufgabe stellt St. der Industrie in Bezug auf die naoch rückst8.n-
dig~E{andwirtschaft? 
Welche Leistungen verlangt er von der Landwirtschaft? 
Welche Voraussetzung m u B dafür nach St. zunächst geschaffen werden? 

Zu 2) Welchen Hauptgrund nennt Stalin fOr die Kollektivierung und die Ausstat-
tung mit Traktoren·,' (Mechanisierung der Landwirtschaft)? 
Welche beiden Hauptschwierigkeiten nennt er? 
Welche Aussagen macht er über die Opfer? 

Zu 3) Welche Alternative weist St. als allein m8gliche auf? 
Womit versucht er die Kollektivbauern zu gewinnen? 

6.2 Unterrichtsverlauf 
6.2.1 Begründung und Verlauf der Kollektivierung 

Vortrag und Auswertung der Ergebnisse der häuslichen Arbeit 
Zu 1)-Gefährdung der wirtschaftlich noch rückständigen Sowjebnacht durch dia 

kapitalistischen Linder 
-Konsequenz aus der Tatsache, daB die SU das einzige Land mit sozialisti-

scher Gesellschaftsordnung in einer feindlichen Umwelt ist 
-Aufbau weitgehend ohne Hilfe des (feindlichen) Auslands 
-Industrie muB Hilfestellung leisten bei der Umgestaltung der Landwill't-
schaft zu einem modernen, produktionskrilftigen Wirtschaftsfaktor 

-Landwirtschaft soll Basis werden für die notwendige Industrialisierungs 
Absatzmarkt, Rohstoff- und Lebensmittellieferant und Lieferant das 
Investitionskapitals durch Exporte 

-Landwirtschaft muB zur Großproduktion (Kollektivien.ang) übergeleitet 
werden 

Zu 2)-Nur so k6nnten di~ periodischen (1) Hungersn6te vennieden werden 
-Bauern k6nnen niche mit Maschinen umgehen, Notwendigkeit der Einrichtung 

von MTS-Stationen 
-Widerstand der Bauern gegen Kollektivierung 
-Kampf kostete lo Millionen Menschen (Darüber hinaus kaschierende Aue-

kOnfte über das Schicksal der Enteigneten) 
Zu 3)-Alternatives Vernichtung der Kulaken ~ls Klasse (vgl. Rauch,S.121) oder 

Liquidimf1Jng der Sowjetmacht; - Kollektivierung oder Rückkehr ZLlll 
Kapitalismus 

-Stalin verspricht zweiten Schritts W o h 1 s t a n d für Kollaktiw-
bauern 

Zur Konkretisierung und Objektivierung kann auf statistisches Mat:erial zu-



rückgegriffen werden: Zu finden etwa bei Rohlfe_s, Historische Gegenwarts-
kunde; Handb. für den polit.Uiterricht, G6ttingen, 1970, S.437 f. oder: 
Zeiten und Menschen, G 2, S.318; Politik und Gesellschaft 2, S.48; vor 
allem bei Rauch, a.a.o.s. 12. 

6.2.2 Ergebnisse von Kollektivierung und Industrialisierung 
{aus der Sicht Stalins bzw. der Partei) 

Unterrichtsgespräch unter Zuhilfenahme VÖn Quellen 
Quellen: 
1) Die "zweite Revolution" aus der Sicht der Partei, 1938; aus: Geschichte 

der Kommunistischen Partei der Sowjetunion. (in: Telekolleg, S.145 f .-
siehe Anhang: Materialien zu dieser U~eihe, T 2) 

2) Ökonomische Wandlungen zwischen 1924 und 1936, 1936. Aus: Stalin: Ober 
den Entwurf der Verfassung der UdSSR. (ThOl'Aas, S.88) 

3) Die Veränderung der Klassenstruktur. Aus:Stalin, s.o. (Thomas, 5.89) 

Oie Texte sprechen weitgehend für dich, bieten wenig Verstehensschwierig-
keiten. Sie können also vorgetragen werden, ohne daß die Besprechung sehr 
viel Zeit in Anspruch nehmen wird. 
Eingehender kann allerdings Quelle 3 behandelt werden. Falls die Zeit da~Or 
noch hinreicht, kann er in der Gegenüberstellung mit Trot.kis Kritik 
(vgl.5.3.2.2) als Versuch der~ Tarnung, ja der IrrefOhn.ng ent-
larvt ~ und damit den Schülern AmstoB werden zur Problematisierung 
des gesamten Prozesses der Industrialisierung und Kollektivierung, ins-
besondere der damit verbundenen gesellschaftlichen Umgruppierung. 

6.3 Begriffe: Zweite Revolution 
Kollektivierung 
Kolchose 
Sowchose 

Mechanisierung der Landwirtschaft 
MTS-Stationen 
Kulaken 
Deportation 
Liquidierung 
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4.2.2.5.? Siebte Stunde: Die großen Säuberungen 

• 

• 

Vorbam.: Oie Themen der?. und a.stunde ("Die großen Säuberungen" und 
"Aufbau einer neuen Elite" bilden eine Einheit. Bei Zeitmangel 
k6nnen sie unter Weglassen einiger Quellen Ober die S&uberungB"l 
zu einer Stunde zusammengefaßt werden. 

?.1 Gruppenarbeit an Quellen: (Alle Quellen in Rauch, a.a.o.) 
1.1 Quallen: 

1. Chruschtschow, Geheimrede auf dem XX.Parteitag 
2. Serdjuk: Rede auf dem XXII. Parteitag 
3. Chruschtschow: SchluBrede auf dem XXII. Parteitag 
4. Waissberg, A., Hexensabbat 
5. Wichinski: Anklagerede 1936 
6. Zahlen zur Säuberung in der Partei 
?. Zahlen zur Säuberung in der Annes 

1.2 Leitfragen: 
Zu 1. und 2. 
- Welche unmittelbaren und weiteren Folgen dar Ennordung Kirows nennen 

die Texte? 
- Welche VorwOrfe werden gegen Stalin erhoben? 
- Worin sieht Serdjuk das Motiv fOr Stalins Maßnahmen? 
Zu 3. 
- Welche Verdachtsmomente nennt Chr. 111 Zusammenhang mit der E:nnordung 

Kirows? 
- Welche Vennutung lagt er nahe? 

Zu 4. 
- Beschreiben Sie die Untersuchungsmethoden der NKWDI 
- Worin bestand das Ziel dieser Untersuchungsmethoden? 
Zu s. 
- Welches Verbrechen betont Wichinski besonders? 
- Worin besteht das Ziel eines solchen Schauprozesses? 
ZU 6. und ?. 

- Wie wirkten sich die Säuberungen in der FOhrungsschicht van Partei 
und Annee aus? 

1.3 Vortrag und Diskussion der Ergebnisse 
Zu 1. und 2. 
- Folgen: -bereits am Mordtag auf Stalins Anordnung Inkrafttreten eines 

eines Gesetzes Ober ein beschleunigtes und vereinfachtes und 
unwiderrufliches Verfahren bei polit. Fällen (Vgl. Reichstags~ 
brandxllJ:llJC•~MRS -Gesetz zum Schutze von Volk u. Staat) 

-Verhaftungen, politische Prozesse 
- VorwOrfe: Massenunterdrückungen, brutale Verstöße gegen die sozialisti-

Gesetzlichkeit; antileninistische und parteifdl.Kampfmethoden 
- Motiv: Wahrung der politischen FUhrungskonstellation in Partei und 

Regierung 
Zu 3. 
- Varmutuog: Ist dar Mord Kirows auf Veranlassung Stalins erfolgt? 
Zu 4. 
- Kettenverh8r, k6rperliche Tortur 
- Geständnis, nicht echte Wahrheitsfindung 
Zu S. 
- Auflehnung gegen die "geliebten 1

' Führer" (5 mall) 
- Die Verurteilten sollen Hffentlich gebrandmarkt werden; die Öffentlich-

keit eingeschüchtert werden. 
Zu 6.u.?. 
- Die alte Führungsschicht in Partei u. Annes wird weitgehend vernichtet 

7.2 Begriffes Die große Säuberung,Tschekisten,Konveyer (KettenverhHr,,NKWD, 
SchauprozeB,Zwangsarbeit, Altbolschewisten 
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4.2.2.5.8 Achte Stunde: Aufbau einer neuen Elite 
8.1 Häusliche Vorbereitung: Analyse von Quellen nach Leitfragen (arbeitstlg.V8l"f" ) 

1.1 Quellen: (alle Quellen bei Rauch, a.a.O. s. 29 ff.) 
1. 8.Meissner: Der Wandel im soz. Gefüge der SU 
2. ders. a.a.o. 
3. M.Djilas, Die neue Klasse 
4. Statistiken nach Dallin, Meissner 

1.2 Leitfragen: 
Zu 1.: -Wie ist die Neue Intelligenz entstanden? 

-Worin besteht die Aufgabe der neuen Intelligenz? 
-Welche Art von Fmnktion erfOllt sie? Welche nicht? 

zu 2.: -Welche verfassungsmäßige Stellung erlangt die N.I.? 
zu 3.: -Wie kennzeichnet Djilas die Stellung der N.I? 

-Aufgrund welcher Tatsache beansprucht die N.I. diese Stallung? 
zu 4.:-In welchem Verhältnis stehen Anteil der Gesalltbev6lkerung und Anteil 

am Gesamtnationaleinkommen der 4 Hauptschichten der Bev.zueinender? 
-Welche Entwicklung an den Hachschulen in Bezug auf die soz. Herkunf't 
der Studenten läßt die Statistik Nr. 54 erkennen? 

-Welches entscheidende Merkiaal einer Klasse wird hier sichtbar? 

1.3 Vortrag der Ergebnisse und Diskussion • zu 1. :--Oie N.I. ist entstanden im Zuge der Bürokratisierung und Technikra-
tisierung 

-Sie bedient den Staatsapparat einschließlich des Wirtschaftsapparates 
-Sie erfüllt pol. und 6konom •. Funktionen,keine kulturellen (d.h. sie 

ist in erster Linie Klasse, nicht Elite) 
zu 2.: -Oie N.I. wird als ~onnal gleichberechtigte "Klasse" neben Arbeitern 

und Bauern anerkannt 
zu 3.: -Oie N.I. übt eine Monopolstellung über die ges.Gesellschaft aus, 

hauptsächl. Ober die Arbeiterschaft 
-Sie versteht sich als Avantgarde des Proletariats 

zu 4.: -Staatsbeamte und Intellektuelle haben wesentlich h6heren Anteil Biii 
Nationaleinkommen 

-Starker ROckgang des Anteils der Arbeiterkinder an den Hochschulen 
zugunsten der Kinder der neuen Intelligenz 

-Oie neue Klasse der "Intelligenz" e?T1euert sich aus sich selbst 

8.2 Begriffe: "Neue Intelligenz",Klasse,Elite,Avantgarde des Proletariats „ 
4.2.2.s.9 Neunte Stunde: Die Partei 

9.1 Der Stoff: 
9.1.1:Die Rolle der Partei 

1.1.1 Häusliche Vorbereitung: Analyse einer Quelle nach Leitfragen 
1 Quelle: Die fOhrende Rolle der Partei (Stalin, zu den Fragen des Leninis-

mus; in: Thomas, a.a.o.s. 85) 
2 Leitfragen: 

- Wie wird die fOhrende Rolle der Partei begrOndet? 
- Wor~n zeigt sich die f0hrende Rolle der Partei? 

1.1.2 vortrag der Ergebnisse und Diskussion 
- Die Partei verwirklicht mit H1lfe der Massenorganisationen die Diktatur 

des Proletariats (Ideologie) 
-keine einzige wichtige politische oder organis.Frage wird ohne Weisung 
der Partei entschieden (Diktatur des Prol. ist in Wirklichkeit Diktatur 
der Partei des Proletariats) 
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9.1.2 Die Entwicklung der Sozialstruktur der Partei in der Stalinära 

2.1 Vorbereitung: Analyse einer Tabelle (in Politik im 2o.Jhdt.,S.292) 
Leitfragen: 
- Welche Veränderungen in der sozialen Zusammensetzung der Parteidelegierten 

läßt die Tabelle erkennen? • 
- Welche gesellschaftl. Entwicklung in der SU kann man aus der Statistik 

herauslesen? 
2.2 Vortrag der Ergebnisse und Diskussion 

-Oer Anteil der Intelligenz steigt bis 1952 auf 85~; der Anteil der Arbeiter 
und Beuern ist völlig bedeutungslos geworden 

-Oie Entstehung und Konsolidierung einer neuen herrschenden Klasse 

9.1.3 Oie höchsten Organe der Partei 
3.1 Vorbereitung: durch einen Schüler anhand eines Textbandes (z.B. Pol.i.2a.Jh.) 

2 SchOlervortrag (mit Entwickl. eines Schaubildes) und Diskussion 

PalitbUro 

Zentralkomitee 

Parteitag 

Generalsekretär 
Sekretariat 

Parteitag: Soll (1) einmal in 4 Jahren tagen; theoretisch oberstes Organ der 
Partei; dient der Führung als Forum zur Abgabe von Erklärungen 
Ober die Parteilinie; wählt das ZK 

ZK: soll in Qer Zwischenzeit die Parteiarbeit leisten;dazu aber nicht 
in der alga,weil es relativ selten zusammentritt(mindestens ein-
mal im Monat);wählt das Politbüro u. das Sekretariat,die Macht-
zentren der Partei,in denen die tägl.Entscheidungen getrof~en 
werden 

Politbüro: (von 1952-66 "Präsidium") FOhrungsorgan der Partei;seine Ent-
scheidungen werden direkt an die staatl Organe zur Ausführung 
weitergegeben;Oie Vorbereitungsarbeit fUr die Entscheidungen 
des Po~itbOros liegt beim 

Sekretariat: Leitung der laufenden Arbeiten;Auslese der Kader;VollzugJtskon-
trolle. - Unter Stalin erlangte das s.eine unabhängige Stellung 
vcm PolitbOro; als 

Generalsekretär konzentrierte er alle Macht in seiner Hand 

Das Prinzip des demokratischen Zentralismus 

Vorbereitung: Analyse einer Quelle nach Laitfregen 
1 Quelle: Begriffe~estimmung des demokr.Zentralismus aus dem Parteistatut 

von 1934 (Thomas, a.a.o.,s.B5f.) 
2 Leitfragen: 

- Welche demokratischen und zentralistischen Elemente enthält die Def .? 
- Welche Praktiken bei der innerparteilichen Willensbildung in dar SU 

sind Ihnen bekannt? 
4.2 Zusammentra en der E ebniase und Diskussion 

- Demo re • ementes W a e von un en nach oben; Rechenachafteberichta; 
Unterordnung dar Mindertieit unter die Mehrheit 

- Zantrelistische Elementes Straffe Parteidiezipli-n;-Varbindlichkeit dar 
BeachlO„a der hHheren Organe fUr die unteren 

- Einachrlnkung dar demokratischen Elemente in der Praxis1 Kenntnisse dar 
SohOlar werden sicherlich durch zueltzl.Infonnationen das Lehrers er-
glnzt warden ~Oasen. FOr zusltzl.Information s. Politik im 2o. Jhdt., 
a. 292-294)1 
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- kein Auswahlprinzip bei den Wahlen, weil nur über einen präsentierten 

Kandidaten abgestimmt wird 
- Auswahl der Kandidaten nur durch die übergeordneten Organe 
- Bestätigung der gewählten Sekretäre durch die übergeordneten Komitees 
- Gewählte können abberufen werden 
- letzte Entscheidung durch das Sekretariat 
- Rechenschaftsberichte haben meist nur deklaratorischen Charakter 

(noch nie wurde ein Rechenschaftsbericht zurückgewiesen!( 
- keine Möglichkeit einer innerparteilichen Opposition wegen des Verbots 

von Fraktionsbildung (Fraktionsbildung hat ParteiausschluB und beruf-
lich Existenzverlust zur Folge) 

9.2 Begriffe: Parteitag, Zentralkomitee, Politbüro, Sekretariat, Generalsekretär, 
Demokratischer Zentralismus 

4.2.2.s.10 Zehnte Stunde: Der stalinistische Staat 

1o.1 Häusliche Vorbereitung: Erarbeitung von Kurzreferaten nach einem Textband 
(gut geeignet: Pol.i.2o.Jhdt.) ~nd Artikeln aus der Verfassung von 1936 (in: 
Rauch, a.a.o.,s. 26/28) 

1a.2 Vortrag der Referate.und Diskussion 
2.1 Stoff: 

1.1 Oie obersten Organe der Staatsgewalt 

Präsidium des 
Obersten Sowjet 

Oberster Sowjet 

Präsidium des 
Ministerrates 

Unionssowjet Nationalitätensowjet 

I . (Wähler) 

• 

Oberster Sowjet: verfassungsmäßig höchstes Organ (Art.3o), in Wirklichkeit 
nur repräs.Bedeutung (nur 2 mal jährl. eine Sitzung); 2 Kammern;bun-
desstaatl.Aufbau jedoch bedeutungslos wegen der zentralistischen 
Struktur der Partei. 

Präsidium des o.s.: kollekt. Staatsoberhaupt; sein Vorliitzender wird im all~ 
als Staatsoberhaupt betrachtet.Es wird nur auf Weisung der Partei 
tätig. 

Ministerrat: H6chstes Exekutivorgan der SU (Art. 64); die Mitglieder stehen den 
Ministerien vor.Wichtigstes Organ für die Durchsetzung des Parteiwil-
lens (empfängt seine Weisungen direkt von den h8chsten Parteigremien). 

Präs.des MR.: kleiner Ausschuß des MR;erfüllt die Aufgaben eines Kabinietts. 

2.1.2 Oie Wahl der Staatsorgane 
- allg.,gleiches,direktes,geheimes Wahlrecht (Art. 134} 
- Entscheidend fOr das Ergebnis ist die Art der Nominierung d.Kandidaten(141) 
- dieses R·echt steht den genossenschaftl.Organisationen zu,die zur Durchfüh-

rung der Wahl mit dar KPdSU den Block der Kommunisten und Parteilosen bilden 
- nach der Nominierung steht das Wahlergebnis fest. 

2.1.3 ~erfassungsmäßige Verankerung der Monopolstellung der KPdSU (Art.126) 
- Die KP wird ausdrOcklich erwähnt als . 

a) einzige Partei 
b) Vortrupp der Wer1<:tätigen (moral.qualif .Stellg.) 

„ 
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1o.2.1.4 Verflechtung von Staat und Partei 
WmDlllu:•:ktM 

Personalunion vor allem bei höheren Partei- und Staatsämtern 
- Entscheidungsbefugnis der Partei bei der Besetzung der Staatsämter 

(Kaderpolitik der KPdSU) 
- Parallelität von Staats- und Parteiorganen 
- Durchsetzung des Parteiwillens in allen staatl. Bereichen mit Hilfe der 

Massenorganisationen (Transmissionshebel) 

1o.3 Fortführung im Unterrichtsgespräch: 
Stoff: Verflechtung von Partei und Wirtschaft 

3.1 Vorzubereiten war ein Text aus 
fragen. (Text s.Materialien) 
Leitfragen: 

w.Grottian, a.a.o.,s. 275/76 nach Leit-

- Welche Beziehung besteht zwischen Staat und Wirtschaft? 
- Welchen Raum nimmt die Wirtschaftsverwaltung in der sowj.Verw. ein? 
Welche Beispiele für staatl. Wirtschaftsplanung nennt der Text? 

1o.4 Begriffe: Oberster Sowjet;Unionssowjet;Nationalitätensowjet;Präsidium des 
Obersten Sowjet;Ministerrat;Präsidium des Ministerrates; Genossen-
schaftliche Organe; Transmissionshebel; Wirtschaftsuerwaltung 

.2.2.5.11 Elfte Stunde: Der Sowjetpatriotismus 
11.1 Stoff: 

• 

1.1 Wandlungen im Geschichtsbild 
Häusliche Vorbereitung: Analyse einer Quelle nach Leitfragen 
Quelle: Über den Unterricht in bürgerlicher Geschichte an den Schulen der SU, 

Resolution des Rates der Volkskommissare, 1934; in Rauch,a.a.o.,s. 25 
Leitfragen: 
- Welche Kritik wird am Geschichtsunterricht u. an den Lehrbüchern in der 

SU geübt? 
- Welche Forderung an den GU enthält die Resolution·? 
- Welche nicht ausgesprochene Absicht liegt der Resolution zugrunde? 
Vortrag der Ersebnisse und Diskussion 
- Unterricht und Lehrbücher sind zu abstrakt 

Grundbedingung eines erfolgreichen Gu ist die Darstellung des historisch-
chronologischen Aufeinanderfolgens der Ereignisse und die Einprägung 
der geschichtlich handelnden Persönlichkeit 
Stolz auf die russisc~e_Geschichte soll geweckt werden 

1.2 Wiedererweckyng des ryssischen NationalaefOhls 

Vorbereitung:Analyse einer Quelle nach Lät:fregen 
Quelle: Stalin, Brief an Demjan1 in: Sowjetkommunismus, Ook.Bd.I, (s.Mater.) 
Lei tfregen: 
- Wen lobt Stalin in seinem Brief? 
- Welchas berechtigte Gefühl haben die russischen Arbeiter? 
- Welche Wi~<ung spricht Stalin diesem GefOhl zu? 
- Welche beiden Formen von Patriotismus fließen hier ineinander? 
Vortrag der E~ebniese 
- Lob auf Ruß~nd (Zentrum der rev. Bowngung; Hort des Befreiungskapfes der 

Werktätigen; Vaterland der Wel1<.tf:ltjgen) 
Lob auf die russische Arbeite11<lasRe (Vortrupp der eowj. Arbeiter) 
Gefühl revolution&ren Nationalstolzes 
kann Berge versetzen, Wunder vollbringen 

-Stolz auf die Errungenschaften des Sowjetsystems (S.Sozialiemus in einem Land) 
u.großruss.Notionalismus 
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11.1.3 Der Vaterländische Krieg 
von Texten nach Leitfragen Häusliche 

Quellen: 
Vorbereitung: Analyse 
1. Stalin Rundfunkrede v. 3.7.41 (alle Texte in Rauch, S.42/44) 
2. " Rede v. 7.11.41 
3. lt Rede v. 6.11.44 
4. 1t Trinkspruch zu Ehren der Befehlshaber am 24.5.45 

Leitfragen: 
zu 1. Wie bezeichnet St. den Krieg gegen Deutsch~nd? 

Welches Ziel steckt St. den Soldaten? 
2. Auf welch~--Weise versucht St. die Soldaten zu ermutigen? 
3. Wie definiert St. den Sowjetpatriotismus? 
4. Welche Stellung spricht St. der russischen Nation zu? 

Vortrag der Ergebnisse und Diskussion 
zu 1. Vaterländischer Krieg - Freiheit,Ehre,Heimat,Vaterland l 

2. Hinweis auf das heldenmütige Vorbild der großen Vorfahren 
3. Im Sowjetpatriotismus paa~en sich hannonisch die nationalen Traditio~ 

nen 9er Völker und die gemeinsamen Lebensintaressn aller Werktätigen 
der SU 

4. hervorragendste Nation unter allen zur SU gehörenden Nationen 
Zusatzinformation: Die Strategie der verbrannten Erde und die Bildung vo~ 
Partisanengruppen entsprachen dem historischen Vorbild des Befreiungskampfes 
gegen Napoleon. 
1943 demonstrative Auflösung dBJt Komintern 
Oie Internationale wird durch dii.e St!JWjetische Nationalhymne ersetzt (Raudi, 
sie feiert die Union freier Republiken, auf i.Qjmer geeint durch das große 
Rußland. 
Zusammenfassung: Mit Appell an den russischen Natinalstolz und die Beschwö-
rung der Vergangenheit Rußlands zog Stalin die äußersten Konsequenzen aus 
der bereits in der Phase der Industrialisierung verkündeten Formel vom 
Sowjetpatriotismus. 

1.4 Das Verhältnis zur russischen Kirche 
Häusliche Vorbereitung: Analyse einer Quelle nach Laitfragen 
Quelle: Sendschreiben des Moskauer Metropoli tcm "An die Hirten und Gläubigen 

der orthodoxen Kirche Christi" 
Leitfragen: 
- Wozu ruft der Metropolit auf? 
- Woran erinnert er? • - Was bleibt v6llig unerwähnt? 
Vortrag der ErlJebnisse: 
- Die "heiligen Grenzen" der Heimat verteidigen 
- Die große russische Vergangenheit 
- Verfolgung uAd Leiden der orthodoxen Kirche in der SU 
Zusatzinformation: Die orthodoxe Kirche unterstützte den Krieg der SU gegen 
Deutschalnd nicht nur moralisch, sondern auch mater:i,.....ell. - Die Sowjetregie-
rung nahm die angebotene Zusammenarbeit an. - Genehmigung der Einberufung 
einer Bischofsversammlung und der Wahl eines neuen Patriarchen (der letzte 
war 1925 gestorben). - Einrichtung eines Rates für Angelegenheiten der 
russ. orthodoxen Kirche. 

11.2 Begriffe: Sowjetpatriotismus, gr~ssischer NationalisPlus, Vaterländischer 
Krieg, Metropolit, orthodoxe Kirche, Patriareh 

4.2.2.5.12 Zwölfte Stunde: Das persönliche Regiment Stalins 
12.1 Häusliche Vorb8i!äitung: Analyse eines Textes nach Leitfragen 

Texte aus: I.Deutscher, Stalin, Eine politische Biographie; in: Klebknecht -
Krieger, a.a.o.s.219ff.) s.Materialien. 
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Leitfragen: 
- Welche Amter sind nach Ansicht des Verfassers entscheidend für Stalins Macht-

stellung? 
- Welche Macht verleihen ihm diese Ämter? 
- Welche weiteren Faktoren macht der Ve~. für die MachtanhäufuOn~t.s Hand 

vere.ntwortl,ch? 
12.2 Vortrag der Ergebnisse 

- Volkskommissariat fUr Nationalitätenfragen 
Volkskommissariat der Arbeiter- und Baaerninspektoren 
Mitgliedschaft im Politbüro 
Generalsekretär 
u~estrittenen Einfluß in den asiatischen Gebieten 
Überwachung der Staatsverwaltung,ihrer Tätigkeit und ihres Personals 
im Politbüro lag die Fül:l1ung der Partei mit ihren tägl. Aufgaben in St.s Hand 
bereitet die Tagesordnung für die Sitzungen des Politbüros vor, übennittelt 
die Entscheidungen des PB den untergeordneten Stellen; 
in täglicher Verbindung mit den Parteifuktionären 
verantwortlich für Ernennungen,Beförderungen und Entlassungen 

..J/Je.,1'1.tere Faktoren: Konzentration der Macht bei der Führungsgruppe 
Fehlen jeder Beaufsichtigung 
Persönlicher Ehrgeiz 

(~ 12.3 Fortführung im Unterrichtsgespräch: 
Zusammenstellen weiter Fakten, auf denen Stalins Machtstellung beruhte (mit die-
sen Fakten ist der Schüler im Verlauf der U-Einheit weitgehend vertraut gemacht 
worden; in einigen Fällen wird zusätzl. Infonnation durch den Lattrer notwendig 
sein).: 
- Einfluß auf die Staatspolizei 
- Geschicktes Gegeneinanderausspielen seiner Gegner 
- Vernichtung der alten Kampfgenossen u. möglicher Ri\18'-:len in den ~~uberungen 
- Schaffung einer ihm ergebenen Anhängerschaft in der privilegierten neuen 

Führungsschicht der Bürokraten und Technokraten 
- Widerhall im Volk, indem er den russ. Notinalstolz schmeichelte 
- Verhinderung jeder gegen ihn gerichteten Kritik oder Opposition mit Hilfe 

des Fraktionsverbotes 
- Vereinigung der wichtigsten Ämter in Partei und Staat nach Kriegsausbruch 

(ämterhäufung) 
- Verherrlichung seiner Person (Personenkult)? Beispiele für Personenkult in: 

Rauch,a.a.o.s 6?/69. 
12.4 Begriffe: Personenkult, Ämterhäufung 

e 4.2.2.5.13 Dreizehnte Stunde: Der Stalinismus im Spiegel der Kritik 
13.1 Häusliche Vorbereitung:Analyse von drei Texten nach Leitfragen 

A Auszug aus Chruschtschows Geheimrede auf dem XX.Parteitag 
Leitfragen: 
-Welche Vorwürfe erhebt Chr. gegen den Stalinismus? 
-worauf führt Chr. alle genannten Fehler zurück? 
-Untersuchen Sie die Abhängigkeit der Aussagen vom Ve~asser u.seinan Absieh~ 
-Warum wurde die Rede nicht verBff entlicht? 

B Auszüge aus Tito: Die Fabriken in Jugoslawien werden von Arbeitern verwaltet, 
Kampf der Kommunisten Jugoslawiens für die sozialistische 
Demokratie (beide in I.Fetscher,Von Marx zur Sowjetideologi~ 

Leitfragen: 
-Welche Kritik übt Tito am Stalinismus? 
-Worin sieht Tito die Ursachen für die Fehlentwicklung in der SU? 
-Untersuchen Sie die Abhängigkeit vom Verfasser und seinen Absichten! 

C Auszug aus I.Fetscher, Von Marx zur Sowjetideologie 
Leitfragen:-Worin sieht Fetscher die Ursache für St.s Willkürherrschaft? 

-Welches ist die idGologische Haltung des Verfassers? 
13.2 zusammenfassende Aufgabe: Vergleichen Sie die unterschiedliche Einschätzung 

der Rolle der Person Stalins in den vorgelegten Texten! · 



Anhang: Teil III: Materialien zum Kurs 11/2 

Herrschaft und Gesellschaft in der Geschichte 
===~========================================= 

In den"Handreichungen für den Lehrer zum CULP 11/2" (Teil II) bietet 
die Fachdidaktische Kommission Geschichte eine Fülle von Materiaiien 
an, die zur Erarbeitung der o.a. Lernziele nützlich sind. 
Die Verwendung dieser Materialien wird empfohlen, es steht jedoch 
jedem Lehrer frei, andere Materialien zu gebrauchen, wenn sie ihm 
gee~gneter erscheinen. 
Die meisten der vorgeschlagenen Texte sind in allen Lehrern leicht 
zugänglichen Textsamfillungen, Quellenheften, Lehrbüchern etc. veröf-
fentlicht (s.die Literaturv~rzeichnisse zu den einzelnen U-Reihen). 
Im Teil III -Anhang- werden nur solche Materialien im vollen Wort-
laut mitgereicht, deren Beschaffung einige Schwierigkeiten bereiten 
könnte. 
Die Fachdidaktische Kommission Geschichte weist darauf hin, daß selbs 
verständlich nicht alle Materialien bearbeitet werden müssen, es ge-
nügt eine Auswahl. Eine Verviel/fältigung, die es gestatten würde, 
jedem Schüler diese Materialien in die Hand zu geben -was wünschens-
wert wäre- ist der FDK-G aus finanziellen und aus zeitlichen Gründen 
nicht möglich. 
Die FDK -G bittet alle Lehrer, die mit den vorgeschlagenen Materialien 
arbeiten, um ihre Erfahrungsberichte und Änderungsvorschläge. 
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Teil III: Materialien zum Kurs 11/2 

Zum Themenkreis 1: Einführung in das Thema für 11/2 
(Zur Erarbeitung der o.a. Lernziele und -inhalte wird eine Auswahl aus den 
zusammengestellten Quellenvorschlägen empfohlen! -s. Literaturverz. in den 
Handreichungen, Teil II ) 

Text,,2: M. Bakunin: 

Nur dann bin ich wahrhaft frei,wenn alle Menschen ••• ebenso frei 
sind ••• Ich kann nur dann frei sein,wenn meine Freiheit,oder,was 
das gleiche heii3en will, wenn meine Menschenwürde, mein Menschen-
recht, das darin besteht,daf3 ich keinem anderen Menschen gehorche 
und meine Handlungen nur durch meine Überzeugungen bestimmen lasse, 
widergespiegelt in dem gleichmäßig freien Bewußtsein aller,mir 
durch allgemeine Anerkennung bestätigt wird ••• 
Man dieht,daß die Freiheit ••• nur in der strengsten Gleichheit und 
Solidaritätaller verwirklicht werden kann. Man kann bei ihr ••• 
3 Elemente unterscheiden: 

(1) die volle Entwicklung und der volle Genuß aller menscchli-
chen Fähigkeiten ••• eines jeden 

(2) die Empörung des Menschlichen Individuums gegen jede göttli-
liche und menschliche,gegen jede kollektive und individuelle 
Autorität ••• gegen diec Tyrannei der Menschen,gegen die ••• 
Autorität,die der Staat darstellt ••• ich zögere nicht zu sa-
gen,daß der Staat ein Übel ist ••• Er entsteht aus der Ehe -
der Willkür,der Räuberei und der Plünderung ••• E:rfNar ••• und 
bleibt es heute noch: Die göttliche Weihe der brutalen Ge-
walt und der triumphierenden Härte. 

Text 3: Th. Hobbes: 
Rivalität,Verteidigung und Ruhmsucht sind die 3 hauptsächlichsten 
Anlässe für die Uneinigkeit der Menschen ••• Hieraus ergibst sich, 
daf3 ohne Einschränkung der Macht der Zustand der Mera chen ist ••• 
ein Krieg aller gegen alle ••• Die Ursache, warum die Menschen bei 
allem ihrem natürlichen Hange zur Freiheit und Se.LbstherrschaI't 
sich dennoch entschließen konnten,sich gewissen Anordnungen,welche 
die bürgerliche GeselJ.schaft erfordert, zu unterwer1'en, liegt in dem 
Verlangen,aus dem e.lenden Zu::Jatnde eines Krieges aller gegen alle 
herauszukommen ••• Um aber eine allgemeine Macht; zu gründen , unter 
deren Schutz ••• die Menschen im ruhigen Genusse der Früchte ihres 
Fleißes und der Erde ihren Unterhalt r·inden können, giot ee nur 
einen einzigen Weg:Jeder muß alle seine Macht.! .einem oder mehreren 
Menschen übertrasen,wodurch der Wille aller gleichsam in einem 
Punkt vereinigt wird,so daß dieser eine Merach oder diese eine Ge-
sellschaft der Stellvertreter jedes einzelnen wird,und jederllhre 
Handlungen so betrachte,als habe er sie selbst getan,weil er sich 
ihrem Willen ••• .rreiwillig unterwor1·en hä.t •••• Auf diese Weise wer-
den alle einzelnen eine Person und heißen Staat. 
==================Q======================================== 



Zum Themenkreis 2: Die neuzeitliche Monarchie 
2.1 Staat u.Gesellschaft im .t'ranz.Absolutismus: Mafrialien s. in den 

Handreichungen zu dieser U-Reihe 
2.2 Gesel.Lscha1't u.Staa.t i.d. Monarchie Englands: (Weitere Materialien 

s. i.d. Handreichungen zu dieser U-Reihe) 

Erste Stunde: 

Das Model-Parliament 
Quellenauszüge(aus Kluxen: Die Entstehung ••• a.a.O. S.8/9)·: 
Königliches Einberufungsschreiben an den Erzbischof von 
Canterbury: • • • • 
das; was uns alle angeht, von allen gebilligt werden sol1 
(Quod omnes tangit ab om.nibus approbetur), so ist es auch 
augenscheinlich, da13 gemeinsamen Gefahren durch vorsorg-
liche Hilfsmittel gemeinsam begegnet werden muß ••••••• 
so befehlen wir Euch, ••••••• daß ihr, •••••• persönlich in 
Westminster anwesend sein sollt. Zuvor sollt Ihr den 
Prior und das Kapitel Eurer Kirche, die Archidiakone und 
den ganzen Klerus Eurer Kirche einberufen und sicherstel-
len, daß der genannte Prior und die Archidiakone persön-
lich, besagtes Kapitel durch einen Vertreter, der Diöze-
sanklerus durch zwei geeignete Vertreter mit Euch nach 
Westminster kommen sollen ••••••••••••• 
Königliches Einberufungsschreiben an den S~eriff von 
Northampton: •••••••• 
Wir befehlen Dir d&halb und erlegen Dir nachdrücklich au~, 
daß Du ohne Verzögerung in der besagten Grafschaft zwei 
Ritter auswählst, ferner zwei Bürger jeder City und zwei 
Bürger in jedem Borough ••••••• " 
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Materialien 

5. Stunde 

Vor der Revolutionsära auf dem Kontinent war England vorwiedend noch 
Agrarland, obschon reger Handel mit Wolle und Wollerzeugnissen den Welt-
markt versorgte. Außer London gab es noch keine große Stadt. Die Regierung 
lag in den Händen der Grundbesitzer -Aristokratie, deren Reihen allerdings 
ständig mit reichen Geschäftsleuten aufgefüllt wurden. Große Industrie-
kapitalisten gab es noch nicht; der typische Kapitalist war der Übersee-
Kaufmann. Vom Handel ging auch der Impuls zur Erweiterung der Produktion 
aus ••• Als erste Seemacht der Welt machte England den internationalen Handel 
zur Basis seines Re±rotums und seiner politischen Macht. 
Für die politische Entwicklung brachte die Ausdehnung der industriellen 
Produktionsweise gewichtige Folgen: einmal die Herausbildung eines 
industriellen Unternehmertums, zum andern das Emporkommen eines städtischen 
Proletariats. In der Wahlreformbewegung sollten beide hervortreten. 
"Die neue Unternehmerschaft rekrutierte sich aus verschiedenen Schichten, 
größtenteils aus Kreisen der städtischen und ländlichen Klein- und Kleinst-
eigentümer, der bessergestellten freien Bauern und der städtischen Hand-
werker.11(1) Die politisch bestimmende Gruppe, die Großgrundbesitzer, verband 
mit dem neuen Unternehmertum, den Fabrikanten und Bergwerksunternehmern, 
ein gemeinsames Interesse: die Kohlengruben wurden auf dem Boden der Grund-
herren und die Fabriken in ihren Dörfern errichtet. "Die neue Klasse der 
Industrieunternehmer war 1815 noch nicht reif dazu, politisch anerkannt zu 
werden, aber als sie so weit war - 1832 war es so weit - errang sie ihren 
Anteil an der politischen Macht ohne die geringsten· Schwierigkeiten." (2) 
Die andere Seite der industriellen Entwicklung betraf die breiten Nassen 
der Bevölkerung. "Was sich da vollzog, war nicht nur eine technische, sondern 
auch eine gesellschaftliche Revolution : die Proletarisierung, die Verwandlung 
unzähliger Männer, Frauen und Kinder in Fabriksklaven bei miserabler 
Bezahlung und faktisch ohne Begrenzung der Arbeitszeit." (3) Die traditionelle 
Lebensweise war zerstört, nichts Neues an ihre Stelle gesetzt worden. Mit 
unablässiger Schwerarbeit errecihten die Proletarier, wenn sie Frauen un~ 
Kinder mitverdienen ließen, ein physisches Existenzminimum, "ohne Geld zu 
haben für etwas, das sie länget von der Arbeit hätte fernhalten können, 
als zum Essen, Schlafen und - da es sich ja um ein christliches Land handelte-
zum Beten am Sonntag nötig war." (~) Die Arbeiter drängten mit 1hren Familien 
in die alten Städte und in die neuen Industriesiedlungen, die planlos um 
die Kohlenfelder herum aus dem Boden schossen. Öffentliche Gesundheitsfür-
sorge gab es nicht. Wohnverhältnisse und sanitäre Zustände waren miserabel. 
Oft fehlte auch jede lokale Verwaltung, die für Kanalisation und Hüllabfuhr 
hätte sorgen können ••• Die kasernenmäßig angelegten Fabriken waren ausschließ-
lich nach den Erfordernissen der :Maschinen eingerichtet worden, ohne Schutz-
vorrichtungen, ohne Lüftungsanlagen ••• Es ist nicht verwunderlich, daß die 
Arbeiterschaft eine Bewegung hervorbrachte, die eine politische Radikalkur 
suchte und sie von einer Reform des Unterhauswahlrechts erwarteteo 
(H.Setzer, Wahlsystem und Parteienentwicklung in England - Wege zur 
Demokratisierung der Institutionen 1832 - 1948, S. 26-28, Suhrkamp) 
(1) Gurland, Wirtschaft und Gesellschaft im Übergang zum Zeitalter der 

Industrie, in: Propyläen-Weltgeschichte, Bd.8 
~1!} Cole, Introduction to Economic History 1750 - 1950, London 1960 
(
4
3 Gurland 

( E.J. Hobsbawm, Industrie und Empire I : Britische Wirtschaftsgeschichte 
seit 1750 
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(5.Stunde) 
T1 Anwachsen der hevölkerung der englischen Industriestädte (in Tausend 2 

~ l 1§2 1800 1850 1880 195l 

Manchester 3o-4o 95 400 462 7o5 
Leeds 15-17 53 172 389 5o4 
Birmingham 28-30 7o 233 437 1113 
Sheffield 2o-3o 45 135 285 512 

T2 Verteilung der arbeitenden Bevölkerung auf die Industriezweige (1851) 

1,79 Mioo Landwirtschaft o, 106 Mio. Maschinenbau 
1,65 Mio. Textilindustrie o,5 Mioo Bergbau 
1,o Mio. Privathaushalte(meist Frauen) 0,065 Mioo Eisenbahnangestellte 
0,75 Jv:io. Metall- und Schiffsbauindustrie 

(Nach: Fetscher, Politikwissenschaft, Fischer Bücherei 871 in Politik u. 
Gesellschaft, Hirschgraben Verlag) 

T3 Die industrielle Produktion in England 1780 - 1888 (in Mio.engloPfund) 

1780 177 
1800 230 
1820 290 
1840 387 
1860 577 
1888 820 



60 Stunde 

Zweifelsohne besteht der traditionellen Theorie gemäß, wie sie in allen 
Büchern existiert, die Güte unserer Verfassung in der vollkommenen 
Trennung der legislativen und exekutiven Gewalten, in Wahrheit jedoch 
besteht ihr Verdienst in ihrer einzigartigen Annäherungo Das Bindeglied 
ist das Kabinetto Unter diesem neuen Wort verstehen wir einen Ausschuß 
der legislativen Körperschaft, gewählt, um die Exekutive zu bildeno 
Die Legislative hat viele Ausschüsse, aber dieser ist der bedeutendste 0 

In diesen ihren Hauptausschuß wählt sie die Männer, in die sie das 
meiste Vertrauen setzte Allerdings wählt sie diese nicht direkt, aber in 
der indirekten Auswahl derselben hat sie fast allmächtigen Einflußoeo 
Es eibt fast immer einen Mann, der von der Stimme der mächtigsten Partei 
im vorherrschenden Haus der Legislative auserwählt wird, um diese Partei 
zu führen und in Konsequenz dessen die Nation zu regieren ••• Die Königin 
steht nur an der Spitze des traditionellen (dignified), der Premier-
minister steht an der Spitze des wirksamen (efficient) Bestandteils 
der Verfassung •• o Das Kabinett ist mit einem Wort eine Kontrollbehörde 
zur Regierung der Nation, welche die Legisla:>tive aus Personen auswählt, 
die sie kennt und denen sie vertrauto Der besondere Modus, nach welchem 
die englischen Minister gewählt werden, die Fiktion, daß sie in irgend-
einem Sinne Diner der Königin sindooo ist historische Zufälligkeit, 
welche von seiner eigentlichen Natur zu trennen ist. 
(W. Bagehot, The English Constitution, 1867, in: Die Entstehung des 
englischen Parlamentarismus, Klett 4217) 

" Ein Gestz, um die Repräsentation des Volkes in England und Wales zu 
verbessern. 
Da es angebracht ist, Maßnahmen zur Korrektur verschiedener Mißbräuche 
zu ergreifen, die lange bei der Wahl der Mitglieder zum Dienst im Unter-
haus vorherrschten, ferner viele unbedeutende Orte des Rechtes, Mitglieder 
ins Unterhaus zu senden, verlustig gehen zu lassen, solche Privilegien 
großen bevölkerungsstarken, reichen Städten zu gewähren, die Zahl der 
Grafschaftsabgeordneten zu steigern, das Wahlrecht auf viele Untertanen 
ihrer Majestät auszudehnen, die sich dessen bisher nicht erfreuten, und 
die Kosten der Wahlen zu senken, so sei deshalb verordnet,.oo daß jeder 
Borough, der in der Liste A im Anhang zu diesem Gesetz aufgeführt wird, 
vom Ende dieses gegenwärtigen Parlaments ab kein Mitglied oder keine 
Mitglieder mehr zum Dienst ins Parlament schicken sollooo" 
(Auszue aus dem Wahlreformgesetz von 1832) 

Durfh die Wahlreform von 1867 wurden wahlberechtigt : 
1 0 alle Inhaber (Eigentümer oder Mieter) von Wohnhäusern, sofern sie ••• 
in dem Haus 12 Monate gewohnt hatten, auf Grund des Wohnverhältnisses 
zur Armensteuer veranlagt worden waren und sie bezahlt hatteno 
2 0 Wohnunesinhaber (Eigentümer und Mieter), sofern sie die eigene 
Wohnung 12 Monate bewohnt hatten und die Jahresmiete der Wohnung nicht 
weniE~er als 1o Pfund betrug. 
3. Grundeigenttimer und Pächter, deren Pachtverträge eine Laufzeit von 
mindestens 60 Jahreni.hatten, sofern der Grundbesitz oder der gepachtete 
Boden einen jährlichen Reinertrag von nicht weniger als 5 Pfund abwarf. 
4. SonRtige Eigentümer und Pächter von Grundstücken mit einem vefteuer-
barP.n JahresbAtrag von nicht weniger als 12 Pfund •• o 
(Aus:rng einer inhaltlichen Wiedergabe des Wahlreformgesetzes von 1867 
in H. Setzer) 



Zum Themenkreiff.' 3: Antike und moderne Demokratie 

Materialien zur UE 3.2.l:Die Entstehung der präsidentiellen 
Demokratie in den USA 

(Es sind nur die Materialien im vollen Wortlaut abgeschrieben, 
deren Beschaffung einige Mühe bereitet) 

Text 1: John Adam: Abhandlung über das kanonische und das feudale Recht 
(Als Ubs. abgedruckt in v.d.Gablentz, a.a.o. S, 62f.) 

Text 2 

Die viel erwähnten Helden der ersten Einwanderung hatten eine aus-
gesprochene Verachtung für all den dunklen Schwindel mit erblichem 
unerschü~terlichem Recht -den Gesalbten des Herrn- für den mögli-
chen Ursprung der Herrschaft, womit die Geistlichkeit den feudalen 
Monarchen in Wolken und [!/Iysterien gehüllt und woraus sie die schä&-
lichste aller Doktrinen abgeleitet hatte, die des passiven Gehor-
sams und des Nichtwiderstehens. Sie wußten, daß Herrschaft eine 
klare, einfache und verständlicheb-&2gelegenheit sei, in Natur und 
Vernunft begründet und vollständigegreifbar für den gesunden Men-~ 
schenverstand. Sie verabscheuten all die niedrigen Dienstbarkeiten 
und sklavischen Abhängigkei tsverhäl t .nisse des Feudalsystems. Sie 
wußten, daß solche unwürdigen Abhängigkeiten an den antiken Stätten 
der Freiheit, den Republiken in Griechenland und Rom, nicht be-
standen und sie meinten, daL3 all diese sklavischen Unterordnungs-
verhältnisse gleichermaßen unvereinbar seien mit der Anlage der 
menschlichen Natur und der religiösen Freiheit, mit der Jesus sie· 
frei gemacht habe. Das war offensichtlich die Meinung, die sie sich 
gebildet hatten, und sie waren alles andere als absonderlich oder 
überspitzt in diesem Denken. 
Freiheit kann nicht erhalten werden ohne ein allgemeines Wissen im 
Volk, das von seiner Natur her ein Recht auf Wissen hat, da sein 
Schöpfer, der nichts umsonst tut, ihm den Verstand und das Verlan-
gen nach Erkenntnis gegeben hat. Aber daneben hat das Volk ein 
Recht, ein unbestreitbares, unübertragbares, unverletzliches, 
göttliches Recht auf diejenige Art des Wissens, die am meisten ge-tt 
fürchtet und mißgönnt wird, ich meine das Wissen um den Charakter 
und das Verhalten der Herrscher~ Herrscher sind nichts anderes als 
Anwälte, Bevollmächtigte und Treuhänder für das Volk. Und falls 
die Sache, das Interesse und Vertrauen vorsätzlich verraten oder 
fahrlässig verspielt wird, hat das Volk das Recht, die Vollmacht 
zurückzufordern, die es selbst verliehen hat, und fähigere und 
bessere Anwälte und Treuhänder zu berufen. • ••• 

Thomas Jefferson: Aus der Unabhängigkeitserklärung 
(abgdr. in v.d.Gablentz, a.a.O.S.55) 
Wenn es. im Zuge der Menschheits~il~1~Il~ ein Volk notwendig ist, 
die politischen Bande zu lösen, die es mit einem anderen Volke ver-
knüpft haben, und unter den Mächten der Erde den selbständigen 
und gleichberechtigten Rang einzunehmen, zu dem Naturrecht und 
göttliches Gesetz es berechtigen, so erfordert eine gziemende Rück-
sichtnahme auf <1die Meinung der Menschheit, daß es die Gründe da:i;:-
legt, die es zur Trennung veran~assen. 
Felgende Wahrheiten erachten wir als selbstverständlich: daß alle 
Menschen gleich geschaffen sind; daß sie von ihrem Schöpfer mit 
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gewisserilnveräußerlichen Rechten ausgestat Let sind; da r3 dazu Leben, 1~rei­

hei t und das Streben nach Glück gehören; daß zur Sicherung dieser Hechte 
Regierungen unter den Menschen eingesetzt werden, die ihre rechtmäfüge 
Macht aus der Zustimmung der Regierten herleiten; daß, wann immer eine 
Regierungsform sich als diesen Zielen abträglich erweist, das Volk be-
rechtigt ist, sie zu ändern oder abzuschaffen und eine neue Hegierung 
einzusetzen und diese auf solchen Grundsätzen aufzubauen und ihre Ge-
walten in der Form zu organisieren, wi i:::. es ihm zur Gewährleistung seiner 
Sicherheit und seines Glückes geboten zu sein scheint. Gewiß gebietet 
die Weisheit, daß von alters her bestehende Regierungen nicht aus gering-
fügigen und vorübergehenden Anlässen geändert werden sollten; und dem-
gemäß hat jede Erfahrung gezeigt, daß die Menschen eher geneigt sind, 
zu dulden, so lange die Mißstände noch erträglich sind, als sich unter 
Beseitigung altgewohnter Formen Recht zu verschaffen. Aber wenn eine 
lange Reihe von Mißbräuchen und Übergriffen, die stets das gleiche 
Ziel verfolgen, die Absicht erkennen läßt, sie absolutem Despotismus 
zu unterwerfen, so ist es ihr Recht und ihre Pflicht, eine solche Re-
gierung zu beseitigen und neue Wächter für ihre künftige Sicherheit 
zu bestellen. 

ext 3 Edmund Burke: Über die Versöhnung mit den Kolonien 
(abgedr. in v.d.Gablentz, a.a.O.S.84) 

Das Volk der Kolonien sind Nachkommen der Engländer. Eneland ist eine 
Nation, die, wie ich hoffe, ihre Freiheit, die sie früher vergöttert hat, 
noch immer respektiert. Die Kolonisten wanderten von hier aus, als diese 
Seite eures Charakters die vorherrschende war, und sie erhielten dadurch 
ihre Formung und Richtung in dem Augenblick, als sie euren Händen ent-
glitten. Sie sind deshalb nicht nur hingegeben der Freiheit, sondern 
der Freiheit nach englischen Ideen und Grundsätzen. Abstrakte Freiheit 
gibt es sowenig wie andere bloße Abstraktionen. Freiheit wurzelt in 

·einem greifbaren Objekt und jede Nation hat sich ihren eigenen Ziel-
punkt erwählt, auf den sie blickt und der zum Maßstab für ihr Glück 
wird. Es war nun einmal so, wie Sie wissen, daß die großen Auseinander-
setzungen um die Freiheit in diesem Land von den frühesten Zeiten haupt-
sächlich um die Frage der Besteuerung gingen. Die meisten Kämpfe in den 
alten Gemeinwesen gingen in erster Linie um das Recht, Behörden zu wäh-
len oder um das Gleichgewicht zwischen mannigfachen Gewalten im Staat. 
Die Frage des Geldes war für sie nicht so unmittelbar wichtig. Aber 
in England war es anders. 

Text 4 Thomas Jefferson: Bemerkungen über Virginia 
(v.d.Gablentz, a.a.o.S.56f.) 
Alle politischen Gewalten -Legislative,Exekutive und Jurisdiktion- stam-
men aus der gesetzgebenden Körperschaft.,Zusammenfassung dieser Gewalten 
in denselben Händen ist exakt die Definition einer Despotie. Es bringt 
keine Erleichterung,wenn diese Gewalten von einer Vielzahl von Händen 
ausgeübt werden und nicht von einer einzigen. 173 Despoten würden sicher 
ebensolche Unterdrücker sein wie ein einziger. Wer das bezweifeln möchte, 
der soll sich die Republik Venedig ansehen. Ebensowenig wird es uns nut-
zen, daß sie von uns gewählt worden sind.Eine Wahldespotie war nicht die 
Regierung,für die wir gekämpft haben,sondern eine solche,die nicht nur 
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auf Prinzipien der Freiheit gegründet sein soll,sondern in der die poli-
tischen Gewalten derart aufgeteilt und zwischen verschiedenen Organen de 
Leitung im Gleichgewicht gehalten werden solliEn, daß keines seine gesetz-
mäßigen Grenzen überschreiten kann,ohne durch die anderen wirksam be-
schränkt und zurückgehalten zu werden. 
Deshalb stellte der Ausschuß,der das Regierungsstatut festlegte,es auf 
die Grundlage, daI3 Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung p;etrennt 
und gesondert sein sollten, so daf3 niemand mehr als eine der Zustiindigkei-
ten gleichzeitig ausüben k9nne. Aber es wurde keine Schranke zwischen den r 
verschiedenen Gewalten vorgesehen. Man ließ die Mitglieder der Hechtspre-
chung und der Verwaltung für den Bestand und in einigen Fä llen für die 
Fortdauer ihres Amtes abhängig bleiben von der Legislative. Wenn dement-
sprechend die gesetzgebende Körperschaft Befugnisse der Verwaltung und 
Rechtsprechung an sich rei .S t, dann wird es kaum eine Opposition geben köm ..... 
nen. Jedenfalls kann sie nicht wirksam werden,denn dafür müßte sie ja 
ihre Entscheidungen in die Form eines Parlamentsbeschlusses kleiden,der 
sie für die anderen Organe verbindlich machen würde. 

T t 5 Thomas Paine: Die Nienschenrechte 
(v.d.Gablentz,a.a.O.S.60) 

Text 
6,7,8 

6 

Jeder Mensch hat nach Naturrecht · das Recht,in eigener Sache zu richten; 
und insoweit es sich um das Recht inpeiner Sache handelt,gibt er es nie 
auf.Jedoch was hilft es ihm,zu richten,wenn er nicht die Macht hat,sich 
Recht zu verschaffen? Er bringt daher dieses Recht in das Gesamtvermögen 
der Gesellschaft ein und bedient sich des Arms der Gesellschaft,deren 
Teil er ist,vorzugsweise und neben seinem eigenen.Die Gesellschaft schenk 
ihm nichts.Jeder hat sein Eigentum in der Gesellschaft und zieht recht-
mäßig auf das Kapital. 
Aus diesen Voraussetzungen folgen zwei oder drei zuverlässige Schlüsse: 
Erstens,daß jedes bürgerliche Recht aus einem natürlichen Recht ent-
springt; oder,in anderen Wo~ten,ein umgewandeltes natürliches Recht ist. 
Zweitens,daß die bürgerliche Gewalt für sich betr~chtet aus der Summe der 
Klasse von natürlichen Menschenrechten besteht,die in bezug auf die Macht 
beim einzelnen versagen und nicht ihren Zwecken entsprechen,aber konz94t 
triert in einem Brennpunkt für die Zwecke jedes einzelnen verwendbar 
werden. 
Drittens,daß diese Macht,die aus der Summe der natürlichen Rechte besteht, 
die der einzelne für sich nicht ausüben konnte,niemals angewandt werden 
kann,die natürlichen Hechte zu verletzen,die der einzelne für sich be-
hielt und deren Ausübung ihni.. in gleichem fi/'.afse möglich ist wie das Recht 
selbst. 

Der Föderalist : (Drei Texte aus Artikel lo) 
(v.d.Gablentz, a.a.o.s. 65,66,67) 
Unter den zahlreichen Vorzügen,die ein gut konstruierter Rundesstat ver-
spricht,verdient keiner sorgfältiger entwickelt zu werd -- n,als die Tendenz, 

1 

die Macht von internen }'arteigruppen ( "factions") zu brechen und zu kon-
trollieren. Niemals ist der Anhänger von Volksregierungen so sehr um ihren 
Charakter und ihr Schicksal besorgt,als wenn er sich ihre Neigung zu die-
sem geführlichen Fehler vorstellt. Er wird es daher nicht unterlassen, 
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jedem Plan,der ein treffendes Heilmittel dafür vorsieht,ohne die Prinzi-
pien zu verletzen,denen er verpflichtet ist,den ihm gebührenden Wert bei-
zumessen.Die Unstabilität,die Ungerechtigkeit und Verwirrung,die in die 
öffentlichen Versammlungen eingedrungen sind,stellen in der Tat die töd-
lichen Krankheiten dar,denen die Volksregierungen überall zum Opfer ge-
fallen sind. • •• 

7 ... Die Reeulierung (dieser) verschiedenen und sich gegenseitig beeinflus-
senden Interessen bildet die Hauptaufgabe der modernen Gesetzgebung und 
schlief3t den Geist von Parteien und internen -Parteigruppen in den not.A.ven-
digen und üblichen Handlungen der Regierung ein ••••• 
• • • Die zwei großen Unterscheidungspunkte zwischen einer Demokratie und 
einer Republik sinu: erstens bei der Republik die Delegation der Regie-
rungsgewalt an eine kleine Anzahl von Bürgern,die durch die übrigen ge-
wählt wird; zweitens die größere Zahl der Bürger und die größere Fläche 
des Landes,über die sich die Republik ausde!J,nen rriag. · 
Die Wirkung des ersteren Unterschiedes ist auf der einen Seite, die öffent-
lichen Meinungen zu läutern und zu verbreiten,indem man sie durch das Me-

~ dium einer gewählten Körperschaft von Bürgern gehen läßt,deren Weisheit am 
ehesten das wirkliche Interesse ihres Landes wahrnimmt und deren Patriotis-
mus und Gerechtigkeitsliebe am wenigsten geneigt sind,diese zeitweiligen 
und parteilichen Erwägungen zu opfern. Bei einer derartigen Regelung kann 
es vorkommen, da13 die Stimme des Volkes, die durch die Volksvertretung aus-
gedrückt wird,dienlicher für das Allgemeinwohl ist als diejenige,die durch 
das Volk,das nur zu di·esem Zweck zusammengekommen ist,direkt laut wird ••••• 

8 •.• Zum anderen wird, da jeder Volksvertreter in der gro i3en Republik durch 
eine größere Anzahl von Bürgern gewählt wird als in einer kleinen,es für 
unwürdige Kandidaten schwierig sein,die verwerflichen Methoden,mit denen 
Wahlen nur allzuoft durchgeführt werden, mit Erfolg anzuwenden.Da das Wahl-
recht des Volkes freier sein wird, besteht größere Aussicht darauf,daß man 
sich auf Menschen konzentriert,welche die größten Verdienste und die auf-
geS"chlossensten und gefestigsten Charaktere aufweisen ••••• 
In der Größe und der angemessenen Bundesstaatsstruktur erblicken wir daher 
ein republikanisches Heilmittel gegen diese denrepublikanischen Regie-
rungen zumeist arihaftenden Krankheiten •••• 

9 Zur rJiassachusetts Bill of Rights: aus: Documents 01" American History, 
ed. Henry Steele Commager, New York 1958, S~ 107 ff. 
In der Ver:t·assung von Massachusetts von 1778 war keine Bill of Rights ent-
halten; als sie den Bürgern zur Aostimuung vorgelegt wurde, lehnte eine 
überwältigende Mehrheit sie ab. Die Ver:t'assung von 1780 wurde hauptsäch-
lich von John Adams geschaffen. Er war für die gesamte Bill of Rights 
verantwortlich mit Ausnahme des Artikels üo..;er die Religionsfreiheit. 
Siehe S.E.Morison in:Manual oI· the Constitutional Convention of 1917; 
A.Nevins, .Arneri~an States During and After the Revolution; C.F.Ädams, 
Li!·e or· John Adams; On the Revolutionary Bills of Rights, s.Doc. Nr.67. 
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Durch das Reformeesetz von 1884 hatten das Wahlrecht in Boroughs und 
Grafschaften Staatsbürger in den folgenden Kategorien: 
1. Haushalts-Stimmrecht : Inhaber (Eigentümer und M:ieter) eines Wohn-
hauses oder eines separaten Teiles eines Wohnahuses, das sieooo 12 
Monate bewohnt hatten. Voraussetzung war Entrichtung der Armensteuer 0 

2 o N:icler-Stirnmrecht : Inhaber (Eigentümer und Mieter) einer separaten 
Wohnung, die sie 12 Monate oo•bewohnt hatten; Mindestjahresmiete: 
1o Pfund Sterlingo 
3o Eigentümer-Stimmrecht : Eigentümer von Grundstücken mit einem 
jährlichen Mindestertrag von 1o Pfund Sterlingooo 
Wahlberechtigt blieben in den Grafschaften Grundeigentümer, jetzt mit 
einem Mindestjahresertrag von 2 Pfund, Pächter mit unbefristeten und 
langfristigen Verträgen und einem Midestjahresertrag von 5 Pfund 
sowie Pächter mit kurzfristigen und beliebig kündbaren Verträgen und 
einem Mindestjahresertrag von 5o Pfundo 
(Auszug einer inhaltlichen Wiedergabe des Wahlreformgesetzes von 1884 
in H. Setzer) 

Zusammensetzung des Unterhauses nach Interessengruppen , 1832 - 1884 
(Prozentuale Verteilung) 

Interessengruppen 1832 18t 7 1884 

Grundbesitz 51 36 26 
Industrie, Gewerbe, 
Verkehr 15 21 26 
Handel und Kredit 13 2o 24 
Beamte und Militärs 12 11 8 

Frei Berufe, Erziehung 
und Wissenschaft 9 12 16 

(nach J.AoThomas, The Hause of Commons 1832-1901; in:HoSetzer) 

:1eformjahr Vor der Reform ~uwachs Nach der Reform 

Hl)2 500 500 1000 

1867 1500 1000 2500 
1 nnL1 3000 2000 5000 

191 fl f3l~ 0 0 13000 21400 

1) 2fl 23900 r:cooo 28900 

Wahlberr:!cJ,ti{'.ie in 'rauAend 

(i1.ng::d11--:n nach Dod' a Pa rlar11en iary 6ompanion) 
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b) aus: A Declaration ~ o.t' the Rights or the Inhabitants 01· the Commenwealth 

of Massachuset~s: 

Art.V: Da jede Gewalt ursprünglich beim Volle .Lag und von diesem herstammt, 
sind die einzelnen Richter und Beamten der Regierung,denen gesetz-
geberische,vol.Lziehende oder rechtsprechende Gewalt übertragen 
wurde, Vertreter und Handelnde des Volkes und diesem jederzeit ver-
antwortlich. 

Art. VIII: Um zu verhindern,daß diejenigen,denen man Machtbefugnisse Uber-
trägt,zu Unterdrückern werden,hat das Volk das Recht, in den Zeit-
abschnitten und auf die Art,die es in aeiner Regierungsgestaltung 
festlegt,seine Beamten zu zwingen,wieder in ihr privates Leben 
zurückzukehren und die freigewordenen Stellen nach festgesetzten, 
regelmäßigen Wahlen neu zu besetzen. 

Art.XVI: Die Pressefreihent ist für die Sicherung der Freiheit in einem 
Staat wesentlich; sie sol.Lte deshalb in dieser Republik nicht ein-
geschränkt werden. 

Edmund S.Morgan: Die amerikanische Unabhängigkeit; in: Propyläen 
Weltgeschichte, Bd.?:Von der Reformation zur Revolution. 
Frankfurt und Berlin 1964, S. 566r·. 

Endlich sol.Lten die Vereinigten Staaten ein Regierungssystem bekom-
men, das dem amerikanischen Grundsatz der verantwortlicgen repräsen-
tativen Regierung im gesamtnationalen MaJ3stab verwirklichte. Alle 
We.L t hatte e;esagt, daß ein repu b.Likanisches Regierungssystem für 
eidLand vom Umfang der Vereinigten Staaten unmöglich sei, da8 sich 
bei solcher Ausdehnung des Staatsgebietes nur ein republrikanischer 
Staat.enbund oder ein mächtiger monarc.:ischer oder aristokratischer 
Staat halten könne. Aber nun hatte das Volk eine neuartige Hepu olik 
er.t'unden, eine Föderation, die mehr sein wol.l. te als b.Loß ein Sta. t -

ten bund, eine Hegierung, die dem Volk verantwortlich bliebe, au eh 
wenn sich Gebiet und Bevölkerung verzehnfachteH,eiHe Union,in der 
das Volk nicn a.l.s .Lose v erbindung VOH .:itaats bürgern ri valisiere!lder 
.:>taa-cen seine ..c.inhei t lände, sonclern als eiHe l~l:ition von lHei<:.:hen •••• 

Natürlich war e:::i mög.l.ich, daJ~ die JJraxis von diesem Ideal A.bwi eh, 
denn die 'l'ugend o.Lei bt in Amerika nicht rnü1der 7.erbrechlich als an-
derswo. Amerikaner konnten GeniißSRmkeit predigen und Spekulauten 
Vorschub .Leisten,Freiheit künden und Menschen weJter in den Fesseln 
der Sklaverei halten, F.Leiß lobprei.sen und A.rbei tslosigkei t dulden, 
Menschenrechte proklarnieren und vor internationaler Verantwortung 
zuruckschrecken. Aoer solange die Verütssun~ He stand hatte, solane;e 
die Regierung eineReeierung durch das Volk b.l.ieb,konnten ein Jef-
rerson oder ein Jackson,ein Lincoln oder ein Hooseve.Lt das Volk 
wieder um sein erklärtes Ideal ·sammeln und seine Energien gep;en 
die Praktiken mobilisieren,die dies Ideal verleuvieten.Das war in 
ihrem tiefsten Sinn die Amerikanische Revolution. "Das ist sie und 
bleibt sie. 



Text 11 

+zunächst 

Aus: We.L tgeschichte in Daten, Berlin, VEB, 21973; S. 592 r. 
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Das Wachstum der arnerikan.Nation,die sich Mitte des 18.Jh. herausge~ 
bildet hat (1770: 2,15 Mil~.Einwohner,davon o,5 Mill.Neger), und ihre -
wirtschaftliche und politische Entwicklung werden durch die engl. 
Kolonialherrschaft immer mehr gehemmt. Die EntwicKlung des inneren 
Marktes er.t'ordert den Zusammenschluß der 13 Kolonien. Die Kolonial-
herrschaft widerspricht den Interessen der amerikan. Bourgeoisie ,,der 
Fa:rmer,Grenzer und landarmen Bauern, der Handwerker,Arbeiter und neu 
ankommenden Einwanderer. Der seit 1763 stärker werdende Druck auf die 
Kolonien 1"ührt schließlich zum Ausbruch des Krieges. 
Der Amerikanische Unabhängigkeitskrieg, gleichzeitig revolutionärer 
Befreiungskrieg uud bürgerliche rtevo.Lution bildet einen wichtigen Be-
standteil des uuergangs vom Feudalismus zum Kapita.Lismus. Während 
die feudalen ~lemente in den Kolonien während und nach der ttevo.Lution 
zerschlagen und die bürgerlichen wirtschaftlichen Verhältnisse und 
politischen Einrichtungen gefestigt und er-flei tert werden, bleiot die 
Negersklaverei trotz der Forderungen des bürgerlich-demokratischen 
Flügels der Revolutionäre unangetastet. Dennoch schafft der Unabhängig· 
keitskrieg mit seinen äußeren (Selbständigkeit) und inneren (Siehe~ 
der bürgerlichen Verhältnisae) Ergebnissen die Voraussetzung für die 
rasche Ausbreitung und das innere Wachstum der USA in den letzten 
Jahrzehnten des 18. und den ersten Jahrzehnten des 19.Jh. 

Seit dem Bürgerkrieg wird für die weitere Entwicklung des Kapitalis-
mus in den USA die Konsolidierung des neuen bürgerlichen Staates 
nach innen und aul3en + vorciringlich. Die Verfassung von 1787 erfüllt 
die Forderung der Bourgeoisie nach einer wirksamen Zentralgewalt. 
Durch den Druck der Volksmassen in den Einzelstaaten werden mit den 
ersten lo Zusatzartilkeln ( Amendments) 1789 die bürgerlich-demokra-
tischen Rechte in der Verf'assung verankert. 
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Kroher, Starnberg 1967, s. 45f. 



material zur 4.Std. 

Der Parlamentarische Rat und die Alliierten 

Schon zu Beginn der Ratssitzungen wurden die Forderungen der Alliierten, 
eine Regierungsform des föderalistischen Typs zu schaffen, als eine Maß-
nahme angesehen, die dem Sicherheitsbedürfnis der Besatzungsmächte entsprach:~ 
Vor allem die SPD wies darauf hin, daß diese Auflage "offensichtlich im 
Rahmen der Sicherheitspolitik auferlegt" worden sei. Die CDU beeilte sich 
zu erklären, daß sie in der Forderung der Militärgouverneure ''keinerlei 
Beschränkung ihrer politischen Will ensfreiheit" erblicke, weil diese 
Aufforderung von ihr selbst a~eine künftige deutsche Verfassung gestellt 
werde. ( ••• ) 
Schon im November 1948 hatten die Alliierten zu dem Hauptausschuß zur 
ersten Lesung Vorliegenden Grundgesetzentwurf die Ratsmitglieder in einer \ 
Denkschrift wissen lassen, ( ••• ) daß das Grundgesetz. "in möglichst hohem 
Grade" ein Zweikammersystem vorsehen sollte, " bei dem die eine Kammer die 
einzelnen Länder vertreten muß und genügende Befugnisse haben muß, um die 
Interessen der Länder wahren zu können". Während CDU/CSU und DP in dieser 
Aufforderung die Chance sahen, ihre Vorstellung von einem Bundestag gleich-
berechtigten Bundesrat zu verwirklichen, stimmten SPD, FDP (DVP) und KPD 
im Hauptausschuß ohne Berücksichtigung der alliierten Interessen für eine 
Zweite Kammer, die lediglich das Recht des suspensiven Vetos erhalten sol~ 
ie Meinungsverschiedenheiten im Hauptausschuß veranlaßten Konrad Adenauer 

in seiner Eigenschaft als Präsident des Parlamentarischen Rates, die Mi-
litärgouverneure um eine Unterredung zu bitten, um Aufschluß über deren 
Auffassung zur föderalistischen Ausgestaltung des Grundgesetzes zu erhal-
ten. Anlaß zu diesem Gespräch bot der von Adenauee klug ~orbereitete Wunsch 
der Ratsmitglieder, über das Besatzungsstatut näher informiert zu werden. 
Die Delegation, die am 16. Dezember 1948 in Frankfurt am Main den Militär-
gouverneuren( im) gegenüberstand, muß jedoch erleben, daß Adenauer entgegen 
den Vereinbarungen im Ältestenrat des Parlamentarischen Rats- die Alliier-
ten zum Schiedsrichter aufrief. ( ••• )Eine monatelange Kontroverse zwischen 
den Fraktionen, die vor allem aber zwischen den Sozialdemokraten und Kon-
rad Adenauer war d ie Folge dieses Vorgehens; auf dem Höhepunkt dieser Aus-
einandersetzungen entzog die SPD- Fraktion Adenauer als Sprecher des Par-
iamentarischen Rates ihr Vertrauen. ( ••• ) 
Im Februar 1949, als der Parlamentarische Rat die erste Lesung des Grund-
gesetzes im Plenum und die dritte Lesung im Hauptausschuß beendet hatte, 
t eilten die Militärgouverneure den Ratsmitgleidern mit, sie würden die 
Überei~&Yimmung des Grundgesetzentwurfes mit den Anforderungen ihrer Denk-~ 
schrifi»'Memorandum übergeben, das die größte Krise der Ratsarbeit auslöste~ 
le Militärgouverneure bemäng~lten vor allem, daß das Grundgesetz nicht 

ihre r Auffasxung über einen föderalistischen Aufbau entspreche und unter-
breiten zahlreiche Änderungsvorschläge, die eine Stärkung der Länderhoheit 
zum Ziele hatten. Es begann eine wochenlange , zähe Auseinandersetzung in 
deren Verlauf die gesamte Arbeit zu~heitern drohte. Ein Komtpomiß wurde 
erst möglich, als die allimerten Außemminister der drei Westmächte auf 
einer Konferenz in Washington am 8. April 1949 übereinkamen, den Handlungs-
spielraum der westdeutschen Verfassungsgeber zu erweitern und auf die 
strikte Durchsetzung der im Memorandum vom 2. März 1949 genannten Forderungen 
zu verzichten. Diese Botschaft wurde allerdings den Deutschen erst am 
22. April 1949 mitgeteilt, nachdem die SPD am 20. April 1949 gedroht hatte 
ein Grundgesetz abzulehnen, das nicht ihren Grundforderungen gerecht werde. 
( ••• )Unabhängig von der Streitfrage, ob die einlenkende Haltung der SPD 
oder auf die um Vermittlung bemühte Politik der CDU zurückzuführen ist, 
kann festgestellt werden, daß die Besatzungsmächte sich schließlich bereit 
erklärten, den deutschen Vorschlägen weitgehend zu folgen. ( ••• ) 

(V. Otto, Das Staatsverständnis des Parlamentarischen Rates, S. 115ff) 

* 'W\M- i.,t .• ~~~"-.:-fMt-v:.fVw . ~- j,. Au„4 ~ .e~ ~ ... ·t-~ pi&:u,.ti/J 



material zur 6.Std. 

Richtlinien für den Aufbau der Deutschen Republik':· 

A. 
1. Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands fordert, daß die Vcrfas;ung 
der Deutschen Republik die Möglichkeit einer küntligen Zugchöri;kdt 
Deutsdtlands zu einem europäisi:hen Staatenbund berücksichtigt. Die fricdlidie 
Entwid<lung zu einem europäischen Bunde verlangt eine klare Absage an _jede 
Politik eines nationalen Egoismus, der sich unter Ausnutzung der politisdien 
Machtstellung durch den jeweils Mächtigen auf Kosten des jeweils SmwJ.chcren t 
insbesondere in Annexionen äußert. Annexionen können nicht die Grundlage 
friedlicher Entwicklung bilden. 
Die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts sind bindende Bes:.ind-
teile des Reichsrechts. Sie sind für den Staat und für den einzelnen Staatsbür-
ger verbindlich. 
Die Verfassung soll Bestimmungen enthalten, die es ermöglichen, durch Reichs-
gesetz Hoheitsrechte im Rahmen internationaler Vereinbarungen an !:iter-
nationale Institutionen zu übertragen. 
2. Die deutsche Sozialdemokratie bekennt sich zur politischen und ~t:iatsrecbt­
lichen Einheit Deutschlands. Sie lehnt unter Anerkennung stammesmJ.ßiger 
Besonderheiten jeden offenen oder versteckten Separatismus und Partikularis-
mus ab. Die Verfassungen der Länder dürfen nichts enthalten, was der Reichs-
einheit entgegenstehen kann. Daher haben die Länderverfassungen einen Vor-
behalt aufzunehmen, daß Reichsrecht Länderrecht bricht. Gesetzgebung, ;oll-
ziehende Gewalt und Rechtsprechung müssen diesen Grundsätzen folgen. 
3. Die deutsche Sozialdemokratie lehnt die lJmwandlung der Deutschen Re- ~ 
publik in einen Staatenbund ab, weil ein Staatenbund nach außen die Entwick-
lung zu einer europäischen Einheit hemmen und nach innen eine uncrv.iinsdite 
Zersplitterung der zur Gesundung und zum Aufbau erforderlichen Kräfte 
bedeuten würde. Deutschland wäre bei einer Auflösung in selbständige Staaten 
nicht lebensfähig. Es liegt kein Grund vor, Deutschland auf längst über!ebte 
Zustände zurückzubringen. Die Entwicklung zu größeren staatlidien Einheiten 
ist nicht nur eine deutsche oder europäisdie Erscheinung, sondern eine Tatsache, 
die in der allgemeinen Entwicklung zur Universalität und in der Natur der 
modernell Tedinik liegt und darum eine generelle Erscheinung des politischen 
und '11.'irtsdiaftlidien Lebens aller Kontinente ist. 
4. Die Deutsdie Republik wird ein Bundesstaat sein müssen, in dem sowohl 
die Einheitlichkeit der Regierungsgewalt als audt die damit vereinbarte Eigen-
ständigkeit der Länder im Sinne einer gesunden Dezentralisation gewähr-
leistet ist. 

B. 
1. Die Reidisgewalt geht von dem ganzen deutschen Volk aus, das seinen Wil-
len durdi den Reichstag, gebildet auf Grund eines allgemeinen, glcidicn, un-
mittelbaren und geheimen Wahlredits aller wahlberechtigten Männer und 
Frauen, kundgibt. 

„ Protokoll SPD-Parteitag 29. 6.-2. 7. 1947, Nürnberg. 
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Material zur 6.Std. 

Ahlener Programm 

derungsstcuer zu beschränken. Darüber hinaus erforderliche Mittel sind 
von den Lindern nach Mailgabe ihrer Steuerkraft aufzubringen. Die ln-
ansprudrnahmc von Anteilen am Aufkommen der Einkommen-, Lohn-
und Körperschaftssteuer (Art. III [3) [c] II der Proklamation Nr. 7) hat 
zu entfallen . 
e) Es ist klarzustellen , daß unter Aufnahme von Krediten (Art. III [3] 

1 [c) III der Proklamation Nr. 7) nur Kassenkredite zu verstehen sind. 
f) Für diejenigen Fachgebiete, für die die Verwaltung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes nicht zuständig ist, soll unter Fortfall der Koordinierungs-
organe der einzelnen Zonen eine Koordinierung der Linder, soweit not-
wendig, durch den Länderrat vorgenommen werden. 

Begründung 

/. Bundesstaatliche Grundl.lgen 

Z1'1. 
Die Verfasser sind einmütig davon ausgegangen, daß ungeachtet der Tatsache, 
daß die Länder Staaten sein sollen, ihr Zusammenschluß nicht in einem völ-
kerrechtlichen Verein, einem Staatenbund, sondern in einem Bundesstaat er-
folgen soll mit den sich daraus ergebenden Konsequenzen für die Beschrän-
kung der Souveränität sowohl der Länder als auch des Bundes. Daraus ergibt 
sidi, daß die Länder Gliedstaaten des Bundesstaates sein sollen. 

Zu 2. 
Die Verf., die sich alle als Föderalisten betrachten, wollen den Föderalismus 1 
nicht äuf Deutschland beschränkt sehen. Sie halten es daher für richtig, da.ß 
in die künftige Bundesverfassung eine Bestimmung aufgenommen wird, die 
den Eintritt der Bundesrepublik in eine europäische Staatenföderation und 
den Anschluß an die Organisation der Vereinten !l:ationen rnrsieht. 

Zu 3. 
Die Länder als wirkliche Staaten sollen das Recht haben, ihre Verfassung selbst ~ 
zu bestimmen. Aus der Tatsache, daß die Länder aber zugleich Gliedstaaten 
eines Bundesstaates sind, ergibt sich die Notwendigkeit, daß die Verfassungen 
in einigen entscheidenden Punkten nicht voneinander allzu sehr abweichen, da 
sidi daraus Gefahren für den Zusammenhalt des Bundes ergeben könnten. 
Der Bund muß allen Bundesbürgern den Schutz der Verfassung und der in den 
Verfassungen den Bundesbürgern gegebenen Rechte gewährleisten. Infolge-
dessen haben die Verf. geglaubt, gewisse Grundnormen für alle Länderver-
fassungen vorschreiben zu sollen. 
Zu diesen Grundnormen gehören vor allem die Menschenrechte. Die Verf. 
geben jedoch die Erwägung anheim, ob nicht die Menschenrechte in die Bun-
desverfassung selbst aufzunehmen und unter besonderen Schutz zu stellen 
wären. Die Aufnahme über die Menschenrechte hinausgehender Grundrechte 
in die einzelstaatlichen Verfassungen glaubten sie jedoch den Einzelstaaten 
überlassen zu sollen, zumal da die meisten einzelstaatlichen Verfassungen be-
reits Grundrechte enthalten. Mit Rücksicht darauf wäre auch von der Auf-

301 



e 
::.ihme ül:-er die :\!cnschcnredne hinausgehender GrundrcdJte in die Bundes-
,· erils;u::i~ abzusehen. 
In _\bwc:d1ung von der Weimarer Verfassung haben die Veri. geglaubt, kein 
~ lhlsystem vorsd1reiben zu sollen, sondern sid1 nur darauf zu besduinken, 
a'.:;;cmeine, g!e'.6c, unmittelbare und geheime Wahlen vorzuschreiben, wobei 
Lnversü::idnis darüber bestand, daß Männer und Frauen gleichberednigt sein 
s,,i!cn. Auch iür dis Vorschreiben einer parlamentarischen Regierung könnten 
s'.ch die \·ert. r.:dn erwärmen. Sie glauben, daß ein Bundesstaat an den Ein-
zc;!ieiten der S:ruktur der Gliedstaaten nur dann Interesse hat, wenn sich 
d.iraus Gefa!ire::i für den Bund ergeben können. 
D:es würde der Fall sein, wenn innerhalb eines Gliedstaates erhebliche Span-
:::.:r.gen zwischen Regierung und Volksvertretung sich ergeben "·ürden oder 
eo?::e Regieru::ig u::ikontrolliert arbeiten könnte. Infolgedessen wird verlangt, 
.i1ß die Lä::iderregierungen zu ihrer Amtsübernahme das Vertrauen der Land-
:.i,::e bedürien u::d deren Kontrolle unterliegen sollen. 
c; d:e Bede:m:::g des vcrfassungsgebenden Aktes zu unterstreichen, glaubten 
d'.e \'erf. audi, die Volksabstimmung für die Annahme der Verfassung vor-
s.±reiben zu ,ollen. 
\'on besonderer Bedeutung für den Sdiutz der Bürger ist ein unabhingiger 
Yeriassunp.:;eridmhof. Die Verf. glaubten daher, auch diesen für die einzel-
s:.iatlidien Yeri assungen fordern zu sollen. Unter unabhängig soll verstanden 
... ·erden, d.i.u de:n \' erfassungsgerichtshof nicht Personen angehören können, 
die :\1itgEeder ei:ies anderen Staatsorgans sind. Sie sollten nach Möglichkeit 
fü:- den Ridi:e:beruf qualifiziert sein. 

z„ 4. 
:\!.it der w:edere'-:iiührung der doppelten Staatsangehörigkeit wurde der Zu-
;:;;.;:d w:~der!:er5estellt, der erst durdi die Regierung Hitlers beseitigt worden 
is:. E: e:::sp:-:2:: .rnch der den Verf. vorsdiwebenden Gesamtkomposition, daß 
s0„•ohl d:e Lir.d~r als auch der Bund Staaten sind. 

z„ J . 
l:i Ziif. 5 h:ibe::i die Verf. versucht, einen Weg zu finden, der die Vertrags-
hoheit z..,·isdien Bund und Gliedstaaten klar abgrenzt. Diese Abgrenzung ent-
sp:richt der Yerteilung der Kompetenzen auf dem Gebiet der Gesetzgebung 
u::id Ver..,·altung. 
Es bedlrf keiner Begründung, daß in einem Bundesstaat besondere Bündnisse 
;;nd \'ercräge politischen Inhalts zwischen den Ländern nicht abgeschlossen 
11rerden dür!en. Aus der Zugehörigkeit zum Bund ergibt sich so ein Verzicht 
a!s bu:idesire-.:::.:i:d:es Verhalten. Auf der anderen Seite müssen die Länder 
ci:is Redit !:a!:>en, aui den Gebieten, auf denen ihnen die Gesetzgebung un ein-
besdir:inkt über:.i.ssen geblieben ist, Verträge untereinander abzuschließen. 
D '.eses Re6: so!l:e audt nicht beschränkt werden, wenn in den gleichen Fällen 
a:..S \"ertrJ.!;S?d.r::!er ein ausländischer Staat auftritt. Jedoch muß die Bundes-
r~ !=:e:ung vorher Kenntnis erhalten, ..,.enn es sich um eine Angelegenheit der 
k0::kurrierenden Gesetzgebung handelt, damit sie gegebenenfalls Einwände 
e:~e~en ka::i:i .... -~ ::i::i d:is Interesse der Bundesrepublik verletzt würde. 

3::! 
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/[. Zust.lndigluitn:ertei/11ng z;.;.•isd.•cn 81111d :md Lindem 

z" 6. 
Die Verf. sind davon ausgeglngen, daß die Zusündigkcitrn zwischen dem 
Bund und den Lindern klar abgegrenzt sein rr.üssen, wenn Rc•ibungen und das 
Gefühl der Unsicherheit in Verwaltung und ße,·ölkerung Ja Linder vermie-
den werden sollen. Die Verfassung d:irf weder lJnklarhcitcn enthalten noch 
eine Kompetenz-Kompetenz zugunsten des Bundes vorsehen. Es muß daher in 
der Verfassung gesagt werden, daß die Zuständigkeit der Bundesrepublik nur 
gegeben ist, soweit sie durch die Bundesverfassung auf die Bundesrepublik 
übertragen worden ist. 
Bundesgesetze gehen Landesgesetzen vor, sofern sie zuständigerweise erlassen 
sind . 
Grundsätzlich soll das Recht der Gesetzgebung und der Verwaltung sowie der · 
Rechtsprediung bei den Ländern liegen. 
Würde man sich mit diesen Bestimmungen begnügen, so könnte durch Bundes-
gesetz bestimmt ""·erden, daß besondere Selbstverwaltungskörper geschlffen 
werden, die anstelle der Landesregierungen die Gesetze auszuführen hlben. 
Damit könnte die Landesverwaltung von der Ausführung der Gesetze, die ihr 
grundsätzlich zukommen soll, ausgeschlossen ... ·erden. Um dies zu verhindern, 
mußte eine Sperrvorschrift in der Verfassung vorgesehen werden . 

Zu 7. und 8. 
Hier sind die Zuständigkeiten des Bundes auf dem Gebiet der Gesetzgebung 
aufgezählt, und zwar unterscheiden die Verf. zwischen einer ausschließlichen 
und konkurrierenden Gesetzgebung. Sie hätten am liebsten nur eine ausschließ-
lidie Gesetzgebung für den Bund vorgesehen, ·um die Materien zwischen Bund 
und Einzelstaaten klar abzugrenzen. Es wären dann die meisten ~laterien der 
konkurrierenden Gesetzgebung in den Katalog der ausschließlichen Gesetz-
gebung aufzunehmen gewesen. Sie haben nur deswegen davon abgesehen, um 
zu vermeiden, daß auf Gebieten, auf denen das ehemalige Reich von der kon-
kurrierenden Gesetzgebungsbefugnis keinen Gebrauch gemacht hat, Zweifel 
oder Lücken auftreten könnten. Von einer Grundsatzgesetzgebung und Be-
darfsgesetzgebung haben sie bewußt abgesehen, v.·eil, wie die Erfahrungen in 
der Vergangenheit gezeigt haben, die Bundesinstanzen sich dieser Kompetenz 
bedienen könnten, um die Zuständigkeit der Länder auszuhöhlen. · 
Was den Katalog der durch die Bundesgesetzgebung zu regelnden 1faterien 
anbelangt, so sind die Verf. davon ausgegangen, daß man das Rad der Ge-
sdiidue nidu hinter das Jahr 1933 zurückdrehen kann. So sind die Materien 
der ausschließlidien Gesetzgebung dem Art. 6 der Weimarer Verfassung an-
gepaßt, zum Münzwesen ist die Währung, das Geldwesen, die Maße, Gewichte 
und das Eichwesen getreten, zum Zollwesen auch die Steuern, die dem Bund 
durch die Verfassung zugewiesen werden sollen . Es ist hier in erster Linie an 
die Verbrauchssteuern gedacht. Die Verf. glaubten sich aber im einzelnen nicht 
festlegen zu sollen, bevor sie Sachverständige gehört haben. Aus Art. 7 sind 
das Vereins- und Versammlungswesen sowie das Theater- und Lichtspielwesen 
nicht übernommen worden, weil die Verfasser die Notwendigkeit einer Rege-
lung von seiten des Bundes auf diesen Gebieten nicht einsehen können; da-
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r.:~.'_;„;cnt.zris.-:.'CT R.;: - _.;:·;cc» dnclc'. n,-lcgicrtc 1111d Ers:ztzlc11te, die 
;::cg!eicb L.i1:dt..;gf.ibgror,;:i:c:c ':.i'.Jro1 

ins~csamt ?\ldL =% 
~PD 32 22 68 
CDL: 24 16 66 
csc R 4 so 
FDP 6 4 66 
DP 2 2 100 
z 2 2 100 
J..:.PD 3 2 66 

52 67 

P.zrl.zment.lrisd:cr R:zt - Ab:;cordnctc, die zugleich einer 
L:z~:desregicrn~:g .mgcf:örtm 

SPD 
1. z:.nn, .\ugust 
2. Eberhard, D~. Fritz 
3. Schmid, Dr. Karl 

4. ~le:-.zcl, Dr. \\ . .;!rcr 

_. Eh!crs, .\do~:· 
6. K:nz, Dr. Rudo:f 

(Reuter, Ernsr 

CDC, CSU 
1. Fechr, Dr. He=..lnn 
2. S:rauß, Dr. \\ . .;ltcr 
3. ~c:s!erhcnn, Dr. "\doli 
4. H~>fmcisrcr, Dr. \\·crner 

5. Pici:lcr, Dr .. -\i"on 

6 . Schw3lbcr, Dr. J0sef 

26~ 

}..ls!:zm!:-:istcr 
S:.a.J.tssckrctär 

Justiz:ninisrer und stell-
>e:uctcndcr Staa:s-
prisidenr 
L'1..'1enministcr und stell-
>ertrerendcr :O.!inister-
pris:dcnr 

Hessen 
\\;"ürttcmberg-Baden 
Württemberg-
Hohcnzollern 

~ordrhein-\'0:-estfalen 

Scr-.ltor für Inneres Bremen 
_h:stiz- und Kultusminister Schleswig-Holstein 
Oberbürgermeister Berlin) 

Justizminister Baden 
S1utssckrerär Hessen 
Just iz- und Kultusm:nister Rheinland-Pfalz 
Justi7ministcr und :\lini- Niedersachsen 
ster iur Entnazifiz ierung 
Stlltsminister und Leiter 
der Staatskanzlei 
Stlltssckretär im Innen-
mi:1isterium 

Bayern 

Bayern 

e 

Parlamcnt:zrücher R:zt - Berufe der Abgeordneten, Delegierten und 
Ersatzleute 

Beruf PR SPD CDU CSU FDP DP z KPD 
insgesamt 3 

QJ 

Beamte/Angestellte 21 8 10 3 - - - - cT 
CD 

im Öffentlichen >1 

Dienst (ohne Lehrer) 
,.... 
QJ 

Minister/ Staats- • 14 8 4 2 - - - -- ...... 
sekretäre N 

Berufspolitiker 11 3 2 - - 2 2 2 c 
>1 

Rechtsanwälte, l\otare, 8 5 1 1 1 - - --.] 
Wirtschaftsprüfer 
Universitätslehrer, 7 2 1 1 3 - - - U1 

Professoren cT 
a. 

Verleger, Journalisten, 5 3 
Redakteure 
Angestellte i. d. 3 
Privatwirtschaft 
und Verbänden 
Parteiangestellte 2 2 
Lehrer, Studienräte 2 - 2 
Landwirte 2 - 1 
Richter 1 
Kaufleute 1 
Insgesamt 77 32 24 8 6 2 2 3 

Parlamentarischer Rat - Anteil der Bemf sbeamten, der Richter 11nd 
Professoren (auch ehemalige) unter seinen Mitgliedern 

Fraktion Zahl der Mitglieder da,·on &rufsb=tc etc. 
insge~amt 

SPD 32 15 460 
'0 

CDU 24 19 79?~ 
CSU 8 6 -:-s:o 
FDP 6 4 67; 0 
DP 2 1 Sü~~ 
z 2 2 100;~ 
KPD 3 
Insgesamt 17 47 61'.' „ 
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Parl.mw:tarisdJer Rat - Anteil der Akademiker unter seinen 
.Mitgliedern 

Fraktion Zahl der Mitglieder Akademiker Juristen Wirtschafts-
:::.sgesamt Wissenschaftler 

SPD 32 17 53% 11 35% 5 16% 
CDU 24 18 75°{, 14 58% 1 40 · ,o 

CSU 8 8 100% 4 50% 2 25% 
FDP 6 6 100% 3 50% 3 50~~ 

DP 2 2 100% 
z 2 
KPD 3 
Insges.<rn t 51 66% 32 42% 11 14% 

Anteil der Akadem,iker und Juristen in verschiedenen Konstituanten 

Abgeordnete Akademiker Juristen 
insgesamt 

Philadelphia Convention1 von 1787 55 29~ 52% 303 56% 
Französische ~ationalversarnmlung 600 ca. 50%5 

von 1789 (dritter Stand)' 
Frankfurter ~arionalversammlung 8308 550' 66% ca. 50% 8 

von 1848 
Verfassungs.a~uß der Weimarer 28 19 68% 16 54% 
~atiol'.alversa=lung 19197 

Parlamentarischer Rat 1948/49 77 51 660/ ,o 32 41% 
· PR-Wirtschaftswissenschaftler 43 56% 
und Jurist,en zusammen 

1 Quellen: Encyclopcclia of American History, Ed. by R. B. Morris, N. Y. 1953; 
Charles B. Beard, An Economic Interpretation of thc Constitution of thc Vnited 
States, Ed. 1949 (1935) 

t Die Encyclo;xdia berichtet von „29 college trained" delcgates (a. a. 0.) 
t Nach einer .\uswerturig der Angaben über die Delegierten bei Beard (a. a. 0.) 
• Vgl. E. Burke, Betrachtungen über die Französische Revolution, deutsche Aus-

gabe von Friedrich von Gentz, Stgt. 1836, S. 81ff. 
6 Burkc, a. a. 0„ spricht davon, daß nach seinen Informationen „die Majorität 

aller u·irklich gegenwärtigen Mitglieder aus praktischen Juristen bestand". 
•nach Günther Franz, Jahrbuch III der Rankegesellschaft, Ffm„ 1957, S. 85ff. 
7 nach Handbuch der Verfassungsgebendcn deutschen Nationalversammlung 

Weima.r 1919 
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ftaler/q/ z vr l-. Sfc/. -
Eingabe der Gewerkschaft Deutscher . Beamt~nbund (Landesver-
band Nordrhein-Westfalen) an dert Parlamentarischen Rat 
vom 29. Oktober 1948'~ 

Für den Neuaufbau einer demokratischen Verwaltung ist die verfassungs-
mäßige Verankerung des Berufsbeamtentums, d1s sich allezeit als sicherste 
Stütze des Staates erwiesen hat, unentbehrlich. 
Die Gewerksch.ift Deutscher Beamtenbund hält es deshalb für erforderlich, in 
dem zur Beratung stehenden Grundgesetz die Erhaltung und Sicherung des 
Berufsbeamtentums in seinen wesentlichen Merkmalen verbindlich für Bund, 
Linder und Selbstverwaltungen zu garantieren und jede Unklarheit und Ver-
wischung der Begriffe auszuschließen. 
Die Gewcrksdi.ift Deutscher Beamtenbund fordert demnadi: 
1. Die institutionelle Garantie des Berufsbeamtenrums durch Aufnahme eines 
besonderen Artikels (30 a) in den Abschnitt •Bund und Länder• mit folgen-
dem Wortlaut : 
„Dauernde Auigiben in Ausübung der öffentlichen Gewalt sind, sofern nidit ' 
in den Gesetzen Ehrenbeamte vorgesehen sind, Berufsbeamten zu übertragen, 
die in einem öffentlich-rechtlichen Treueverhältnis zu ihren Dienstherren ste-
hen und grundsätzlich auf Lebenszeit mit gesetzlich zu regelnder Alters- und 
Hinterbliebenem·ersorgung anzustellen sind. Für die vermögensreditlichen An-
sprüdie der Beamten aus dem Dienstverhältnis steht ihnen der ordentliche 
Rednsweg offen.• 
2. Die Vorranggesetzgebung des Bundes über •Grundsätze für die Gestaltung 
des Beamtenrechts• (Art. 36 Ziff. 14 a). 
3. Als Auswirkung der Sonderstellung der Berufsbeamten: Aussdiluß des 
S:reikredm für Beamte durch folgende Fassung des Abs. 4 von Art. 12: •Das 
Srreikrecht wird im R1hmen der Gesetze anerkannt. Dies gilt nicht für die 
a:if beiderseitiger Treuepflidit beruhenden Dienstverhältnisse da Beamten.~ 
4. Klare Trennung der Begriffe »Beamter und .\ngötcllter und öffentlidier 
Bediensteter« durch folgende Fassungen (Art. 82): 
1) Der Bundespräsident ernennt und entläßt, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt, die Bundesbeamten; 
2) zur Ernennung und Entlassung der leitenden Bundesbeamten bedarf es der 
Zustimml!ng der Länderkammer. 
Arr. 147 (Chiemseer Entw.), sofern überhaupt eine Vereidigung bcsdilosscn 
„·ird: •Alle Beamten sind auf das Grundgesetz zu vereidigen.• 
Soiern noch Erörterungen oder Erläuterungen gcwünsdit werden, bitten wir, 
de:i Vertretern der Gewerkschaft Deutscher Beamtenbund hierzu Gelegenheit 
zu geben. 

" Femchriit 10 Jahre Deutscher Beamtenbund 1949-1959 

3:s 

e 
Erklarungen von .Justiz und Universitäten ·zum Grundgesetz-
entwurf von Bonn und zum Memorandum der Gouverneute 
vom 2. 3. 1949 
Erklärung des Vorstandes des deutschen Rid1terbundes in Nord- 1md West-
deutsd1/and*: 
In tiefer Sorge um die Einheit des deutschen Rechts und um die Unabhängig-
keit der deutsdien Rechtspflege 
erklärt der Vorstand des deutsdien Richterbundes in Nord- und Westdeutsch-
land im Namen der Richter-Vereinigungen von Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen, Schleswig7Holstein, Bremen und Hamburg: 
1. Die Besatzungsmächte haben die deutschen Länder wieder ins Leben ge-
rufen. Das ist zu begrüßen. Die Militärgouverneure der drei Westzonen wollen 
nun aber - wie aus dem Memorandum vom 2. 3. 19.;9 ersichtlich ist - diesen 
Ländern das Recht zur Justizgesetzgebung geben. Wir warnen vor einem sol-
chen Schritt. Vor 50, zum Teil schon vor SJ Jahren hat sieb das deutsche Volk 
ein einlieitlicbes bürgerlidies Recht, ein einheitliches Strafrecht, eine einheit-
liche Gerichtsverfassung gegeben. Diese Rcchrsordnungen haben die Eigenstaat-
lid:ikeit der deutschen Länder nie beeinträchtigt. Die Enn1ridtlung eines Jahr-
hunderts deutscher Rechtsgeschichte zu übergehen, '\\·äre ein folgenschwerer 
Fehler. Das Recht ist das letzte Band, d1s de:n ganzen deutschen Volk in sei-
ner Not verblieben ist. Wie es gilt, die Wir:sdiaft in Europa zu konsolidieren, 
so ist auch die Rechtseinheit unerläßliche Yor1ussetzung für ei:ien lebens-
fähigen Bundesstaat inmitten dieses Europa. 
2. Mit gleicher Besorgnis stellen wir fest, d.iß in dem Bonner Ent11nuf jene 
bewährte Bestimmung der Weimarer Verfassung fehlt, die dem Richterlebens-
längliche Anstellung, Unabsctzbarkeit und Cnversetzbarkeit zusichert.. Statt-
dessen kann ein Richter von dem Bundesverfass!!ngsgeridit seines Amtes ent-
hoben werden, wenn dieses ein von ihm gefälltes Urteil für nrfassungswidrig 
hält. Eines Nachweises, daß der Richter sdiu!dhaft gehandelt hat, bedarf es 
nicht. Die Besetzung des Verfassungsger:6tshofes ist im Entv.-urf nicht ge-
klärt. Es besteht die Gefahr, daß sieb dieses Gericht überwiegend aus politisch 
orientierten Laien zusammensetzt. 
Dies gilt für Bundesrichter. Etwa 99 °/o der Riditer werden aber der Landes-
justiz angehören. Für sie kann nach dem Ent'>•urf sogar noch weitergehendes 
Landesrecht geschaffen werden. 
Wir versdiließen uns nicht der Notwenci!gkeit, daß ein Richter zur Verant-
'\\"Ortung gezogen werden muß, falls er vors:itzlicb oder offensicbtlicb fahr-
lässig wider die Verfassung oder wider ihren Geist Redit gesprochen hat. Es 
gibt in diesen bewegten Zeiten aber Rechtsansichten, über deren Verfassungs-
mäßigkeit selbst eine Vielzahl verfassung;treuer Persönlidikeiten sehr ver-
schieden denken kann. Welche Gefahr droht der Rechtsprechung, '\\·enn ein 
Richter sich in seiner Urteilsfindung bedroht fühien sollte. Vestigia terrent. 
Im Namen des Vorstandes des Deutschen Richterbundes in Nord- und West-
deutschland: 
23. März 1949 Beit, Dr. 

Oberlandesgcricbtsrat 
" Zentral-Justizblatt für die britische Zone. 1949. 
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Die Leitung da Evani;clis.:hen Kirdic 
der Rheinprovinz 
Nr. 13100 

An den 
Parlament.irischen Rat 

Bonn 

• 

Betr.: Grundrechte in der Bundesverfassung 

Düsseldorf, 29. Oktober 1948"· 
Inselstr. 10 

Im Einvernehmen mit der Evangelischen Kirche von Westfalen weist die 
Evangelisdle Kirche der Rheinprovinz darauf hin, daß der veröffentlichte 
Ent"·urf der »Grundrechte• einer Ergänzung bedarf: 
Es sind noch aufzunehmen: 
1. Das Recht des Menschen auf Unversehrtheit des Körpers. Wir erinnern 

daran, wie sehr die Nationalsozialisten dieses Recht mißachtet haben! 
2. Der Sdiutz des mensdtlichen Lebens. Auch hier erinnern wir daran, wie der 

~acionalsozialismus unter Mißachtung der göttlichen Gebote menschliches 
Leben ohne Richterspruch vernichtet hat! 

3. Das Redit der Eltern, über die Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen (sog. 
•Elternrecht•). Gerade auf diesem Gebiet ist jeder Totalitätsanspruch des 
Staates abzuwehren, der die Verantwortung der christlichen Eltern für eine 
christliche Erziehung ihrer getauften Kinder unmöglich macht. 

Wegen der Forderungen, die unsere beiden Kirchen im übrigen an die Ge· 
stalrung der Beziehungen zwischen Kirche und Staat zu stellen haben, nehmen 
wir Bezug auf unsere gemeinsame Denkschrift vom 15. 9. 1947 (Nr. 7066) 
sowie auf den in den letzten Tagen durch Herrn Präses D. Koch in Bielefeld 
dem Parlamentarischen Rat übermittelten Beschluß der Konferenz der Evange-
lisdien Kirdien der britischen Zone. 
gez. Hdd 
Oberkirdienrat 

'} Parlamentarisdier Rat, Drucksadie 273/IÜ 
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gez. Dr. Mensing 
Oberkirchenrat 

e 

Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 

An den 
Parlamentarischen Rat 

Bonn a./Rhein 

Betr.: Grundgesetz und Ev. Kirche 
Beil.: O. 

(14) Stuttgart-0., 
Stafflcnbcrgstr. 51 
9. November 1948• 

Die Leitung der Ev. Kirche in Deutschland wäre dankbar, wenn ihr Gelegen-
heit gegeben würde, zu den Artikeln des Grundgesetzes Stellung zu nehmen, 
die sich mit den Kirchen und mit Angelegenheiten befassen, an denen die Kir-
chen der Sache nach beteiligt sind. 
Die Ev. Kirdien der britischen Besatzungszone haben dem Parlamentarisdten 
Rat m~ Schreiben vom 25. 10. 1948 einige Wünsdte vorgetragen, die sidt mit 
der Gestaltung einiger Bestimmungen des Grundgesetzes befassen. Diese .i\uße-
rung der Ev. Kirchen in der britischen Zone ist durdi Pressenröffentlidiungen 
über die Arbeit des Parlamentarischen Rats veranlaßt. Eine Stellungnahme der 
Ev. Kirchen in den drei westlichen Besatzungszonen sollte. auf amtliche Bera-
tungsergebnisse gestützt werden können, die ihnen bisher noch nicht zugäng-
lich waren. 
Es haben sich. seit der Weimarer Verfassung nicht unerhebliche Wandlungen 
grundsätzlicher staatskirdtenreditlicher und kirdienredttlicher Auffassungen 
im Zusammenhang mit dem Kirchenkampf ergeben. Es sollte deshalb da\'.On 
abgesehen werden, ohne vorherige Fühlungnahme mit der Kirche grundlegende 
Bestimmungen über das Verhältnis von Staat und Kirche zu formulieren, die 
hernach unter Umständen Schwierigkeiten und Enttäusdiungen hervorrufen, 
die vermieden werden könnten. So ist schon heute mit Sicherheit anzunehmen, 
daß von seiten der Kirchen in der amerikanisdten und französischen Besat-
zungszone YOn ihren Verhältnissen aus gesehen "·ichtige ergänzende Bemer-
kungen zu der Stellungnahme der Kirchen der britischen Zone gemacht wer-
den. So halten wir es insbesondere für uncrläßlidt, daß in einem besonderen 
Artikel das Recht der christ!idien Kirchen garantiert wird, in dem neuen Staat 
ihren Glauben auszubreiten und dafür zu werben. Ferner müßte es in dem 
von der Konferenz der Kirchen in der britischen Zone "·orgesdilagenen Ar~ 

· · tikel VI, Absatz 3, heißen: »Der Religionsunterridit ist ordentliches Lehrfach 
in allen Schulen. Er wird nach den Grundsätzen der Kirchen in ihrem Auftrag 
und unter ihrer Aufsicht erteilt.« 

. Im übrigen ist die Evang. Kirche in Deutschland keineswegs nur an der Rege-
··· lung ihrer eigenen staatsreditlichen Stellung in der geplanten Verfassung in-
: teressiert, sondern sie hat auch auf anderen Gebieten wesentlidte Anliegen. 
: So wird insbes.ondere eine Ycrfassungsmäßige Sicherung des Elternrcchtt auf 

:-. • Parlamentarischer Rat, DrucksaChe 275 
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-dem Ge:i:et da Erziehung und Sd1ule, ferner ein Sd1utz dö Lebens, und z"·ar 
imb~s.:-::dae .i.u6 des keimenden Lebens, und ein Sdiutz des Leibes, der wis-
scr.s61:::'.iche Experimente an lebenden l\1cnschen ohne deren ausdrüdd id-1e 
Ein"-i:!';ung u:-id vor allem auch die Sterilisation ausschließt, für not"·cndig 
gd~a!:~n. 

Wir :0'.::on Sie daher, die Eingaben der L.1ndeskird1cn in der britisdicn Zone 
nicht i:s eine ersdiöpt'cnde Formulierung des kird1lichen Standpunktes in der 
Frage .:~r geplir.tcn \'erfassung zu betrachten. Der R:n der Ev. Kirdie in 
Deu:s.:±::1nd ...-ird auf diese Angelegenheit noch einmal zurückkommen. 

Gez. D. \\':trm 
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Der Enbisdioi ,.,,n K\.iln 
T-Nr. SSi~ 1 4S 

An den 
Parbment.i.ris.:hcn R.i.t 

Bonn 

Köln, den ;;:. ::-.:0v~:::lber 1948• 

In meiner Eigcnsdi.i.ft .i.ls \'orsitzmdcr der Fuldaer BisJtoisko:;:'erenz beehre 
ich midi, dem P.i.rlamenc.i.rischm R:it zu den in der letzten Ze:t auch in der 
Offentlichkeit lebhaft diskutierten Beratungen über die Grur:dredi:e der Deut-
schen folgendes ergebenst zu unterbreiten: 
Zahlreiche Xußerungen, die mir aus allen Kreisen des kath. Yolkes in den 
letzten Wochen zugegangen sind, bringen die große Sorge zu:n _\usdrud;:, daß 
unter den bisher vom Parlamentarischen Rat vorgesehenen Grundrechten eine 
ga.qze Reihe YOn Prinzipien fehlen, die ,·om christlichen Stan.!punkt aus für 
die Stellung des Menschen im Staat und für den Aufbau der mensdi.licben Ge-
sellschaft Yon enmheidender Bedeutung sind. 
Auf Grund einer n:iheren Prüfung der Yorsdihge des P.arl.irnentarisdien 
Rates bin ich zu der Oberzeugu:-:g gekommen, d.iß die;e Bes0:;:i!sse der Be-
rechtigung nicht entbehren. 
Ich möchte an erster Stelle auf das fehlen einer Vomhri!l über die Unwr-
lttzlichkeit des Lebtns und des menschlichtn Körpers hi...."l-e.·eisen. ~ach dem 
vollsündigen Verfall jeglicher Achtung vor diesen Grundwerten und ~or der 
Würde des ~ienscben, die -e.·ir unter dem Nationalsozialismus erlebt haben, 
aber auch heute noch erleben, begründet sich die Forderung n.1ch einer Siche-
rung dieser Güter aus sieb selbst. Christen, denen die Heiligkeit dieser Lebens-
werte noch lebendig Yertr.tut ist, empfinden es nach den EriahrJngen der Yer-
gangenen Zeit als absolut nrbindliche Pflicht, für ihren Scbutz mit dem größ-
ten Nachdruck einzutreten. 
Das katholische Volk hat ferner den dringenden Wunsch, Ehe und Familit 
als die dem Menschen nächstliegenden Lebensgemeinschaften und Träger na-
türlicher Rechte und Pflichten unter den besonderen Schutz des Suates gestellt 
zu sehen. Die Würde der Ehe und der Familie muß durch grundrechtliche Ge-
währleistung gegen öffentliche Angri1f e gesdiützt -e.·erden. 
In diesem Zusammenhang ist nicht zuletzt das Eiternrecht ,-on grundlegender 
Bedeutung. Das Fehlei\ einer Garantie für dieses Recht in den bisherigen Vor-
schlägen des Parlamentarischen Rates wird von der kath. Offentlichkeit ganz 
besonders schmerzlich empfunden und als unannehmbar abgelehnL Die An-
erkennung des Elternrechtes ist eine der elementaren Grundforderungen, die 
der kath. Volksteil gegenüber jeder Verfassungsregelung erheben muß. Die 
Eltern haben nach der Gewissensüberzeugung der kath. Chri;:en das natür-
liche Recht zur Erziehung ihrer Kinder. Dieses Recht ist auch bei der Enuchei-
dung über den religiös-weltanschaulichen Charakter der Volksschulen 'und 
durch Sicherung einer angemessenen Unterrichtsfreiheit zu achten. Die An.er-
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kcnnung von Elternrcd1t und Unterrichtsfreiheit schaffi nicht zuletzt die wirk-

-- samste Garantie für einen dauernden Schulfrieden. 
Die k.uhollidien Staatsbürger und insbesondere die kath. Elternschaft be-
trachten es ierner als ein unbedingtes Erfordernis, daß ihren Kindern ein aus-
reiC::ender schul planmäßiger Religionsunterricht grundgesetzlich gesicnert wird. 
Im Religionsunterricht sieht das kath. Volk einen der wesendicnsten positiven 
Beiträge zu einer ecnten und vertieften sittlicnen Neuordnung des deutscnen 
Volkes. Ich bin überzeugt, daß die Aufnahme einer entsprecnenden Bestim-
mung in die Grundrecnte auf die Zustimmung breitester Kreise des gesamten 
deumhen Volkes rechnen kann. 
Die rnm Parlamentarischen Rat beratenen Grundrechte sagen bisher nichts 
über die Stellung der Kirche im Staat. Auch in dieser Frage ist die Schaffung 
gewisser ~!indestgarantien in der Bundesverfassung ganz unerläßlich. Selbst-
bestimmungsrecht und Eigenhoheit der Kirche, ihre Freiheit von staatlicher 
Bevormundung müssen durch den Bund für das gesamte Bundesgebiet gewähr-
leistet werden. Auch das Eigentum und die historisch wie rechtlich begrün-
deten Ansprüche der Kirche bedürfen einer Garantie. Das gilt hinsichdicn der 
Freiheit des Erwerbs von Eigentum durch die Kirche, insbesondere von Grund-
besitz, für die ihr wesentlichen Aufgaben und Zwecke, wie für die Anerken-
nung der heute für das Volkswohl so entscheidend wichtigen kirchlichen 
Caritas. 
In diöcm Zusammenhang muß ich darauf hinweisen, daß auch eine Bestim-
mung über Vereinbarungen des Staates mit der Kirche in die Bundesverfas-
sung aufgenommen werden muß. Es muß zum Ausdruck gebracht werden, 
daß die in Kraft befindlichen Verträge weiter bestehen und nur durch neue, 
die „-oh! von den Ländern abzuschließen wären, abgelöst werden können. 
Ich bin mir darüber klar, daß die Kulturhoheit prinzipiell bei den Ländern 
liegen soll. Bei den Grundrechten des Bundes handelt es sich aber um die Fest-
le;ung cer Ansprüche gegenüber dem Staat, die allen Deutschen in allen Län-
dern des Bundes gleichmäßig gewährleistet werden müssen. Mit den zahl-
rei6en kath. :\!ännern und Frauen, die sich nach der Veröffentlichung der 
\'ors.::hl:ige des Parlamentarischen Rates an mich gewandt haben, bin ich über-
zeugt, d.iß die Grundrechte, die ich im Vorstehenden hervorgehoben habe, in 
der Bundesverfassung unverbrüchlich gesichert werden müssen. Das .kath. Volk 
würde es nicht verstehen, wenn die Bundesverfassung sich auf negative Vor-
sdi~:~en iiber den Schutz gegenüber religiöser Beeinflussung und we!tanschau-
Eche::n Zwang beschränken würde, dagegen den positiven Beitrag nicht wür-
digte, den die Kirche für die Volkserziehung' und den Aufbau der Volks-
gemeinschaft leistet. Ich bin im übrigen gewiß, daß die Annahme der von mir 
im Yorstehenden geforderten Grundrechte in den Grundrechtskatalog für das 
Wohl des gesamten deutschen Volkes von der größten Bedeutung ist. 
Ich Yerbinde mit der Bitte um entsprechende Berücksichtigung der von mir 
vorgetragenen Forderungen meine aufrichtigen und herzlichen Wünsche für 
ein gutes Fortschreiten der schwierigen Arbeiten des Parlamentarischen Rates 
im Interesse unseres schwer darniederliegenden Volkes. 
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gez. Dr. Josef Cardinal Frings 
Erzbischof von Köln 

-

Offener Brief:'. 

. Dr. Anton Roesen 
J Rechtsanwalt 

An die 
Abgeordneten des 
Parlamentarischen Rates 

Bonn 

Düsseldorf, den 21. i. 1949 
Fischerstr. 49 
Fernruf Nr. 1 50 55 

In ernster Stunde richte ich an die Abgeordneten des. Parlamentarischen Rates 
diesen dringenden Appell. . 

• Wenn ich mich wende an alle Abgeordneten ohne Unterschied der Partei, so 
bin ich gel'l·iß, zu sprechen für die Katholiken von ganz Deutschland, ja, wohl 
für jeden Christen und überhaupt für alle, denen der Schutz der Freiheit des 
Gewissens selbst Gewissenssache ist. . 
Mit großer Sorge haben wir erfahren, daß eine knappe _Mefuheit im Parla-
mentarischen Rat die Aufnahme des vollen Elternrechts in das Grundgesetz 
ablehnt. 
Gibt es ein natürlicheres Recht als das der Eltern, ihre Kinder zu erziehen und . 
'dabei auch den religiösen und ·weltanschaulichen Charakter der Schule ihrer 
Kinder zu bestimmen? 
Nicht die, die für die Aufnahme des. vollen Elternrechts in das Grundgesetz 
eintreten, sind es, die einen Kulturkampf heraufbeschwören. Der Kulturkampf 
ist von anderen bereits begonnen, in den Ländern, in denen die Eltern· von 
Staats wegen gezwungen werden, die Kinder in Schulen zu schicken, die dem 
Geist ihrer Erziehung fremd oder gar feindlich sind. Wer dafür eintritt, daß 
da.s volle Elternrecht in dem Grundgesetz gewährleistet wird, will nichts 
anderes, als daß ein solcher Kulturkampf beendet und für die Zukunft un-
möglich gemacht wird. 
Glaubt man denn wirklich, man könne Toleranz durch Unduldsamkeit, Ge-
meinschaft durch Zwang erzeugen? 
Ein Blick auf den Alltag und in die Geschidite lehrt das Gegenteil. Keine 
Gruppen in unserem Volk ve.rstehen sich gegenwärtig so gut wie die gläubigen 
katholischen und die gläubigen evangelischen Christen, und gerade sie sind 
es, die das volle Elternrecht fordern, nicht gegen - sondern für - und mit-
einander. Nicht die Nivellierung der Erziehung durch den Staat, sondern die . 
Freiheit der Elte~ zur religiösen und weltanschaulichen Vertiefung schafft 
wahrhaft gemeinschaftsbildende Kräfte. 
Das Volk steht und empfindet dies klar, und es ist nicht die Demokratie, 
gegen die das volle Elternrecht geschützt zu werden braucht. Zahli:eiche Be-
weise liegen vor: so knapp die Mehrheit im Parlamentarischen Rat ist, so 
überwältigend ist die entgegengesetzte Mehrheit im Volk, quer durch alle 
Parteien hindurch . . Wäre der Wille des Volkes maßgebend, das volle Eltern-

. „ Parlamentarischer Rat, Drucksache 627 
"" 
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rcdu gehörte zu Jen unangcfod1tenst<'n Verf.issun;s.utikdn. Bestrinen und 
gci.ihrdet wird d.is volle Elternn·cht nicht durdl die Demokr.ltie, sondern 
allein durch doktrin:ire Parteiüberlieferungen und -programme. 
Ta>.!s.:hen Sie sich nicht! Wer das Ohr am Herzen des Volkes hat, hört, daß 
vc-n dem leiJa geringen Vertr:iuen, das das Volk in die p:irl.imenr.irischen 
L::~ icl-itungcn setzt, schon wieder vid verspielt ist, unnötig verspielt. 
L°'.ld d1rnm bitten wir Sie, als der Sprecher vieler :'.!illioncn: Wenn Sie schon 
n'.2it sel:m dliür stimmen wollen, dlß das volle EI tmirccht im Grundgesetz 
ver;,~r,:t w:rd. geben Sie den \f'eg frei f1ir cinm \"o/ksowduid, wie ihn 
e:::'.;e Frütionen iür diese Sonderfrage beantr.igen'. Setzen Sie sich nidlt dem 
\"0rwuri ai.;s, der P.irlamenurische RH sagte \'o /h;.• arsd1„fi und mt•in:e Par-
~ci;: ~:rrsd~..i 7.' 
Sie werde~ dadurch mehr, als Sie viclleid1t denken, beitragen zur Festigung 
des Funci:::cnts des neuen deutschen St:utes, zur Befreiung des Gewissens 
v.:-:i Ge""·:s;ensdru.:k, zum schöpferischen Frieden in unserem friedlos gewor-
de::en \ · o~k. 

3
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Gez. Dr. Anton Roesen 
Vorsitzender des 
Diözesar:komitees der Katholiken-
ausschüsse !n der Erzdiözese Köln 

-
Vorschläge des Deutschen Gewerksd1afisbundes (britische Zo:1e) 
für »sozialred1tlid1e Bestimmungen im Grundgesetz« und in d<.'n 
Verfassungen der Länder der britischen Zone':-

1. Grundsatz 
Die Arbeit ist die persönliche Leistung des einzelnen iür die GesdlsdufL s:c 
darf nid1t als Ware gewertet werden. Die arbeitenden :\!ens.:hcn srehen u:::cr 
dem besonderen Schutz des Landes. Dieser Schutz hat den \'orr.rng vor .!ern 
Schutz materiellen Besitzes. · 
Es sind von Staats wegen alle erforderlichen :'.bßnlhmen zu rre:fen, um die 
Vollbesch:iftigung sicherzumllen. 

2. Einhcitlidm Arbeitsrecht 
Es ist für ganz Deutschland ein einheitliches, ii:r alle Arbeiter, "\ngcs:e!!:en 
und Be:imtcn geltendes Arbeitsrecht zu s.:haffe:-::, das in c!:-:e:n t!c:.i:s.:hen Ar-
beitsgesetzbuch zusammenzufassen ist. 

3. Welt„rbeitsred1t 
Das Land tritt für eine zwischcnst:iat!iche Rc5e!u;i:; der arbeits- i.:r:d se>:;ll-
rechrlichcn Gesetzgebung ein, die allen sch:iffe:-::den :\[c;is.±cn ein allgc:r.ei::es 
Mindestmaß der sozialen Redne sichert. 

4. Ko.:zlitionsfreiheit 
Koalitionsireiheit zur Wahrung und förderu'.lg der . .\rbcits- u:i.i \\!r:s.±1~s­
bedingungen ist für jedermann und für alle Bcr".!;e gcw:ih~ie'.s!et .. \!!e ~:1:>­
nahmen und Abreden, die diese Freiheit . eir:s.±~:inken cda zu beh!:-:.:ern 
suchen, sind rechtswidrig. 

5. Geu:erksdJaflen 
Die Gewerkschaften sind die berufenen Ver:re:::r der sozi:.!c:i ucd w'.r:;2:.d-
limen Interessen der Arbeiter, Angestellten und B:::irntcn. s;e sind zur ,:'.e'..=t-
berechtigten Mitbestimmung und Mitw!rkur:g !:i :ll!cn svz'.1!en, w:rts2:1:':-
lichen und kulturellen Angelegenheiten und Ei:-:ri.±itungen berufen. 
In den einzelnen Bctric!::>cn üben sie 11itbes:i:::i'."::u:"!gs- und :\!itwirkungsr.::~: 
in sozialen, personellen und wirtschaftlichen Fr:iben in Zus1:r.::'.en1rbeit ::!;t 
den in allen Betrieben von alkn Arbeiter:i . . \::,;este!lten unJ Be1;men =:i 
wählenden BetriebsYertrctungcn aus. Einste:k::;;cn, Er:d:.ssungcn :i:id \"er-
setzungcn von Arbci!crn und Tarifangestellte:1 be.:t:rfcn der Zus:::?:r::..:n; c.:::: 
Betriebsvertretung. In Strcitf:illcn entscheidet ei::e ?.iri:it;s.::i be;e:z:e s.::::2.:>-
stelle unter der Leitung e:ncs unparteiischen Vor;!:zcr:d:.::1. 

6. StreikredJt 
Das Streikrecht der Gewerkschaften ist bcw:i!l:'.eos:.:t. \\-er s:6· .in ei:ier:i ~e­
werkschaftlichen nid;t tariiwidrigcn Sm:k bc:e'.!ibt, h::r:ddt niJ:t re.±:s-
widrig. 

* Deutscher Gewcrksc!uthbund (britische Be;.i:zu~gszc:1c) . G:: ;..::ü::s:.c ~:~\: 
1947-19~9. Köln o.]. 
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' ,..., ..... 7. T arijvertriige 1md Betricbsverci11bam11gen 
.-\ls Ges:i.mtvercinb.irungcn zur Gcst:i.ltung der ArbcitsbcJini;ungcn h.iben die 
von den Gcwerkschlften abgesd1lossenen Tarifverträge und die Betriebswr-
ei.nb:i.rungen zwischen dem Arbeitgeber und der Betriebsvertretung unabding-
bare Wirkung. Eine Allgcmeinverbindlichkcitserkl:irung von T;irifrertr:igcn 
ist nur mit Zustimmung der Tarifparteien zul:issig. Jede Umgehung der im 
T:i.rifvercrag oder Betriebsvereinbarung festgesetzten Mindestbedingungen ist 
re.:!uswidrig. Der Tarifvertrag geht der Betriebsvcr,einbarung vor. 

8. Schlid1tung 
D.is Sdiliditungswescn auf freiwilliger Grundlage ist zu fördern. Zwlngs-
t~rifverträge sind unzulässig. 

9 .. \findestlölme 
In Beruiszweigen, in denen die tarifrechtlichcn Vor.iussetzungen fehlen, kön-
r:en aus sozialen Gründen durdi paritätische Ausschüsse Mindesurbeitsbe-
d[ngungen festgesetzt werden. Das N:ihere bestimmt das Gesetz. 

1:. Arbeitsbedingu„gcn 
D:e Arbeitsbedingungen müssen die Gesundheit, die Freiheit, die Würde, das 
F.imilienleben und die kulturellen Ansprüche des Arbeitnehmers sid1ern. 

11. Der Arbeitsloh11 
Da Lohn muß der Leistung entsprechend und den angemessenen Lebensbe-
c.irf des Arbeitenden und seiner Familie dedten. für gleiche T:itigkeit und 
gl~idie Leistung besteht Ansprudi auf gleichen Lohn. Das gilt :i.uch H:r Fr:iucn 
u::d Jugendliche. 

11 .. frbei:szeit und Urlaub 
Di~ Vierzigstundenwoche ist die regclm:ißige Arbeitszeit. Wenn es d:is .ill-
;:c:::~ine ln:eresse erfordert, k:inn die Arbeitszeit durch Gesetz oder Tarif-
~·enrag verlängert \\·erden. 
Ir! d:e Arbeitszeit failende gesetzliche Feierragc sind mir vollem Aroeirsrnt-

' .. ge:t zu verguten. 
Für ;eden Arbeitnehmer ist ein bezahlter Erholung;urlaub von mindestens 
12 Tagen gewährleistet. 

13. L'nf :J!!~·crbütung und Ges11ndheitssch11tz 
Cn'..illnrhürung und Gesundheitsschutz sind iür :1!le Arbeitsstätten umf.is-
se:od zu regeln. Verstöße gegen die einschläc;igen Vorschriften und :\C?;beurung 
der Arbeitskraft s!nd als Vergehen strafb:ir. Befri;tete oder dauernde Ver-
b0:e der Ber:irigung als Unternehmer oder ver~nrworrliche Aufsichts;>crson 
kö~.:o-~n d:ibei ausgesprochen werden. 

U .. r-r.wen- und J:1gendsch11tz 
Fr~.:e:i und Jugendli.-he stehen im .'\rbeitsleben unter besonderem Sd1utz. 
K:::dcr.irbeir ist verboten. 

J 5. Freizügigkeit 
D:e ::r~izügigkeit der Arbcirnehmer wird gewährleistet. Ausnahmen können 
nur ::n dringenden Allgemeininteresse Jurch Gesetz und nur auf Zeit vor-
~e':L.::ri werden. 

_-;22 -~ - - " 

16. Feitrt.ig der Arbeit 
Der erste ~fai ist gcsetzlid1cr Feiertag . 

17. Kü11dig1111gsschutz 
Keinem Arbeitnehmer kann ohne hinreichende sachliche Gründe das Arbeits-
verhältnis gekündigt werden. 

18. Ausüb:mg staatsbürgerlicher RcdJte 
Wer in einem Arbeitsverhältnis als Arbeiter, Angestellter oder Beamter stehr, 
hat das Recht auf die zur W:ihrnehmung staatsbürgerlicher Rechte und zur 
Ausübung ihm iibertragener öffentlicher Ehrenämter nötige freie Zeit. Der 
Anspruch auf Vergütung bleibt erhalten, soweit nicht eine den Verdienstaus-
fall ausgleichende Entschädigung gewährt wird. 

19. Arbeitsgerichtsbarkeit 
Für alle :i.rbeitsrechtlid1en Streitigkeiten sind p1rität;sch besetzte Arbeitsge-
richte zuständig. Das Verfahren vor ihnen ist so zu gestalten, d:iß die Strc:tig-
keiten schnell und billig erledigt werden. Die Arbe!rsgerichre werden verwal-
tungsmäßig in die staatliche Arbeitsverwaltung eingegliedert. 

20. Die Sozial'l-·ersichernng 
Bis zum Erlaß einer umfassenden Reichsversicherung ist eine für das ganze 
Volk verbindliche Sozialversidierung zu schaffen, di<! den einzelnen bei Krank-
heit, Unfall oder InvaliJiüt, bei Alter und unnrsdiuldeter Arbeitslosigkeit 
vor Not und Sorge schützt. Die Sozialversicherung hat auch die Aufglbc, den 
Gesundheitszustand des Volkes durch vorbeugend.: ~faßnahmcn zu heben und 
Schwangeren und Wödmerinnen jede erforderliche Hilfe zu gewähren. 
Die Leistungen müssen den notwendigen Leberisu!lterh:ilt sichern. Die Selbst-
verwaltung der Versidierrcn wird in :illen \"ersicherungszweigen durchge-
führt. Die Organe werden in allgemeiner, gleicher und geheimer Wahl ge-
wählt. 
Das Nähere bestimmt das Gesetz. 

21. Sozialt Fürsorge 
Auf soziale Fürsorge aus öffentlichen Mitteln hat jeder für sich und ~eine 
unterhaltsberechtigten Angehörigen Anspruch, wenn er körperlich oder geistig 
nidit in der Lage ist, den notwendigen Lebensunterh:i.lt selbst zu erwerben 
oder aus vorhandenen Vermögen zu bestreiten oder wenn er keinen gesetz-
lichen oder anderweitigen Anspruch auf Lebensunterhalt hat. 
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~aterial zur A.Std. 

II u s z ü g e <1 u s D e b H t t B'R i m H a u µ t a u s -

schuß des r:a rlcimentariechen qates 

1 ii r d <1 s d c 11 1 ~ <' h l ' V " 1 " r 1 <1 11 d ! 
i'<. '. ., S111 •!JC•11 rd!) 

An 1 agc 11 : 
L c s u n q c n des 11 .i u p t" u ''" h 11 '„ ,, , 
ZuCGArt.l 
Uit' 11.i• itlul<Jt:i1tl1 ·11 l' 1•1 t11>11 111 · J.it1d1 .\1.i."J" U) 
sind enlnonuncn aus: Purl.i111 P 11lctris c her 
Rat, Verhandlungen des lluuptüus-
schusses, Bonn 1948 / 49. -- Univcrsiti.itsdruk-
kerci Bonn, o. J. 
>1) 17. SilZ111tlJ „ _ F1t•il<l!f · tl<·n :i . fl<'1t·rnl"'' 1'1·111 
(Erste L es u n u Ahsd111itt 1 !Ji<· Crirndrcd1le>, 
Artikel 1 hb !I) 
Beginn der Silzun~J IG.l!I Uhr. 
Vorsitzender Dr. Schmid: Vor Eintritt in die 
Tagesordnung möd1te id1 an dl!e Aussd1ußmit-
glieder eine herzliche Bitte richien. Ich bin über-
zeugt, daß jeder von uns zu jedem Artikel des 
Grundrechtskatalogs bessere Formulierungen als 
die uns hier vorgelegten in seiner T<1srne hat. 
Trotzdem wird es im Interesse der Gcslhi.iftsLehand-
lung rirntig sein, wenn wir insgesamt auf den Ehr-
geiz verzidlten, die Grundredltskataloge der Welt 
um einen neuen Artikel oder eine neue Formulie-
rung zu bereidlern. Wenn wir mit dem materiellen 
Inhalt des jeweiligen Artikels einverstanden und ~ 
nicht dringend zu der Annahme gezwungen sind, 'W, 
daß eine Formulierung so unklar ist, daß sich vor 
dem Verfassungsgeriditshof Schwierigkeiten erge-
ben könnten, sollten wir möglichst ohne allzu lange 
Diskussionen die Artikel in der uns vorgelegten 
Fassung annehmen. Ich wiederhole, daß das nur 
eine Bitte ist, die sich an uns alle ridltet. 
Wir lw~1inn1~n nunmehr mit der lkrnlun<J von 

Absdrnilt 1 Die Grundrcd1le 
unter Verwcn<lung der Fassung <lcs Crundsalza11s-
sd111sses (l;R. 12. 48- ;32G). Jdi rufe uuf 

Artikel 1 
(1) Die Wür<le des Menschen steht im Sd1utze 
der studtlic.hen Ordnung. 
(2) Mit der Mensd1enwürdc und als eine der 
Grundlogen für ihre dauernde Aditung erkennt 
das deutsdle Volk jene. gleidlen und unver-
äußerlic.hen Freiheits- und Menschenredlte an, 
die das Funrldmcnt für Freiheit, Gercc.htigkcit 
1111cl Friedl•n in d~) r Welt bilden. 
t:l) 111 den n.id1stch1 •11den Artikeln, fur 1111s"r 
Volk aus unserer Zeit geformt un<l nie<lerge-
legt, binden diese Grun<lred1te Gesetzgebung. 
Verwaltung und Rec.htsprediung auc:h in den 
Liindf'!n als unmittelbar !reitendes RPc.ht. 

JJ<1s W<irt wircl nicilt vcrl-in!Jl. ld1 1.1s;!' absl i11111ft'r1. 
- -- Artikel 1 ist einslimmi!J au!Jcnomuwn. 
Ren n e r (KPD) : Ich darf hierzu eine f<,ststell ung 
treffen. Die kommunistische Fraktion hat mit Sdlrei-
bcn vom 12. Oktober und 27. Oktober 1948 ari den 
Vorsitzenden des Aussdiusses für Grundsatzfragen 
ihre Auffassung zu dem Problem der Grundredlte 
dntragmi.ißig niedergelegt. Idi habe in der Zwi-
sd1enzeit erfahren, daß der Grundsatzaussd:iuß 
siimtlid1e dieser Fordcrunqcn abqelehnt hat. Da id1 
es für iilwrlliissig h<1ll.1!, die Fordernngen , di" wir 
zu clil•s<•n Frdgcn gestellt haben, hier nod1 einmal 
lang und breit vorzutragen, und da id1 es lür rid1-
tiucr halte, dies auf die Abschlußdiskussion zu ver-
sLhieben, werde idl heute zu den Anträgen nid1t 
sprechen. 
Vorsitzender Dr. Schmid: Sie werden auch 
keine Anträge stellen? 
Ren n er (KPD): Ich möd1te aber bitten, im Proto-
koll zu vermerken, daß ich die Grundremte in der 
vorgelegtem Fassung nblchnl!. Id1 kann mir d<1nn 
das Abstimmen bei jeder Gelcgenhult erspuren. 
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Vorsitzender Dr. Schmid: Ich werde also immer 
davon ausgehen können, daß Sie dagegen gestimmt 
haben. 

Renner (KPD): Gehen Sie immer davon aus! Sie 
~ind sehr snmmaristh mit der FPststellunu „ein· 
stimmig". Gcsl!·rn habe irl1 hci t?inem imml'rhin 
inkressantcn Punkt in einer Zentrumssitzung be-
merkt, daß die Berichte nid1t stimmen. Dort ist mir 
nämlid1 unterstellt worden, daß id1 dem Artikel 7.5 
zugestimmt hdbe. 
Vorsitzendc>r Dr. Schmid: Darf id1 frngcn, oh 
Sie midi dafiir vcrnntwortlic:h mad1cn wollen? 
Renn c r (KPD): Nein, d;1für sind Sie wirklich nid1t 
vc1.intworllid1. 
Vorsitzender Dr. Schmid: Werden Sie die An-
träge, die uns auf den Tisdl gelegt worden sind, 
stellen oder behalten Sie sich . die Stellung der An-
träge vor? 
Renner (KPD): Wir behalten es uns für die zweite 
Lesung, für die Plenursitzung vor. Es genügt hier, 
summurisd1 fostzustellen, daß sie ubgelehnt worden 
sind und daß ith hier nidit damit redmen kann, 
daß irgendeiner der Anträge angenommen werden 
wird. 
Dr. von Mangold! (CDU): Ich darf zu den 
Ausführungen des Kollegen Renner nur bemerken , 
daß wir die An~räge der kommunistisdien Fraktion 
zu unseren Beratungen in zweiter Lesung herange-
zogen haben und daß sie dort ganz eingehend er-
wogen worden sind. 
R f! n n c r (KPD): lth stdle dt11.ll fpst, ciall ich das 
Ce<wntPil nid1t lwl1i1t1p<!tel hilh<~. ld1 l111hc nur hr-
11.iuptcl, <lall si<! c1bu1!11'hnt worden sind. Un<l dem 
widerspred1en Sie j.1 aud1 nicill. 
Vorsitzender Dr. Schmid : I<h rufe auf 

Artikel 2 ... 
(S. 205) 

h) 42 . Sitzung - Dienstag, den lll . Januar 1 !}49 
(Zweite L es u n g, Abschnitt I Grundrechte, 
Artikel t bis 4) 
Beginn d1•r Silzunq 10.20 Uhr. 
Vorsiti1„11lcr Dr. Sr h m i d : Flir heute miid1tc lrl1 
llincn vor~1 .lil11u1•n, diP Grundr1·d1t<' zu IH'h1111deln. 
Wir hahPn au1h hier mehrere Vorld!Jf'll zur Ver-
fügung. Id1 sdllaqe Ihnen vor, als Vorla<JC die Ab-
änderungsvorsthläge des Aussthusses für Grund-
salzfrager:i zu nehmen, ~ie Ihnen wohl ausgeteilt 
worden sind. 
Dr. von Mango 1 d t (CDU): Der Grundsatzaus-
schuß hat es für seine Aufgabe gehalten, in einer 
Sitzung nodi einmal eingehend zu den Vorschlägen 
Stellung zu nehmen, die der Redaktionsausschuß ge-
macht hatte, um eine entsprediende Änderung der im 
Hauptaussdrnß in der ersten Lesung bcsdtlosscnen 
<:rnndrcd1tc mö9lirh 7.11 nrndlf'n. Es ist !Jll!id1zcltl!f 
;Jllcs d.1s hcrnnuPzo!ien word1•n, w<1s in:r.wli;1hen 
eingcg<tng1•11 ist uni! sid1 insbesondere mit der Ver-
besserung des Textes der Grundrechte hesd1äftigl. 
Auf Grund der Beratungen, die unter 1 ternnziehung 
dieses gesamten Materials geführt worden sind, ist 
der in Ihn! l liincle !Jf'kommene Vorsd1lü<J dc>s A11s-
sd1uss1!s fi'lr Grundsillzfrngcn, dur dlll Nr. PH. 1 
4!1- 4!1'.I trdgl, entstanden. ld1 wlirilc zur Vcreln-
fddrnng des Verfahrens vorsdilög<!n, daß dieser 
Vorsd1lau der Beratung zugrunde gelegt wird. 
Vorsitwn<h!r Dr. Sc: h m 1 d : Ich hohe den Ein· 
drur·k, d.if\ di1• l>ilm<'n und llPrrnn des A11Rschuss1!R 
mit d1„s1•111 Vorsd1loq 1•lnvP1stondl'11 11l11d. 

(Z11stlmrn1111u.) 
Jd1 rufu .1uf 

Artikel 1 
(IJ Di1! Wilrdo de~ MeM<:hen 11tcht Im Sdlutze 
1h!r st11ntllctwn Ordnung. 

·- 4f -

(2) Bereit, für die dauernde Ad1lung und Sidie-
rung d e r Menschenwürde einzusteh<'n, erkennt 
das deutsd1e Volk jene gleid1en, unv<'rletz-
li<hc11 und 1mvcr;i11ll<•rli<i1<'n Fn•ihl'ils- und 
M1•nsch1'111!'rhtc• .all, .itlf rl('111•11 J'r1•1h1·il, C1•r1•1h-
tigkcit 11nd f'ried<'n rttlwn. 

(:l) Dies„ Grttndrecht<'. tür unser Volk aus un-
serer Zeil geformt und niedPr!JPleut. binden 
Gesrtzurbung, Verw,altung und RP1htsptf'chung 

I ~es Bundes und der Liindcr uls unmittf'lbar 
4...2.eltendes Red1l. 

Dr. v u n M <1 n !J o 1 d t (('Dll): 7.tt /\i>s.alz t miwhl~ 
id1 h1•m1•rkPn, d,lf\ d1•r < ;t u11ds.1t1.ttt,sd111JI sich ni1ht 
l1<1t c•11lsd1lidlcn kiinnen, dc•r c11Hi<'1S!JC'.irtl'l1•11 f'or-
mulierung des Redaklionsausschus;es (PR. 12. 48 
bis :!70) zuzustimmen. Der Redaklionsaussdrnß 
wollle nodi eine besondere Verpflichtung zur Acti-
lung der Mensd1enwürde aufgenommen haben. 
Durth diese Formulicrttng w;ire dieser kurze und 
prägnunle Satz sthwcrfiillig geworden. Im übrigen 
sdiien es uns nicht erfordl'rlich, diese twsondere 
Verpflid1lung zur Aditung der Mensd1enwiirde 
noch auf:rnnehmen, da sich .1us dem S<1tz, wiP er 
von uns von Anfan9 an formulirrt wor<lf'n ist , die 
Verpflid1tung zur Achtung der \fr11sd11•nw(irde' 
ohne weiteres ergibt. 

Zu Ahsalz 2 ist zu bcmPrken , d.iß PS sich hier nur 
um sprachlid1e Anderungen hdndcll. Die ursprüng-
lidie Fassung, die im Hauptaussdiuß in erster Le-
sung angenomm1,n war 11nd in d1' r Ps hiPll: „mit 
der Mens1henwiirdP und .als Pill<' d1•r <:rnndl.a111·11 
filr ihm ddt1<•md1• /\d1t1111q", stir•ll l'lw.as <111. 1l.1s 
Aufeinanderfolu1•11 dl'r Worte „1111! d1·1 M1·11sd11·11-
würde" und „,als ein<•" l.ind!'n wir nid1t qut. Wir 
sind deshulb zu der f'ormuliPrnnq !JPkomm1•n, die 
wir jetzt in Alts.it:t '.l vorgcsdli,HJl'n h<1hl'11. 
DPr Absatz :! ist glcid1f,tlls nur Pi11f<1d1 11111fort11u-
lil'rt worden, so daß er unsen•r A11ll<1s,t1n!J n.ad1 
sprachli~h besser geworden ist. 

Klar sollte herauskomnwn - -· und insowc•i l hahrn 
wir uns dPn f'ormuliPrun!Jl'll dl's l<t •d<1klions<1 11s-
srhussps 11id1I. ,,n,dalidlt•n kii111H•11 „ d.atl fiir 1111s 
d11s Wid1ti!Jslf', d.1s .a111 A1d.111<J zn sll'lu·n h.1t, di1' 
Betonung der Ml'nsd11!nwurde ist, d<11J c•s d,rnn Auf-
g<tlH' des Artikels ist, di<' f'rl'ilwits- und MensdH•n-
wchte :rn dieser M<'ns1henwiirdc in dc1s red1te Yl'r-
h;iltnis zu setzen. Das hat sehr große Sd1wierigkei-
tcm gemad1t, weil dabei gewisse logische Schwierig-
keiten aufyct,111rht sind, die immer wieder zur Ab-
lehnunn der versd1i<'dPnslen anclm<'n EinZPlformu-
lierungen geführt haben. Der Redaktionsaussd1uß 
hat für den .Absilfz 2 eine vollkommPne andrr<' 
Formulierung !Jew;ihlt, di<! ner<1de die innere f:in-
heitlic.hkcil dieses Artikels, wie l'f' vom Crunds.itz-
i1Ussrt111ß vorgesd1l<1q1•n word1•n i~t. zu Zl'rstiirPn 
drohll!. Es w.ir nun liir un~ wid1tiq, i11 d1•m Alts.itz 
dl!! l"J]J('rleitUlllJ ZU d1•11 ( :1undlt"d1tl•n Zll fi11d1!I1 und 
zn Z<!i!J<m, d1lll di1•s1! < :ru11dri•d1t<', di1• in d1•n Art i-
kPln 2 bis 20 niPder<JPl<•!Jt sind, <'in<' Ni1•d1•rsdirifl 
dil'scr .11ten, wil' es hi<'r qes1t<Jl worcl"n ist: !Jl<'i-
dwn, unvcrletzlid1<•n und 1111v1•r1i11ll<!rlidH·n Fn·i-
hl'its- und M<'nsd11•nri•d1tP .c11s u11,Pr<·r Z1•il clar-
stf'll<•n . 

~ r. S <'-" h oh m {DPJ: Wir h.1111 ·11 1.11 di1·sc·111 A1 li-
kPI ZW<'I Ant11t1Jt' ljl'st1•lll . ()1•1 1•r,t1• /\11t1.trJ lt1·zil'i1t 
sich illlf rlPn Alts.1lz t. Wir sdli.i111•11 d.11ii1 toiiJ<'l11l1• 
Passu1111 {PR. 12. 40 - :l'lli) vor : 

Dh• Wiir<ll' d1•s M1·11sd11'11 ist in df'r ~.1.a.1tlid11•11 

( hd!lllll!J Zll sd1iitz1•n. i>f'I Sf,1,11 IJ,1t 11111 dt•f' ihlll 
•lllVl!ltrnul1•11 C;cw.111. H1•dll 111111 c;1'tf'd1tiqk1·it 
7.U Vl!fWirkl idlf'n. 

Wir sind der Aulfo8~1111<J, d.11\ di1•sf' So1tz1• dif' 
Grundlage dl's gl'soml!·n <:11111d!Jl'hf'tz•·s hild1 ·11 sol 1 · 
ten. Wir sln1l Wl'itf'r dt'r A11fl,1~st111!1. d.ill si<• in d1·1 



Form eines Gesclzesb<>fchls ausgesprodwn werden 
sollt1•1L Wir hnbun 1111q1?11 die T'osfün!J du" G1111111 · 
hHlt.1111•sd111!rnc•" d1·~h11ll1 l11•1l1•11k1•11 , wc•ll notft 1111· 
M !Jl'I 1\11ftoHHllll!J dl11 IVlr•1,t•~!f!~!lW.ÜHlc {IU!h_ .Y!"' .'1"1 ' 
stu.1_t_U!~)1d11u~-~u._~1.l,!i1tzcn~l. li!!_ humlclt sid1 
ulso nid1t nur-ifarum, d<lß STerm 'Sdiutz der staat-
lidien Ordnung steht, sondern daß sie innerhalb 
cler staatlid1en Ordnung gesd!ützt werden muß. 
i\hnlidw Griinde l111h1m jn 1111d1 den Huduktions-
11ussd111ll bd 1wirw11 Vors1t1U1uc·n bowogl'l1. 
Dann hilbe id1 zu Absdtz 2 einen weiteren Antrag 
zu vertreten, der gemeinsam von versd!iedenen 
Fraktionen, vom Zentrum, von der CDU/CSU und 
von uns gestellt ist. Wir bitten, zwischen die Worte 
,1111verl1•tzlidwn und unveräußerlidlen Freiheits· 
und Mc11sd1enred!te• die Worte • von Gott gege-
benen" einzufügen. Wir sind der . Auffassung, claß 
es notwendig ist, diese Herkunft der Freiheits- und 
Mensd!enrec:hte im Grundsatz klar zum Ausdrudc 
zu bringen. Der Mensc:h ist ja nur dann wirklidi 
frei, wenn er nic:ht dem Mensd!en, sondern nur dem 
Gesetz untertan ist, das er von Gott gegeben in 
sid1 trägt, das ihm in Form seines Gewissens ein· 
gegeben ist. Wenn sid! aus der von seinem Gewissen 
bestimmten Freiheit das Verantwortungsbewußtsein 
entwidcelt, aus dem heraus der Mensch allein zum 
sozialen Handeln befähigt wird, so entwidcelt sic:h 
aus dem von Gott gegebenen Gewissen audi sein 
Ansprud! auf Freiheits- und Menstbenrechte. Diese 
Entwilklung bedingt, daß der Mensch sich stets be-
.wußt sein muß, daß ihm diese Freiheits- und Men-
sd!enred!te von Gott gegeben sind und im Rah· 
men der ihm dadurm von Gott auferlegten Ver-
pfliditungen gewährleistet werden müssen. Um 
diese Wnhrheit hier klar zum Ausdruck 7.11 bringen, 
hitltm wir, in Absdtz 2 diese drei Worte „ von Gott I 
gegebenen" einzufügen. fll" 
Dr . S t r a u ß (CDU): Es handelt sich hier um den 
ersten Artikel des Grundgesetzes. Wie wir über-
haupt bei der Textfassung des Grundgesetze.; dar-
auf aditcn sollten, sprad!lim so einwandfrei und 
so verstiindlid1 wie möglid! zu verfahren, so müs-
sen wir das meines Eradltens insl;>esondere bei 
dem Artikel 1 tun. Im habe smon bei der Fassung 
der ersten LPsung nldlt verstanden - und idl 
glaube, weiteste Kreise werden es 11id1t verstehen 
-, wus in diesem Zusummenhang im Absatz 2 dall 
Wort . gleidwn • bedeutet. Düll Wort .glcid1cn • 
muß dod1 in irgendeiner Relation zu einem anderen 
Begriff stehen. Gemeint ist, daß das deutsc:he Volk 
die unverletzlic:hen und unveräußerlic:hen Freiheits· 
und Ml•nsmenred1t1~ a111!rkcnnt . Was damit gemr.lnt 
ist, w1•n11 man auf 1.h?11 hislorisd1 ühl' rlieferlC'll B1·· 
stund der Fri'ihC'its- und J\fonsdienrt'<htc 11bstellt, 
ist ohne Wl'ilt•res cr~id1tiid1. Id1 verstehe ubcr nid1t, 
was dus Wort .gleimen" in diesem Zusammen-
hang bedeutet, und im glaube, der Durmsdinitts-
leser wird es erst remt nimt verstehen . Würde 
es denn irgendwie Sdladen anrichten, wenn man 
d.is Wort .gleic.hen" wegstreid!t? 

Vorsitwndrr Dr. St' h m i d : Ich möthtr. dics1•n /\us· 
führnngen sehr nud1drüdclim beitreten. Im glaube, 
wir kiinnen dieses Wort .gleid1en" streldlen. Eli 
steht zwar in der klassisd1en Deklaration der Men· 
sd!enrcmte von 1789 .droils ~gaux"1 aber ldl 
~11.iuhe, daU das Wort dort einen ganz anderen 
und s1•hr spt'zili!11hun Sinn huHl', den ei; hier nid1t 
h11bl'n soll. Die Glelthhcltshestlmmungen kommen 
ja spiitcr im Pinz11lnt•n . Id! meine, wir' könnll•n das 
Wort .glcidwn • strcid1e11. Kann ld1 das nllgemclnc 
Einvcrstl!ndnls annehmen, daß dleso Vokabel ge-
strichen wird 1 

(Zustimmung.) . ro r. H n u 11 (FDP): ld1 bin der Mt.>lnung - und 
\ habe <lall auch frilhl'f smon zum Ausdrn<k yebrad1t 

, wir sollll'n um dPs ""In irdischen Ch.ir<tklPrs 
un~l'll'f i\11lq11lw willi ·11 ni.rltl Tlar ·nlc1\IH' l1P1hP1t. In· 
lolqc ·d"NM'lt lt in 11 lt l1t•i nl il·r i\ 111'1 k1·1111111111 clr·1 
(;n1111lh·cllt1111J, dar• 111·11 J>1 . S•·t<lwlt1111.11111 i\11~cl111d1 

!Jl'IH11dl1 Ji,lf, 111d1t d.clin, d11 • llr•11d1111q <1111 Colt hi1•1 
mit herei11zu1wlun<•n. Mir sd1eint das eine Slrnpu-
zierung der Hl!li!Jion zu sein, die wir uns aus 
religiösen Gründen nidit gestatten sollten. 

Vo1~il:w11de1 l>r. S1· h111id: ld1 d.i1l 1111rk1111.t1.11 
uuf hlnwds1•11, d<1f1 tlod1 di<: l'rl'ilwil, vou d1·r 111 dl'r 
diristlidwn Verkündigung die Rede ist, die Frei-
heit des Chrislcnmensdwn ist, und diese ist etwas 
wcs1mtlid1 anderes als clie Freiheitsredite, die eine 
Verfassung !JCben kunn. Wn darühr-r Zweifel 
hilben sollte, der mu!J die Sdirift Murlin Luther~ 
„ Von der Freiheit eines Chrislenmcnsd!en" npc.h-
lesen. Gerade bei Luther ist ja dem Staat prak-
tism die durm Zwang ordnende Willkür des Stodc-
meisters in die Hand gegeben, und gegen diese dem 
Gebraum der Freiheit durc:h den Mensd!en gegen-
über hölhst pessimistisc:he Staatsauffassung hat sim 
nun gerade in Deutsdlland nic:ht im Bereim des 
Religiösen, sondern im Zuge der zivilisatorisd1en 
Entwicklung der Kumpf der Mensd!en um eine 
irdisdle Freiheit vollzogen, die auf einer anderen 
Ebene begründet ist als der Ebene, auf der die 
Freiheit des Christenmensmen steht. Diese hat ja 
aum der an der Galeere angeke.ttete Sklave. no~ e 1 
Dr. S ü s t er h c~ n n (CDU): Wir wollen mit die- 1 
sem Antrag keine Theologie treiben. Wir wollen 
aud! die Frnge der Freiheit des Christenmensd!en 
nimt hier in die Verfassung hineinbringen. 
Wir wollten mit diesem Antrug lediglich noc.h 
klurcr, als <'S in der bisher vorli1:111•111kn T'üs-
sung gcsdu•iwn ist, d<:n vor~t<1<1llidll'n Ch.ir<1k-
ter cliescr T'rl!ihl'itsredlle hC'rvorhebcn, indem 
wir sagen, sie sind dem Mcnsd1en von Gott ver· 
lieht!n, also nid1t etwa er~t vom Staate ver· 
liehen. Man dMf wohl sauen, duß durih die 
Worte „unvcrletzlid1 und unvcr<iußerlid1" dieser 
GPdanke in ctwu sd1on angf'klungen ist. Aber es 
kam uns dürauf an, diesen Gedunken dadurd1, dall 
wir die Worte , von Gott gegebenen" einfügen, 
nodl sdlärfr.r und pr;ignantcr zum Ausdruck zu 
bringen, um düdurd1 die Ununtastbarkeit dieser 
Hed1t<! durd1 dcu Staut auszudnic.ken. Also eine 
tht!ologisdlc Ahsid1t ist unsners<•its mit di1:sC'111 
Antr11g In keiner Weise verknüpft. _.l 

Vorsitzender Dr. Sc h m i d : Dazu ließe sich nom 
einiges sauen. Aber id1 qlaube, wir haben darüber 
sd1on a11sreid1end gespro1.hen . -

Dr. 11i: 11 5 8 (FOP): ()<'fl lll'!JI ifl d!'s vorst<1•1llid11•11 1 
J{rd1tcs könnm1 wir 11id1t zum AllS!Jüll!JSIHlllkt l'inm 
st1111tlid1en Umsdircibunu madwn. Wir sind uns 
s<1mlich einig. Aher id1 kunn mit dem Begrilf cles 
Vorstaatlidien nid1t sehr viel unfongcn, wenn im 
ein Staatsgrundgesetz mdche. Denn die Dinge be- 1 
ko1pmtm ihrun wcsrnharten Churnktrr c•licn du·-

1 durch, d11ß wir Hlr in den 1iuhmcn einer stc1dtli1t1<>n 
Ordnung mit hi1winstcll1!11. 

Dr.Sc e b oh m (DPJ: Es handelt si<h hi1!r vor alll'n 
Dingen uud1 dürum, unser Volk und alle späteren 
Lt'~er des Grn11dgesetze11 gunz kldr darauf hinzu„ 
w1!ilie11, w11lwr dieRl' Frcihcitsr~ct1tc kommen ul'ul 
duß mit th11~r Ci1•w;ihrl1!i!1tunu t:i1w sehr Prl11·hlld1e 
Verunt wort1111[J hir j1•den deutH<h1:n Mensd11:11 v1:r-
hundvn ist. Jd1 111/irlttc midi jc~tzt 11Jd1t d<1C<111f leHt· 
legen, ob und inw1<1w1!ll Luthl'fs Sd1rlfl • Von der 
Prnlheit cilu·~ Chrlsl1:nmcns1.hcn• nud1 dieser Ridt· 
tunu von dl'r lulh1:ris<h·1!vanr11!ll~dien Kirdrn do[J· 
mnlls<ti nu~zulll!Jl'n ist. ld1 hin der An11hht, duß 
es sid1 duhei w1!s1:nllkh um ein<• uus sclm!r Zeit 
heraus gebornne i'\uflPrun!I l1<111delt, die 1111liirlid1 
trotzdem von d1·r Wuhrlll'll des Chrisluslic·wu!ll· 
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seins getragen sein kann. Aber selbst dann kann 
man sie nicht ohne weiteres zum Dogma des evan-
gelischen Christentums erheben. Es mag dies viel-
leicht von theologischen Kreisen anders beurteilt 
werden. Dus ist sd1ließlith für jeden evangelischen 
Chr istl'n, der nur un Gottes Wort und an sein Gr-
wi~sl!n H<?hundt>n bt, Privat.ruffdssung, wie er sid1 
mit diesen Frng1•11 ausein,sndmsl't:tt. Jedt?nfolls ist 
Mctrtin Luther trotz all seiner Bedeutung als l~e­
fornliltor niemals in clen l«rnu eines Mnnnes zu Cl'-
hrh<'n, von dem jPdrs Wort, d.1s 11r gns.igl hut, nun 
wi1klid1 für die Dauer und für die Ewigkeit gilt. 
Für die evangelischen Christen gibt es keine Mög-
lichkeit, eines Menschen Wort und Schrift zu kano-
nisieren. 

Vorsitzender Dr. Schmid: Ich habe das auct1 
nid1t b<'haupt<'l, Herr Dr. Seebohm. tn r. G r e v e (SPD): Ict1 möchte, ohne mich au! 
ir!JPndcine Disputulion einzulassen, dem Kollcucn 
Dr. Seebohm nur insofern widersprechen, als er vom 
Leser und vom Volk spricht, dem durch diese Her-
einnahme der betreffenden Worte klargemacht 
werden soll, von wem die Freiheits- und Menschen-

'i rectite gegeben sind. Darüber kann man auch an-
derer Auffassung sein. kh persönlich bin zum Bei-
spiel cler Auffassunq ,-- und mit mir sid1er ilU<h 
noch eine ganz namhafte Anznhl Deutscher -, daß 

- diese Freiheits- und Menschenrechte nicht von Gott 
gegeben sind, so daß also die Auffassung, die der 
Herr Kollege Seebohm hier vertritt, zum minde-
stE'n nic.ht den Charakter des Objektiven trägt. 

:::rJ~ e n n r. r (KPD): Ich möchte nur einen Satz sagen. 
Es ist historische Wahrheit, daß diese Menschen-
r<'d1te zu einem gewissen Zeitpunkt, als sie in der 
heute allge·mein noch gültigen Form stabilisiert 
worden sind, gegen die Organe des Christentums, 
die Kirdren, erkämpft werden mußten. Also man 
soll da vorsichtig sein. 

(Zuruf: Das stimmt nicht!) 
- Das stimmt wohl. Denn in der großen Französi-
schen Revolution stand auf der Gegenseite auch 
die Kirche. 

(Zuruf: Nitht gegen die Mensdicnrechtel) 
Die meinen Sie ja gar nicht, sondern irgend-

welctie anderen imaginären. 

Vorsitzender Dr. Schmid: Herr Kollege Renner, 
das ist auch nur halb wahr, was Sie gesagt haben. 
Re n n e r (KPD): Wollen Sie sagen, daß die nie-
dere Geistlichkeit damals auf der anderen Seite 
stilnd? 
Vorsitzender Dr. Schmid: Nein, im wollte nur 

darauf hinweisen, daß die Menschenrechte, die die 
Französische Revolution proklamiert hat, etwa hun-
dert .J<1hre vorher ausgesprochen a·us christlichem 
A11lit!!f<'ll hrrttus von uewissen Dcmomlnatloncm des 
engli~dwn Puritanismus aufgestellt worden sind. 
H 1i n n C! r (KPD): Sehr richtig. Das war aum nicht 
die ot!izielle Kirche. Das werden Sie attestieren 

~ssen. 

{/ ~'.irsilz1•ndor Dr. Sc h m 1 d: Zu AhHnl7. 1 llcgt dm 
Ahi111dP11111ust1nlrt1!J Dr. Sot!11ohm vor: .Die Wilrdo 
dt•s Mt~n~dwn li;t In dl!f 11lantll<hcn Ordnung zu 
sd1iitzm1. • Jeti i;eho nicht rr.tht don Unterschied gc-
q1•11iilim der ras1mnrr dcis Grundsatza11Hsc.h1111K11i1. 
In heirlen Fa1111u11ucm h1t Voruusset:r.ung eine WOnle, 
und der Slnat tritt hier nur insoweit In Aktion, 
als er dlc!sc bestehende Würde sdlützt. Ihr An· 
lil!!Jtm ist 11ud1 In der Fassung des Grundsatzaus-
srh11s11c!11 hr.riic:k11id1tlgl. Der zweite Satz dlc11cs An· 
tr.1~1s 1.111t1!t: .DN Staat hat mit der Ihm nnvur-
trnuh!n Gl!wnlt RtHht und Gerec:htlgkclt zu ver• 
wirklldwn." . 

Ich lasse über den Antrag Dr. Seebohm abstimmen. 
- Der Antrag ist mit überwiegender Mehrheit 
abgelehnt. 

Nun lasse ich über den Absatz 1 in der Fassung 
der Vorlage ahstimmen . -- Der Absatz 1 ist gegen 
eine Slimmr. uncl bei einnr Stin11nenth<1ltung an-
uenomm1m. 
In Absdtz 2 haben wir das Wort .gleichen• ge-
strid1en. Es ist abiustimm1•11 iiher den Antrag Dr. 
Sl'<ihohm, hintm dem Wort .unvt!r;Jußnrlirlwn" ein-
zufügen: • von Gott gegebenen• . Ich lasse über den 
Antrag Dr. Seebohm abstimmen. - Der Antrag ist 
mit 11 gegen 10 Stimmen abgelehnt. 

Nun lasse ich über den Absatz 2 in der nunmeh-
rigen Fassung abstimmen. - Der Absatz 2 ist bei 
einer Stimmenthaltung angenommen. 
Bel Absatz 3 muß ich gestehen, daß ich gewisse 
stilistische Bedenken gegen den Partizipial-salz nadl 
dem ersten Komma habe. Aber vielleicht kann man 
das dann später berücksichtigen. Ich lasse ab-
stimmen. - Der Absatz 3 ist bei einer Stimment-
haltung angenommen. 

Nunmehr lasse ich über den Artikel l in der ab-
satzweise beschlossenen FassU[lg abstimmen. -

' ~:tikel 1 ist bei einer Stimmenthaltung angen<im-

~„;:n-
D r. Seeb oh m (DP): Hier liegt unser Antrag Nr. 3 
(PR. 12. 48 - 397) vor, einen Artikel 1 a einzu-
fügen. Dieser Artikel 1 a soll den Wortlaut haben 
- und da bitte ich, die veränderte Fassung der 
Drucksache PR. 1 49-494 heranzuziehen: 

Jeder Mensch hat das Recht auf seine Heimat. 
Geborgenheit und Frieden sind für alle Deut-

• , · ·sehen ohne Rücksicht auf ihre Stammeszuge„ 
hörigkeit zu gewährleisten. 

Es wird in diesem Antrag, der vor allem im Inter· 
esse der Vertriebenen und Flüchtlinge gestellt wird, 
die Verankerung des Rechtes auf die Heimat als 
eines verfassungsmäßigen Grundrechts gefordert, 
das gerade dem, der wider Recht und Gesetz aus 
seiner Heimat vertrieben wurde, den unabdlng~ 
baren Anspruch gibt, daß diese schwere Rechts-
kränkung wiedergutgemacht wird. Das heißt prak-
tisch zunächst, daß die so geschädigten Menschen 
vom Staat, der sie nicht geschützt hat, gleichgültig 
ob durch Unvermögen oder Schuld, einen Ausgleich · 
zu beanspruchen haben, und zwar durm volle ':.$ ..• /.·,; 
Glelmstellung mit denen, die das Glück haben, in . 
ihrer Heimat geblieben zu sein, und durm mög-
lichst weitgf)hende Entsmädigung für den erlitte-
nen materiellen Schaden. Es ist uns allen klar, daß 
der seelische Schaden nur durch Rückgabe der · 
Heimat wieder ausgeglid1en werden kann. Aber 
gerade die Verankerung dieses Rechtes in_ der Ver· 
fus11ung ennöglid1t es, uuf reinr.r Rechtsbasis und . 
unter bewußter Aussd1altung nationalistischer und 
irredentistischer Motive die Rückgabe der deut-
schen Ostgebiete und die Rückkehr unserer Ver-
triebenen in ihre Heimat zu fordern. Wir haben · 
auc:h nur so die Möglictikeit, die Rückkehr unsr.rer . 
Vcrbriebcnen in soldw Gebif'tc ;r.u fordern„ für die · 
eine l!inglleclerunu In dus d1rntsd1e Bundesgebiet 
nicht verlangt werden k1111n und soll. Ich erinnere 
zum Beispiel an die Verhilltnisse, die sid1 heute in 
der Tsd1echoslowakei ergeben, wo In der letzten 
Zelt bekanntgeworden Ist, daß es Jnfolge der Aus-
treibung so vieler Millionen Deutscher heute der· 
artig an Arbeitskräften mangelt, daß nicht nur Men· 
amen aus anderen Ländern angeworben, sondern 
jntzt audl in erheblichem Umfange deutsche Arbeits· 
krärtc aus der Ostzone nncti der Tsdled1011lowakel 
zurüdtgoführt wr.rden. Das l11t um so hedenkllcher, 
C1l1 dlo•a Mcnntien obt•nHo wie dl<' noch In dl'f 



Hß 

l lerr Vorsitzc•nde vorhin angf'stellt hut, nld1t In 
den Weg treten. Aber mc>ine Fraktion vertritt nad1 
wie vor gesdilossen die Auffassung, daß nach dem 
bisherigen Verlauf unserer Arbeit eine Pftuse von 
einigen Tilgen eine gute Distanz geben könnte, um 
den nunmehr geschlossen vorliegenden Entwurf in 
der Fassung der ersten Lesung aus der rid1tigen 
i'Prspektive zu beurteilen und steh aus dieser 
Di~IM1z ein abgerundetes Urteil über das Geleistete 
zu bilden. 

Während der ersten Lesung haben wir manchen 
ungPk ICirlt!n und stritligPn Punkt zurückgestellt. 
Wir lwhPn uns mit milnchem Abstimmungsergebnis 
i1hg1•f11nden in dN von allen Seiten geteilten An-
nahme, daß die erste Lesung nur vorläufigen Cha-
rakter hat, und daß zwischen der ersten und der 
zweiten Lesung Gelf'genhcit zur Uberprüfung aller 
11n9eklürt<'n Frauen !ICfJeben sein wird, so daß dir. 
zwl'ilP LP.sun<J edile Entsd1niclungen würde bringen 
kü111u•n ... (S. :!1:1) 

Vursitzendcr Dr. Schmid: 

Ich rufe auf 
Artikel 21 

(1) Deutschland ist eine demokratische und so-
ziale Bundesrepublik. 
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 
(3) Sie wird vom Volk nach diesem Grund-
~iesctz <lurd1 Wahlen und Abstimmungen und 
clurd1 lu•sonderc> Organ!'! der Gesetzgebung, 
dt!r Hrdll~pr<'d111nu und der vollziehenden Gc-
w.ilt illl~!f<'ilht. Die Hegierunu ist dem Volke 
vernnlwortlidi. 

(4) Die Gesetzgebung ist an die verfassungs-
mäßige Ordnung, Redltsprechung und voll-
ziehende Gewalt sind an Gesetz und Recht 
gebunden. 

D r. S <' f' h o h m (DP): Ich möchte lolgPnde Formu-
li1~ rung clcs Absatz 1 vorsdllagen (PR. 12. 48-406):. 

Deutschland ist ein demokratischer und sozia-
ler Bundesstaat. 

kh habe wiederholt betont, daß das Wort .Bundes-
staat" den Gesamtcharnkler zum Ausdruck bringt, 
den die neue Staatsgestaltung haben soll, in An-
lehnung an die bestehende Tradition. 
Dr. Heuss (FDP): Wir müssen den Namen des 
neuen Staatsgebildes an den Anfang stellen und 
in Absatz 1 sagen (PR. 12. 48-381): 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demo-
kratischer und sozialer Bundesstaat. 

Der Begriff .Bundesstaat• l11t 11taatsredltlidl nidtt 
1~indeutig. Die von mir vorgt!sd1lagene Fas11Ung Ist 
etw11s prlignanter 11!11 die bisherige Fassung. 
Dr. Lehr (CDU): Wir möchten den Antrag Dr. 
Seebohm aufnehmen: .Deutschland ist ein demo-
kratischer und sozialer Bundesstaat.• 

Re n n e r (KPD): Im bin der Auffassung, daß der 
Parlamentarisrne Rat kein Recht hat, dieses West-
deutschland oder Restdeutschland sdlledlthin als 
Deutschland zu bezeidlnen. Ich möchte midi an die-
ser Stelle nicht weiter über die redltlichen und 
politis(hcn Hintergründe aus!i1ssen, die den Parla-
m•!ntarisrhcn Rnt ln Punktion gebracht h11hcn, 11on-
dern nur zum Au~dru<k brlngon, daß mit dieser 
Bildung de~ westdcutsd1en Staates zersmlngcn 
wird, was jeder wirklim deutsdt fühlende Mensch 
verlangen muß: daß Deutschland als eine unteil-
bare und demokratlsdte Republik in seiner Gänze 
erhalten bleibt. Ich spred!e außerdem dem Par-
Jnmentarisd1cn Rat bzw. der Mehrheit, die blm 

herrscht, das Recht ab, eine sold1e absolut irre-
führende Bezeldmung In die Verfassung hineinzu-
arbeiten. Der Staat, den Sie hier bilden, Ist kein 
sozialer Staat, sondern sein Gegenteil. Er ist ein 
absolut reaktionärer Staat, ein Staat, in dem die 
Kreise der Reaktion, vertreten durm die Mehrheit 
dieses H11u11es, alle Machtfülle In der Verwaltung 
und Wirtschaft In der Hand haben oder in die 
Hand gespielt bekommen. Ich erinnere hier nur an 
das vor einigen Tagen verkündete Gesetz Nr. 75. 
Wenn einmal der Zeitpunkt gekommen ist, eine 
gesamtdeutsd!e Republik zu srnaffen, so kann 
meines Erad!tens die Formulierung nur lauten: 
.Deutsrnland ist eine unteilbare demokratisd!e 
Republik, die sid! auf den deutschen Ländern auf-
baut.• Aus den von mir angeführtenen Gründen 
stimme ich. gegen die beiden hier eingebrachten 
Vorsrnläge. 

Vorsitzender Dr. Schmid : Es liegen zwei Abän-
derungsvorsd!läge vor. Am weitesten geht der An-
trag Dr. Seebohm, den die Fraktion der CDU/CSU 
aufgenommen hat: .Deutschland ist ein demokra-
tischer und sozialer Bundesstaat.• Weniger weit 
geht die Formulierung nach dem Antrag Dr. Heuss. 
Im lasse über den Antrag der CDU/CSU, Dr. See-
bohm, abstimmen. - Der Antrag ist mit 11 gegen 9 
Stimmen abgelehnt. 
Ich stelle nunmehr den Antrag Dr. Heuss zur Ab-

j ~timmung. - Der Antrag ist mit 11 gegen 1 Stimme 
~I mehreren Stimmenthaltungen angenommen. 

Wir kommen zu Ab~11tz 2 von Artikel 21. Hierzu 
liegt ein Abänderungsantrag der CDU/CSU vor. Er 
lautet: 

, ~ -~as Volk ist der Träger der Staatsgewalt. 

Im lasse über den Abänderungsantrag abstimmen. 
- Der Antrag ist mit 10 gegen 10 Stimmen, also 
mit Stimmengleid!heit, abgelehnt. Damit ist die 
Fassung des Hauptaussrnusses in erster Lesung an-
genommen. 
Zu Absatz 3 liegt kein Antrag vor. 
Zu Absatz 4 schlägt der Allgemeine Redaktions-
ausschuß folgende .Ä.nderung vor: •... die Red!t- · 
sprechung und die vollziehende Gewalt sind an 
Gesetz und Recht gebunden•. Ich glaube, dieser 
Vorschlag stellt eine redaktionelle Verbesserung 
dar, und wir können sie annehmen. - Ich stelle 
die einmütige Zustimmung dazu fest. 
Renner (KPD): Ich bitte, zur Kenntnis zu nehmen 
und zu protokollieren; daß im gegen diese Formu-
lierungen nad'I ihrer sadllldlen Seite nichts habe. 
ldl kann aber nicht annehmen und Ihnen nicht 
konzedieren, daß Sie es mit diesen Deklarationen 
ernst meinen, und deshalb bin ldl gegen diese 
Formulierungen. 
Vorsitzender Dr. · Sc h m 1 d: Im lasse nunmehr 
über d~n gesamten Artikel 21 abstimmen. -
Artikel 21 ist mit 19 geCien 1 Stimme bei Stimm-
enthaltung angenommen. ' 

Wir kommen zu 
Artikel 21 a. 

(1) Die Mitwirkung der Parteien bei der pollti-
sdlen Willensbildung des Volkes und die in-
nere Ordnung der Parteien sind durd! Bundes-
gesetz zu regeln. 
(2) Oie Bildung der Parteien Ist frei. 
(3). Parteien, die darauf ausgehen, die freihelt-
lldle und demokratische Grundordnung zu be-
einträchtigen oder zu beseitigen, sind verfas-
sungswidrig. Ober die Frage der Verfassung·s-
wldrlgkelt entamclr1et da" Rundesverfassungs-



Material zur 9.Std. 

Auszug aus der Rede Walter Ulbrichts, gehalten am 9.6.1947, vor der 
münchner feldherrnhalle: 

"Ob wir in Berlin oder in Leipzig, in Hamburg oder in Oüseeldorf, in 
Stuttgart oder in München wohnen - uns alle verbindet ein gAmeinsamer 
Wille, der Wille zur Wiederherstellung der Einheit unseres deutschen 
Vaterlandes." 

Aus der Entschließung der 5. Tagung des Deutschen Volksrates (22.0kt.194!)s 

Der Deutsche Volksrat ist die einzige legitime Representation des deutschen 
Volkes. Er fordert hiermit die V~rwirklichung des Rechtsanspruchs des deut-
schen Volkes auf die Gestaltung seines staatlichen und ges~llschaftlichen 
Lebens, die Schaffung einer freien, demokratischen deutsc~en Republik und 
den Abschluß eines Friedensvertrages. Er hat die konkreten maßnehmen zur 
Beschreitung dieses Weges unternommen, legt hiermit dem deutschen Volk den 
Entwurf einer Verfassung für die Deuts~he Demokratische Rep~blik vor und 
stellt ihn zur freien Diskussion. Auf dem dritten Volkskongress wird die 
Bilanz dieser Diskussion gezogen werden und die Verfassung zur Beratung 
stehen. 
Im Gegensatz zu dieser Ausübung des Selbstbestimmungsrechts des deutschen 
Volkes zeigen die Verhandlungen des sogenannten Parlamentarischen Rates in 
Bonn, daß hier nicht nur die Einheit der deutschen Nation, sondern auch 
die Demokratie preisgegeben werden. Die in Bonn ausgearbeitete Verfassung 
für den westdeutschen Staat dient dem Versuch, das deutsche Volk unter die e macht zu beugen, die sich die westlichen Besatzungsmechte entgegen den Ver-
pflichtungen von Jalta und Potsdam angeeignet haben. Das Bonner 9tatut 
nimmt sowohl den Zustand der Besatzung als auch die Usorpation des größten 
Teiles der deutschen IVirtschaft durch ausHindische machthaber lhdingungs-
los hin •••.•• Das zu errichtende westliche Staatswesen ist ein Vasallenstaat 
un d der Willkür fremder mechte unterworfen. 



Hctler1al zur /'frJ. S/cl. 
l:urt Schumacher, Letzter Aufruf zur ersten Bundestagswahl aa 14. a. 194 

Die S•zialdeaokratiache Partei betrachtet di.e deutsche Bundesrepublik 
ala Grund.lege mr die deutsche Einheit. Der Versuch, die von Sowjet-
rußland gelenkten nationalkommunietiachen Strömungen su Trägern der 
deutschen Einheitabewegung zu aachen9 würde in der Pora der Einheit 
einer ruasisohen ProTins enden, aber nioht zur deutschen Einheit fUh-
ren. Die 4eu:tache Einheit iat nur aöglich auf der demokratiaohen 
Grundlage 4er persönlichen und ataatabürgerlichen &treihei t und Gleich-
heit und der Gleichartigkeit der ataatlichen Machtaittel in allen Tier 
Beaatzungazonen. Ua die B&mdearepublik in Weatdeutachland &Wll Ausgang 
einer eolchen Poli t1k machen zu können, auS aie nach innen und auien 
pelitiache Preiheit haben und .ein S~t aosialer Gerechtigkeit werden. 
Kur ao kann aie die unwiderstehliche Anziehungakraft auf clen deutachen 
Oaten miaiibeA. 
Die lrank:tur'ter Wirtaobaftapoli tik freilich hat die„ ataatabilclenclen e 
l.räfte 1a deutschen Volke gestört. Sie hat Yer1111cht, 4urch cien llaaMA• 
kaap:f Ton oben e1nen ·staat der Verdiener und BuUnieier su „ acha:f-
:fen. Diese Politik kmt in 1hrea Ergebnia elen kOllll\Uliatiaobu Zer-
aetS11Dgabeeliirfni.aaen entgegen. Praktisch baben wir üe Preiaclikiatur 
der großen Warenhorter und Saohwertbeaitser in den letzten l' Menaten 
erfahren. ( ••• ) Ein• gesunde und aosial geordnete Wirtachaft iat •b•r 
4aa '1ulcl&lllent des Staates. Selbst die reiohate Länder der Welt kön-
nen heute auf Planung, Lenkung und Iontrolle bei der Versorgung ait 
Xredi ten \Ulcl Rohatoff en und cler Regelung der Bin• uncl Auahhr nicht 
Terzichten. llan kann. aua Weatdeutachla11d nicht einen kapitali•tiaohen 
Haturacllu.ts.par~ im SUl von 1840 machen, ohne die 1'aufirdt ur 11-
aen weiter zu atören und daa1 t die wirtacha:Ctliche Entwicklung at-
acheidend su ge:tährclen. Die Sozialdemokratie käapft für den racliltalen 9 
aoaialen Lastenausgleich. der auch di.e Sachwertveraögen. heranzieht 
und iiberhaupt claa Vermögen nlbet und nicht nur Hine Brträgniaae bean-
-aprucht. 
Die Sozialcleaokratie aobillaiert alle Kräfte politiacher und wirt-
schaftlicher Einsicht in Deutschlancl llJld der Welt, 11a daa vermm:ft-
loae Unrecht der deutschen Deaont&ßen abzuwehren. Der Aufbau des Ser-
atörten, das Hineinatröaen TOD acht Millienen Pliichtlinpn und die 
Botwendiglteit zu groSea Export zwingen uns dazu, eine Politik der De-
aontagen zu bekämpfen und eine Politik der Reinduatialiaierung einsu-
lei ten. Nur ein Volk, clas aich wirtschai"tlich und poli tiach naUonal 
aelbat behaupten kann, iat imstande, internationale Hotwendigltei ten 
zu erkennen und europäische Zus&llJllenarbei t aus treudigea Hersen zu 
leiaten. ( ••• ) 
(Zitiert nachs EntacheidUDBen, Zur Geschichte der Bundesrepublik 

Deutschland, Hg. E. Xroher, Starnberg 1967, s. 65f .) 



D i a s e r i e n T o n d o k u m e n t e - F i 1 m e -----------------------------------------------------------
Der Juenger-Verlag, 6 Frankfurt/Main, Eppsteinerstr. 36 bietet an: 

Best.-Nr. 1286 

Best.-Nr. 1288 

Best.-Nr. 1289 

Geschichte der BRD 1945-1972 
(Stand Ende 74) 

Die deutsche Situation nach der Kapitulation, 
die Potsdamer Konferenz, Vertreibung aus den 
Ostgebieten, Besatzungszonen und gemeinsame Kon-
trolle Deutschlands, Neuanfänge deutscher Poli-
tik und Wirtschaft, P~rteien, Kommunen und LänT 
der, die Muenchner Ministerpräsidentenkonferenz, 
~rrichtung der Bizone, Währungsreform, die so-
zialen Marktwirtschaften, Gruendung der BRD usw. 
111 Dias, farbig,schwarz-weiß 90 DM 
Tonband, 9,5 cm/sec. Laufzeit 2x28 Min. 35 DM 

Die DDR 
Die Sowjetische Besatzungszone, die Gruendung 
der DDR, die Verfassung usw. 
100 Dias, farbig,schwarz-weiß 
Tonband, 9,5 cm/sec. Laufzeit 40 Min. 

81 DM 
35 DM 

Die Besatzungsinä.chte, die Berliner ßlockade, die 
Spaltung Berlins, West- und Ostberlin, die West-
berliner Regirung und Verwaltung 
83 Dias~ farbig,schwarz-weiß 76 DM 
Tonband, 9,5 cm/sec. Laufzeit 30 Min. 31 DM 

Zur äeschichte deB DDR finden Sie eine große Auswahl von Medien in 
"Tondokumente zur gesellschaftlichen Bntwicklung in der DDH", a. 
erweiterte Auflage (1973). Zu entleihen bei: Gesamtdeutsches Insti.-
tut/Bundesanstalt fuer gesamtdeutsche Aufgaben/ Abt.IV, 1 Berlin 15, 

Bundesallee 216-218 

Die Landeszentrale fuer politische Bildung, 66 Saarbruecken, Am 

~taden 27 bietet an: 
FT 519 Deutschland 1945-46 15 Minuten 
PT 520 Deutschland 1947-49 15 Minuten 
PT 471 Berlin, Schicksal einer Stadt 24 Minuten 

(Vorkriegszeit bis zum Jahre 1956) 

Bei United Statea Information Service (8aarbruecken, Berliner Pro-
menade 16)!1nden Sie USIS 466 Wiedergeburt einer ~ation, 75 Mi-
auten 



Anhang zu 4.1: Materialien zuf "Diktatur als verfassungsrechtliches Prinzip 
in Rom 

Aus: Henses Griechisch-Römische Altertumskunde, hrsg. von: Otto Leggewie, Mün-
ster, 1959, (S.251 ff.) 

"l' 1 

+ milit6rischen 

Die Diktatur 
Neben den ordentlichen Magistraturen der frühen Republik erscheint schon 
sehr 2ald als außerordentliche Gewalt das zumächst rein militärische Amt 
des Diktators. Der Ti tel dictator ist jüngeren Datums und verhüllt nur die 
Machtfülle dieser Magistratur, die man mit Recht als Wiederkehr des l<önia-
tums auf Zeit erklärt hat •••• Wie IEr alte König nur im Streitwagen in den 
Kampf fuhr, so ist es auch em Diktator ••• nicht erlaubt, ein Pferd zu be-
steigen. Auch hat er keinen ranggleichen Amtsgenossen neben sich, sondern 
ernennt ••• einen Gehilfen als Führer der Reiterei. Ebenso wird der Dikta-
tor zunächst von keiner Volksversammlung gewählt, sondern von den Konsuln 
••• ernannt. 
Gegenüber dieser Gewalt, die ••• noch die ••• der Konsuln überragt, gilt 
keine Sicherung republikanischer Bürgerfreiheit ••••• Selbstv8rständlich 
konnte in einer aristokratischen Gesellschaft solche Allmacht nur in Aus-
nahmefällen geduldet werden. Daher sind ••• die Beschränkungen des Gewalt-
gedankens schwerwiegend undlassen sich von den Anfängen bis zur ,;bschaff~) 
des Amtes deutlich verfolgen. 
In der ersten Zeit wuI7c:1e ein Diktator nur bei schwerer Not im Kriege er-
nannt. Der Zweckcherakter des Amtes war deutlich betont durch die Beschrän-
kung auf 6 Monate maximaler Amtsdauer, die Zeit eines Sommerfeldzuges. 
Nach dieser Zeit mußte der Inhaber der außerordentlichen Exekutivgewalt 
stets zurücktreten. Zweifellos ist hierin eine Sicherung der Verfassung 
gegen die Wiederkehr der eben erst überwundenen Monarchie zu sehen. Im 
3.Jh. wurde dann die Diktatur ihrem ursprünglichen+Zwecke immer mehr entfrem-
det. Es finden sich irl:tieser Zeit häufig Diktatoren mit teils politischen, 
teils sakralen Spezialkompetenzen •••• Die einst so mächtigen Diktatoren 
treten jetzt oft schon nach wenigen Tagen z~k Amtsdauer zurück, ein Zeil~ 
chen für die "Demokratisierung des Amtes und die steigende Beschränkung 
der Beamtenmacht, die auch sonst die Entwicklung der römischen Republik 
kennzeichnet. Erst in der Katastrophe des zweiten punischen Krieges gibt 
es wieder und zum letzten Male militärische Diktaturen. In den großen über-
seeischen Kriegen des 2. Jh. kann sich Rom den Luxus von Oberbefehlshabern 
mit nur sechsmonatiger Befehlsgewalt nicht mehr leisten. Der Diktator des 
Jahres 217 v.Chr., Q. Fabius Maximus, hat sogar einen magister equitum mi~ 
par potestas neben sich (1); er ist nicht mehr von den Konsuln ernannt, ~ 
sondern von einer Volksversammlung gewählt •••• 
Im letzten Jahrhundert der Republik schlägt schließlich das Pebdel nach der 
anderen seite aus, ohne jedoch das Amt für die Zukunft retten zu können. 
Oenn1 seit Sulla wird die Diktatur zu einer außerordentlichen ••• Gewalt und 
damit ••• für alle Zeiten mit dem Odium des "legalisierten Absolutismus" be-
lastet. Sulla muß wegen der poltischen Spezialkompetenz seiner Diktatur 
zwansläufig die bisher gewissenhaft eingehaltene Amtsdauer von sechs Monaten 
beträchtlich überschreiten. Damit befindet er sich bereits auf dem Wege, 
derbei Cäsars dritter Diktatur andet •••• Mit der Abschaffung der Abdika-
tionspflicht aber ist ein Grundgesetz des römischen Freistaates verletzt. 
Bald nach Cäsars Ermordung wird daher das Amt ••• abgeschafft. 
') par potestas ~ hier: Gleichstellung von Amtsgenossen) 



Filme und Tonbänder der 
nandesaentrale für 120Iitische Bildung und teobnische llhte:rri.chtaai tt:el 
66: Saar.brocken 3, .AJi. Staden 27 zu diesem. The:m.enkrei.s 

il);1 fill1E: 
l) Ursachen des Nati.onalsozialismus 
1.1 Massen_verführung durch Propaganda 
1.2 Verwandlung 1l. Krise d.ea Z'.ei tal ters 
1.3 Z.erstörwig der Republik 
2:) Die :Machtergra.if'ung(Deutsohland 19.23-3-4) 
3,)) Mein. ~ampf(Sta:ti.onen der NS-Herracha:f.t), 
4.) Hi tl. er spri eh t 

((Wo.chenschau:; April 19132- Januar 19,39-)) 
5) Der 9;. November (Judenpogroae) 
6') Der 2o. J:uli v:or dem Volksgerichtshof. 1- 7 )) Widerstand :im Deutachl.and 19'33- 4.s,. 

b.~ ~·onbänder: 

1) Deu.tschland wird:. eine Diktatur 
2) Der Tag von Patadaa 
3.) Das Eraäch-tigungßgeaet~ 
4) Di.e Gleichschaltung 
5)) Der i'ührerstaat 
6) Hitler unci di.e J"m.gend. 
7) JIU.denverf.olgµn:g 

69 min 
22 min 
2.a min• 
21 .min. 
6.o. a1n.. 

12:<1 llin 
2e. min 

}l min 
2o lli.n 
}2. lRin 
24: :ain, 

2-3 :ailll. 
8 ain 

}1 min 

'K l.ct.~ 

K~68 

n 2a.9} 

~ 92. 
'!b 158 
2-b lL59 
Tb 18.} 

Tb ]JS.( 

Th li4 
ft li.U. 

Filme und ~nbänder zma ~ema "W&ti.onalsozialiSllUs• können 
auch beim Landes:filmdi.enst. für Jugend- und Emrachsene?J.bil..,. 
dung :Lm Saarland, Saarbrücken, Saar.tl:feratr.aße l& sene bei. 
den 1Creis~ildstel1en. ausgeliehen werden. 

e.) Schalttl.at:ten.: mü.ß.t:en zu. diesu. Themenkreis in. den. liiehrll:Lt:tel. 
lnngen. al er G~as.t.en vorhanden sem. 
Brauchb&Ji" wärelll e-twa.: 
lJ )) Das Dri:tte Re±ch. :Sm.. Delmmeniten. 

( 3 Christopho~- Schal:t.:RJ;.at.ten )' 
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Mat9~elierr zu 4.2.1 Der Nationalsozialismus -.ll--
Zur Dritten St~nde 

l'üb.rerprinzip und Antiparlamentarismus 

•9. Die junge Bewegung ist ihrem Wesen und ihrer inneren Organieati 
nach antiparlamentarisch, ••• Die Bewegung vertritt im kleinsten 
~ie 1• grlßten den Grundaatz der unbedingten Führerautorität, ge-
paart mit höchster Verantwortung ••• 
Wer .Pilhrer sein will, trägt bei höchster unumschränkter Autorität 
auch die letzte und schwerste Verantwortung. 
Wer dazu nicht fähig oder für das Ertragen der Folgen seines Tuna 
zu feige ist, taugt nicht ZUAl b"'ührer. Nur der Held ist dazu berui'er 
Damit ist die Bewegung aber antiparlamentari.sch, und selbst ihre 
Beteiligung an einer parlamentarischen Institution kann nur den. 
Sinn einer 

(Hitler, Mein KaDpf, zitiert nach W. Conze, 
\ liamus, Teil I 1919-1934, Nr 45, S. 29)1 

) 

Zur Vierten Stunde 
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Anmerkungtn : . 
Angaben uber die Verteilung der Abgeordnetenmand11e erübrigen sidi, da wegen du Propor1ionalwahhy11ems die Anuhl Jer ~hnJ>te 
dC"n trhahr nt·n Slimmcn rnupridu . , 
1 W•hJrn zur Verfutun3gebenJen N.ationalvcuammfung. 1 f>eutu:.hvülki1dle Freiht-iupartei. (S(a(istik de• Deut ~d1en Reldlc\ 
t <.hriuliJie Volktpar<ro. 1 Nation1hoziali11itJie Fmheitsbewe~ung. Bd. 29111, S. '16 i.; 291 ·IV, S. 2 i. 
3 Uatu ?,91M1ll . ·•},O'/o1u1 Wahlbündniuen vern:hied . Pariei<n.7Ab19JO Deuodie Stuuputci. JlS/ (, S. 6f.; Jl~ 111, S. 6L 
4 In Onprtullrn und Sd1le1wi11-Hol11ein am 20. l'ebruar 1921, im8 Kampffron1 Sdiwan-Wtill-Roi. 37211, S. 6 ff.; .IS2 ' 1. S. 6 ii . 

flewk Opp<ln am 19. November 1922. 4H, S. 8 ff., 76 ff., lC f.) 
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Zur Fünften Stunde 
Strukturkrise der deutschen Deaokrati•-

" •• •" Aa. Beginn der W.ei:raarer Rapublik stand ein unerwartet verlorener Krieg, 
der propagandistisch llit so siegesgewisser Intensität durchgehalten wor-.n 
war, daß eein unbegreiflicher Vermust sogleich:rait dem Entstehen einer 

1 Dolchstoßlegende beantwortet wu.rde~ di.e eraten taatenden Schritte der daven 
b~troffenen parlaaentarisch-republikansichen Neu.ordn~g.wu.rden durch •il;l• 
von der Mehrheit nicht gewollte, eigentlich fast zufallige Revoluti~n dik-
tiert. Die außenpolitische Situation war auch in der Folge von besturzen-
der Probleaat~,. und es erscheint hezeichnend, daß ••• der aicht'barate 
Integrationspunkt ia zersplitterten politischen Leben von eine:ra Negati~ 
besti.Jlmt war: von der einhelligen Eapörung über den Versailler Vertrag, , -
dessen aassenpsychol~gisehen Wirkungen noch schwerer wogen als die aate~i•~ 
len Belastungen. 111.t der Propagandawirkung diese&nie akzeptierten "Frie• 
dens• mußten. auch die Jar.teien und Politiker rechneni,die sich unter dea 
Druck der Verhältnisse und in realpolitischer Einsicht für seine Annahae 
geepfert hatten. 
Nicht ainder erschwerend wirkte die .. ••• :i'urcht vor bolschewisti.schen Um-
sturz.versuchen, die Eberts waffenlose Revolutionsregierung nicht JIUr zua 
ßün.dnis ait der alten Araee, sondern au.eh zur Beschwörung nicht-republL-

ischer Gegenkräfte, zur Duldung und Förderung von ~reikorps und seiba:;.-
hu.tzbewegungen und in der Folge zu ständig wechselnden ~oaproaissen.und 

etlösungen auch i:ra außerpariaaentarischen. Bereich ge~wungen hatte. Die 
innere Dauerkrise der jungen Republik spi tz.te sich dann erneut zu, al.& die 
Yolgewirkungen.. des 1'rieges, der FriedensbestiIIIlllllgen und einer zögernden 
Wirtschafts- und ~inanzpolitik in der sozialen Krise der Inflation gipfel-
ten, und schließlich schien nach all.zu kurzen Jahren der Erholung der Eiin-
brucll der Weltwirtschaftskrise die Ausweglesigkeit der 1918 angebahnten 
Entwicklung und aleo die Ohnmacht der parlaaentarischen Deaokratie selbat 
endgültig zu bestätigen. 
Es ging hierbei nicht ua einzelne Mängel institutioneller oder auch per-
soneller Art, sondern ua psychische Neigungen und eine Anfälligkeit für 
politische Ree.sentiaents, die sich von den realen Gegebenheiten trotzig 
distanzierten ••• Denn neben der erbitterten ~ritik an den ehemaligen Feind· 
ataaten war die politisch entscheidende Folgerung, die die öffentliche Mei~ 
nung aus den Eindrücken und Geschehnissen dieser Krisenjahre zog, ni~h~ se 
eehr eine Auseinandersetzung mit den eigenen geschichtlichen Voraussetzun-
gen der deutschen Zwangslage, als vielmehr eine Wendung gegen das neue SJ-
etea, gegen parlaaentariache Demokratie und internationale Kooperation •• o 

i Verharren in einer den neuen Formen widersprechenden Tradition des 
eritären Obrigkeitsstaates manifestierte eich auch an der zentralen 

telle demokratischer Politik, nämlich in der fortdauernden Schwäche und 
raschen weiteren Entmachtung der parlaaentarisohen Regierungspraxis. Es 
spiegelte sich in dea raschen und nur vorübergehend aufgehaltenen Rück-
gang der . demokratischen Wählerstimmen wiaer wid wurde schließlich durch 
einen voa Hindenburg-Mythos getragenen Drang zu.a Präsidialsyetea erneut 
aktiviert, einen Drang zu einea Ersatzkaisertua gleichsaa, in dea sich-
wilhelainisch-autori täre und national-diktatorische Bedürfnisse v.erban.den. 
Dahinter stand ein Mangel an Willen zur politischen Xooperation, der sich 
besonders aut parlamentarischer Ebene als ~oalitienswifähigkeit der Par-
teien und Zersplitterung auch der demokratischen Gru.ppen auswirkte. Die 
Jolge war, daß nicht nur eine verläßliche Regieru.ngsaehrheit, sondern auch 
eine konstruktive parlaaentarische Opposition fehlte. Sta*t dessen wu.cha 
die Staatsoppoeition, d.h. eine Front prinzipiell republikfeindlicher Grup-
pen, die aioh mit dea Aufstieg totalitärstaatlich gerichteter Maasenbewe-
gungen. zur Linken wie besonders dann zur Rechten des Parteienfeldes gewal.-
tig erweiterte und schließlich eine arbeitsfähige Mehrheitsbildung endgUl-
tig blockiert, die integrierende Mitte zerrieben hat •••• •• 

(Braeher/SchuJ.~/Sau.er, Die na'iionalaozialistiache Machtergre.%1.fung •• 
s. 39 ff.) 



t~r FDnften Stunde 
Mangelndes Terantwortungsbewu.ßtsein der Weimarer Parteien 

Schon im Sommer 1.920 war es zur Ernennung eines Zentrwn-Reichsltanzlera 
•gekommen. Da die SPD ihre Wahlniederlage auf die bisheXä.ge Regierungs-
verantwortung zurückführte, wollte sie nur mit der USPD zus8lllDLen e:iiner 
Koalition bei treten, um dieser linken Konkurrenz die b.equ.eme Opposi ti.onar :i' 

chance z11 nehmen, und zog sich schließlich, obw.ohl größte demGkratische 
J&,rtei„. ebenfalls in die Opposition zurück. Es war im Grwide dieselbe 
Flucht vor der Macht wie zehn Jahre später, als die S'.PD ihren eigenen 
Reichskanzler Hermann Müller a.tür~te und damit nicht nur dde letzte Mehr-
hei tsregierung der Republik sprengte und den W@.g ::fliir die autoritären.. EX-· 
perimente Hrünings, von Papens und Schleichers freimachte, sondern sieb 
zugleich, obglei.ch noch immer größte :Partei, von jeder Mitregierung auf 
Reichsebene zurückzog und dami:t . eine indirekte Mi t.ve:irantwortmlg am Zu-
sammenbruch der Demokrati.e auf si.ch lud. 
Die Gründe für das V.erhalten waren bei aller Yer.schiedenheit der Sit.uatio• 
v-on 1920 und 19;30 in manche• äbnlich, so gewiß sie eine po.litische Fehl-
kalkulation e-n.thi.el ten. Es war das Bestreben, sieh nicht durch Beteiligung 
an einer unpopulären Regierung die Gunst der Anhänger und •ähler noch 
weiter zu. verscherzen.Im Hintergrund wirkte, di.e allgemeine 1latsache,daß 
sich Führung,Funktionärkorps und auch Stammanhänger der SPD nur llchwe:ra. 
von der langen Qppositionstradition der Kaiserzeit zu läsen \llld das I~ 
promißgebilde von Weimar kaum mehr als halben Heruns zu. beDfilrum. veJJ'-
mochten. Nur- langsam stellte man eich auf ein staatspolitisches Verant~ 
wortungsbewll.ßtsein um; w.enige vermochten wie Friedri.c-h Ebert üb.er die. 
Traditions- und Denkschranken der Partei hinauszuwachsen.( ••• ) Die- ur-
sprünglich so guten Aussichten, die Schranken der Klassen- zur Y~llka-
und- Majori tätspar'tei zu durchbrechen, hat die SPD nicht Zlliets."tt durch 
dies Zögern der neuen Situation gegenüber versäumt. Ungleich der Ent;... 
wi.cklung in Skandinav:ien bli.eb :Ln Deutschland der demokratische SoD.at-
li.smus in den Tb.rm der 3o~ eingesperrt. Und entgegen der Propaganda-
legende von den "14r Jahren SP.D-Regierung"1

, durch die nicht nwr Hi tleir 
di.e Geschichte der Republik abzuwerten pflegte, hat diese größte Partei 
in Wirklichkeit nliu- in drei der 14 Jahrer,imd bei vier der 2o Regierun-
gen den Reichskanzler ges~ellt und sich au.eh nuz an 8 der ~o Kabinette 
mit eigenen Ministern beteiligt. 
Ern Zeichen dieser Problematik standen alle folgenden Kab·inettabildungen„ 
Während die SPD meist~ie Regierung mied, tendierte die Mitte bei. der 
Regierungsbildung meist zur Einbeziehung der Reohten:zunächt der D'VP1

, 

die bis zum Tod Stresemanns k.ooperationsfähig blieb, dann z.ei tw.eilig • 1 
sogar der Deu..tschnationalen, schließlich der Konservativen um den Grai- ,., 
fen Wes.1tarp, die Hu.genbergs Radikalkurs wide1'streb,teni. Die Ära der 
nach rechts verlagerten Bürgerblockregierungen, die 1920 begam:L, hat :Ln 
der Folge fast. nur noch Minderheitskabinette hervorgebracht-ein frag-
würdiger Zustand, der mit Ausnahme der kurzen Zwischenperioden entweder 
sozialdemokratischer oder deutschnationaler Regierwigsbeteiligung dia 
P-ol:iltik der folgenden Jahre bestimmte. Ohne Tolerierung durch di.e SPD 

· war ein parlamentarisches Regieren kaum möglich, ohne daß man daraus 
aber die Konsequenz stetiger..„ sozial.demokrat:ischer Regierungsbeteili-
gung gezogen hät~e. Zu gering war die Koalitions- und Kompromißf"Shiglteit 
der Parteien, zu stark waren die Hemmni.sse auf bei.den Seiten;; si.e lagen 
sowohl in .den traditionellen Ressentiments der bürgir:rliehen Parteien 
als auch :fin. der unbeweglichen Oppositionsneigung und in dem allzu ach.wa-
chen Machtinstinkt der SPD, die ihre Rolle als größte Partei in eine1' 
parlamentarischen Demokratie n.uJr. ungenügend zu erkennen. und wahrzuneh-
men vermochte. In der Leidensgeschichte der Kabinettsbil.dungen wirkte 
eich während der ganzen Dauer der Republik der starre, weltanschall.1ich 
verkrampfte, von sozialem Prestigebedürfnis und obrigkeitsstaatlicher 
Bewußtseinstradition bestimmte Charakter der deutschen Puteien, iihre 
germnge Koalitions- und Kompromißfähigkeit aus.µ 
(' X.B .• Bracher, Die deutsche Diktatür ••. S. a}1f.. ) 



Zur Fünften Stunde -!'-
Die "konservative Ravolution'" 

Als eine der Ursachen für den Aufstieg des Nationalsozialie~us iat auch 
"nach i9·23 jene literarische Strömung bedeutsam geblie?en, d~e man etwa.& 

paradox als"'ltonservatii.ve Revolu.tion"bez,eicbnet. ha~. Sie gehorte in ~~~ 
weitern Bereich der antidemokratischen Ideologiebildungen, die aus 
Reaktion gegen die Französ:Lsche Revo~uti:on und ihr~ ~olgewirkungen..her­
au.sgewachsen sind. Aber vom. reaktunarem.. K.onserv.atJ..vismus u.nterachJ..ed.. 
sie s:Lch. durch. di.e rad:Lkal.en Konaequenzen und ~tsvisionen,, die 
:ihre sehr verschiedenartigen Yertreter &lilS dem E~lebn~s des,Krie.ges und 
des. Zusammenbruches gez:ogen hatten •• li. . 
Der utopische Grundcharakter trat, in immer neUien, verschiede~n Deu-
tungen. und Entwürfen hervor; ihre eigentliche Wd:rkung blieb die. Unter-
höhil.mig; der R.eplliblik - direkt oder indirekt- die Aufwertung auch. der 
kruden aationalsozialia:t~schen 1t1Wel tanschauung"', die era:t salonfähig 
wurde, :in.dem sie in die Verwandtschaft von angesehenen Schriftstellern 
und Di-chtern rückte •. zu ihnen zählte der vi.elgel.esene, Oswald Sp,engler 
ut seinem Bueh."1Preußentum mid Soaialismus"'((l92o)!, der den"barbarischen 
Cäsar:iisnm.s"' als Herrachaf.ts:form der Zulamlt. verkündete. Arthur. Mo.eller 
v.an den. Bru.ck hatte schon 19,19 programma:tisch für Deutschland •Das Rech~ 
~er jungen V"dlkerw((gegenüber dem Westen.)gefordert und in. ~einem BUch 
~as Dritte Reich"'(l923 )) zwar nicht die spätere Wdlrklichke:i.lt des Hitler-
Reiches erfaßt, aber ihm. doch die Formel geliefert. Erht JUnger schr$eb 
vom. Stahlbad des Krieges und setz;te in "'.01.e totale Mobilmachung" ( l.931)) 
und in "De„ .&rbei ter"1(1932), den er zum. Soldaten der Technik atilisierte:, 
den heroischen Akzent für das KGmm.ende. Edgar Jung forderte in seinem 
an.tirepublikaniscben . . Wälzer ''Die Herrschaft der Minderw.ertigen" (1921) 
einen. ständischen Elitestaa~, Hans Grimm popularisierte in dem Bestsel-
ier "Tolk ohne Raum"(l926) den Ausbruch aus der Raumnot in die Lebens-
raumpoli-t.ik. Den korporativen Staat faschistischer Prägung hatten mit 
großem Einfluß au.eh faschistische und nationalsozialistische Theoretiker 
aber auch au:f die Experimente von Dollfuß. und Schuscbnigg, der öster- ' 
r.eicher o·ttmar Spaaa schon in seinem Buch "'Der wahre Staat" (1921) pro-
pagiert. Auch Carl Schmi t.t, Hans Hreyer~_"Revolu.tion von rechts"', 1931)) 
1111.d der Kreis um die Zeitschrift"Die Tat"(Hans Zehrer, Ferdinand Fried, 
Giaelher Wirsing)· gehörten. mit ihren st.aats- und gesel.ls.chaftspoli tischen 
Phantastereien inl den weiteren:. Kreis der Vo~berei ter, Z.uträger und be~ 
ten oder unbewu.ßten Helfer des Nationalsozialismus. 
Auf der Ebene des Dichter:ilschen und Literarischen war die sektenbil-

ende, pseu.doreligiöse Wirkung der politischen Lyrik Stefan Georges 
eträchtlich;.: in seinem Gedichtband "Das Neue Reich"' hat er- der 193.} 

dann. verbittert im Schweiz.er Exil starb und dessen Jünger zum Teil emi-
grierten oder (~wie Stauf.fenberg) in den Widerstand gingen - qie anti-
demokratische Kampf- und elitäre Führerideologie in erlesener Form be-
sungen. Es war eine große Szenerie exaltierter Prophetien, die in einem 
verschwommenen, irrati.onali.stiachen Mystizismus gründeten. Konkret wur-
den sie nur in der antiwestliyhen Kritik, in der hochmütigen Verdammung 
der demokratischen Gegenwart ••••• 

~. J:arl Dietrich Bracher, Die deutsche Dil§tatllir. Entstehung Struktur 
7olgen des liationalsozialiemue ,Köln 1970, s. 155ff. )) 



Zur achten Stunde -o-
Gaeichachaltung der Werbände 

••• "Bereits am 4. April(l933) gelang ea Darre~. agrarpolitische~ Appa7 -, 
rat eine Zusammenkunft der nationalsozialistischen Bauernverb.ande mit 
der'Spitzenvertretung der ~hristlichen ~a.uernvereine uz;i.d ande:er ~auern­
verbände - sowie mit der Führung des starker großagrar1sch or1entie7ten 'l 
Reichslandbundes - zu organisieren. Wieder war es die monoton.skandierte 
Parole der "Einheit"' mit der auch hier die Gleichachal tung eingeleitet 
wurde. Man beschloß die Bildung einer "Reichsführergemeinschaft"' ~ls 
Standesvertratung des gesamten deutschen Bauerntums. In dieser Spitz~n­
organisation befanden eich zwar die Führer aller anwesenden Gr~ßverbande. 
Aber als Leiter ier agrarpolitischen Abteilung in der Reichsleitung der 
NSDAP wurde Darre'nach der Verlautbarung "1einstimmig gebeten, den Vor-
ai tz; der Reichsführergemeinschaft zu übernehmen". Und einen Tag. später 
faßte die Vollversammlung des 11aeutschen Landwirtschaftsratea" die Ent-
achließung, durch die*'der Deut.sehe Landwirtschaftsrat als die berufene 
Vertretung des gesamten deutschen Bauerntums ( ••• ) der Regierung der na-
tionalen Erhebung rückhaltlose und geschlossene GefoJjgschaft und Unter-
atützung" gelobte - eine in der Geschichte der aonst recht streitbaren 
Bauernverbände gewiß ebenso einmalige Erscheinung wie der UmfAl.1 anderer 
Interessen- und Standesorganiaationen. (C ••• ) _._a. 
Schon sehr früh ist es Hitler unter Schachts Beihilfe gelungen, die Un~) 
stützung wichtiger Vertreter der Großindustrie und der Finanz zu gewin-
nen. Auch die mächtigen Industrie- u. Arbeitgeberverbände selbst sind 
raach von nationalsozialistischer Seite durchset~t u. teils gleichge-
achaltet, teils doch gründlich umgebaut worden. Di~s geschah zwar eben-
falls unter der vagen Parole ' vom ~tändigen Neuaufbau des deutschen Wirt-
achaftslebena"; das tatsächliche Ergebnis war jedoch nicht eine Erfül-
lung solcher romantisch-konaervativer Reformideen, die die nationalso-
zialistische Führung, einem riesigen Mitläuferschrifttum ständisch-ideo-
logi.acher Prägung zum '.frotz, nie ernst genommen hat; das tatsächliche 
Ergebnis war vielmehr auch im Bereich dieser Wirtschaftaverbände ein 
rein machtpolitisch verstandener Gleichschaltungsproroeß, nicht anders 
als im Bereich der Arbeiterorganisationen. und der Bauernschaft.c ••• ) 

Anders al.a die GroßindlilBtrie , die sich im ganzen durchaua mit den 
neuen Verhältnissen. abzuf.inden und au.eh die nationalsozialisti.sche Füh-
rung für ihre Interesaenpoli tik einzusetzen veratandt ••• ) - , ganz, 
anders Terlief die Entwicklung im Bereich. des Mittelstandes, der doch 
die wichtigste Komponente bei der nationalsozialistischen Erfassung der 
Massen gewesen war, w.eil ihn die Wirtschaftskrise besonders bedroht lUld~ 
erregt hatte:: Handwerk, Einzelhandel, Klein- und Mittelbetriebe. Die 'flllli> 
Hoffnungen, die die nationalsozialistische Führung hier erweckt, g,enährt 
und politisch ausgenutzt ha..tu„ indem sie wie überall al.len alles, so 
hier die sofortige "'Kommu:nalisier~g der Großwarenhäuser und ihre Ver-
mietung zu .billigen Preisen an kleine Gewerbetreibende" versprochen 
hatte, waren nicht mit dem kapitaliamusfreundlichen Wirtachaftakurs zu 
vereinen. ila freilich der 1932 in der NSDAP gegründete "Kampfbund für 
den gewe~blichen Mittelstand": in diesem Sinne zunächa.t die wichtigsten 
mittelatändigen Intereseenorganiaationen eroberte, seit März 1933 gegen 
die Warenhaus-Konzerne und Genossenschaften aktiv wurde und am 4. Mai 
die Bildung einee"Reichaatandes des deutschen Handels" durchaetz.te, 
achien die Stunde der Verwirklichung solcher Ziele nahe. Aber nur die 
damit erfolgte Gleichschaltung, nicht das . sachliche Anliegen interes-
eierte auch hier · die Machthaber. ( ••• ) Ergebnis war, daß Hitler die ver-
aprochene Schutzpolitik für den Mittelstand kurzerhand vertagte, über 
alle Proteate hinwegging und schließlich am 7. August den "Kampfbund" 
aelbst durch Ley auflösen. bzw. der DAF eingliedern ließ .•••• " 
(Bracher/Schulz/ Sauer, Die nationalsozialistische Machtergreifung •• s. 264 ff.) 

~------------------------""-'---------



Zur 1o.Stunde 

Zur Finanzierung der NSD~P durch deutsche Großindustrielle 
(Auszug aus K.D. Bracher, Die NS- machtergreifung, s. 111-113) 

r Die gewaltige Welle von Hitler-Kundgebungen, die ßadi :dem ,. 
Goebbelsscheo Propagandaplan seit dem 10. Februar-über' die 
großen Städte und von dort über die Rundfunksender in deren 
weiteren Ausstrahlungskreis ging,106 stand aber auch finanzießauf. 
einer ungleich stabileren Basis als alle vorangegangenen Propa-
gandakampagnen der NSDAP. Goebbels selbst . machte pnz 
offen einige Andeutungen über Geldzußuß an die neuen Macht-
haber und über den wachsend guten Stand der.tW!lhlkasset(, die 
schließlich auch trotz riesigen Ausgaben noch mit einem ~-
schuß_ abschließen konnte. 10~ Die stete Stei~™d~r [(amPil~ 
wurde besonden gefördert durch ein Ereignis, das Goebbels am 
20. Februar notiert: »Wir treiben für die Wahl eine ganz große 
Summe auf, die uns mit einem Schlage aller Geldsorgen enthebt.«loa 
Der Propagandachef, der seinen Apparat darauf sogleich in noch 

! ellere Bewegung setzte. schweigt sich freilich iiber alle Details 
In Wirklichkeit fand an diesem 20. ·Februar auf Einladung 

nn~ sowie des ehemaligen Demokraten und Reichsbankprä-
sidenten Schacht, der Hitler schon vor 1933 wichtige Vermittler-
dicnste zu Finanz und Industrie geleistet hatte, im Dienstsitz des 
Reichsptä.sidenteil ·ein geheimgehaltenes Treffen von etwa 25 
führeridcn Industriellen statt. •09 Unter ihnen befanden sieb; wlh-
rald Hitler. Göring sowie· Hitlen wirtschaftspolitisdlcr ·Verbin-
dungsmann Walther Funk die NSDAP vertraten, neben Schacht 
. selbst der Pri.sideat des Reichsverbandes der Deutschen lnduatric, 
Gustav Kropp-·v. BoblcD, filhnmdc Vertreter .der~ Mctill-
lmd: TextiliDdustrie. die Generaldirektoren Vögter von den Vez~­
einigtcn Stahlwerken und v .. Schnitzler vom 1. G. Farben-Konzern, 
Reprisentantcn des Braun- und Steinkohlcnbergbaus. der AEG 
und Siemens, bekannte Bankiers und nicht zuletzt Kurt v. Schrö-
der. der Schwiegersohn v. Scbnitzlers und Wegbereiter der Papen-
Hitler-Koalition vom Januar 1933, in dessen Kölner Haus das 
snmdlegendc Gespräch zwischen Papen und Hitler am 4~ ·Januar 
1933 stattgefunden batte. l-~o · : · 
· ,, Man sollte dies Breignis zwar nicbt.überschitzeo und~ nicht 
nach der maßlosen Manier der k:-unistischen Fascbismusinter-
prctation die Zusammenarbeit .des" »MonopolkapitalismUS«- -mit 
der NSDAP in erster Lmie'fiir den Sie, des Nationalsoziatisnnis 
verantwOttlich macbenJU„ Es bedeutet aber auch eine Verdrän-
gung wesentlicher UrsachenzusammenhAnge, wenn heute von be-
troffenen industrienahen Kreisen und neuerdings sogar von der 
ausländischen Forschung die wirtschaftlichen und pölitiscben 
Aspekte des Treffens vom 20. Februar 1933 ebenso wieder früheren 
und späteren Zusammenarbeit weitgehend bagatellisiert werden.1 u 
Mit ähnlichen Argumenten wie schon ein Jahr zuvor bei seiner Rede 
vor dem Industrieklub in Düsseldorf bearbeitete Hitler zunächst 
eine halbe Stunde lang dies Gremium von einfluß. und finanz-
kräftigen Wirtschaftsführern.113 Mit seinem düsteren Bild vor 
Revolution und Weimarer Republik appellierte er an die »natio· 
nale« Gesinnung der Versammelten und berief sich dabei auf die 
Auffassung seines einflußreichsten Förderers aus ihrem Kreis. d_es, 
Geheimrats Kirdorf. Die »Demokratie« denunzierte er aJs Be-
drohung der Privatwirtschaft, da doch eine »tragende Idee von 
Autorität und Persönlichkeit« ihre unabdingbare Voraussctzun1 
~i. 114 So verband Hitler in geschickter Wendung das eigene 
autoritirdiktatorische Wirtschaftskonzept mit den antidemokra-
tischen Autoritätsansprüchen einer mehrbeii. und gewerkscbaftl.. 
feindlichen UnternCbmerideologie: »Wird die Verteidigung des 
Geschaffenen, seine politische Verwaltung. aber einer Majaritit' 
überantwortet, so geht es rettungslos unter . ..J, 

. Vor diesem Hintergrund entwarf Hitler ein Bild des politid 
und weltanschaulich strikt disZiplinierteo autoritiren Staa• deil 
er als die einzige Alternative zum Sieg des Kommunismm in der 

-Wirtschaft wie in der Politik pries.: »Ablebnuq der Vö~ 
nung. ... Kraft und Macht der Einzelpanönlic:bbittt 'anstdle et-· 
ocr.Ordnung, »in der das Gesetz zum Sc:hutzie da Scbwacben 1JDd 
Dekadenten galt«, Komplimente filr dio.~ UntetDehmmper-
sönlichkeit . und ihre Autorität: 

-1' .... 



Zur fOnfzehnten Stunde 
Carl J. Y2!1edrich, Der einzigartig Charakter der totalitären Gesell -

schaft. 
"Ea sind fünf li'altt.oren oder Aapekt , die grundsätalich allen t.ota-
11 täre:a. Gesellschaften der Gegenwart gemeinsam sind 'bzw. Wll :Cünf-
eng verbundene Komplexe charakteristis-0her Züge gruppiert werden 
könn n. Die:ae Gesellschaften haben sämtlich:-
. l. eine offiaielle, Ideologie, bestehend aus einem offiziellen, all.• 
Hauptaapekte des menschlichen Le-b.ens umfass-enden Lehrsystem, woran 
aich jedes Mitglied dieser Gesellschaft mindestens passiv zu halten 
hat; im Mittelpunkt dieser Ideologie stehen bezeichnenderweise chili-
astische Forderung~n für eine "vollkommene~ Endgesellschaf~ der 
Jlenachht.tit. 

2. eine einzige Massenpartei, bestehend aus einem relativ geringen 
Prozentsatz: der Gesamtbevölkerung('bis zu lo ~)\ leidenschaftlich und 
bedingungslos der Ideologie eriebener Männer und Frauen, die bereit 
sind, die allgemeine Annahme dieser Ideologie in jeder Hinsich~ &u 
fördern.; dabei ist diese Partei gewöhnlich unter einem einzigen Füh-
rer streng hier&J!chisch und oligarchisch organisiert und-dies ist 
ty,pisch-der staatlichen Bürokratie entweder übergeordnet oder völlig 
m1 t ihr verflochten. e 
}. ein. technisch bedingtes, fast. vollkommenes Monopol der KontrolJ..e 

(in den Händen der Partei und der ihr untergeordneten Kader der Bill'o „ 
kratie und der Streitkräfti;)über alle entscheidenden Kampfmittel• 

4. ein ähnlich technisch bedingtes fast vollkommenes Moaopol der 
Kontrolle (in denselben Händen) über alle entscheidenden Maasen-
koDlillWlikationami ttel wie Presse, Rundfunk, Film usw. 

5. ein System terrorist:L.scher, in seiner W.irkwlg ad den Punkten } 
und 4 beruhender Polizeikontrolle, die sich bezeichnenderweise nicht 
nur gegen erwiesene "?eindew. des Regimes, sondern gegen willkürlich 
herauagegriffene Gruppen der Bevölkerung :richtet; bei solchen eigen-
mächtigen Selekti.onen handelt es sich um MaBnahmen zur Sicherung ier 
l'ortdauer dea Regimes aowie um ideolo.gische "Folgerungen"·, wobei vm 
pa1chologischen Erkenntnissen systematisch Gebrauch gemacht wird~ ••• 

(( Carl Ji. Pr:ti.edrieh, Der einzigartige Charakter der totalitäri?l-
Gesetlachaft, in: Wege der Totalitarismus-Forschung = Wege der 
Forschung 140, s. 179- 196 ; Te:xtausschni tt: s. 185 f. ) 



Zur fünf zehnten Stunde 

Da llaachismua-Theorie der DDR 
•• " 1 :im der DDR stellt aich das Bild vom "W.esen des Faschi8DD18" nicht, 
w.1.e tm andern Teil. Deu_t.schlands, über· eine scheinbar vielfältige Dia-
par.a theit von produzi.erten Theoremen und Mythologemen her, aondern 1-
der eprodukti.on der einen Definition der Komintern von. 1933:"~er. 
Faschiamu.a ist die offene terroristia:che Diktatur der realttionaraten, 
am meisten chauvinistiacben, am meisten. imperialistischen Elemente dea 
F-inanzkapi talsrn. Es ist bezeichnend für die gesamte sow.jetmarxiatiache 
Analyse des Faschismus, daß di.ese Definition aowohl erst im Jahre des 
offenbaren Beginns des Faschismus in Deutschland gelang, ala auch, dd 
sie heute, nach zwölfjähriger offener faschistischer HerJ.?schaft und 
zwanzig Jahre nach seilner Zerschlagung, unmodifizierbare Gül tigk:ei t be -
anspru.cht. Der kürzeste Begriff für diese Theorie lautet: Der Faschia-
au·a ist die Agentur des Monopolkapitals. (( ••• ) 
Der Faschismus als Rettung des Kapitalismus vor der proletariachen Re-
volation ist Ergebnis der allgemeinen Krise des Kapitaliamus, die den 
Imperialismus als dessen höchstes und letztea Stadium {LeninJ seit Be-
ginn;. dieses J·ahrhunderts durchzi.eht. Der Imperialismus ist monopoli-
stischer, parasitärer und sterbender Kapi tali amus ( ••• ) • Weil im Impe-9 riali smus der Proze'3 der "Fäulnia11 , der Hemmung der Produktivkräfte, 
des Verfalls kapitaliatiacher Herrschaft fortschreitet, geht die Finans-
oligarchie mehr und mehr zur offenen Gewalt über. Zunächst ordnen eich 
die großen Monopol.e den Staatsapparat unter, wobei sie ihn nicht nur 
indirekt lenken. Sie senden. die Vertreter ihrer Konzerne auf Staat.a-
und Parlamentsposten • .Diese Positionen benutzen sie, um ihren Herr-
schaftsbereich auzudehnen, Staatsaufträge zu erhalt.en, M~terial una 
Arbeitskräfte zu ihren Gunsten zu verteil.en, vor allem aber, um aua 
der von ihnen angezettelten Au.fl:ii.atung Extraprofite zu schöpfen. M~' 
wechae.lnd~ M.athoden w~rd der wirtschaftliche und ,politiache Kampf der 
Arbeiterklasse limd der übrigen. werktätigen unterdrückt. und achliei.-
lich die Expansion zur Ausbeutung fremder Läuder eingeleitet.( ••• ) 
Die Aushöhlung der Demokratie erfolgt atu.f enweiae und fordert aowohl.. 
den blutigen Iampf gegen die Arbeiterklasse, als auch die Auseinander-
setzung mit allen konkurrierenden Parteien und Gruppen, welche der 
faschiistiechen Bewegung widerstehen: die Liqµidation der politiachen 
Vertreter der Bourgeoisie. Die Ausschaltung des Parlament• gelingt 
erst mittels der faschistischen Massenbasis, deren. sich die ~inanz­
oligarchie bedient. Die faschistischen Parteien sind Werkzeuge 'zur 
~rrichtung der Diktatur, sie sind die Agentur des Finanzkapitals. In 
der Zubereitungsphase der Demokratien zur offenen Diktatur durchlaufen 
die bürgerlichen Regierungen(diese Definition orientierte sich-vor-
nehmlich an Deutschland) verachiedene Etappen, in dene.n die realttionüell 
Maßnahmen allmählich zunehmen, zugleich aber die faachiatiachen Bewe-
gungen anwachsen, bis die Bourgeoisie - nüht mehr fähig, m1 t.. den al ~en 
Methoden des ParlBJ11entariamus zu herrschen - dem Faschismus d:he poli-
tische Macht überträgt. (( ••• ) Die Welt erlebt deJIJ Worabend der aosia-
listischen Revolution; die Wut des Faschismus und aein bestialischer 
Terror erklären sich au& dem Versuch dea Monopolkapital•, seinen Abtritt . 
von der Bühne der Geschichte aufzuhalten' ••• ) "' 

(Blanlte/Reiche/Werth, Die Faachismua-Theorie der DDR, in:"1Daa .irgume:a.t•i 
7. Jg. Heft 2, Mai 1965 (zitiert nach der 4. Aufl. September ~972~ s. ,5-ff. ) ' 
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Zur fünfzehnten Stunde 

W~lfgang Wipperm~ Thesen zum Faschism:usp~oblem 
1. Es gibt 9iaher keine allgemein anerkannte Faachiamuatheorie. 
2. Auf eine allgemeine Faschismustheorie daher zu v.erzichten.., acheint 

au.s zwei Gründen nicht opportun: 
a) Es ka.lll!L. als historisch-wissenschaftlich ei"wd..esen. gelten, daß der 
Faschismus zumindest ein gesamteuropäi.aches Phänomen z.wischen clen 
Kriegen gewesen ist. 
b) Faschismu..s war und :L.st b.i.s heu.te ein Begriff, der über eine gro-
ße emotionalisierende und politnsierende Wir~ ~erfügt. Abseaehen 
von der poli.tiachen Diffamierung b.edingt eine Charaltteris:iel1Ullg 
einer Partei oder eines Staates ala "taachi.stiach• eiae beatiJDJ1te po-
li tisohe Strategie:die Einheitsfront. aller"antifaschistischen"Iräfte. 

3. Faschismustheorien, die lhnlichkeiten des Faschismus mit einer be-
reits bekannten Erscheinung ((Kapi tali.amua oder Staliniamu.a) ao •ehr 
betonen, daß zwei an sich verschiedene historisch-gesellsehafiliche 
Erscheinungen identifiziert werden, haben sich als weitgehend un-
brauchbar erwiesen„ Dies gilt für die kommunistische Agenten- wie 
für die westliche Totalitarismustheorie. 

4. Faschismustheorien, die· von de1· Ideologie des Faschismus ausgehen 
und die empirische Untersuchung der poli..~chen, aozialen und ökono~ 
mischen Faktoren des Auf'stiegs, der Machtergreifung und Machtauaülmn.,,ii 
der faschistischen Bewegungen umfassen, hab~n bisher das Phänomen 
Faschismus in seiner Gesamtheit aowie die Geschichte und Struk'Sllr 
der einz~lnen geschichtlichen Bewegungen am überzeUßeasten dars'ielw 
len können. 

5. Faschismustheorien müssen soziale Baais und aoziale Funktion aowie 
den Zweck, die ideologische Zielrichtung "'des• Jaachiamua«:Indu;a.tria-
liaierung oder Krieg und Rassenherr·schaft,)l wite1tsuchen u.ud erklären. 

6. Sinnvoll- wäre es, zu unterscheiden z.wiachen: 
a~ dem "lllassischen"1 Faschisml.118 zwiachen den Weltkri.egen(Deutach-

land, Italien), 
b) "faachistischen"' Regimen mit modernisierenden. hmktiionea 1a öko-
n:.omi.sch. u. aozial rück.atändi.gen, Läadern((Argen:tinien unter Yero:h), 
c) einem möglichen "modernenm FaschiaDms, der zwar nicllt über P'utei-

armee, Führer etc. verfügen. kann, aber neben offener Gewalt mitegra-
tive Herrschaftsmethoden einsetzt. 

1. Beim "klassischen" Faschismus, auf den eich die Dialcusaion bei.Bahe 
ausschließlich konzentriert hat, kann seine Entatehung vornehmlich 
ideologisch und sozialpsychologisch erklärt werden, denn die cui.-bo~ 
Frage führt hier nicht sehr weit. Die besondere Situation eines Lan-~ 
des - antidemokratische Tradition einer Revolution v.on oben t1.11d An-
wendung bonapartistischer Herrschaftsmethoden - kann. Entstehung und 
Entwicklung der faschistischen Bewegung begüm.atigen. W!eaentlioh war 
aber die vermeintliche oder tatsächliche kommunistische Bedrohung. 
Die Machtergreifung selbst vollzog aich meia~ in einem Bündnis mit 

den aozialen Oberschichten; danach gelang es der faschistischen Exekutive 
sich gegenüber den Interessen der ök:onomiach Mächtigen zumindest ' 
temporär zu verselbständigen.~ 

C Wolfgang Wippermann, Faschismuatheorien, (Erträge der FoJ?achung 
Bd. 17' ) 

Darmstadt 1972, s. 148 ff» 
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Themenkreis 4.2.: Formen der modernen Diktatur 

Materialien zu 4.~.2 Die Ära ·des Stalinismus 

T 1 Zur Dritten Stunde (4.2.2.5.3) Der Kampf um die Nachfolge Lenins 
Die ideologische Auseinandersetzung zwischen 
Trotzki und Stalin 

Aus: Leo Trotzki: Die permanente Revolution. Ffm, 1969, S.26-291 Abgedruckt in: 
Telekolleg II,Lektion 1-25; TA-Verlagsunion, München 19?2, 
s .143 f. 

Trotzkis Theorie der 'permanenten Revolution' 
••• Die permanente Revolution in dem Sinne, den Marx diesem Begriff gegeben 
hat, bedeutet eine Revolution, die sich mit keiner Form der Klassenherrscha~t 
abfindet, die bei der demokratischen (=bürgerlichen) Etappe nicht hal'bnacht,zu 
sozialistischen Maßnahmen und zum Kriege gegen die Reaktion von außen Obergeht, 
also eine Revolution, deren jede weitere Etappe in der vorangegangenen veran-
kert ist und die nur enden kann mit der restlosen Liquidierung der Klassenge-
sellschaft überhaupt ••• 
Erstens umfaßt sie das Problem des Übergangs der demokratischen Revolution in 
die sozialistische. Dies ist eigentlich die historische Entstehung der Theorie •• , 
Lautete die traditionelle Meinung, daß der Weg zur Diktatur des Proletariats 
über eine lange Periode der Demokratie führe, so stellte die Theorie der penna-
nenten Revolution fest, daß für die zurückgebliebenen Länder der Weg zur Demo-
kratie über die Diktatur des Proletariats gehe ••• 
Der zweite Aspekt der "permanenten" Themrie charakterisiert bereits die sozia-
listische Revolution als solche. Während einer unbestimmt langen Zeit und im 
ständigen inneren Kampfe werden alle sozialen Beziehungen umgestaltet ••• Aus-
brüche von BürgerkriHgen und äußeren Kriegen wechseln mit Perioden "frtedlidher" 
Reformen. Revolutionen der Wirtschaft, der Technik, der Wissenschaft, der Fami-
lie, der Sitten und Gebräuche entwickeln sich in komplizierten Wechselwirkungen 
und lassen die Gesellschaft nicht ins Gleichgewicht kommen. Darin besteht der 
permanente Charakter der Revolution als solcher ••• 
Der internationale Charakter der sozialistischen Revolution, der den dritten 
Aspekt der Theorie der permanenten Revolution bildet, ergibt sich aus dem heu-
tigen Zustande der Ökonomik und der sozialen Struktur der Mensctw!heit ••• Dia 
sozialistische Revolutiop beginnt auf nationalem Boden. Sie kann aber auf diesem 
Boden nciht vollzogen werden. Die Aufrechte:rtialtung der proletarischen Revolu-
tion in nationalem Rahmen kann nur ein provisorischer Zustand sein, wenn auch, 
wie die Erfahrung der Sowjetunion zeigt, einer von langer Dauer. Bei einer iso-
lierten proletarischen Diktatur wachsen die inneren und äBeren Widersprüche 
unvenneidlich zusammen mit wachsenden Erfolgem. Isoliert bleibend, maß der pro-
letarische Staat schließlich Opfer dieser Widersprüche werden. Der Ausweg be-
steht für ihn nur in dem Siege des Proletariats der fortgeschrittenen Länder ••• 
Die internationale Revolution stellt einen permanenten Prozeß dar, trotz aller 
zeitlichen Auf- und Abstiege ••• 

T 2 Zur sechsten Stunde: _(4.2.46.2.2):Ergebnisse von Kollektivierung und Industria-
lisifi!rung 

Aus: Geschichte der kommunistischen Partei der Sowjetunion (abgedr. in Telekoll. 
-s.o.-S.145 f .) 

Oie zw~ite Revolution in der Sicht der Partei 
••• In den Jahren 1930-1934 br.wältigte die Partei der Bolschewiki die nach der 
Machteroberung schwierigste Aufgabe?. der proletarischen Revolution,, die Überlei-
tung dor Millionen Wirtschaften bäuerlicher Kleinbesitzer auf den Weg zur Kollek• 
tivierung, auf den Weg dee Sozialismus. 
Die Liquidi• !rt.Jng des Kulakentums als der zahlreichsten Ausbeuterklasse und die 
Überleitung der großen Massen der Bauernschaft auf den Weg der Kollektivwirt-
echLiften führten zur Ausrodung der letzten Wurzeln des Kapitalismus im lande, 



zur endgültigen Festigung der Sowjetmacht im Dorfe. 
Nach Überwindung einer Reihe von Schwierigkeiten organisatorischer. Natur 
festigten sich die Kollektivwirtschaften endgültig und beschritten den Weg 
eines Lebens in Wohlstand. 
Als Ergebnis der Erfüllung des ersten Fünfjahresplans wurde in unserem Lande 
das unerschütterliche Fundament der sozialistischen Wirtschaft gelegt, nämlich 
eine erstklassige sozialistische Schwerindustrie und die kollektive maschini-
sierte Landwirtschaft aufgebaut, es wurde die Arbeitslosigkeit beseitigt, die 
Ausbeutung des Menschen durch den Menschen abgeschafft und die Bedingungen für 
eine ununterbrochene Verbesserung der materiellen Lage und der Erhöhung des 
Kulturniveaus der Werktätigen unserer Heimat geschaffen. 
Diese gigantischen Erfolge sind von der Arbeiterklasse, den Kollektivbauern 
und allen Werktätigen unseres Landes dank der kühnen, revolutionären und 
weisen Politik der Partei und der Regierung errungen worden. 



14. J.U. 
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Materialien zur U-Reihe 4.2.2 Die Ära des Stalinismus 

Auszuf aus ~.Grottian, ~as Sowjetische Regierun[ssystem, So275/76 
Verwc,,l tune: in der Sowjetunion ist seit Jahrzehnten zum größten Teil 
':Jirtsch3.ftsverwal tune dnrch den Staat im Auftrage der Partei, genauer 
genommen - der Parteiführung •••. Auf die mit wirtschaftlichen Aufgaben 
betrauten }~nisterien entfiel seit den dreißiger Jahren die größte Zahl 
der Ministerien. Die Tendenz, die Zahl der Ministerien mit wirtschaftlichen 
Aufgaben zu vergrößern, erreichte unter Stalin in den Jahren nach 1945 
ihren Höhepunkt. Von den 59 Ministerien im Jahre 1947 befaßten sich 5o 
Ministerien mit wirtschaftlichen Aufgaben ••• 
Das Wirtschaftssystem wies zahlreiche ~inisterien auf, die einzelne 
oder mehrere eng miteinander verknüpfte Industriezweige nach den von der 
Parteiführunr beschlossenen Plänen für diese Industriezweige zu leiten hatten. 
Diese Ministerien gaben Anweisungen an die ihnen unterstellten Betriebe 
im Hinblick auf die Produktion, auf die Lieferung der dort hergestellten 
Erzeugnisse an andere Eetriebe, auf den Bezug von Rohstoffen und anderen 
r;aterialien von anderen Betrieben. Im Rahmen des Planes für die Entwicklung 
des jeweiligen Industriezweiges bestimmte ,das hierfür zuständige Ministerium 
die Erweiterung und die Errichtung neuer B~triebeo Für die dafür not-
wendigen Kapitalinvestitionen wurden die Mittel entsprechend den Anweisu~gen 
des Ministeriums von der Staatsbank an die Betriebe zur Verfügung gestellt, 
so wie das auch bei der Bereitstellung von Mitteln für die laufende 
Produktion der Fall war. 

Auszug aus Stalin, Brief an Demjan, in 
Band 1, Kiepenheuer Uo Witsch, s. 361 

Der Sowjetkommunismus, Dokumente, 

Die ganze Welt erkennt jetzt an, daß das Zentrum der revolutionären 
Bewegune sich aus Westeuropa nach Rußland verlagert hato Die Revolutionäre 
aller Länder blicken voller Hoffnung auf die UdSSR als den Hort des 
Befreiungskmpfes der Werktätigen der ganzen Welt und betrachten sie als ihr 
einziges Vaterland. Der sowjetischen Arbeiterklasse und vor allem der 
russischen Arbeiterklasse, der Vorhut der sowjetischen Arbeiter, zollen 
die revolutionären Arbeiter aller Länder einmütig Beifall als ihrem 
anerkanntem Führer, dessen Politik die revolutionärste und aktivste 
Pali tik von allem ist, was sich die Proletarier anderer Länder jemals i-:/ 
erträumt haben. Die Führer der revolutionären Arbeiter aller Länder 
studieren beeierig die außerordentlich lehrreiche Geschichte der Arbeiter-
klasse Rußlands, deren Vergangenheit, die Vergangenheit Rußlands, denn 
sie wissen, daß er außer dem reaktionären Rußland noch ein revolutionäres 
Rußland gegeben hat, •• Alle~ dies erfüllt (und anders kann es auch nicht 
sein!) die Herzen der russischen Arbeiter mit dem Gefühl revolutionären 
Nationalstolzes, das fähig ist, Berge zu versetzen, fähig ist, Wunder 
zu vollbringen. 

42. SLJ.. lsaak Deutscher, 3 talin. Eine politische Biographie., Auszug in: 
KlAinknecht-Krieger, Mnterialien für den Geschichtsunterricht, Die 
Neueste Zeit, S. 220 
Eo gibt kaum eine wichtige geschichtliche Entwicklung, die sich so unauf-
fällig vollzog und von den Zeitgenossen in ihren Auswirkungen so wenig 
erkannt wurde, wi~ die gewaltige Machtergreifung in Stalins Hand. Drei 
der Xmter, die er unmittelhar nach dem Bürgerkrjeg in seiner Hand vereinigte, 
waren von entscheidender Wichti~keit. Es waren dies das Volkskommissariat 
ftir H~tionalittitenfragen, das Volkskommissariat der Arbeiter und Bauern-
inspektoren und seine Mitgliedschaft im Politbüro. 



_..,_ 
Als Kommisar für Nationalitätenfragen hatte Stalin die Angelegenheiten 
be inahe der Hälfte der Bevölkerung der Russischen Föderativen Sozialistischen 
Sowj e trepublik zu bearbe iten. So wurden die asiatischen uns halbasiatischen 
Randeebiete Stalins erste und unbestrittene Domäneo Das Kommissariat 
für Arbeiter- und Eauerninspektion sollte die Staatsverwaltung von oben 
bis unten überwachen, um Unfähigkeit und Korruption auszurotteno Die 
Absich t war zunächst nur die Heranbildung einer zuverlässigen und brauch-
ba r en Beamtenschaft, aber am Ende war die Rabkrin eine inoffizielle 
Polizei zur Überwachung der Zivilverwaltungo Als ihr Leiter bekam Stalin 
die Aufsicht über die gesamte Staatsverwaltung, ihre Tätigkeit und ihr 
Personal in seir.e Hand. Im Politbüro lag die Führung der Partei mit allen 
Aufgaben, die Tag für Tag an sie herantraten, in Stalins Händeno 
Die gewaltige Hacht, die er in diesen Ämtern ausübte, wuchs noch mehr, 
als Stalin 1922 zum Generalsekretär des Zentralkomitees ernannt wurde •• o 
Der Form nach war das Generalsekretariat dem Politbüro untergeordneto 
In Wirklichkeit wurde aas Politbüro von dem Sekretariat derart abhängig, 
daß es ohne diese seine Stütze hilflos in der Luft hingo Das Sekretariat 
bereitete die Tagesordnung für die Sitzungen des Politbüros vor, lieferte 
die Unterlagen f ü;' j ~ i en Punkt, der zur Debatte stand, und übermittel~ 
die Entscheidung des Politbüros an die untergeordneten Stellen. Das 
Generalsekretariat stand in täglicher Verbindung mit vielen tausend 
Parteifunktionären ••• und war für deren Ernennungen, Befö!'derungen und 
Entlassungen verantwortlich ••• Die Konzentration der Macht bei der 
bolschewistischen Führungsgruppe, das Fehlen jeder wirksamen Beaufsichtigung 
und nicht zuletzt der persönliche Ehrgeiz des Generalsekretärs, all das 
trug dazu bei, daß das Generalsekretariat bereits einige Monate nach seiner 
Schaffung ein außerordentliches Gewicht erlangte. 

13.SJJ. Kritik Titos am Stalinismus in: I. Fetscher, Von Marx zur Sowjetideologi9, 
Texte, s. 184/85 
Die Arbeiter haben auch heute noch keinerlei Anteil an der Leitung der 
Fabriken, diese werden vielmehr von den Direktoren geleitet, die der 
Staat einsetzt, also von Beamten. Die Arbeiter haben nur die Möglichkmii 
und das Recht zu arbeiten, aber das unterscheidet sie nicht sehr von der 
Lage der Arbeiter in den kapitalitischen Staateno Der Unterschied für die 
Arbeiter liegt nur darin, daß es in der SU keine Arbeitslosigkeit gibt -
und das ist alles ••• Da die Leiter der Sowjetunion das staatliche Eigentum 
als höchste Form des gesellschaftlichen Eigentums ansehen, ergibt sich 
die Nichtübergabe der Produktionsmittel in die Hände der Arbeiter wahr-
scheinlich gerade aus dieser Auffassung vom Staatseigentum. Außerdem 
steht dies völlg im Einklang mit der Verstärkung ihrer Staatsmaschineooo 
Was leistet denn der ungeheure bürokratische ~entralistische Apparat? 
Sind etwa seine Funktionen nach außen gerichtet? Was tun die NKWD und 
die Miliz? Wer deportiert mit wessen Hilfe Millionen von Staatsangehörigen 
verschiedenster Nationalität nach Sibirien und in den hohen Norden?oo 
Wer stört und verhindert den Kampf der Meinungen in der SU? Tut dies alles 
nicht ein einziger, äußerst zentralisierter, äußerst bürökratischer 
Staatsapparat, der in nichts, aber auch rein gar nichts einer Staats-
maschinerie ähnlich ist, die abstirbt ••• 
Schon seit langem ist die SU in ihrer inneren Entwicklung von der sozialisti-
schen Entwicklung auf den Weg des Staatskapitalismus mit einem bisher 
noch nicht dagewesenen Bürokratensystem abgewichen. Der Bürokratismus ist 
in der SU Selbstzweck geworden. Immer mehr wird er zu einer ausbeuterischen 
Macht, die sich über die Gesellschaft gesetzt hat, die nicht nur jede 
Weiterentwicklung der Revolution und revolutionären Denkens hemmt, sondern 
schrittweise die Errungenschaften der Oktoberrevolution liquidiert und 
immer mehr einen konterrevolutionären Chrakter annimmt. 

---~~~-~---
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Auszug aus : I. Fetscher, a.aoOo S. 1$7 
Man muß die heute in der SU verbreitete Kritik an der Stalinschen wi llkü~­
herrschaft als oberflächlich bezeichneno Es war nicht die Sct~l~ ~ialins 
allein, daß es zu einer grausamen Diktatur gekommen ist, jie Eachtver-
hältnisse und die Ideologie des Leninismus drängten von selbst auf sie 
hin. Der theoretisch denkbare "gute Diktator" ist ein so se l tener Glücks-
fall, daß man auf ihn nicht setzen kann. Stalin war veroutlich nicht 
viel schlechter, als ein anderer an seiner Ste lle eewesen wareo Wichtl6er 
als der Charakter des Politikers sind die Kontrollmöglichkeiten, die der 
Gesellschaft geg~ben sindo Wo sie fehlen, gibt es keinen Schutz vor 
Willkürherrschaft und Verfolgungo Die Rücksicht auf die öffent l iche 
Meinung kann wohl zu einer Mäßigung des Machtmißbrauchs führen, aber 
Freiheit vermag auch die "kollektive Führung" der SU ni cht zu geben 9 
solange sie an der Einparteienherrschaft, am Fraktionsverbot, an de r 
staatlichen Abhängigkeit der Gewerkschaften und am ideologischen Monopol 
des Marxismus-Leninismus festhälto 

Weitere Materialien siehe in den Handreichungen -Teil II- = Quellenhinweise 




